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Chronologische Uebersicht
der

in der Gesetz-Sammlung fur die Koniglichen Preußischen Staaten
vom Jahre 1822.

enthaltenen Verordnungen.

Datum Auzgege- Xo. J No.
des ben zu Inhalt. des Ides Ge. Seite.

Gesetzes. Berlin. Etucks. setzes.

23. Junii2. Febr. ·. 5„ 2 69
1321. 1322. Elb-Schiffahrts Akte ..................... 7
4. Olt. 65. Marz. Allerhochste Kabinetsorder, betreffend die Anle-

gung enger Schornstein-Röhren 3 702 42
. Nev. 12. Jan. Werthvergleichungs-- Tabellen der neuen Silber--

groschen und Kupfermunze gegen die jetzt noch
umlaufende Schlesische, Preußische und Pose-
ner, auch Brandendurgsche Scheidemünze 69“

— — — Hllerhöchste Kabinetsorder, betreffend die Wahl 4

der Kuratoren bei Depositenkassen, wo aus dem
Gerichtspersenal kein Kurator genob#nen wer-
 ————————— 692

— —. Febr. Ratifikations-Urkunde derzuDresdenam 23. Juni
182 1. abgeschlossenen Elb-Schiffahrts-Akte. 696

— — — — Erklörung wegen der mit Hannover aroer

Maaßregeln zur Verhütung der Forstfrevel in 2
den Grenzwaldungeenngngng... 1698

— — 3. April.HRakifikations-Urkunde der zu Dresden am 23. Juni

182 1. abgeschlossenen, das Revisionsverfahren.
auf der Elbe betreffenden Konventio 7 713 101

4. Dez.S. März.Erkláung wegen der mit Sachsen-Koburg verab-
redeten Maaßregeln zur Verhütung der Forst-
frevel in den Grenzwaldungen. ............P 70

8. — 12. Jan. Eine gleiche Erklarung in Bezug auf Holstein-
Oldenboreegg 695

19. — 12.— Allerh#chste Kabinetsorder, die Personal-Verän- 1
derungen im Staatsrathe betreffend 693

(# Aller-



Datum
des

Gesetzes.

Ausgege-
ben zu

Berlin.
Inhal.

No.
des Ge-

setzes.
Seite.

Febr.

20.

7.März

½

2. Febr.
18—2.

5. März.

6. April.

16. Mai.

23. März

28. —

16. Mai.

23.Marz.

6. April.

Allerbochsie Kabinetsorder, betreffend die Verlan—
Ferung der Fristen zur Anmeldung der Neal=
auspräche auf die unter der Gxrichtsbarkeit des
Ober-Landesgerichts zu Glogau belegenen eri-
mirten Grumsiückeder Ober-Lausitz

Allerhochsie Kabinelscrder, betressend die Entrich-
tung der Steuer von inländischen Tabaksblättern.

Insiruktion zur Anlage enger vom Schornstein-
feger nicht zu befahrender Schornsteinröhren.

Allerhöchsie Kabinetsorder wegen eines Präklusions=
Termins zur Anmeldung der Verwaltungs-
Ansprüche, welche mit dem Herzogthum Sach-
sen auf Preußen übergegangen sind

Allerhöchste Kabinetsorder wegen eines Präklusions=
Termins zur Einlösung derHaupt-Nutz= und
resp. Haupt-Brennholzkassen -Obligationen

Allerhöchsie Kabinelsorder, betreffend die Ver-
wendung der den Gutebesitzern bewilligten Re-
tablissementsgelden

Nerordnung über die zusschliehung der Oeffent-
aschten der Verhandlungen in solchen Fällen,
worin Mora#n#t und Sittlichkeit darurch gefähr=
det werden können

Allerhöchsie Kabinetsorder, betreffend die Begna-
digung der beim ehemaligen Herzoglich-Braun-
schweig-Oelsschen Korps ohne Erlaubniß in
Diensten gestandeuen Preußischen Offiztere

Allerhochste Kabinetsorder wegen einer Präklusions-
frist für die Zurückzahlung der im Jahre 1813.
in Schlessen ausgeschriebenen Zwange-Anleihe

Konvention mit Rußland, in Betreff der Forde-
rungen Königlich -Polnischer Unterthanen aus
alten schlesischen Schuldverschreibungen.

Gesetz wegen des Schuldenwesens der Gemeinen
in den Landeütheilen des linken Rheinufers und
in der Stadt Wesel

Gesetz wegen der Stempelsteuer.
Polizei-Ordnung fur den Hafen von Pillau.

Schif-

.

4

OOC
PJ3
700
711

48

89



Datum
des

Gesetzes.

Ausgege-
ben zu
Berlin.

No.

Stücks.

Seite.

11. Marz
1822.

6. April
1322.

Juli.

23. April.

Schiffahrts-Polizei-Ordnung für die Residenz-
und Handelastadt Konigöberg und die Fahrt
auf dem frischen Haf 6

Allerhöchste Genehmigung des vom Staatemini-
sicrio unterm 29sten März d. J. erlassenen
Regulativs über die inrichtung neuer Holzhöfr
um die Festungen.

Allerhöchstc Kabinetsorder wegen z beobachtender
Reziprozitat in der Abschoßfreibeit gegen die
Nordamerikanischen Freistaaten wie gegen jede
andere Staatten.... 14

Allerhöchste Kabinetsorder, betreffend das Verfahren
bei Amts-Entsetzung der Geistlichen und Jugend=
lehrer, wie auch anverer Staats-Beamten

Allerhöchsie Kabineksorder, daß ohne landesherr=
liche Erlaubnißz, Niemand seinen Familien=
oder Geschlechtanamen ändern dörfe

Verordnung und Tarx-Ordnung für die otarien
in den Niederrheinischen Provinzen

Statut für die Kaufmannschaft zu Danzig
Erklärung wegen Aufbebung des Abschosses und

Abfahrtsgeldes zwischen den s#mmtlichen Staa-
ten von Prcusien und Dänemark

Erklärung wegen der mit Baiern verabredeten
Maaßregeln zur Verhütung der Forftfrevel in
den Grenzwaldungen. 9

Allerhöchste Kabinetsorder, daß Vesizer von Or-
den 2c. die Oekorationen derselben während einer
zu erlridenden Fesiungestrafe nicht tragen sollen.

Gesetz wegen der Löhnung und des Umzuges der
Schäfer und Schöferknechte in den Provinzen
Sachsen und Westphalen, in dem Kottbusser
Kreise und in den zu den Regicrungebezirken
Potsdam, Frankfurt und Liegnitz geschlagenen
vormals sächsischen Landestheilen, deegleichen
wegen Bestimmung des Umzugs-Termins in
der Prooinz Schlesien.

Stakut für die Kaufmanns.haft zu Memel. ..
Chausseegeld-Tarif nebst Anhang rom 29. Mai 11

—.—

Gesetz,

714

713

716
719

730

720

108

109
130



VI

Ausgege- No. No.
ben z Inhalt. des sdes Ge- Seite.

Berlin. Stucks. setzes.

Gesetz, betreffend die Tedes-Erklärung der aus
den Kriegen von 1806. bis 1815. nicht zurück-
gekehrten Militairpersonen

— — Ectlrung wegendermitderGroßherzogl.Hessischen)10
Regierung verabredeten Maaßregeln zur Verhü-
tung der Forftfrevel in den Grenzwaldungen. 151

Tarif, nach welchem das Fährgeld für das Ueber-
setzen über den Gilgestrom bei eatischken!
erho en werden soooooll

— — lerb#sie Kabinetsorder, betreffend die Chaussce-
geld-Erbebung auf den Kunsiftraßen jenseits
des Rheins nach dem allgem. Chaussec-Tarif. 725 169

Allerhochste Kabinetsorder, die Vollstreckung der
Erekution aus Eivil-Erkenntnissen gegen Mi-
litairversonen betreffdddd

Allerhdchsie Kabinetsorder wegen Anwendung des
Stempel-Tarifs bei Erkenntknissen gegen die Ka-
pitaine und Rittmeister zweiter Klasse 727

1. Juli. Erklärung wegen der mit Sachsen-Weimar ver-
abredeten Uebereinkunft in Betreff der gegen-
seitigen Uebernahme der Ausgewiesenen und
Vagabunen ...........

— — Mllerhochste Kabinetsorder, betr. die Anwendung der

StrafgesetzebeiMaisch-Stencr-Kontraventi
11. — Ullerhdchsie Kabinetsorver wegen Befdrderung

der inländischen hederen
21. Aug. Erklärung wegen der mit Anhalt- essau getroffe-

nen Ucbereinkunft, daß gegenseitig bei vorkom-
menden Kriminal-Untersuchungen nur die baa-
ren Auslagen erstattet werden sollen 16 193

19. Dez.Vertrag wegen der Gefülle, welche an der Grenze
des Kbnigl. Preuß. Gebiets von dem Verkehr
des darin eingeschlossenen Theils der Fürstlich-
Schwarzburg-Rudolsidt. souverainen Besitzun-
gen erhoben werden; ratifizirt am 2. Okt. d. J.

11. Juli.Gesetz, betrefsend den Verkauf ausstehender For-
derungen und Kurs habender Schuldpapiere
im Wege der Erekntiion

20.— llerhöchste Kabinetsorder wegen einer Praklusiv=
Frisi zur Anmeldung der aus den verschiedenen
Staats-Anleihen im ehemaligen Herzogthum
Warschau statt findenden Forderungen

— — ine gleiche Allerhochsie Kabinetsorder in ctress
der verschicdenen, aus der Zeit der ehemaligen
Herzoglich-Warschauschen Verwaltung an das
Großberzogthum Posen und die Kreise Kulm,
Thorn und Michelau zu machenden Forderungen 182

Gesetz

1 W D.

1— E# «
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Datum
des

Gesetzes.

Ausgege-
ben zu
Berlin.

Inh al k.
No.

des

Stücks.

No.

des Ge-

setzes.
Seite.

11. Juli
1822.

!

20. Juli
1822.

— —

10. Aug.

26. Sept.

10. Aug.

26. Sept.

11. Dez.

20. Sept.

5. Okt.

Gesetz über die Zulässigkeit der Wechselklage gegen
den wechselfähigen Akzeptanten eines von einem
nicht wechselfähigenAussiellergezogenenWechsels

Gesetz, die Heranziehung der Staatsdiener zu
den Gemeinelasten betreffend .. .. ......

Deklaration des Gesetzes vom 7. Septbr. 1811.
die polizeil. Verhältuisse der Gewerbe betreffend.

Erklärung wegen der mit Schwarzburg-Sonders--
hausen verabredeten Maaßregeln zur Verhütung.
der Forsifrevel in den Grenzwaldungen

Allerböchste Kabinetsorder, die Ausschreibung der
Prinzessinnen-Steuern betressend

Allerhohste Kabineksorder wegen erlangerung
der Hppothekenfrisien für die crimirten rund-
siücke des Herzogthums Sachsen in den Juris-
diktionsbezirken des Ober-Landesgerichts zu
Naumburg und des Kammergerichts

Allerhöchste Kabinetsorder wegen eines Präklusiv=
Termins etwaniger Anspruche auf Gehalts-,
Wartegeld= und Pensions-Entschädigung aus
den Allerhdchsten Kabinetsorders vom 1. Au-
gust 1817. und 3 Juli 1818., so wie aus den
Godesberger Verkandlungen für die theinisch-
westphälischen Provinzen um Japre 1517

Erklarung wegen der mit der Fürstlich-Lippeschen
Regierung verabredeten Maassregeln zur Ver-
hütung der Forsifrevcl in den Grenzwaldungen.

Allerhöchste Kabinetsorder wegen eines Präklusiv=
Termins für die Umschreibung der Lieferungs-
scheine in Staatsschuldscheen

Subbastations-Ordnung für die Rheinprovinzen.
Allerhochsie Kabinolsorder, betreffend die Verneh-

mung der Militairzeugen in Untersuchungen ge-
gen Jiollpersonen in den Rheinprovrinzen

Allerhöchste Genehmigung wegen eines mit Fesi-
setzung einer praklusivischen Frist zu erlassenden
Aufrufs zur Anmelrung aller aus den Jahren
1506. bis 1319. noch rückständigen Forderun-
gen an die Servis= u. Garnison-Administration

Auszug aus der Allerhöchsten Order, die Beschrän-
kung der G. 21. und 39. der Städtceronung
betressnen

Allerhechste Kabinetsorder wegen Vollstreckun er
Erekution aus Zivil-Erkenntnissen gegen .##
litairpersonen in den Provinzen, wo das All-
gemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichts-
orenung noch nicht eingeführt sind

arif

7a2

T 2

189

194

205

191

195
195

206
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Datum
des

Gesetzes.

Ausgege-
ben zu
Berlin.

Inhal t.
No.

bes
Stücks.

des Ge

setzes.

No.

Seite.

10. Sept.
1822.

20. Okt.

5. Okt.
1322.

26. Sept.

7. Nov.

 830. Nov.

14. Dez.

Tarif zur Erhebung der Kanalgefälle bei der Bie-
lawer, Gromader, der Bromberger Stadr= und

den Bromberger Kanalschleusen
Allerhöchste Kabinetsorder uber einige cinstweilige

Besiimmungen, betreffend die Ausführung des
Gesetzes vom 23sten September 1820. wegen
der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhälentsse
in den vo#rmals zum Konigreich Wesiphalen,
zum Großherzogthum Berg oder zu den fran-
zöblisch-hanseanschen Departements gehdrendenLandestheilen

S lerhochste Kabinetsorder, betreffend die vierjährige
Verjährungsfrist bei den zu sämmtl. Staatsschuld-
scheinen ausgereicht werdenden Zins-Coupons.llerhöchste Kabinetsorder, betreffend die Ernen-
mung des Staatsministers von Voß zum Vi-
zeprastdent des Staatsraths und des Staats-
ministiititit:

Allerhochste Kabinctsorder, wegen Ernennung des
Feldmarschall Grafen Kleist von Nollen-
dorf, Ober-Berghauptmann Gerhard und
Regicrungs-Chef-Präsident von Schduberg
als Mitglieder des Staatsrattts . ..

Allerhöchste Oeklaration, den §. 604, der Kriminal-
Ordnung oder dasß Seitenwerwandte ihre zur Un-
tersuchung gezodeßen # erwandte zu verpfle-
gennicht forner verpflit ect seyn sollen, betreffend

Aufruf wegen der, iunckhalb einer sechsmonatli-
chen Feblussofeist angumeldenden Forderungenaus den Jahren 1806. bis 1819. an die Ser-
vis= und Garnison-Administratin

Allerhöchste Kabinetsorder wegen Regulirung des
von der Hauptverwaltung der Staatsschulden
7.

S

übernommenen Provinz H s

Erklärung wegen der mit der Fürstlich-Waldeckschen
Regierung verabredeten Maahregeln zur Ver-
hütung der Forstfrevel in den Grenzwaldungen.

Eine gleiche Erklärung in Bezug auf das Fürsien=
thum Schwarzburg-Rudolsiadt

Bekanntmachung des Geheimen Staatsministerü,
in Bezug auf das Edikt vom 11ten März 1812.
daß Juden zu akademischen Lehr= und Schul-
Aemtern ferner nicht zugelassen werden sollen.)

18

20

766

700

761

20

214

215

216

222

229

217

219

224



Nachtrag
Verordnungen aus frühern Jahren.

Allerhöchste Bestätigung
der Preußischen Bibelgesellschaft und ihrer Gesetze,

vom 13ten September 1814.

*
Ich finde den Zweck der Bibelgesellschaft, zu welchem sich nach der Anzeige
vom 3Z1sten v. M. mehrere angesehene und namhafte Manner in Meiner Resi—
denz vereinigt haben, sehr loblich, und will daher diese Gesellschaft und ihre
Mir vorgelegten Gesetze für Meine Staaten hierdurch bestätigen, habe derselben
auch die Portofreiheit bewilligt, und den General-Postmeister darnach angewiesen.

Berlin, den I Zten September 1814.

Friedrich Wilhelm.
An

den General-Lieutenant von Dlericke.

Grundsätze
der Preußischen Bibelgesellschaft.

1) E. wird hier in Berlin eine Bibelgesellschaft gestiftet unter dem Namen:
„Preußische Bibelgesellschaft.“

2) Der Gegenstand dieser Gesellschaft ist: Ausbreitung der heiligen Schrift in-
und außerhatb des Landes, nach der Uebersetzung, die eine jede Konfession
angenommen hat, ohne Note oder Anmerkung.

3) Jeder, der einen jährlichen Beitrag subskribirt, wird ein Mitglied der Ge-
sellschaft, und wer auch nur einmal Beitrage giebt, soll als Wohlthäter
derselben anerkannt werden.
Es wird aus den Mitgliedern derselben ein Ausschuß gewählt, der die An-
gelegenheiren der Gesellschaft besorgt, und aus cinem Präfidenten, drei
oder mehreren Vizepräsidenten, zwölf oder mehreren Direktoren, drei Se-
kretairen und einem Schatzmeister besteht; in Abwesenheit aber des Präsi-
denten oder der Vizepräásidenten, werden vier Direktoren und ein Sekretair
im Stande seyn, die Geschäfte zu verrichten.

5) Der Ausschuß wird sich bemüben, richtige Nachrichten von den Bedürf-
nissen der heiligen Schrift in den verschichenen Provinzen des Preußischen

„Machtr. 3. G. S 1822. 50. Staats

4



Staats zu erlangen, und die besten Mittel gebrauchen, denselben abzuhel-
fen, so daß das Wort Gottes entweder zu einem niedrigen Preis verkauft,
oder denen, die es nicht bezahlen können, umsonst gereicht werde.

6) Der Ausschuß wird sich auch bemühen, die Subskribenten und Wohlthä-
ter der Gesellschaft zu vermehren, und mitwirkende oder Zweig-Gesellschaf-
ten in verschiedenen Theilen des Landes zu stiften, damit die Absicht der
Gesellschaft desio eher erreicht werde.

7) Der Ausschuß wird sich einmal im Monat, und wenn's nöthig ist, öfter
versammeln.

3) Der Schatzmeister wird die Berechnung der Einnahme und Ausgabe der
Gesellschaft besorgen, und alle Anweisungen, Gelder aus der Kasse nach
dem Beschlusse des Ausschusses zu zahlen, werden von dem Vorsitzer und
Sekretair desselben unterschrieben.

0) Die Sekretaire werden Protokolle über die Abhandlungen und Beschlüsse
des Ausschusses anfertigen, und die Korrespondenz der Gesellschaft richtig
besorgen.

10) Eine Hälfte der Direktoren wird jährlich ihr Amt niederlegen, diejenigen
aber, welche den Zweck der Gesellschaft besonders befördern, können wie-
der gewählt werden.

11) Jährlich wird eine allgemeine Versammlung der Gesellschaft gebalten, in
welcher die neuen Direkroren gewählt werden, der Bericht über die Fort-
schrirre der Gesellschaft wird vorgelesen, und die Berechnung der Einnahme
und Ausgabe derselben vorgelegt Dieser Bericht und die Berechnung der
Einnahme und Ausgabe der Gesellschaft nebst den vornehmsien Briefen der
Korrespondenz, so wie die Namen und Subskriptionen der Milglieder und
Wohltrhäter werden gedruckt.

12) Alle Geschäfte des Ausschusses geschehen unentgeldlich, und keiner, der
Bezahlung für seine Diensie bekommt, kann ein Mitglied desselben seyn,
oder eine Stimme darin haben.

Bestimmungen
btber die Verbältnisse der Preußischen Haupt-Bibelgesellschaft

zu ihren unmittelbaren Tochtergesellschaften.

J)D. Verhältnisse der Preutischen Haupt-Bibelgerellschaft zu den von ihr
ummittelbar anêgehenden Tochtergesellschaften ergeben sich aus der Natur des
Vereins welcher mehr auf den in ihm herrschenden #iebendigen Sinn für den
gzemeinschaftlichen wohlthätigen Zweck als auf äußere Bande gegründel ist, an-

derer-
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dererseits aber auch stete Hinrichtung aller seiner Glieder auf diefen Zweck und
festes Zusammenhalten in demselben mittelst angemessener Formen erfordert.

Da das aus der erstern Rucksicht Fließende von selbst sich darbietet, so
bedarf es nur einer nähern Bestimmung dessen, was in Beziehung auf die an-
dern nöthig ist.

2) Jede unmittelbar von der Hauptgesellschaft ausgehende Tochtergesell-
schaft ist verpflichtet, der erstern sowohl ihre besondere Statuten zur Prüfung
und Genehmigung vorzulegen, als auch die Mitglieder ihres Ausschusses anzu-
zeigen, und letzteres bei jeder im Personale des Ausschusses vorgehenden Ver-
Anderung, zu thun.

3) Jede Tochtergesellschaft wird zwar in ihrem Wirkungskreise die Frei-
heit haben, kleinere, von ihr zunächst abhängende Tochtergesellschaften, ohne
vorherige Rückfrage bei der Hauptgesellschaft, zu bilden, und die Leitung der-
selben, so wie die Einsammlung von Beiträgen, zuverlässigen Männern anzu-
vertrauen, jedoch unter Beobachtung der unter 5.—0angegebenen Obliegen-
heiten.

M) In die aus dem Zwecke des Ganzen fließenden, und mit ihm über-
einstimmenden Unternehmungen der Tochtergesellschaften, wird die Hauptgesell-
schaft sich zwar im Einzelnen nicht mischen. Doch aber muß sie, um die nö-
thige Einheit in der Wirksamkeit des Ganzen zu bewahren, sich vorbehalten,
eines Theils die Aufstellung allgemeiner Grundsätze und Verfahrungsweisen, durch
deren Befolgung der Zweck am sichersten und besten zu erreichen sieht,, und dien-
licher Anweisungen, so oft diese nöthig scheinen, andern Theils eine negative Ein-
wirkung, oder das Recht, von dem Zwecke der Gesellschaft abweichende, oder
gar ihm entgegenlaufende Unternehmungen zu hemmen.

5) Jede Tochtergesellschaft hat zwar ihr aus den Beiträgen und Geschen-
ken enrspringendes Vermögen und dessen Verwaltung für sich. Da es aber hier
nicht auf Sammlung von Kapitalien ankommt, auch der Fall eintreten kann,
daß, während in dem Wirkungskreise einer Tochtergesellschaft die Bedürfmisse
ganz oder größtentheils befriediget und noch Mittel übrig sind, einc andere hin-
gegen dieselben in ihrem Wirkungskreise noch dringend fühlt, ohne die Mittel
zu ihrer Abbelfung zu besitzen: so wird es zuweilen nöthig seyn, den Mangel
bei der einen durch den Ueberfluß der andern an Geld oder Büchern abzutiellen..
Die Murtergesellschaft wird auch hierin Vermittlerin des Ganzen seyn, und selbst
immer gern aus ipren Mitteln nach Moglichkeit dem Bedürfniß zu Hülfe kom-
men, dagegen aber auch die Hülfe der Tochtergesellschaften, welche dazu ver-
mögend fued, in Anspruch nehmen, indem sie ihnen theils Anleitung giebt, an-
dere bedürftige Gegenden mit ihrem Ueberfluß unmittelbar zu untersiützen, theils
diesen sich zusenden läßt, und seine Anwendung da, wo sie dringender nöthig
ist, besorgt. Eine jährlich öffentlich von der Hauptgesellschaft abzulegende Rech-

nung,
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nung, soll das Vertrauen, welches die Tochtergesellschaften in dieser Hinsicht
ihr beweisen, rechtfertigen.

6) Die gewöhnliche wechselseitige Korrespondenz zwischen der Hauptge-
sellschaft und den Tochtergesellschafren ist unbestimmt, und richtet sich nach den
Umständen.

Letztere sind aber verpflichtet, erslerer jährlich einen Bericht über ihre
Unternehmungen, und eine Uebersicht ihres gesammten Zustandes, vorzulegen,
enthaltend:

1)

2

3)

4)

5)

eine Angabe der Zahl der Mitglieder der Tochtergesellschaft selbst, mit der
Bemerkung, wie viele neu zugetreten, und wie viele abgegangen find, mt
namentlicher Auffuhrung der Mitglieder ihres Ausschusses;
eine Angabe aller von ihr abhangenden kleineren Gesellschaften, nach den
Orten, wo sie ihren Sitz haben, der Zahl ihrer Mitglieder, und ihren
namentlich zu erwahnenden Vorstehern;
eine Darstellung ihrer Thatigkeit in ihrem ganzen Bezirke, wobei es frei-
lich auch auf die Zahl der vertheilten Bibeln und neuen Testamente, mehr
aber doch auf die Art und Weise der Vertheilung und die Forderung des
hiebei beabsichtigten Zweckes, ankommt;
eine Berechnung der Einnahme und Ausgabe in ihrem ganzen Bezirke,
spezißzirt nur nach den kleinen Gesellschaften ohne namentliche Aufführung
der Beitragenden, mit einer Nachweisung des gegenwärtigen Kassen-Zu-
standes;
eine Angabe des Vorraths an Bibeln und neuen Testamemen, welcher
noch bei ihr selbst und den von ihr abhängenden kleinen Gesellschaften zur
Vertheilung vorhanden ist.

Diese Jahresberichte müssen immer gegon Ende des Dezember beim Ab-
schlusse der Hauptgesellschaft in Berlin eingehen.

Es soll daraus jährlich ein Generalbericht angefertigt, und sowohl Seiner
Majestät, dem Beschützer der Preußischen Bibelgesellschaft, als auch dieser selbst
und dem Publikum vorgelegt werden.

Berlin, den I####en November 1814.

Der Ausschuß der Preußischen Haupt-Bibelgesellschaft.



Gesetz Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staaten.
 No. 1.—

CNo. 692.) Allerhchste Kabinctsorder vom 20sten November 1821., bekreffend die Wahl
der Kuratoren bei Deposstenkassen, wo aus dem Gerichtöpersonal kein

» Kurator genommen werden kann.

Ich bestimme auf Ihren, im Berichte vom Zosien September d. J.enthaltenen
Antrag: dag bei den Gerichten, woselbst dasGerichtspersonal“nicht so siark
ist, daß aus demselben die zur gehörigen Verwaltung der Depositenkassen erfor-
derlichen Personen genommen werden können, jeder Gerichtseingesessene, welcher
für qualifgirt erachtet wird, das Amt des Oeposstalkurators zu verwalten, sich
demselben unemtgeldlich auf drei Jahre unterziehen muß/, in sofern nicht die Gründe
obwalten, welche ihn allgemein von Annahme der Vormundschaften oder Stadt-
Aemter entbinden. Berlin, den 20sten November 1821.

Friedrich Wilhelm.
An

ie Staatsminisier von Kircheisen und von Schuckmann.

S 693.) Allerhdchste Kabinetsorder vom 19ten Dezember 182 1., die Personal-Verän-derungen im Staatsrath betreffend.
J habe beschlossen, die durch den Abgang des Generalmajors von Groll-
mann erledigte verfassungsmäßige fünfte Stelle in der zweiten Abtheilung des
Staatsraths für die Militair-Angelegenheiten, nunmehr dem Generallientenanr
und Chef des Generalsiaabes Freiherrn von Müffling zu übertragen. Auch
will Ich genehmigen, daß der Geheime Ober-Finanzrath Beuth die durch das
Absierben des wirklichen Geheimen Ober-Finanzrathö Vorsche erledigte Stelle
sowohl un Pleno als in den Abtheilungen einnehme.

Da ulrigens nach der Verordnung vom 20sten März 1817. der Geheime
Staatsrath und Präsident Nagler zu denjenigen Staatsdienern gehört, welche
durch ihr Amt zu Mitgliedem des Staatsraths berufen sind, so isi derselbe zu dem
Plenum des Stamsraths zuzuziehen und in denselben einzuführen. Diesen Be-
simmmungen gemáß, überlasse Ich Ihnen das Weitere zu veranlassen.

Berlin, den 10ten Dezember 1821.
Friedrich Wilhelm.

An
deu Staatskanzler Herrn Fürsien von Hardenberg.

Jahrgang 1827. A (No. 694.)

(Ausgegeben zu Berlin den 12ten Januar 1822.)



(No. 694.) Werth-Ver. leichungstabellen der neuen Silbergroschen und Kupfert unze ge-
gen dir jetzt nech umlaufende Schlesische, Preußische und Posener, auch
Brandenburgische Scheidemänze. Vom 1 Sten November 1821.

Vorbemerkungen.
1. Von der neuen Scheidemunze sind *- Silbergroschen —tThaler Courant.

 — 12neue&amp;Kupferpfenuige.
also 36 neue Kupferpf. ——1ThalerLourant.

2. a. Von den reduzirten alten Bran-
denburgschen Groschen sind 42 Stück — 1 Dbaler Courank.

1 reduzirrer Gr. — 653 alte Brand. Pfenn.
b. Von den reduzirten alten Brandenburg. 0 Pf. Stücken sind 2 Seück Einem

Groschen gleich, also 84 Stück — 1 Dhaler Courant.

. Von den Schlesischen chenfals reduzirten Bohmen und Duttchen
##Hend52½Stück — 1 DhalerCouranc.

4. Da na•h einer MinisterialVerfügung vom Jahre 1810. andere abuliche
kteine Silbermunze auch als reduzirt angenommen werden soll, so #und
bieher auch noch die Gröschel und Kreuzer zu rechnen, und sind
also 3 Kreuzer 1 reduzirtesDürtchen.

4 Groschel reduzirtes Durtchen.

·

i

*.—#—

Dhaler Courant.
Thaler Couranc.

157# Kreuzer
210 Groschel —

5. Von den alten Brandenbur-
gischen Pfennigen sind 288 Srück —1Thaler Courant.

6. Von den Schillingen in Ku-
pfer des Königreichs Preu- .
sjen sind 270 Stuck — tThaler Coura

1 solcherSchtlling — 6 Pfenng Preußisch.
— Von den Kupfergroschen des

Königreichs Preußen sind 90 Stuck —
1 solcherGroschen —— Preuß. Schillin

und 1 Groschen auch — 18 Pfennig Preußise.
so daß 1020 Preuß. Pfennige = 1 Ddaler Couranr.

Von den Kupfergroschen
des Großberzogtbums
Posen sind 180 Stuck — Thaler Courant.

(Das Zeichen — bedeutet: ist (oder: sind) gleich.)

Auf den Grund dieser Vorbemerkungen sind nachfolgende Tabellen angeferri-
get, und sind die Bruchtheile unter weggelassen, voll und daruber aber,
als ein Ganzes angenommen worden.

DThaler Courank.S——
—ê r

—

Schle-



1.

3

Schlesische Münzen.

a) Neue Münze gegen Alte. b) Alte Mönze gegen Nene.

Vergleichung der neuen Sildergroschen.

A. Gegen reduzirte Dütchen
und Kreüzer.

B. Gegen reduzirte Dötchen
und Grbschel.

III. Vergleichung der
Dütchen gegen neue

Eilbergroschen und
neuc Pfennige.

IV. Vergla--
chung der ret u-
zirten Schleusch.
Groschel ge grn
neue Kupfrr-

Pfennige.

Veue Ceurant r*mi 2 neue k neuete

Eilber. — — *r*2 — und —

r*P“fd « ch K r. ein ich Girb Dena auf einen DüchenGro= Psenni. Grbr An en reuze 1 - I o NFeunt- - 'MI· Eitoschel. .haler. rücfbrn.e.4„ei. fee.rbl. Jaht. labl.
oder

1 1! 2 — 1 3 — — 1 — 7 1 »

2 3 2 — 2 — — 2 4 2 2 3

3 s 1— 5 1 — 3 i 9 3 5
4 7 — — 7 — — — 4 2 3 4

5 l 2— 6n 3—— 4gr. 5 2 10der 7
6 10 2— 10 2 — — 6 3 5 Dutchen
7 12 1 — 12 1 — — 7 4 —

1 — — 14 — — — 8 4 7

9 15 2 — 15 3 — 9 5 2 V. Vergleichung
10 17 2 — 17 2 — — 3Sg 10 5 9 der reduzirten

11 10 1 — 10 1 — 11 6 3 Schlesischen
12 21 — — 21 — — — 12 6 10 Kreuzerge
13 22 2 — 22 3 — — 13 7 5 neue Kns
14 24 2 — 24 2 — — 11 8 — Pfennige.

15 26 1 26 1 — 12 gr.. 8 7
16 254 28 — — 16 9 2 10
7 2 29 3.— — * 6 9 2 neue

14 31 2 — 31 2 — — «- 10 3 5

19 33 1 — 3.) 1 — — 10 10
20 5 —— zi- ———169i 11 5 Kreujzer.s Pfenni-
21 6 2 36 — — 12 — E

22 z8 2 38 2 — 12 7
23 46 1 — 42 1 — — 13 2 1 2

21 12 — 42 —— n 9 2 5
25 * 2 43 – — 260 14 8 3 —
26 45 2 — · — 14 10 Dder## * 7
27 47 1 — 1 12 .- Juchm
23 49 — — — — 16 —

* * 2— 3 23
30 52 2 – 2 E 24 9

I
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II. Preußische Münze in-

d5) Neue Münze gegen Alte.

VI. Vergleichung derneuen Silbergroschen.,, VlI. Vergleichung der neuen Kupferpfennige gegen die

A. Gegen die #6. Ge-C. Gegen die Preußischen Schillinge (nebst Pfennigen) gegen Preußische
Preußischen Posener Kupfergroschen (nebst Pfennigen) und gegen die Posener
Schillinge. Grosc|Ereschen. Kupfergroschen.

Neue Freuft. Pel vofner Courant, #che

Silber- sche — reo- — (Gro-- neue reuß Echil oder Preuß. Groschen oder Posener

Gro- Kchil- 64 in schen auf einen s Pfen- à 3 Schillinge — Groschenunge.Kupferschen. · * « Thaler-tilge. Preuß. 1
Etuck. Stuck. ] Etuck. Grosch. 1

1 9 3 6 — Schill. Pfenn. Schill.Pfenn. Pos gr.
2 18 6 12 — 1 — 5 — — 5 1 —

3 245# 18 — ·
4.3()1·-2-i — 2 3— 1 31—

5 15 1151585 ElHgr,. — 2 2 2
6 5 18 36 — 1
7 63 21 12 — — — — - —

8 72 24 18 — 1 5 —

9 51 27 54 —
160%%%% s 1 *3
11 99 33 66 — 7 5 1 4 —
12 108 36 72 —
11 1635153 — 8 55— 51

14 120 42 84 — 2 — 5 —

15 135 45 —— . »-
161444596 — 3

17 153 51 102 — 2 2 2 6 —

18. 103 54 103 —
10 % 1% „ Kin — — 3—1216

20 100 60 120 g
21 180 6.3 126 —
22 198 66 E —

23 207 (.O :38 —

24 215½ 5½ 14. —
25 12265 71150.— ?2ogr
26 234 8 150 –
25156 s 162 —

25 252 168 —

29 201 7 1.4 —

30 270 #1unn 190 — 1 Nehl.

Die çeußisehen Creschent und mit den muen
kuesernen 1 DBff. Szulen, und

DerVesester 6roseen mit den neuen kupfernen
2 Vf. Stucten gleich.
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Posener Groschen.

b) Alte Münze gegen Neuc.

VIll. Vergleichung der
Prrußischen Schillinge ge-
gen neue Silbergroschen u.

IX. Vergleichung der-
Preuß. Kupfergwoschen ge-
gen Silbergroschen.u.neue

X. Bergleichung der
Preuß. Pfennige, wovon
1620 auf einen Thaler ge-

XI. Vergleichung der-
Posener Groschen gegen
Silbergroschen und neue

neue Pfennigc. Pennige. hen, gegen neue Pfennige. Mennige.

P “4 neue ·#½ Silber-/ neue Preußisch neue Posener Silber= " neue

— und Kupf — und — PVfeunige. — und

Schil= ro.Pfentge.Gro= Gro. Mennige.,femige: Gro- G#fen-
linge. schen. schen. schen. schen. schen. « nige.

1 — 1 1 — 4 1. — 1 — 2

2 — 3 2 — 8 2 — r 2 — 4

3 — 4 3. 14 (od. 12) 3 — -G) — 6

4 — 5 4 1 4 4 — *8 4 — 8

5 1— 75 1 8 5. 4— 5 = 40

6 — 8 6 2 — 6 (#1SSd#n#r.71 —1 6 1 ((od. 12)

— 9 7 2 4. 7 2 — 7 1 2.

* — 11 8 2 8 8 2 — 8 1 4

9 1 (ed. 12) 9 3 — 9 2 — 9 6.

10 1 « 1 10 3 4 10 2 — 10 1 8

11 1 3 11 3 8 11 2 — 11 1. 10.

1 12 4 — 12 3 — 12 2 —

13 1 13 — 13 2 2.

1# 1 14 — 14 2

1 15 — 15 2

1 16 — 16 2

1 15 — 17

2 — 18 18 —

Preuß

* —2 —
gros en.

III. Bra n-
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III. Brandenburgische Münzen.

*) Neue Münze gegen Alte. b) Alte Münze gegen Neue-

XII. Vergleichung der neuen Silbergroschen. Aull-Vergleichun):. Verglech. XV.Vergleichung
der neuen Pfenniges reduzirter alter Per nicht reduzir

A. Gegen alte Branden-B. Gegen alte Branden-egen reduzirte Brandenb. Grochen alten Meenrige
burgische Groschen undsburgische Groschen und alte Brandenburgischeschen gegen Sil- egen die neuc#9 - Groschcunndaltcxbekroschcnund gegen

neue Pfennige. Kupferpfennige. g . Pfennige.

gute Pfennige. eu t
1alter Groschen — 87 neuele alterGroschen Courant neue alte rednv Sil nene alte neue
Pennige oder360Pfennige alte B en Gr. *. zirteEer-

auf einen Thaler — pf.od. 288 1Thl. — — ’i-e —

"a und 1! auf einen Pfennige J Pfen- Gr. Gro1½% Vfenn. Pfenni„alte Gr.j neue lalte Gr alte -·. « ige.—5 fenn. Ean Pfenn.. Thaler. ai. nige. schen nigeEazahl
oder

1 1 3 — 1 1 1— 9 1 1

2 2 7 — 2 224 1152 3
3 4 2 — 33 2 3 4
4 5 5 5 4 — 3 2 47 4 5
5 7 — 7 — 12a gr. 4 3 51317 5 6
6 8 8 3 — 6 4 3 6 4

7 9 7 9 5 — 5 4 7 5— 1-p 9
8 11 2 11 1 — 6 5 5 5 9 8 10
9 12 5 12 4 — 9 6 5 11

10 14 — 14 — 7238gr 7 oN 1066 13
11 15 3 13 3 — 8 6 11 7 10 od. 1Egr.
12 16 7 16 5 — 128 u. I neuen

13 13 2 13 1 — 9 11399 1 Pfennig.
14 19 5 19 — oder 1%% Zr
15 21 — 21 — —12 gr. 1505 10 11

10 22 3 22 3 — Halt.ust 1611 5 od. Sgr.17 23 7 23 5 — * 2 2 neue
18 233 1 — 18 12 10 Pennige.
19 26 5 26 4 oder 10 135 15

20 23 — 23 — i0 W alt.u 20 4 3 o. 1 Sgr.21 29 3 29 3 — 21 15 . u. 3 neue

22 30 7 30 5 — 9 22 159 Pfeunige.
23 32 2 32 1 — 2.3 10 5
24 33 5 33 4 – 21 17 2

25 35 — 35 3 — 20 gr oder 25 17 110
26 36 3 36 — 2 2618 7 2„ Wun * 2„ ½
23 39 2 39 1 — 2820—
29 10 5 40 4 — 3321—
30 12 — 42 — itbl. * ———....

IV. Für



7

IV. Für sämmtliche Probinzen.
XA1LI. Vergleichung der neuen Silbergroschen mit autem Courant, und des allen Courants mit

neuen Silbergroschen.

a)Neue Silbeschen gegen Courant. b) Courant gegen neue Silkergroschen.

betragen in betragt in— 9 .

Ne- Sübbergreschen. altem Courant. Altes Ceurant. neuen Silbergroschen.

Nrôölr. Sar. ###f. Rthlr. Gr. Pf. Riblr. Gr. wi Rithlr. Sar. Pf.

I
— odcr 6 — — 5 — 1 odcr 0 — — 8

— 1 — — — 10 — 1 — — 1 3

— 2 — — 1 7 — 2 — — 2 6

— J — — 2 5 — 3 — — 3 9

— 4 — — 3 2 — — 5 —

— 5 — — — — 5 — — 6 3

— 6 — — 10 — 6 — — 7 6

— 7 — — 5 7 — 7 — — 8 9

— 6 — — 6 5 — 8 — — 10 —

— 933— — 72 — 9— — 11

— 10 — — 8 — — 10 — — 12 6

— 11 — — 6 10 — 11 — — 13 9

— 12 — — 9 7 — 12 — — 15 —

— 13 — — 10 5 — 13 — — 10 3

— 14 —- — 11 2 — 14 — — 17 6

— 15 — — 12 — — 15 — — 18 9

— 16 — — 12 10 — 16 — — 20 —

— 17 — — 13 7 — 17 — — 21 3

— 18 — — 14 5 — 18 — — 22 6

— 19 — — 15 2 — 19 — — 23 9

— 20 — — 16 — — 20 — — 25 —

— 21 — — 16 10 — 21 — — 26 3

— 22 — — 17 7 — 22 — — 27 6

— 23 — — 18 5 — 23 — — 28 9

— 24 — — 19 2 — 24 — — 30 —

— 25 — — 20 — iod. 1 Rtl.— — pvod. 1 Rtl.— —

— 26 — — 20 10

— 27 — — 21 7

— 23 — — 22 5

— 29 — — 23 2

od. 1Rtl. 30 — dd. 1 Rtl..? —

Berlin, den I5ten November 1821.

Ministerium d. Handels. Ministerium d. Schatzes.
Gr. v. Bülow. Gr. v. Lottum.

Ministerium d. Finanzen.
v. Klewiz.

(Ne. 691.)
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(No. 695.) Erklarung kwegen der zwischen der Kbniglich-Prcußischen und der Herzoglich-Hol-stein-Oldenburgischen Regicrung verabredeten Maaßregeln zur Verhütung
der Forstfrevel in den Grenz-Waldungen. Vom Sten Dczember 1821.

Nechdem die Königlich-Preuhische Regierung mit der Herzoglich-Holstein-Olden-
burgischen Regierung übereingekommen ist, wirksamere Maaßregeln zur Berhütung
der Forstfrevel in den Grengwaldungen gegenseitig zu treffen, Ellären beide Re-

ierungen: «

8 N I. Es verpflichtet sich sowohl die Königlich-Preußische, als die Her-
zoglich-Holskein-Oldenburgische Regierung, die Forstfrevel, welche ihre Unterthanen in
den Waldungen des andern Gebiers verübt haben mochten, sobald sie davon Kennt-
niß erhält, nach denselben Gesetzen zu untersuchen und zu bestrafen, nach welchen
sie untersucht und bestraft werden wurden, wenn sie in inländischen Forsten began-
gen worden wären.

Art. 2. Von den beiderseitigen Behörden soll zur Entdeckung der Freoler
alle mögliche Hülfe geleistet werden, und namentlich wird gestattet, daß die Spur
der Forsifrevler durch die Förster oder Waldwärter 2c. bis auf eine Stunde Enc-
fernung von der Grenze verfolgt, und Haussuchungen ohne vorherige Anfrage bei
den Landräthlichen Behörden und Aemtern auf der Stelle, jedoch nur in Gegen-
wart und nach der Anordnung des zu diesem Behufe mündlich zu requirirenden
Burgermeisters oder Orts-Schultheißen vorgenommen werden.

Art. 3. Bei diesen Hauesuchungen muß der Ortsvorstand sogleich ein
Protokoll aufnehmen, und ein Exemplar dem requirirenden Angeber einhändigen,
ein zweites Exemplar aber seiner vorgesetzten Behorde (Landrarh oder Beamten)
übersenden, bei Vermeidungeiner Polizeistrafe von 1 bis § Thaler für denjenigen
Ortsvorstand, welcher der Requisition nicht Genüge leistet. Auch kann der Angeber
verlangen, daß der Ferster, oder, in dessen Abwesenbeit, der Waldwärter des Orts,
worin die Haussuchungen vorgenommen werden sollen, dabei zugezogen werde.

Art. 1. Oie Einziehung des Betrages der Strafe und der etwa lattge-
habten Gerichtskosten soll demjenigen Staate verbleiben, in welchem der verurtheilte
Frevler wohnt, und in welchem das Erkenntniß stattgefunden hat, und uur der
Betrag des Schadenersatzes und der Pfandgebühren an die betreffende Kasse desje-
vigen Staats abgeführt werden, in welchem der Frevel verubt worden ist.

Art. §. Den untersuchenden und bestrafenden Behörden in den Königlich-
Preizischen undin den Oerzoglich-Holstein-OldenburgischenStaatenwirdzurPflicht
gemachr, die Untersuchung und Bestrafung der Forsifrevel in jedem einzelnen Falle
so schleunig vorzunehmen, als es nach der Verfassung des Landes nur irgend mög-
lich seyn wird.

Art. 60. Gegenwärtige, im Namen Seiner Majesiät des Königs von
Preußen und Seiner Durchlaucht des Herzogs von Holstein-Oldenburg zweimal
gleichlantend ausgefertigte Erklärung soll, nach erfolgter gegenseitiger Auswechse-
keng, Kraft und Wirksamkeit in den beiderseitigen Landen haben, und öffentlich
bekannt gemacht werden. Berlin, den 8ten Dezember 1821.

(. S.)
Konigl. Preuß. Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

von Bernskorff.
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Gesetz-Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staaten.

— No. 2. —

(No. 696.) Ratifikations-Urkunde der zu Dresden am 2 sten Juni 1821. abgeschlossenen
Elb-Schiffahrts-Akte. Vom 20sten November 1821.

Wir Friedrich Wilhelm III., von Gottes Gnaden, König von
Preußen rc. K.

thun kund und bekennen hiermit:
Nachdem Wir, Seine Majesiat der Kaiser von Oestreich, Seine Majestct

der König von Sachsen, Seine Majestät der König von Großbritannien und Ir-
land, als König von Hannover, Seine Mcjestät der König von Danemark,
als Herzog von Holstein und Lauenburg, Seine Königliche Hoheit der Großher-
zog von Mecklenburg-Schwerin, Ihre Durchlauchten die Herzöge von Anhalt-
Bernburg, Anhalt-Köthen und Anhalt-Dessau, und der Senat der freien Bun-
des= und Hanseestadt Hamburg, zur Vollziehung des logten Artikels des am
Kongresse zu Wien den gten Juni 18185. unterzeichneten Hauptvertrages dahin
übereingekommen sind, zu Dresden eine Kommission aus allseitigen Bevollmäch=
tigten zusammenzusetzen, um die Anwendung der im gedachten Kongreßoertrage
enthaltenen allgemeinen Besiimmungen für die Flußschiffahrt auf jene der Elbe zu
berathen, und das Resultat dieser Berathung in ciner gemeinschaftlichen Ueber-
einkunft festzusetzen;

Und nachdem gedachte Uebereinkunft im gemeinsamen Einverständnisse glück-
lich zu Stande gekommen, und-den 23sten Juni l. J. von den gegenseitigen Be-
vollmächtigten in neun gleichlautenden Eremplaren, wovon acht für jeden der
kontrahirenden Theile, darunter ein gemeinsames Exemplar für die drei Herzöge
von Anhalt Durchlauchten, und das neunte zur Hinterlegung bei den gemein-
schaftlichen Kommissions-Akten, um daselbst zum gemcinsamen Gebrauche der
theilnehmenden Regierungen zu dienen, unter Vorbehalt der Natistkationen un-
terzeichnet worden ist: so erklären Wir hiermit, nach sorgfältiger Prüfung und
Erwägung aller und jeder in der erwähnten als Elb-Schiffahrts-Akte be-
zeichneten Uebereinkunft enthaltenen Bestimmungen, welche als wären sie hier

Jahrgang 1822. B von



von Wort zu Wort eingeschaltet, anzusehen sind, daß Wir dieselben jedoch unter
Beziehung auf die von der Kommission in der nasten Konferenz, wo die Kon-
vention von den einzelnen Bevollmächtigten unterzeichnet worden ist, sowohl we-
gen der Rekognitionsgebühr und der Besteuerung des Holzes, wie der dabei ein-
fretenden Erhebungsform zu Artikel 10. und 11. gefaßten besondern Beschlüsse,
als auf den allgemeinen Beschluß zu dem Zosten Artikel, wonach die in den vor-
hergegangenen 43 Konferenzen an die Revisionskommission verwiesenen Punkte
ausdrücklich vorbehalten bleiben sollen, durchaus genehmigt haben, so wie Wir
solche Kraft der gegenwärtigen in gewöhnlicher Form ausgestellten Bestätigungs-
Urkunde feierlich genehmigen, indem Wir für Uns und Unsere Nachkommen auf
Unser Königliches Wort versprechen, gedachten Bestimmungen getreulich nachzu-
kommen, so wie auch darüber zu wachen, daß sie von Unseren Behörden und Un-
terthauen jederzeit genau erfüllt werden.

Zu mehrerer Bekräftigung dessen haben Wir Unsere Bestätigungs-Urkunde-
in zehn gleichlautenden Eremplaren, wovon neune für jeden der mitkontrahiren-
den Theile, darunter für die drei Herzôöge von Anhalt Durchlauchten je beson-
ders, die zehnte aber zur Hinterlegung bei den gemeinschaftlichen Kommissions-
Akten bestimmt ist, eigenhändig unterschrieben, und mit Unserem größeren
Staatssiegel versehen lassen.

So geschehen zu Berlin, den 20sten November im Jahre des Herrn,
Eintausend Achthundert ein und zwanzig, und Unserer Regierung im Fünf und
zwanzigsien.

¶L. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. v, Bernstorff.

(No. 697.) Elb-Schiffahrts-Akte. Vom 23sten Juni 1821.

N. die Wiener Kongreßakte vom cten Juni 18185. die allgemeinen
Grundsätze ausgesprochen hat, nach welchen die Schiffahrk auf den Strömen ge-
ordnet werden soll: so haben die Staaten, deren Gebiet die Elbe in ihrem schiff-
baren Laufe trennt oder durchströmt, beseelt von dem Wunsche, die dadurch dem
Handel und der Schiffahrt zugesicherten Vortheile und Enleichterungen bald-
moglichst ins Leben zu rufen, den Zusammentritt einer Kommission in Dresden

ver-



veranlaßt, um in gemeinschaftlicher Uebereinkunft die fur die Schiffahrt auf der
Elbe nothigen Bestimmungen zu treffen.

Zu diesem Zwecke haben
Seine Majestat der Konig von Preußen Allerhochst--Ihren wirklichen Gehei-

men Legationsrath, außerordentlichen Gesandten und bevollmachtigten
Minister am Königlich-Sächsischen Hofe, Johann Ludwig von Jor-
dan, Ritter des rothen Adler-Ordens zweiter Klasse mit Eichenlaub, und
des eisernen Kreuzes zweiter Klasse am weißen Bande, Grogkreuz des
Kaiserlich-Russischen St. Wladimir-Ordens zweiter Klasse, St. Annen-
Ordens, des Civil-Verdienst-Ordens zur Baierschen Krone, des König-
lich= Schwedischen Nordstern= und des Königlich-Sächsischen Civil-Ver-
dienst. Ordens, KommandeurdesKaiserlich-OestreichischenLeopold-,des
Königlich-Dänischen Dannebrog= und Ritter des Königlich= Spanischen
Ordens Karls des Dritten;

Seine Majestät der Kaiser von Oestreich, König von Ungarn und Böh-
men, Allerhöchst Ihren Gubernialrath und Stadthauptmann zu Prag,
Joachim Eduard Freiherrn von Münch-Bellinghausen, In-
haber des Kaiserl. Königl. Oestreichschen Civil-Ehrenkreuzes;

Seine Mafestat der König von Sachsen Allerhöchst-Ihren Geheimen Finanz-
rath, Günther von Bünau, Ritter des Königlich= Sächsischen Civil=
Verdienst-Ordens;

Seine Majestät der König von Großbritannien und Irland, als König von
Hannover, Allerhöchst- Ihren Legationsrath und bei der freien Stadt
Frankfurt bevollmächtigten Geschäftsträger, Karl Friedrich Freiherrn
von Stralenheim, Ritrter des Königlich-Hannöverschen Gueclphen-
und des Königlich-Preußischen rothen Adler-Ordens drikter Klasse;

Seine Majestät der König von Dänemark, als Herzog von Holstein und
Lauenburg, Allerhöchst-Ihren Legationsrath und am Königlich-Sachsischen
Hofe akkreditirten Geschaftsträger, Matthias Friis von Irgens-
Bergh, Ritter des Königlich= Dänischen Dannebrog= und des Kaiserlich-
Russischen Wladimir-Ordens vierter Klasse;

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg-Schwerin Höchst-
Ihren Kammerrath Joachim Christian Steinfeld, Ritter des
Koniglich= Schwedischen Wasa-Ordens;

Seine Durchlaucht der altest-regierende Herzog zu Anhalt-Bernburg,
Seine Durchlaucht der regierende Herzog zu Anhalt-Cöthen, und
Seine Durchlaucht der regierende Herzog zu Anhalt-Dessau den Geheit

Hofrath Erust Ludwig Casimir Albrecht Reich;
B 2 und



und der hohe Senat der freien und Hanseestadt Hamburg den Senator Chri-
stian Nicolas Pehmöller,

zu bevollmächtigten Kommissarien ernannt, welche, nach Auswechselung ihrer in
guter und gehöriger Form befundenen Vollmachten, über folgende Bestimmungen
übereingekommen sind.

Art. 1I. Die Schiffahrt auf dem Elbstrome soll von da an, wo dieser Fluß
schiffbar wird, bis in die offene See, und umgekehrt aus der offenen See (sowohl
stromauf= als niederwärts), in Bezug auf den Handel völlig frei seyn; jedoch
bleibt die Schiffahrt von einem Uferstaate zum andern (cabotage) auf dem gan-
zen Strom ausschließend den Unterthanen derselben vorbehalten. Niemand
darf sich dagegen den Vorschriften entziehen, welche für Handel und Schiffahrt
in gegenwärtiger Konvention enthalten sind.

Art. 2. Alle ausschließlichen Berechtigungen, FrachtfahrtaufderElbezu-
treiben, oder aus solchen Privilegien hervorgegangene Begünstigungen, welche
Schiffergilden oder anderen Korporationen und Indioviduen bisher zugestanden
haben möchten, sind hiermit gänzlich aufgehoben, und es sollen dergleichen Be-
rechtigungen auch in Zukunft niemanden ertheilt werden.

Auf Fähren und andere Anstalten zur Ueberfahrt von einem Ufer zum
gegenüber liegenden bezieht sich jedoch die allgemeine Schiffahrts-Ordnung
nicht.

Eben so wenigaufdiejenigen Schiffer und ihr Gewerbe, deren Fahrt sich
blos auf das Gebiet ihres eigenen Landesherrn beschränkt, und die vermöge der
Schiffahrtspolizei, welche jeder Staat nach Maaßgabe seiner Hoheit über
den Strom ausübt, allein unter der Obrigkeit des Landes stehen, wo sie ihr Ge-
werbe treiben.

Art. 3. Alle bisher an der Elbebestandene Stapel= und Zwangs-Umschlags.
rechte sind hierdurch ohne Ausnahme für immer aufgehoben, und es kann aus
diesem Grunde künftig kein Schiffer gezwungen werden, den Bestimmungen des
gegenwärtigen Vertrags zuwider, gegen seinen Willen aus-oder umzuladen.

Art. 4. Die Ausübung der Elbschiffahrt ist einem jeden gestattet, welcher
mit geeigneken Fahrzeugen versehen, von seiner Landesobrigkeit nach vorherge-
gangener Prüfung hierzu die Erlaubniß erhalten hat.

Jede Regierung wird die nöthigen Maaßregeln ergreifen, um sich der
Fähigkeit derjenigen zu versichern, welchen sie die Elbschiffahrt gestattet. Der
Erlaubnißschein (das Patent), der hierüber dem Schiffer von seiner Landes-
obrigkeit durch die hierzu verordneten Behörden ausgefertiget wird, giebt ihm
das Recht, auf der ganzen Strecke von Melnick bis in die offene See, und aus
der offenen See bis Melnick die Schiffahrt auszunben, so wie es sich von selbst
versteht, daß Schiffer und Schiffe, welche aus der Elbe ins Meer oder zurück-
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fahren, diejenigen Eigenschaften haben mussen, welche zu Seefahrten erfor-
derlich find.

Der Staat allein, auf dessen Gebiet ein Schiffer wohnt, hat das Recht,
das ihm einmal ertheilte Schifferpatent wieder einzuziehen.

Diese Bestimmung schließt aber das Recht anderer Staaten nicht aus,
den Schiffer, der eines auf ihrem Gebiete begangenen Vergehens beschuldigt
wird, Falls sie seiner habhaft werden, oder sie sonst eine Strafe an ihm voll-
strecken können, zur Verantworsung und Strafe zu ziehen, auch nach Beschaf-
fenheit der Umstände bei der Behörde zu veranlassen, daß sein Patent einge-
zogen werde.

Art. S. Die Frachtpreise und alle übrige Bedingungen des Transports
beruhen lediglich auf der freien Uebereinkunft des Schiffers und des Versenders,
oder dessen Kommilttenten, und sollen von Zeit zu Zeit durch den Oruck bekannt
gemacht werden.

Art. 60. Zwei oder mehrere Handelsstadte können unter sich Rang= und
Beurtfahrten errichten, das heitß#t mit einer beliebigen Anzahl Schiffer, die sie zu
ihrem wechselseitigen Verkehr für nöthig erachten, Vertlrage auf eine bestimmte
Zeit abschließen, bierin die Frachtpreise, die Zeit der Abfahrt und Ankunft,
und andere in ihrem Interesse lirgende, mit den landesherrlichen Gesetzen und
der gegenwärtigen Konvention nicht im Wider pruch stehende Bedingungen fest-
stellen. Dergleichen Verträge sind jedoch nach erfolgter Genehmigung der be-
treffenden Regierungen zur Kenntniß des Publikums zu bringen.

Art. 7. Sämmtliche bisher auf der Elbe bestandene Zollabgaben, so wie
auch jede, unter was immer für Namen bekannte, Erhebung und Auflage, womit
die Schiffahrt dieses Flusses belastet war, hören hiermit auf, und werden in eine
allgemeine Schiffahrtsabgabe verwandelt, die von allen Fahrzeugen, Flößen
und Ladungen, bei den durch gegenwärtige Konvention festgesetzten Erhebungs-
&amp;mtern entrichtet werden muß.

Diese Abgabe, welche weder im Ganzen noch theilweise in Pacht gege-
ben werden darf, wird theils von der Ladung unter dem Namen: „Elbzoll,“
theils von den Fahrzeugen unter dem Namen: „Rekegnitionsgebühr“
hoben.

Art. 8. Zur Erleichterung des Verfahrens bei Erhebung der Abgabe von
der Ladung soll dieselbe überall nach dem Gewichte berechnet und erlegr, dabei
aber der Hamburger Zeniner zu 112 Pfund, welcher ungefähr mit 116 Pfund
Preußischen und Leipziger, oder mit 00“ Pfund Wiener Gewichts gleich ist,
allgemein zum Grunde gelegt werden.

Beim Längenmaaße wird der Hamburger Fuß gebraucht, wovon 100 =
 1 ½ Preußische, 101 Leipziger und 005 Wiener Fuß gleich sind.

Fur
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Für die in der Anlage No. I. bemerkten, aicht füglich zu wiegenden Ge-
genstände sollen, bis auf anderweitige gemeinsame Bestimmung, die dabei be-
merkten Gewichtssütze gelten.

Art. o. Von Melnick bis Hamburg sollen überhaupt nicht mehr als sie-
ben und zwanzig Groschen und sechs Pfennige Konvenkionsmünze für den
Zentner Bruttogewicht an Elbzoll erhoben werden und zwar ven:

Oestreich 1Gr. 9Pf.
Sachsen 5 — 3—
Preußgße .......... 13 — — —

Anhalt ... .. ........ ...... 2 — 8—

Hannoer 2 — 6—

Mecklenbug 1 — 8—
Danemark . ...............–—8—

Summa 27 Gr. 0 Pf.
Die streckenweise Verkheilung dieses Tarifsatzes ist aus der No. 2. bei-

liegenden Tabelle ersichtlich.
Art. 10. Um jedoch die innere Industrie und die Ausfuhr der Landespro-

dukte zu befördern, zugleich auch den Verkehr der ersten Lebensbedürfnisse zu be-
günstigen, und mehrere Gegenstände von großem Gewichte und geringem Wer-
the zu erleichtern, soll rücksichrlich dieser folgende verhältnißmaßige Herabsetzung
statt finden:

Auf ein Viertheil des Elbzolls werden nachstehende Artikel er-
mäßigt:

Amboße, Anker, Asche (unausgelaugte), Bier (mit Ausnahme des frem-
den), Blei, Bleierz, Bohnen, Bolus, Bomben, Borsten (Schweins-), Ei-
senblech, Eisen (gegossenes), Erbsen, Erz, Fässer (leere), Früchte (gedörrte,
Backobst), Geflügel, Gerste, Glas (Hobl-), Glasgalle, Graupen, Gries und
Grütze von allen Getreidearrten, Gußeisen-Waaren (grobe), Hafer, Hirse,
Holzkohlen, Kanonen, Kiehnruß, Kisten (leere), Korn (Roggen), Kreide
(weiße und rothe), Kugeln (eiserne), Laferten, Linsen, Lohrinden (Borke,
Knoppern), Marmor (roher), Mehl (aller Gerreidearten), metallische Mineral=
erde, Mineralwasser, Mörser (Bomben), Oker, Oelkuchen, Pech, Platten
(marmorne und dergleichen), Rindshörner und Füße, Saamen (aller Art),
Salz (Küchen= und Srein-), Sauerkraut, Schiffstheer, Schleif= oder Wetz-
steine (feine), Spelz, Stangeneifen (geschmiedetes), Trippel, Tonnen (leere),
Weizen, Wicken;

auf ein Fünftheil der Gebühr folgende Holzsorten:
Apfel-, Birn-, Kirsch-, Nuß= und Pflaumenbaum, Aspen, Birken,

Buchen, Eichen, Erlen, Eschen, Hainbuchen, Kiefer und Tannen, Linden,
Pap-



Pappeln, Ulmen- und Weidenholz, imgleichen die grobern Bottcher- und
andere Holzwaaren, als Leitern, Mulden, Schaufeln, Schwingen und der-
gleichen Feldgeräthe, so wie die gröbern Korbsorten zu Fastagen von Baum-
wurzeln rc.;

auf ein Zehntheil folgende Artikel:
Blut Cvon Schlachtvieh), Brennholz, Eier, Eisen (altes), Knochen,

Langenfluß, Milch, Burter und Käse (frischer), Steingeschirr und Töpfer-
waaren (gemeine);

auf ein Zwanzigtheil folgende Gegenstände:
Braunkohle, Cicheln, Faschienen (Busch aller Art), Früchte (frische,

Obst), Gemüse frisches), Gras und Hen, Gips, Kalk, Rohr (Oach-, und
Schuf), Stroh, Torf, Wellen (Brandbusch), Wurzeln (eßbare);

auf ein Vierzigtheil:
Alaun= und Vitriolsteine, Asche (ausgelaugte), Drusen (Trester), Dün-

ger, als Mist, Mergel, Stoppeln u. s. w., Galmeisteine, Kufen, Rinnen
und Tröge rc. von Stein, Kies (gemeiner Stein), Leinpferde (zu Wasser rück-
gehende), Mörtel von Ziegel und Tuffstein (Traß), Muhlsteine, Pfeifenerde,
Pflastersteine, Sand, Sand= und Bruchsteine aller Art, Schiefer (Dach-),
Steinkohlen, Thon, Töpfer= und Walkererde, Tuffstein, Ziegel (gebrannte
und Luft-), Ziegelcemenk.

Art. 11. Die Abgabe von den Fahrzeugen, oder die Rekognitionsgebühr,
wird nach vier Klassen und nach dem unter No. 2. beigeschlossenen Tarif erhoben.

Dieselbe beträgt für die ganze Stromlänge:
von der ersten Klasse unter 16 Hamburger Last

der Ladungsfähigkeit(dieLastzu4000Pfd.) 3 Rehlr. 16 Gr.
von der zweiten Klasse von lo bis 25 Last 7. 20 "

dritten Klasse von 23 bis 45 Last 11 12
vierten Klasse von 45 und daruber. 14 -16

Unbeladene Fahrzeuge zahlen allenthalben ein Viertheil vorstehender Taxe.
Art. 12. Die Berechnung des Elbzolles und der Rekognitionsgebuhr ge-

schieht in Konventionsgeld nach dem 20-Gulden-Fuße in Thalern, Groschen und
Pfennigen, die Zahlung jedoch in den resp. bei den Uferstaaten coursirenden
Munzsorten, nach Maeßgabe der unter No. 3. beigeschlossenen Reduktionstabelle.

Art. 13. Außer den, durch gegenwärtige Uebereinkunft festgesetzten Gefäl-
len sollen auf der Elbe keine andere weiter gefordert oder erhoben werden; auch
übernehmen die paciszirenden Staaren die förmliche Verpflichtung, die festgesetz=
ten Abgaben nicht anders als in gemeinschaftlicher Uebereinkunft zu erhöhen.

Art. 14. Unter den Abgaben, wovon die Artikel 7. bis 13. handeln, sind
nicht begriffen:

a) die
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a) die Mauthen (Land-voder Stadtzölle), Eingangs= und Verbrauchssteuern,
mit welchen einem jeden Staate das Recht verbleibr, die in sein eigenes
Landesgebiet einzuführenden Waaren, sobald selbe den Fluß verlassen
haben, nach seiner Handelspolitik zu belegen;

b) die Krahnen-, Waage= und Niederlagegebähren in den Handeleplätzen,
wovon jedoch der Ausländer nicht mehr als der Inländer bezahlen soll;

c) die Brückenaufzug= und Schleusengelder; doch dürfen die bestehenden
nicht ohne gemeinsame Uebereinkunft erhöhet, und wenn die Anlegung
neuer Brücken geschieht, für das Durchgehen unter denselben nichts erho-
ben werden.

Auch sollen die Zahlungssätze der Gebühren unter b. und c. fest bestimmr,
zur Kenntniß des Publikums gebracht, und nur vondenjenigengefordert wer-
den, welche sich der vorhandenen Anstalten bedienen, oder Brücken und Schleu-
sen passiren. Für den Dienst der Lootsen und Steuerleute hat es bei den in
jedem Staat gegebenen oder zu gebenden Bestimmungen und für die Gebühren,
welche sie zu fordern berechtigt sind, bei der gegebenen oder zu gebenden Tar-
ordnung mit der Maaßgabe sein Bewenden, daß dem fremden Schiffer keine
andere Verpflichtung als dem einheimischen auferlegt werde.

Art. 15. Unbeschadetderin der KongreßakteüberdieAusdehnungderFluß-
schiffahrt enthaltenen allgemeinen Grundsätze ist man wegen des Brunshäuser
Zolles übereingekommen, aller und jeder weitern Erörterung hiermit zu entsagen,
gegen die von Hannover eingegangene Verpflichtung, den Brunshäuser Zoll=
tarif der Kommission zur Nachricht mitzutheilen, und denselben, in sofern eine
Veränderung der Fastagen und Gebünde eine bloße Deklaration der Verzollungs=
prinzipien nicht erforderlich macht, nicht willkührlich und nicht anders als im
Einverständnisse der dabei interessirten Staaten, und namentlich der freien Stadt
Hamburg zu verändern oder zu erhöhen.

Seine Majestät der König von Dänemark und der Senat der freien Stadt
Hamburg haben sich, auf dem Grunde bestehender Observanzen und Verträge,
jede darauf beruhende Gerechtsame verwahrt, so daß in Beziehung auf den Sta-
der Zoll denselben res integra verbleibt.

Art. 10. Die bisher bestandenen 35 Elbzoll-Erhebungs-Aemter sind hier-
mit aufgehoben, und sollen auf der ganzen Elbe nur 14 Zollamter bestehen,
nämlich in Aussig, Niedergrund, Schandau, Strehle, Mühlberg, Coswig,
Roslau, Dessau, Wittenberge, Schnackenburg, Domitz, Bleckede, Boitzen-
burg und Lauenburg.

Außerdem behält sich Preußen noch das Neben-Jollamt zu Lenzner Fähre,
und die Aemter zu Wittenberg, Aaken, Barby und Schönebeck resp. Magdeburg
vor, welche letztere jedoch eingehen werden, sobald die Ursachen der einstweili-

gen
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genBeibehaltung aufhoren, imgleichen Sachsen die beiden Zollamter Dresden
und Pirna fur die Fahrzeuge, welche keins der Koniglich-Sachsischen Grenz-
Jolämter Strehle und Schandau passiren; so wie Hannover für diejenigen Fälle,
wo keine seiner übrigen Zollstellen berührt wird, das interimistische Erhebungs-
amt zu Hitzacker sich reservirt.

Art. 17. Ein Schiffer soll nicht eher eine Waare einladen, als bis er
darüder einen Frachtbrief vom Absender erhalten hat, woraus die Gattung, die
Menge und der Empfänger der Waaren ersichtlich ist.

Die Ladung ist er jedem Zollamte, welches er berührk, durch Vorlegung
der Frachtbriefe und eines Manifestes nachzuweisen verpflichtet.

Dieses soll nach dem unter No. 4. anliegenden Schema gefertigt seyn,
und enthalten:

1) Namen und Wohnort des Schiffseigenthümers und dessen der das Schiff
führt,

2) Nummer und Namen des Schiffes, dessen Tragbarkeit, Flagge und
Bemannung,

3) den Einlade= und den Bestimmungsort der Waare,
J) Nummer der Frachtbriefe nach der Folgeordnung,
5) Namen des Versenders und Empfängers,
6) Zeichen und Zahl der Colli und Gebünde,
*) Benennung der Waare,
8) Gewicht derselben,
0) Unterschrift des Schiffers und Versicherung der Richtigkeir.

Es wird von dem Schiffer selbst, oder für ihn von einem andern, der
gleichwobl kein Elbschiffahrts= oder Hafenbeamter seyn darf, gefertiget, von
dem Schiffer unterzeichnet, und von einem hierzu verpflichteten Beamten durch
amrliche Unterschrift und Siegel beglaubigt.

Für den Inhalt des Manifestes bleibt der Schiffer verantwortlich, wenn
cr es schon nicht selbst abgefatzt, sondern sich deshalb fremder Hülfe bedient ha-
ben sollre.

Wegen Beiladungen auf der Fahrt treten ganz gleiche Grundsätze ein,
auch werden dieselben, so wie alle Abladungen, nebst dem jedesmaligen Ge-
bührenbetrage, nach Anleitung des beigefügten Schema, auf dem Manifeste
rollstäneig demerkt und vom nachsten Elbzollamre beglaubigt.

Art. 18. Der Führer eines Floßes soll ein vollständiges Verzeichniß aller
Stämme des Floßes, mit Bemerkung der Holzart und Dimenston eines jeden
einzelnen Stammes, bei sich führen.

Derselbe ist überdies gehalten, ein Manifest vorzulegen, worin die Total-
summe der Stämme und übrigen Holzsorten, so wie deren kubischer Inhalt im
Ganzen angezeigt wird, und die etwaigen Beiladungen bemerkt sind.

Jehrgang 1222. C Die
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Die Elb-Zollbeamten kontrolliren ihre Angaben durch Vermessung des,
Floßes und des Losholzes.

Art. 10. Die Schiffer und Flößer sind gehalten, bei jedem der in dieser
Konvention benannten Zollämter, welches sie auf ihrer Fahrt berühren, anzule-
gen, im Amte sich zu melden, und das Manifest mit seinen Beilagen vollständig
vorzulegen.

Bei dem ZJollamte zur Lenzener-Fähre müssen zwar alle vorbeifahrende
Schiffer ihr Manifest vorzeigen, doch brauchen nur diejenigen anzulegen, welche
nach oder von Schnackenburg und dortiger Gegend geladen haben.

Art. 20. Auf den Grund der Manifeste und der Beilagen, und nach dem
Befunde der allgemeinen Rewvision oder der speziellen, wo diese statt findet, be-
rechnen die Jollbeamten die zu erlegenden Gefälle. Den erhobenen Betrag ver-
zeichnen sie gehörigen Orts auf dem Manifeste, beglaubigen solches durch die
amtliche Unterschrift, und geben dem Schiffer hierüber eine besondere gedruckte
Quittung nach dem unter No. s. anliegenden Formular.

- Art. 21. Da die Manifeste für den Fiskus, wie fur den Kaufmann und* Schiffer gleich wichtige Dokumente sind, so sollen sie das Fahrzeug vom Ein-
ladungs= bis zum Ausladungsorte begleiten, und an letzterem bei der hierzu
bestimmten Behörde zur Aufbewahrung und zur Benutzung in geeigneten Fällen
abgegeben werden.

So oft der Schiffer ein anderes landesherrliches Gebiet berührk, ist die
erste Jollstelle bei Vorzeigung des Manifelies berechrigt, eine Abschrift unent-
geldlich davon zu nehmen.

Art. 22. Die komrahirenden Staaten haben sich das Recht der Reoision
oder Visttation der Schiffe und Flöße an ihren Elb-Zollstellen allgemein vorbe-
halten.

Diese Visitarion der Fahrzeuge ist entweder eine generelle oder eine beson-
dere Reo'sion. 4

Die generelle besteht, nach vorhergegangener Prüfung des Manifestes und
dessen Beikagen, in einer allgemeinen Uebersicht und Untersuchung der Ladung,
und in deren Vergleichung mit dem Manifeste, in sofern solche ohne Verrücung
der Colli geschehen kann.

Die besondere Revision bestehl in der genauern Untersuchung der Ladun-
gen nach Qualität und Quantität.

Art. 23. Indessen haben zur Erleichterung des Elbverkehrs Sachsen, Han-
nover, Dänemark und Mecklenburg sich bewogen gefunden, das ihnen zustehende
spezielle Reoisionsrecht vorlufiq n ährend sechs Jahre beilhren eigenen Zollämtern,
den Fall einetz9 gegründeten Vercachts ausaenommen, für alle diejenigen Schiffe
mid Flöße nichr aue üben zu lassen welche eins der beiden Preußischen Elb-
Sollämter zu Wittenberge oder Mühlberg passiren, und dort einer speziellen

Re-



Mevision unterliegen, und haben sich zu diesem Behuf mittelst spezieller Einigung
der an dieien beiden Zollamtern bestebenden Preußischen Revision angeschlossen.

Da jedoch die Erfahrung die Zweckmäßigkeit dieser Einigung am besten
ergeben wird, so bebalten sich die genannren Ebufer-Staaten das Recht aus-
drücklich vor, die Oauer derselben zu verlängern, und erforderlichen Falls deren
Bestimmungen bei der ersten Revistonskommission zu verbessern oder zu ver-
einfachen.

Sollte diese Vereinigung den gegenseitig davon gehegten Erwarkungen
nicht entsprechen, und man sich über eine andere bei der Revisionskommission
nicht verständigen, so bleibt denselben unbenommen, alsdann auf das ihnen zu-
stehende spezielle Revisionsrecht in der Maaße zurückzukommen, als dieselbe zur
Sicherstellung des Elbzolles nöthig ist.

Die Fahrzeuge, welche ihrer Bestimmung zufolge weder Wittenberge
noch Mühlberg passiren, bleiben der vorbehaltenen speziellen Revision einmal
in jedem dieser Uferstaaten unterworfen.

An den Herzogsich-Anbaltischen Zollstellen wird, unter Vorbehalt des Rech-
les zur speziellen Reoision der Schifsfe und Flöße, dieselbe bei Vorzeigung vor-
schriftsmäßiger Man feste, außer in den Fällen eines begründeten Verdachts,
nicht vorgenommen, sondern es wird daselbst nur eine allgemeine Revision der
Schiffsladungen und Flöße statt finden.

Art. 24. Die Elb-Zollämter sind verpflichtet, mit Anwendung aller ih-
nen zu Gebote stehenden Mittel und mit bester Benutzung der Oertlichkeit, die
Revisson möglichst zu beschleunigen und die Schiffer nicht länger als nöthig ist,
aufzuhalten.

In der Regel findet bei Abfertigung der Schiffer ohne Unterschied eine
strenge Reihefolge statt, so daß der zuerst ankommende auch zuerst abgefertigt
werpen muß, den Fall ausgenommen, wenn Schiffe durch eine allgemeine Re-
vision schneller abgefertiget werden können, da diese dann den zur speziellen Re-
vision kommenden vorgehen.

Gine angefangene Revisiondarf jedoch nicht durch die eines andern Schif-
fes oder Floßes unterbrochen werden.

Die gollämier haben eine strenge Unpartheilichkeit und ernste Beslissenheit
zu beobachten, die Schiffahrt möglichst zu fördern und zu erleichtern, alle Unge-
dührlichkeiten aber gewissenhaft zu vermeiden.

Die nähere Anweisung für ihre Geschäftsführung bleibt dem Staate, von
welchem sie bestellt sind, überlassen, man wird dabei die Begünstigung der
Schiffahrt und Belebung des Handels sters im Auge behalten.

Diiejenigen Beamten, welche sich irgend eine, der gegenwärtigen Bestim-
mung zuwiderlaufende Erhebung erlauben, sollen nachdrücklich bestraft werden.

C 2 Art. 25.



Art. 25. Eine Zollkontravention ist schon dann vorhanden, wenn die La-
dung eines Schiffes von dem Manifeste des Schiffers dergestalt abweicht, daß eint
beabsichtigte oder erfolgte Bevortheilung des Elbzolls oder der Recognitions-
sebühr daraus zu entnehmen ist. Die Bestrafung der Zollkontraventionen
und Defrauden, so wie das Verfahren dabei, wird nach den in dem Staate,
wo die Entdeckung geschehen oder der Schiffer angehalten worden ist, beste-
henden Gesetzen und Verordnungen statt finden. Zu dem Ende soll in der Regel
bei jedem Zollamte eine Behörde zur Untersuchung und Entscheidung bestellt
werden.

Wird bei den Elb-Zollstellen an der Grenze eines Gebiels, wo das Schiff
die Landesgrenze ein-oder ausgehend durchschneidet, befunden, daß dessen La-
dung von dem Manifeste dergestalt abweicht, daß eine beabsichtigte oder erfelgte
Bevortheilung der Landesabgaben daraus zu entnehmen, so kann der Schiffer
auch hierfür nach den Bestimmungen der Abgabengesetze des Landes in Anspruch
genommen werden.

Art. 260. Ehe die gegenwärtige Konvention in Kraft rritt, soll ein im Orte
des Zollamts oder möglichst nahe wohnender, dem richterlichen Dienste vorfte-
hender Beamter zur summarischen Behandlung und Entscheidung folgender Ge-
venstände bestellt und verpflichret werden:

a) über alle Zollkontraventionen und die hierdurch verwirkte Strafe, in so-
fern der Schiffer sich derselben nicht freiwillig unterwirft;

b) über Streitigkeiten wegen Zahlung der Zoll-, Krahnen-, Waage“,
Hafen-, Werft-, Schleusengebühren und wegen ihres Betrags;

) über die von Privatpersonen unternommene Hemmung des Leinpfades;
d) uber die beim Schiffziehen veranlaßten Beschädigungen an Wiesen und

Feldern, so wie überhaupt jeden Schaden, den Flößer oder Schiffer wäh-
rend der Fahrt oder beim Anlanden durch ihre Fahrlässigkeit andern ver-
ursacht haben sollten;

e) über den Betrag der Bergelöhne und anderer Hülfsvergütungen in Un-
glücksfällen, in sofern die Interessenten darüber nicht einig sind. Name
und Wohnort des Jollrichters sellen inder Jollstelle angeschlagen werden.

Art. 27. Auch verbinden sich die kontrahirenden Staaten, den dazu angeord-
neten Zollbeamten und Jollrichtern die Weisung zu errheilen, daß, wenn ein oder
mehrere Zollbeamten eines der andern Staaten bei ihnen darauf antragen sollten,
die Schiffer anzuh alten und die Nachbezahlungen der umgangenen Gebühren zu
bewirken, welche im Falle eines Widerspruchs von Seiren des Schiffers immer
nur auf den Grund einer Entscheidung des kompetenten Jollrichlers erfolgen
kann, diesem Ausuchen gewillfahrt werden soll; so wie auch auf Verlangen die

Ne-



Resultare der vorgenommenen Repision längs der ganzen Elbe, und jede andere
gewünschte Auskunft einander bereirwilligst mitzutheilen.

Ark. 28. Alle Staaten, welche eine Hoheit über das Strombett der Elbe
ansüben, machen sich anheischig, eine besondere Sorgfalt darauf zu verwenden,
daßauf ihrem Gebiete der Leinpfad überall in guten Stand gesetzt, darin erhalten
und, so oft es nörhig seyn wird, ohne einigen Aufschub auf Kosten desjenigen, den
es angeht, wieder hergestellt werde, damit in dieser Beziehungder Schiffahrt nie
irgend ein Hinderniß entgegen stehe.

Sie verbinden sich ebenfalls, jeder in den Grenzen seines Gebiets, alle
inFahrwasser sich findende Hindernisse der Schiffahrt ohne allen Verzug auf
ihre Kosten wegraumen zu lassen, und keine die Sicherheit der Schiffahrk gefäahr-
bende Strom= oder Uferbauten zu gestatten-

Für die Falle, wo die gegenüberliegenden Ufer verschiedenen Landesher-
ren gehören, sind die rontrahirenden Staaten übereingekommen, es bei der bis-
berigen Obserwanz zu lassen, vorkommende Beschwerden aber bei der Revistons-
kommission zur Sprache zu bringen.

Art. 20. Sollte ein Schiff oder dessen Mannschaft verunglücken, so sind
die Orts-Obrigkeiten verpflichtet, dafür sorgen zu kassen, daß die erforderlichen
Rettungs= und Sicherungsanstalten so schnell wie möglich getroffen werden.

Zu diesem Ende machen sich die Uferstaaten anheischig, die Lokalbehör=
den mie den nöthigen allgemeinen Instruktionen im Voraus zu versehen, und die
deshalb bestehenden besondern Verordnungen zu erneuerm.

Sollte ein Strandrecht irgendwo an der Elbe ausgeübt werden, so wird-
solches hierdurch für immer aufgehoben.

Art. Zo. Nachdem gegenwärkige Konvention in Wirksamkeit getreten sern
wird, soll sich von Zeit zu Zeit eine Revistonskommission vereinigen, zu welcher
von jedem Uferstaate ein Bevollmächtigter delegirt, und deren Vorittz durch Slim-
menmehrheit bestimmt wird. Der Zweck und der Wirkungskreis dieser Revistons-
kommission sind, sich von der vollständigen Beobachtung der gegenwérligen
Komention zu überzengen, einen Vereinigungspunkt zwischen den Uferstaaten
zu bilden, um Abstellung von Beschwerden zu veranlassen, auch Veranflalkun=
gen und Maaßregeln, welche nach neuerer Erfahrung Handel und Sch'ffahrt
serner erleichtern könnten, zu berathen.

Diese wird jeder Bevollmächtigter bei seiner Regierung zur Bewirkung
eines Beschlusses in Vorschlag bringen.

Ein Jahr, nachdem diese Schiffahrtsake#e in Kraft getreten senn wird,
ersolgt in Hamburg die ersie Vereinigung der Reoisionokemm, ision, wolche

dann



— 22 —

dann vor Beendigung ihrer Berathung über Zeit und Ort eines neuen Zusammen-
tritts das Nähere beschließen wird.

Art. 31. Soweit durch gegenwärtige Konvention Bestimmungen getroffen
sind, hat es bei denselben, ohne Rücksicht auf bisher bestehende Spezialoerträge,
Gesetze, Verordnungen, Privilegien und Gebruche, sein alleiniges Bewenden.

Art. 32. Die Anwendung und AusdehnungderBestimmungendieserKon-
vention auf Nebenflüsse, welche das Gebiet verschiedener Staaten krennen oder
durchströmen, so weit nicht besondere Umstände entgegenstehen, bleibt den be-
treffenden Staaten zum besondern Abkommen überlassen.

Art. 33. Diese Schiffahrtsakte soll vomersten Jannar 1822. auf allen
Punkten der Elbe in volle Wirksamkeit gesetzt, und zu dem Zweck durch den Druck
öffentlich bekannt gemacht, auch allen betreffenden Behörden mitgetheilt,dievor-
behaltenen Ratifikationen derselben sollen aber spätestens binnen zwei Monaten,
vom heutigen Tage, ausgewechselt werden.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten ihrer Allerhöchsten und
Höchsten Kommittenten die gegenwärtige Schiffahrksakte unterzeichnet, und mit
ihren Wappen besiegelt.

Geschehen zu Dresden, den 2 3sten Juni 1821.

I. S.) Johann Ludwig von Jordan.
(I. S.) Freiherr von Münch-Bellinghausen.
(L. S.) Günther von Bünau.
(I. S.) Carl Friedrich Freiherr von Stralenheim.
(I. S.) Mathias Friis von Irgens-Bergh.
(I. S.) Joachim Christian Steinfeld.
(I. S.) Ernst Ludwig Casiwir Albrecht Reich.
(IL. S.) Christian Nicolas Pehmoller.
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Gewichts-Tabelle
No. 1.

zur
Berechnung der Elbschiffahrts-Gebuhren von den Art. 8. der Elb-

konvention bemerkten Gegenständen.

A. Flüssige Waaren.
Aes Bruno, oder mit der einfachen gewöhnlichen Fastage, ohne Ueberfaß, —

das Hamburger Biertel zu 305 Pariser Kubikzoll Inhalts.

Arrak und Rum,
ein Anker ... ... . . . . ... .. zu 5 Hamburger Viertel

Viertel-Legel ......... ...... 18

Ahm oder Terti „ 20
Orhot .... ...... -30—32

Halb-Legel . 36
F". ....... -50

-Both,Punchcon,kl.Pipe...... sbo
-Legel,Mittel-Pipe 70

eine große Ppwe......80 -
Baumol, die ordinaire Pipe ... ............................

 große Piepe, Both zu 13 — 14 Barili ... . ... . . . . . ..

-Stampe .. . ... - 230 Gallns.

Bier, Englisches,
das Faß (Barrel) ..............zu 36 Gallons
 Orhoft (Hogshead) 54

die Pipe .........,................. 108

Hamburger und anderes,
die Tonne ............... zu 14 Viertel
das halbde Faß ... . ....................20„

das Faß (4 Tonnen) 50
Blut,, das Hamburger VierililZ......
Branntwein, wie Arrak.
Essig,

ein Anker ............... zu 5 Hamburger Viertel
eine Tonne -15
ein Orbott.. 30—32

Both, Pipe 60

Hamburg.

z 7.

— 90

2 1100

3 —

490
5
7 90
0 20

10 80

1330
7Ü50
8814

1115

4 1 ———

5 00
11 70

2 20

4 60
8860

— 20

— 95

2 50
5 .–

10 —

H -
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Hanf-, Lein- und Rubol e., wie Baumol.
#uge, wie Essig.
Milch, wie Hamburger Bier.
Seife, grüne, die kleine Tonne oder das Viertttlell
Threr, die Onln
Thran, dieTonne(221 Knetto

die Quartele (Orhoft) zu 2 Tonnen ....
Pie 99 ·.
Stampe (Both) S

Wasser, Egersches, Spager, die Kiste mit bo Krügen bruto
Fachinger, Selterser, Spager, die loo Krüge bratto.
Pyrmonter, die l## Flaschen, mit dem Kore

- die 100 Pimpen, halbe Flaschen, desgl. . ..... ...

Colnisches, die 12 Glaser mit Kistchen ohne Ueberkiste
Wein, ein Anker zu 5 Hamburger Viertel

Eimenr: 10
Nrrrrrrrrnn. 20.
Orboffttt .... 30—32

-junger Bordearr.. 33—3.-
großes Orbost von Bayonne 22J. 42
EFattz. .. 50

die Pipe schweren Span. Wein 65— 600
ein Fnerr: 120

Stuckkatss.. 100

B. Früchte.

burg.3.e

 mmr—1urcsSorse%
–— O

— t

2—JS

Oas Hamburger Faß (der halbe Scheffel oder zwei Himten) 2050 Pmiser
Kubifzoll haltend.

Ztur. B.1
Bohnen .. . . . .. — io7 Malz ... .. ... ... ... ...

Buchweizen ... ... . .. .. ... — 73 Wusse . . . . . . . . . . . . . ... ..

Erbsen — H## Obst, oder gedörrte Aepfel.
Gersteee — 166 Birnen

Graupen und Grüzte. —N0 Kirschen
Hafer — 151 Pflaumen

Gtaupen und Grüde. — 54 grunes aller Art ... ...
Hirse.................. Roggen .....
Linsen —94 - Mebl........ .. .....

Itnr.11
— 63

— 66

— 40

— 60

— 92

— 89
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Ztur.] 3½ 1

Saamen, Hanf-,... ...... — 56 Weizen-Mehl.. 22222
:Rüb-, und andere Sorten–—Wicken .. ....

Weigen 1— 86

Aur. 1 #.

84
96

loo Hamburg. Fatz sind = 84— Hannov. Scheffel, 135.Mecklenb.-Rostocker,
0 Prenß., 0043-Anbaltsche, 4925 Dresdener Scheffel, 56 Bohm. Strich,
854 Wiener Metzen und 147Engl. Bushels.

C. Holzarten und Brennma terialien.

a) Von allen Sorten Schiffs-, Zimmer-, Bau= und andern Nutzholzes,
Scgeblocken, stärkern Stangen u. dergl., so wie von Planken, Bohlen,
Brettern und gesägten Latten:

die 16 Hamburger Kubikfuß
Eichen-, Hainbuchen-,Apfel=und Pflaumenbaumhohz ....
Buchen-, Eschen= und Kirschbaumhohz .... ........ ...

Birken-, Birn-, Nuß- und Ulmbaumholz .....................
Aspen-, Erlen-, Fichten-, Kiefer-, Tannen-, Linden-, Pappel- und

Weidenholz ............................. ........

Ztnr. .

1

353 —

3 —

27 —

Anmerkung. Planken, Bretter, Latten und kleine bearbeitete Bauholz-Sorten kbnnen in ganzen
Zwilftern, Schocken, Kraveelen, oder Lagen und Haufen, — unbearbeitete Zimmer-
stacke 2c. nach den Coktaschen Tafeln in Durchschnitten u. s. w. gemessen und berechnet
werden.

Hampurz.Ztur. 7

b) Felgen, dasSchock (60 W .. ..... ... o—
und- 3666 ............. 9 —

Speichen, das Schoc „„„„ „: 3837
Hamb. Kub. Fuß

0) Kandiskisten „komplette, die 5 Stuck kleint. . ........ ...... 30
groe 40

d) Faßdauben und Stabholz, rnNis23Zoll stark und J bis 6 Zoll breit,
er ungewrakte Ring oder
248 Pipenstaatt 67 bis 70 Zoll lang 80
372 Oxdhoftstabe 55 58 97
400 Tonnenstäbe d4% 48 104
744 Oxhoftbodenstabe.. 29 -32 103
922 Tonnenbodenstabt 22 25 10

Jabrang 1825. D



e) von Faden- oder Klafterholz 2c. werden die im Haufen gemessenen
100 Kubikfuß nur gerechnet,

4

von31 6 füßigem

Nutzholz in Klaften Jw%C63Kub. Fu#t
Breunholz in Kloben oder Scheiten O ÖOyes" 3

in Stangen .........160157S%1 48
in Zacken oder ZJweigen 56152 48144 40
in Reisigbunden oder Wellen . ..30—-35

BandholznachVerhälmißderStäkke......... . .45—55

Zaunpfåhlc,wieStangen-Brennholz.
Hamburg.
tur. «

OLohkuchethdietoooSteine......... 12
8) Holzkohlen, die 10 Kubikfuß ....... —·75
h) Holz-Asche, das Hamburger Faß

unausgelaugtee .............. ........56
. ausgelaugte........ »........................ -()8

i)Braxcnkohle,vieon-shikfuß................... 2%
K) Sceinkohlen, die 10 Kubikfu ·...... ·............. 3«-.
I)Toff,diexoooSolenoderSteine........................ 9s—

dieIoKubikfußaufgeschüktet........................ 2—

D. Steinarten, Thon, Sand #.

Kies, die s0 Kubikffrtttt....7.—
Madersteiee, die 10 Kubikff 7 56

and, weißer, die 10 Kubikeftttt. 6518
Sandstein, behauener, die 10 Kubikfig 10 —

*1 unbehauener, oder Bruchstein in Haufen, die 16 Kubikfus 7

MPäeifenerde, die 10 Kubikftt=.............3—bpfer-Erde dezgl. ...»...................... s-
MprgchdiecoKubikfuß............................... ....6—
VIEthdandserDüngcydiesoKubikfuß..................... z-
ZtegekBackofcnstcinh1000Skück..-......·..... ....... iso-
· Dachzungcn,1000Scück-.»....·..... -....-..... -..... Zo-

Mauc1«stci11c,xoooSn-sck................·....... 84
dergleichen ungebrannt..............go-
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E. Leere Gefäße. nb
Eu nker;;;;;; 1
Ein Doppel-Anker, Eimer, eine Biertone ........... — 30

Eine Oel= und Thrankonne ....... ...... -.......-.......... ...—40
EmeTheektonne................... .................... —96
Ein Ahm, Ohm, eine Tierce. .................... —50
Ein Essig-Oxhoft, ein halbes Hamburger Bierfas — 30

* Orhofr, halbes Both, eine Quarkell ............... 1-
HamburgerBiekfaß-eine5pipe........... ................ 120
Both, Faß, eine große Pipe . 2 2 2 222 2 222 222 2222U 1 50

Stuckfaß, eine Stampe .. ........... 2—

Zum Verkauf versandte neue Fahrzeuge tragen die doppelte Rekognitions=
gebühr.

Bemerkungen.
1) Zu genauen Nachwägungen und Vergleichungen, besonders auch der, wegen sehr

abweichender Benennungen, Verpackungsweise 2c. hier für jetzt noch übergangenen
Gegenstände, werden die Zollämter jede passende Gelegenheit benutzen, und die
Restelkatein beglaubter Form aufzeichnen.

2) Das Gewicht lebender Thiere ist durch Sachverständige billig zu schätzen.

No. 2.
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No. 2. a

des Elb= Jolles, nach den zu
 RNieder fuhr.

. Zu emktch Summe

uferseten 5 nnelonnrnnfür deren Rechnung der . 1. - uenilchttu
die Gebühr erhoben Hamburg.den Gedühr.

wird. S tre ck e. Konv. Münze.KMün.
Nol. Gr. P.G3

.- «VonMclnikbi-5Ausstg........... ——It’—·
Oestreich. E Aussig bis an die Gree B 119

on der Oestreich. Grenze bis Pitna. — 1 3 Lthternteen
Sachsen. 07 Pirna. bis Dressen — 5— 583 4 ug mied dr.

[Von Dresden bis an die Preuß. Grenze9358 ganzen Thell
6. [Fürdieganze Strecke von der Sichst bissls Sraußi=Preußen. . zur Mecklenburgischen Grenze 13 18n0 Schen Eibe e-

Angalt-Bernburg. Für die ganze Strecke . ——8——8«.-chM«qF-gs1be
AnhaltLothemFürdieganzeStrecke........... ——8——8s:»:»5: SIJJJZX

Anhalt-Dessau n Dessau bis Tochheee 5SS Il##r elbsol er.« ’tVonTochheimbioandicPreuß.Grenze———sjf boben.

Von der Preuß. Grenze bis Hitacker. ——]#5
Hannover. Hitzacker bis Hamburg — 1 15

-- VonderPreußbiszthsnnvakenzc——10

Mecklenburg. n der Hannöv. bis zur ODän. Grenze — — 10— 15
Dänemark. Für die ganze Strecke 51

Summe für die Strecke von Melnik bis Hunb#t 111316

Tari.
der Rekognitionsgebuhr fur die Elbe.

Klasse 1. 4 2. Klah 3. Klasse 4.unter 10 Laft die Laft L
a. Mit Ladung. 4 4000 fal. 16 Last. 5— Las. ub

Konv. Münze. Konv. Mänze. Konv. zunze. Korr. Mönze.
Rilr. Gr. Ritlt. 64. Rilr. Gr. Mtlr. (Gr.

1) Sachsen — 8— [10 1 — 1.
2) Preußen zu Mühlberg – 8 — 16 1 — 1 8

clito zu Wittenberge 1 — 2 — 3 — 4 —

3) Anhalt .. .. ....... — 4— 8 — 12 — 16

4) Hannover ...........—8 — 16 1ö 1 8
5) Mecklenburg ... ...... 1 — 2 — 3 — 4 —

6) Lauenburg .......... — 12 1 12 2 — 2 —

b. Fahrzeuge ohne Ladung zahlen allenthalben ein Giertel vorstehender Tarc.
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r i
befahrenden Strecken vertheilt.

Auffuhr.

Uferstaaten, Bezelchnung v #nd
für deren Rechnung der von 117 1 raehedie Gebühr erhoben Hamueg. #en Gebäbr.

wird. Strecke. Aonv. Munie. Konv. Munit.
Nct. Pr. V## M

Danemark. Kür die ganze Strecke—81 4
—2 Von Hamburg bis Hitzacker —1|3 6

Hannover. E7i Hitacker bis an die Preuß. Greme 3 0Sirielentes
(Von der Dän. bis zur Hannsv. Grenze 10— leuge nicht demMecklenburg. 66% der Hunnsv. bis zur Preuß. Grenze T. S#n n an
Fur die ganze Strecke von der Mecklen- Eeke-

r———. err ron der Preuß. Grenze bis Tochheim.Anhalt-Dessau. Von Tochheim bis Oessa4 8 1t
Anhalt-Cothen. Für die ganze Streke N##euse.
Anhalt-Bernburg. 4 die ganze Streke 8| albebn.VonderPreuß. Grenze bis nach Dresden — 4

Sachsen. 5 Dresden nach Pirna ......... —½ 4 53
Von Hirbahue zur Oestreich. Grenzs.— 1« VondetchsischenGrmzebts Ausscg – *lDestreich. . Aussig bis Melnikk –½

Summeffürdieganze Strecke von Humburg bis Melmxk [—I|—I1/ 3

NB. Transitirende Schiffer lonnen an'demersten Erhebungsamt die Gebühr für die ganze Strecke elnes
jeden Uferstaats entrichten.

Aomerk. Der von Eßlingen früher nach Hambure verlegte Zoll wird nurvon ffromaufwärts aus Hambure
abgehenden Schifftrn mit 4 Schilling Hamb. Cour. pr. Schiffslast von 4000khBrutto(und einer
geringen Schreibgeböhr) entrichtet.

Nu. 3.
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No. 3
Münzvalvations= Tabelle

für
die Elbzolle.

N. nachbenannte Münzsorten werden rezipirt zu
A. Silbermünzen.

a. Konventionsmäßige (20 Gulden auf die Mark fein).
In Oestreich, Sachsen und Anhalt..

Speziesthaler, K. Oestreichsche, Würkembergsche c. und denen gleiche
Gulden oder J= Stücke ..............................

Halbe Gulden oder 5-Stücke
Sechstelstücke
Zwölftelstückeckeeeeee..
30-Krenzer-Stücke, Markgräfl. Anspachscheee...
20-Kreuzer= oder Kopfstucke, Oestreic he, Baiersche, Würtembergsche,
17.-Kreuzer-Stücke, Kaiserl. Oestreichsche
10.-Kreuzer-Stücke, decgleichen
.Krenzer-Stücke, desgleihen.....
3-Kreuzer Stücke oder Groschen, desgleichen

b. Zum 21. Gulden-Fuß ausgemünzte.

In Preußen und Anhalt.

Preußisch Courant im Verhältniß zum Konventionsgeld wie 21 zu 20,
oder mit § Prozent Zuschlag.

c. Zum 18-Gulden-Fuß oder Kassenmünze.

In Hannover und Mecklenburg.
Gulden oder neue 3-Stücke
Halbe Gulden oder 5-Srücke
1„ oder 1. Groschen-Stückeet
+xz oder 4-Schilling-Stücke

Gr.

—S

1————

In Conb. Geld.

Rtblr. f.



d. Zum 1 7O- Gulden=Fuß.

In Lauenburg.
Speziesthaler, Königl. Dänische und neue Schleswig-Holsteinsche

In Hamburg.
2·-Mark-Stücke, Hamb., Lübeck., Meckleo.
1.= Mark= oder 10-Schilling-Stücke ........·....

12-Schilling-Stücke
8Schilling-Stücke
4Schilling-Stücke

In Anhalt.

Lubthaler, Französiscbssssse..
Kronenthaler, Kaiserl. Oestreichsche, Baiersche und denen gleiche
Halbe Kronenthaler .. .... .. ......

Viertel-Kronenthaler

B. Goldmünzen.

In Oestreich.
ei auf die rauhe

—Selu-Mark—. K. Oestreichsche und Kremnitzer Doppel-Dukaten
einfache Dukaten

In Anhalt.
35 Braunschw. u. Hannov. Pistolen oder 5-Thaler-Stucke,

Preuß. Friedrichsd'or und alte Französische Louisd'or
4#Halbe dergleichen
 Ooppelte dergleihen...
!*ESpanische einfache Pistolen
5 — doppelte oder Doppin....

Reichskonstirutionsmäßige Kais. Oestreichsche, so wie Königl.
Preußische, Holländische, auch Kremnitzer und andere,
23 Krt. 8 Grn. fein hallende, einfache Dukaten, im-
gleichen Venesianische Zechinen u. Florentin. Gigliari.

In Konv Gelr.

Nihlr.

—

11111

K-

Gr.

2209

12

18

—

ofK

K. K.



K. K. Oestreichsche und Kremnitzer Doppel-Dukaten
K. Dänische und Mecklend. schwere Dukaten zu 21 Krt.

1 Gru. fen

Anmerkungen.
) Die kleinsten Münzsorten werden nur in geringern Summen, und

sogenannte Scheidemünzen nur zur Ausgleichung der Zahlungen
angenommen.

2) Die nicht coursmäßigen oder zu schlechten Münzstücke werden nach
Gepräge, Jahreszahl rc. in jedem Zollbüreau, mittelst landes-
herrlicher Verordnung und bffentlichen Anschlags genauer und
mglichst vollständig angegeben werden.

Rthlr.

6

2

In Konv. Geld.

Grs#f.

4—

81—

No. 4.
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Awstellungs / Amtzu 2.7 Jo. 7.
Manifest

far den Schiffer airallrulass—.t

zur Fahrt von 2. 3. nach Muanlai
mit dem he Schiffe No. 7%.

zur Z3Klasse von 25. bis 406. Lasten gehörig

und bemannt mit.Mannspersonen

—— 224K, %% –
3.— —4 – %

Bemerkungen.
1)) Jedes Fahrzeug muß mit dem Namen des Orts, wohin es gehdre, und

mir einer Nummer dauernd und deurlich bezeichnet seyn.
2) Ohne Frachebrief darf keinerlei Ladung eingenommen, und jede Zu= und

Abladung muß beim nächsten Elbzollamt gehbrig nachgewiesen werden.
3) Das Manifest wird unentgeldlich untersertigt von der Behörde des Einla-

dungsorts, oder vom nächsten Elbzellamte auf der Fahrt. Bestebt es
aus mehr als einem Begen, se muß es paginirk, gehörig gehefeer, und die
Hefocchnur (Faden) besiegelt seyn. Alle vollständig vorzuzeigende Fracht-
zettel und Ladungepapiere werden Beilagen desselben.— Duplikate werden
nur für billige Abschriftsgebühr geferrigt.

4) Der Schiffer muß durch eigenhändige Unterschrife des Manifests seine Haf-
tung für die Wahrheit und Vollständigkeit der Angaben bestarken. «

. . . -« . - . %

5) Dies Manifest wird zu Flant bei dem 755r½% 34
–4 abgegeben, und von demselben nach Vorschrife der Elbkonventi

aufbewahrt.
6) Für zeringfügige Transporte auf kurze Serecken genügen, start des fbrm-

lichen Manifeste, einfachere, zweckmäßige Bescheinigungen.
Jabre#ans 1827. E Voller
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Voller Name Bestimmunge. Der Colli und Gebinde Benennung
mund Ort *3 Benennung Marken der

Wohnort und S und und
des Absenders. Emofáänger. Anzahl. Nummern. Waaren.

Joh. Fried. Müller, Hamburg. 2 Tonnen. No. I. und 2.] Knoppern.

zu Prag. Nic. Jac.BeutelI.Kte in Leinen. No. 27. Carlsbader Salzl
4do. in Matten. No. 13. 21., Backobst.

28. 30.
I dito dito.B No. 70. Rothbe Kreide.

1

Derselbe Hamburg. 1A 1 Stückfaß. II. C. No. S. . Melniker Wein.
"“ Peter Corde KK# Anker. II. C. No.. COfener Wein.

August Bartholdi Hamburg. 1Orb. mit Ober- No. 137. Ungarischer
zu Prag. Terd. Richter. faß. Wein.

N. N. Dresden. 1 Kiste. O No. 222.Grün Glas.

zu N. N. Peter Maas. dite. II No. ol. Eger Brunnen.
l

N. N. Magdeburg.
" · . FR-

zu N. N. lohann Spicrig. 1 Tonne k Knoppern

Summa. . . 5.0 olli.

Ausgefertigt und unterschrieben N.

N. N. Rendant. Kontroleur.



April 1822.

Ma aß Gewicht Ilbetnach der nach der Klasse 3 "r ras Bemer—

·, Deklaration. Revision. der Konventtoné, kungen.
* Revifion. Hamburg: Hamburg:Gebähr. geld.

Zentner. Pfd. Zeuntner. Pfd. Ritlr. Gr. Pf.

6 Hbg. S..# H. Sch. 3 40 3 56 — 11163
 dito. 1 dito. — 50 — 56 — —0#

4 dito. 4 dito. 64 2 64 — 1115

u. s. w.

160H. Vt. I60H. Viert. 25 — 25 — 3 10
5 dite. 5 dito. — 90 — 0ito. — I 6

u. s. w

60 Krüge. 60 Krüge. u. s w.

u. s. w.

–U !

— — —

ê 359 110 . . . . .. 21 n 0
1 .

Friedrich Alathias MAlüller

(Schiffer.)

Vol-
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Boller Name Bestimmungs. Der Colli und Gebinde Benennung

und "6 Ort Benen Marken der
Wohnort und und und
bes Absenders. Empfänger. Anzahl. Nummern. Waae#

Transport. IIo Coll.

Pon vorstehender Ladung sind in Schandau verzolleeele.......

und die 1

Jollamt Schande

J. N. Rendant.

In Dresden sind abgeladen1

bleiben4 100 Collli.

und daselbst zugeladen:

lac. Meer Lauenburg 2 Tonnen.
%r 3 Kisten.

zu Dresden. Fried. Stewer. 1 dirc. u. s. w.

Summa II5 Colli.

und sind hier an Zoll erlegt ..........

Zollamt Strehl

N. J. Rendam



Ma Sewicht oltbetra
nach der nach der Klasse 8 in 8 Bemer-

Ocklara= · DefinkatiomNevisiom der Konweniions kungen.
den. Revision. Hamburg: Hamburg:Gebühr. geld.

Zentner. Pfd. Zentner. Pfd Rtir. Gr. Vf.

...... . 35910 ..

— —

........ ...... 2010 I-« . .

desgl. ................70 .
............. 264 i

3

Drtsden bleibendeen 2

Summa 3590 10...38 15

## ten Mai 1822.
I!

! N. N. Kontroleur.

....... 2......

................... 35710...... .

........... 302 30 l
............. ... 186

en ten Mai 1822.
i

N. N. Kontroleur. N. N. Schiffser.
.

.

No.5
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Quroich. Zollamt Nudbrgrund
Journal pag. A Manifest No. .

D. Schifer entt Molhl &amp; bat bier,

auf der Fahrt von 3%% nach 7twdhtd „

von dem Lutnerihor Schiffe No. %. 4) —

No. 5.

. VILILA. .2
heute gezahlt Konventionsgeld

1) an Zoll von der Ladung . .. . . .. . . . .. ... Rehlr. Gr. Pf.

2) an Rekognitionsgebüühr....

überhaupt %% 2574— % n— . *
und zwar in folgenden Münzsorten:

— 2—.%
2–
% —ii 50— ½%t W # ——

Smmd 7# *%. 5 .. 5
—————es..————4 ro4% % °22.

Siegel )des Zollamts

Myou, —– n —
(Die Hauptsienme muß mit Buchstaben geschrieben senn.)

(Noö. 623.)



([No. 698.) Erklärung wegen der zwischen der Königlich-Preußischen und der Kbuiglich-
Großbritannisch-Hanndverschen Regierung verabredeten Maaßregeln zur Verhütung

der Forftfrevel in den Grenzwaldungen. Vom 20sten November 1821.
D die Königlich-Preußische Regierung mit der Königlich-Großbritan=
nisch-Hannsverschen Regierung übereingekommen ist, wirksamere Maaßregeln
zur Verhütung der Forstfrevel in den Grenzwaldungen gegenseitig zu treffen, er-
klären beide Regierungen Folgendes.

Art. I. Es verpflichtet sich sowohl die Königlich-Preußische als die
Königlich-Großbritannisch-Hannöversche Regierung die Forsifrevel, welche ihre
Unterthanen in den Waldungen des andern Gebiets verübt haben möchten, sobald.
sie davon Kenntniß erhält, nach denselben Gesetzen zu umtersuchen und zu bestra-
fen, nach welchen sie untersucht und bestraft werden würden, wenn sie in inlän-
dischen Forsien begangen worden wären.

Art. 2. Von den beiderseitigen Behörden soll zur Entdeckungder Freoler
alle mögliche Hülfe geleistet werden, und namentlich wird gestaktet, daß die Spur
der Forsifrevler durch die Förster oder Waldwärter 2c. bis in das fremde Gebiet
verfolgt, und Haussuchungen, ohne vorherige Anfrage bei den Aemtern und land-
räthlichen Behörden, auf der Stelle, jedoch nur in Gegenwart und nach der An-
ordnung des zu diesem Behufe mündlich zu requirirenden Bürgermeisters, Orts-
Schultheissen, Vogts oder sonsiigen Ortsvorgesetzten, vorgenommen werden.

Art. 3. Bei diesen Haussuchungen muß der Ortsvorstand sogleich ein
Protokoll aufnehmen und ein Exemplar dem requirirenden Angeber einhändigen,
ein zweites Eremplar aber seiner vorgesetzten Behörde (Beamten, oder Landrath)
übersenden, bei Vermeidung einer Polizeistrafe von 1 bis 5 Thaler für denje-
gen Ortsvorstand, welcher der Requisirion nicht Gemage geleistet hat.

Auch kann der Angeber verlangen, daß der Förster, oder, in dessen Abwe-
senheit, der Waldwärter des Orts, worin die Haussuchungen vorgenommen wer-
den sollen, dabei zugezogen werde.

Art. 4. Den untersuchenden umd bestrafenden Behörden in den Königlich-
Preußischen und in den Könglich= Großbriktannisch-Hannöverschen Staaten wird
zur Pflicht gemacht, die Untersuchung und Bestrafung der Forfifrevel, in jedem
einzelnen Falle, nach den Grundsäyen der im Jahre 1708. deshalb getroffenen
Vereinbarung, welche hiermit auf die, beiden Staaten nach diesem Zeitpunkt hin-
zugekommenen Provinzen erstreckt wird, so schleunig vorzunehmen, als es nach der
Verfassung des Landes nur irgend möglich seyn wird.

Art. 5. Gegemwärtige im Namen Sr. Majestät des Königs von Preussen
und Sr. Majestät bes Königs von Großbritannien und Hannover zweimal gleich-
lautend ausgefertigte Erklärung, soll nach erfolgter gegenseitiger Auswechselung,
Kraft und Wirtsamkeit in den beiderseitigen Landen haben, und öffentlich betannt
gemacht werden. Berlin, den 20sten November 1821.

(I. S.)
Konigl. Preuß. Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

ron Bernstorff. C#e. 400.)



(No. 699.) Allerhdchste Kabinetsorder vom Geen Jammar 13233., betreffend die Verlän-
gerung der Frisien zur Anmeldung dei Real-Ansprüche auf dic, unter der
Gerichtsbarkeit des Ober Laudesgerichts zu Glogau belegenen, eximirten
Grundstücke der Oberlausitz.

A.-# das bei Mir angebrachte Gesuch der Stände der Oberkausitz, will Ich die
in der Verordnung, wegen Cinrichtung des Hypothekenwesens in dem Herzog-
thum Sachsen vom löten Juni 1820. K 5. zur Anmeldung der Real-Ansprüche
bestimmte Frist in Bezug auf die unter der Gerichtsbarkeit des Ober-Landesgerichts
zu Glogau belegenen eximirten Grundstücke der Oberlausitz auf Sechs Monate, also
bis zum letzten Juni d. J., hierdurch verlängern. Dierem gemätß nepmen die in
den . J. und 8. der gedachten Verordnung fesigesetzten ferneren Fristen erst mit
dem AIsten Juli 1822. und resp. dem Isten Januar 1823. ihren Anfang.

Sie haben hiemach das Erforderliche zu verfügen, auch einen nochmaligen
Aufruf derjenigen, welche auf eximirte Grundstücke in der Oberlausitz Real-
Ansprüche zu haben behaupten, zu veranlassen.

Berlin, den Oten Januar 1822. Z Z ç

Friedrich Wilhelm.
An den Staats= und Justizminister von Kircheisen.

(No. 700.) Allerhdchste Kabinersorder vom Ften Jamar 1822., betreffend die Entrich-
tung der Steuer von inländischen Tabaksbläntern.

D. eine Erleichterung für die Landwirthe, welche Tabak anpflanzen, darin ge-
funden wird, daß die Steuce von den gewonnenen Tabaksblättern durch den Kau-
fer derselben enmichtet werde, in der Maaße, wie solches bei dem erzeugten Weine
durch das Gesetz vom 25sien September 1820. F. 3. festgesetzt worden; so be-
siimme Ich, mit Bezug auf den §. 28. des Gesetzes vom Zten Februar 1870.,
datz wenn inländische Tabaksblärter vor dem Isten Angufb, des auf ihre Erzeugung
folgenden Jahres, verkauft und abgeliefert werden, der Käufer verbunden ist, die
Strucr vor dem Empfang der Tabakoblätter zu erlegen, und dem Produzenten
derselben die Ouittung einzuhändigen, wovon er sich jedoch ein Duplikat bei der
Stenerbehörde erfordern kann. Bei der am uIsten August, des auf die Tabaks-
Ernte folgenden Jahres vorzunehmenden Steuer-Erhebung, können die Tabaks-
bauer die für den frähern Verkauf in Empfang genommenen Steuerquittungen
der Steucrkasse als baare Zahlung zurechnen, und versteuern nur dasjenige baar,
was sie an Tabaköblättern der vorigen Erme noch in Vorrath haben mochten.

Berlin, den oten Januar 1822. Z Z Z

Friedrich Wilhelm.
An dat Staatsministerium.
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Geset= Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

 JNo. 3J.—

(e. 7o4.) Erklrung wegen der zwischen der Königlich= Preußtschen und Herzoglich-Sach-
sen-Coburgischen Regierung verabredeirn Maaßregeln zur Verhütung der
Forstfrevel in den Grenzwaldungen. Vom 4ten Dezember 1821.

Nu die Königlich-Preußische Regierung mit der Herzoglich= Sachsen-Co-
burgischen Regierung übereingekommen ist, wirksamere Maaßregeln zur Verhü-
tung der Forfstfrevel in den Grenzwaldungen gegenseitig zu treffen, erklären beide
Kegierungen Folgendes:

1) Es verpflichtet sich sowohl die Königlich-Preußische, als die Herzoglich-
Sachsen-Coburgische Regierung die Forsifrevel, welche ihre Unterthanen in den
Waldungen des andern Gebiets verübt haben möchten, sobald sie davon Kenntniß
erhält, nach denselben Gesetzen zu untersuchen und zu bestrafen, nach welchen sie
untersucht und bestraft werden wurden, wenn sie in inlandischen Forsten begangen
worden wären.

2) Von den beiderseitigen Behörden soll zur Entdeckung der Freoler alle
mögliche Hülfe geleistet werden, und namentlich wird gestattet, daß die Spur der
Forshfrevler durch die Förster oder Waldwärter #. bis auf eine Stunde Entfernung
von der Grenze verfolgt, und Haussuchungen, ohne vorherige Anfrage bei den
landrädthlichen Behörden und Aemtern, auf der Stelle, jedoch nur in Gegenwart
aund nach der Anordnung des zu diesem Behufe mündlich zu requirirenden Bürger-
meisiers oder Orts-Schultheißen, vorgenommen werden.

3) Bei diesen Haussuchungen muß der Ortsvorstand sogleich ein Protokoll
aufnehmen, und ein Exemplar dem requirirenden Angeber einhändigen, ein zweites
Eremplar aber seiner vorgesetzten Behörde (Landrath oder Beamten) übersenden,
bei Vermcidung einer Polizeistrafe von 1 bis 5 Thaler für denjenigen Ortsvor-
sland, welcher der Requisition nicht Genüge leistet. Auch kann der Angeber ver-
langen, daß der Förster, oder in dessen Abwesenheit, der Waldwärter des Orts,
worin die Haussuchungen vorgenommen werden sollen, dabei zugezogen werde.

4) Die Einziehung des Betrags der Strafe und der etwa statt gehabten
Gerichtskosten, soll demjenigen Staate verbleiben, in welchem der verurtheilte

Jahrgaug 1722. Frevler

(Ausgegeben zu Verlin den 5ten März 1822.)
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Freoler wohnt, und in wescheid das Erkenntniß statt gefunden hat, und nur der
Betrag des Schaden=Ersatzes und der Pfandgebühren an die betreffende Kasse
desjenigen Staats abgeführt werden, in welchem der Frevel verübt worden ist.

5) Den untersuchenden und bestrafenden Behörden in den Königlich-
Preußischen und in den Herzoglich= Sachsen-Coburgischen Staaten, wird zur
Pflicht gemarhr, die Untersuchung und Bestrafung der Forstfrevelinjedemein-
zelnen Falle so schleunig vorzunehmen, als es nach der Verfassung des Landes
nur irgend möglich seyn wird. *

6) Gegenwärtige, im Namen Seiner Majesict des Königs von Preußen
und Seiner Durchlaucht des Herzogs von Sachsen-Coburg zweimal gleichlau-
tend ausgefertigte Erklärung soll, nach erfolgter gegenseitiger Auswechselung,
Kraft und Wirksamkeit in den beiderseitigen Landen haben, und öffentlich be-
kannt gemacht werden.

Berlin,den #ten Dezember 1821.

(L. S.)
Königlich-Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

Graf von Bernstorff.

(No. 702.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 4ten Oktober 182 1., betreffend die Anlegung
engen Schornsteinrdhren.

2
In Gemäßbeit der für Berlin bestehenden Feuerordnungen ist zwar die Weite
der Schornsteinröhren bieher auf 15 bis 18 Zoll bestimmt worden. Ich finde
aber auf Ihren ge einschaftlichen Bericht vom Iöten v. M. kein Bedenken da-
bei, daß auch engere Röhren nach Russischer Art, bis zu 6 Zoll im Durchmesser,
unter Beobachtung derjenigen technischen und polizeilichen Vorsichtsmaaßregeln,
welche Sie für die Erbauung und Reinigung derselben feisetzen und den Orls-Po-
lizeibehörden publiziren lassen werden, angelegt werden dürfen. Hiernach haben
Sie das Weitere zu veranlassen.

Berlin, den a#ten Oktober 1821.

Friedrich Wilhelm.
An

die Staatöminister Grafen von Bülow und von Schuckmann.

(No. 703.)



(No. 703.) Instruktion zur Mlage enger vom Schornstelufeger nicht zu befahrender
Schornsteinrböhren. Vom 144ten Jannar 1822,

N. e des Königs Mazjestät durch die Kabinetsorder vom Aten Oktober v. J.
die Anlage enger, vom Schomsteinfeger nicht zu befahrender Schornsteinröhren,
für welche in den Berlinischen und einigen andern Feuerordnungen eine gewisse
Weite bestimmtworden ist, zu gestatten geruhet haben; so wird in Gemäßheit der
gedachten Allerhöchsten Kabinetsorder hierdurch festgesetzt, daß beim. Bau und beie
der Benutzung solcher Röhren zur Erhaltung der baulichen Festigkeit und Feuer-
sicherheit folgende Regeln befolgt werden müssen.

§. 1. Die geringste zulassige Weite der Röhrenim Lichten ist bei einer Wiite der
kreisförmigen Quer-Durchschnittsfläche sechs Zoll im Durchmesser. Nöbren

Durch eine Röhre von dieser Weite kann nur der Rauch aus drei in Einem
oder in mehreren Stockwerken befindlichen, gewöhnlichen Stubenöfen abgeführt
werden. Münden also mehrere Ofenröhren in die Schornsteinröhre aus, so ist
die Durchschnittsfläche verhaltnißmaßig zu vergrößern.

Bei Feuerungen anderer Art, als Heerd= und Kesselfeuerungen, Braue-
reien, Branntweinbrennereien 2c. für welche, der großen Mannichfaltigkeit we-
gen, keine allgemeine Regeln festgesetzt werden können, ist bei Ertheilung der po-
lizeilichen Erlaubnif zum Bau die Größe der Quer-Durchschnitksfläche nach dem
Gutachten des betreffenden Oistrikts= oder Orts-Baubeamten zu bestimmen, und
dabei auf die Größe der Feuerung und die Vollkommenheit der Anlage hinsichtlich
der Abführung des Rauches Rücksicht zu nehmen.

#. 2. Außer der Kreiefläche kann auch jedes regelmäßige Bieleck, Form des
imgleichen jedes rechtwinklige Wiereck, dessen kleinere Seiten aber wenig- s
stens sechs Zoll messen, zur Form des Querdurchschnitts gewählt werden. Der
gewählte Querschnitt ist jedoch für die ganze Höhe der Röhre genau beizubehalten,
und überall senkrecht auf die Richtungslinie der Röhre zu nehmen.

#§&amp;#. 3. Die Wangen der Schornsteinröhren und die Zungen zwischen den- Stirke der
selben müssen bei gewöhnlichen Stuben= und Heerdfeuern, wenigstens einen hal= Schorftein.
ben Stein stark angelegt werden und alles Holzwerk von denselbendrei Joll ent= zungen.
fernt bleiben. Wo aber wogen anhaltender oder starker Feuerung eine bedeutende
Erhitzung der Röhren zu erwarten ist,sinddie Wangennach Maaßgabe der Um-
siände von einem bis auf zwei und einem halben Stein zu versiärken.

#&amp;. J. Wenn die Röhren nicht lothrecht aufgeführt, sondern gezogen oder unne Plefen
geschleift werden sollen; so darfdies Schleifen nur statt finden, entweder in einer velndes.
Mauer von gehöriger Stärke oder auf einem massiven Bogen oder massiven 7°#.
Wangen. 9Die Richtung der geschleisten Rohre muß aber mitdey Hortzontallmie einen
Winkel von wenigstens 45 Graden bilden, und die Ecken, welche aus perinder-

F 2 ter



ter Richtung der Rohre entstehen, innerhalb in einem Bogen von mindestens
3 Fuß Halbmesser abgerundet werden. Auch kann die Schleifung in einem nach
unten gekehrten Bogen geschehen, der von den damit in Verbindung siehenden
geraden Richtungslinien tangirt wird.

Das Schleifen der Röhren unter einem kleinern Winkel als 45 Grad kann
mrin einzelnen Fällen mit Genehmigung der betreffenden Regierung gestattet
werden.

Eine Aufsattelung der Röhren auf Holzwerk, darf nicht statt finden.
WSt #Wenn Röhren durch denDachraum oder durch hohe Stockwerke

5 außer Verbindung mit Mauern, also freistehend aufgeführt werden, ist auf ge-
horige Stabilitat Bedacht zu nehmen und bei den desfallsigen Bestimmungen i
jedem einzelnen Falle die Tüchtigkeit der zu verwendenden Materialien und die
Genauigkeit der Arbeit, nach örtlichen Verhältnissen zu berücksichtigen.

Als Regel ist anzunehmen, daß
a) einzelne Röhren, welche mit Einschluß der Wangen nicht über 2 Fuß im

Durchmesser, oder wenn sie ein Viereck bilden, nicht über 2 FußU#breit
sind, höchsiens 12 Fuß hoch;

b) zwei oder mehrere, mir einander verbundene Röhren, welche in einer Reihe
liegen und einen Röhrkasten von dieser oder geringerer Breite bilden, nicht
über 10 Fuß hoch,

frei oufgeführt, bei größerer Höhe aber mit Pfeilern in gehörigem Ver-
bande versehen, und diese Pfeiler an den langen Seiten der Röhren
oder Röhrkasien angebracht werden müssen, in sofern der Ouerschnikt
der Röhren oder Röhrkasien von dem Kreise oder Quadrate abweicht,

wogegen es
pc bei Aufführung von Röhrkasien nach den nebenstehenden Figuren in den ge-

2 wöhnlich vorkommenden Fällen keiner Verstärkung durch
« , Pfeiler bedarf. Rohren, die entweder einzeln oder in

einer Reihe liegend, mehr als 4 Fuß hoch uber der
Dachfläche aufgeführt werden, müssen einen Stein starke
Wangen erhalten oder tüchtig geankert werden. Eine
gehörige Ankerung ist jedenfalls nöthig, wenn die Höhe

mehr als 8 Fuß betragt.
Bei diesen Regeln, welche als Anhalt zu näheren

Bestimmungen dienen, werden überall gute Materialien
und sorgfältige Arbeit vorausgesetzt.

vernihgung g. 6. Die Reinigung der Rohren, von staubartigem Ruß, der sich darin
ansetzen kann, geschiehet mittelst Bürsten von der Form des Querschnitts der Röhre.

Diese Bürsten. werden an einem Seile auf= und niedergezogen, nachdem
das Seil mit Hülfe eines Gewichts (am besten in Gestalt einer Kugel) herunter

gelas-



gelassen worden. Der hiernach erforderliche Reinigungs-Apparat muß in jedem
Hause, welches mit dergleichen engen Röhren versehen ist, gehalten, und die
Reinigung so oft bewirkt werden, als es mit Racksicht auf die Anzahl und Größe
der Feuerungen nöthig ist. Bei jeder Reinigung ist die Röhre an den dußeren
Seiten genau zu besichtigen, damit eine entstehende Schadhaftigkeit nicht lange
unbemerkt bleibe.

#+. 7. Jede Röhre ist unten, wo fie anfängt, und über dem obersten —““ i:
Dachboden, imgleichen bei mehr als zweimal veränderter Richtung auch in der buft der Rel-
Mitte, Behufs der Reinigung, mit einer Seitenöffnung von der erforderlichen
Größe zu versehen und diese Oeffnungensindmit eisernen, in Falze schlagenden
Thüren genau zu verschließen.

Münden mehrere enge Röhren in der Höhe des obersten Dachbodensi
einen weiteren Aufsatz aus; so erhält nur der letztere eine Thür.

Alle diese Thüren dürfen jedoch weder unter einer hölzernen Treppe, noch
in der Nähe von anderem Holzwerk angebracht werden, sondern müssen wenigsiens
3 Fuß von letzterem enkfernt bleiben, auch ein Vorpflaster auf dem zunächst dar-
unter befindlichen Boden erhalten, welches 2 Fuß breit ist, und in der Länge auf
jeder Seite um 2 Fuß über die Thürbreite hinausgehet.

Modifikationen der vorstehenden Vorschriften, je nachdem die Erfahrung
sie an die Hand geben dürfte, bleiben vorbehalten; vorläufig aber sind dieselben
bei allen Neubauen und Abänderungen von den Mauermeistern bei Vermeidung
der auf feuergefährliche Anlagen gesetzlich bestimmten Strafe ganz genau zu be-
folgen.

Berlin, den 14#ten Januar 1822.

Ministerium des Handels. Ministerium des Innern.

von Bülow. von Schuckmann.

(No. 704.)



o. 704.) Allerhochste Kabinetsorder vom Zisten Januar 1322., wegen eines Präklu-
sionstermins zur Anmeldung der Verwaltungs-Ansprüche, welche mit
dem Herzogthum Sachsen auf Preußen übergegangen sind.

A#l Ihren Bericht vom 25sten d. M. nehme Ich keinen Anstand, hierdurch zu
genehmigen, daß wegen sämmrlicher mit dem Herzogthum Sachsen konpentions-
mäßig auf Preußen übergegangener oder überhaupt aus der Zeit bis Ende 1815.
herrührender, noch unbefriedigten Verwaltungs-Ansprüche an die Staatskassen,
sowohl aus der Zivil= als der Militairverwaltung, sie mögen bereits angemeldet
worden seyn, oder nicht, nunmehr ein Schluß-Liquidationsverfahren bei dem
mit diesem Abwickelungögeschaft im Allgemeinen beauftragten Regierungs-Chef-
Präsidenten von Schoenberg zu Merseburg eingeleitet, und von dem Letztern
ein öffentliches Aufgebot dahin erlassen werde, daß alle noch unberichtigte Forde-
rungen der in der Bekanntmachung vorgeschlagenermahen näher zu bezeichnenden
Kathegorien, binnen einer Praklusivfrist. von drei Monaten von der Bekannt-
machung an gerechnet, angemeldet werden mußten, mit der Verwarnung, daß
alle und jede bis dahin nicht besonders angemeldeten Ansprüche ohne weiteres für
präkludirt und ungültig erachtet werden würden.

Ich überlasse Ihnen, hiernach das Weitere zu verfügen, und den
. von Schoenberg zur Erlassung des Aufgebots in der Ihnen am An-
gemessensten scheinenden Weise zu autoristren.

Berlin, den 31 sten Januar 1822.

Friedrich Wilhelm.

An
den Staatsminisier und Generallieutenant Grafen von Lottum.

VNo. 705.X



tio. 706.) AUlerhbchste Kabinetsorder vom J##sten Januar 1822., wegen eines Präklu-
sionstermins zur Einldsung der Haupt-Nutz= und resp. Haupk-Brenn-
holz-Kassenobligationen.

U. den Titel des Staatsschulden-Etats zum Abschlusse zu bringen, welcher die
sogenannten Haupt-Nutzholz-Kassenobligationen und Haupt-Brennholz-Kassen-
obliganonen betrifft, so genehmige Ich auf den Bericht der Hauptverwaltung der
Staatsschulden vom L#ten Januar d. J., daß dieselbe zur Einlbsung dieser Obli-
gationen, zur Empfangnahme der darauf zur Zeit nicht abgehobenen Summen
anKapital und Zinsen, so wie überhaupt zur Anmeldung aller Ansprüche an den
Staat aus Papieren dieser Art, einen dreimonatlichen Präklusionstermin ansetzt
und die darauf zu richtende Bekanmmachung durch die Amtsblätter unter der
Verwamnung erlätzt, daß mit Ablauf dieses Termins alle Ansprüche aus den
oben bezcichneten Obligationen an den Sctaat erlöschen.

Berlin, den 31 ten Januar 1822.

Friedrich Wilhelm.

An

die Hauptverwaltung der Staatsschulden.

(No. 706.)



(No. 706.) Allerhbchste Kabinetsorder vom 3 1scen Januar 1822., betreffend die Berwen-
dung der den Gutsbesitzern bewllligten Retablissementsgelder.

S
Jch habe mehrmals mißfällig bemerkt, daß die Retablissementsgelder, die Ich
den Gutsbesitzern bewilligt habe, ganz ihrer Bestimmung entgegen, zur Abzah-
lung von Abgabenresten verwendet, oder auf Antrag von Gläubigern mit Arrest
belegt worden sind. Da dieses nicht gestattet werden kann, so werden Sie darauf
halten, daß es nicht weiter geschehe.

Berlin, den 31sten Janmar 1822.

Friedrich Wilhelm.

An
die Ministerien der Justiz und des Schatzes.
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VNo. 707.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 14ten Februar 1822., wegen einer Präklu-
sionsfrist für die Zurückzahlung der im Jahr 1813. in Schlesien ausge-
schriebenen Zwangsanleihe.

A- den Antrag der Hauptverwaltung der Staatsschulden vom 27sHen v. M.
will Ich gestatten, daß von derselben zur baaren Zurückzahlung der in dem
Jahre 1813. in der Provinz Schlesien ausgeschriebenen, und wirklich erhobenen
Beiträge zur Zwangsanleihe, eine Präklusiofrist von drei Monaten angesetzt,
und durch die Amtsblätter der sämmtlichen Regierungen, so wie durch die Ber-
liner und Breslauer Zeitungen, zur öoffentlichen Kenntniß gebracht werden kann,
nach deren Ablauf alle und jede Ansprüche aus dieser Anleihe sowohl an Kapital
als Zinsen, für immer gänzlich erloschen seyn sollen.

Berlin, den I A##ten Februar 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

die Hauptverwaltung der Staatsschulben.

(.No. vos.) Gesetz wegen des Schuldenwesens der Gemeinen in den Lamestheilen des
linken Rheinufers und in der Stadt Wesel. Vom Ften März 1822.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen . c.

Zur Herstellung eines festen Rechtszustandes zwischen den Gemeinen des
linken Rheinufers, imgleichen der Stadt Wesel, und ihren Glaubigern, und um
die verschuldeten Gemeinen in den Stand zu setzen, die Befriedigung der letztern
mit Ordnung und Beachtung bereits erworbener Gerechtsame bewirken zu konnen,
ohne ihre Zahlungsunfahigkeit herbeizufuhren, ertheilen Wir auf den Antrag Un-
sers Staatsministeriums, und nach vernommenem Gutachten Unsers Staatsraths,
folgende Vorschriften:

Jahrgang 1822. G K I.

(Ausgegeben zu Verlin den 23sten März 1822.)



Aufhebung &amp;#. 1. Die französischen Verordnungen wegen Liquidirung und Bezah=
 eren lung der Schulden der Gemeinen, namemtlich das kaiserliche Dekret vom usten
Gesete. Oktober 180d. (O. Vendémiaire des Jahres XIII.), zweites Kapitel, und vom

2 lsten August 1810., ungleichen die damit in Verbindung siehenden Instruktio-
nen ehemaliger französischer Behörden, werden hierdurch gänzlich außer Kraft
gesetzt.

Verpflichtung #. 2. Die Gemeinen sind verpflichtet, für die ordnungsmaßige Berich-
verHemkinen tigung ihrer Schulden unter Aufsicht der vorgesetzten Regierung durch Anwendung
Berichtigung. derjenigen Mittel zu sorgen, welche in dem gegenwärtigen Gesetz hierzu bestimmt

werden.

Glelchßtellung . 3. Der bisherige Unterschied zwischen alten und neuen Schulden findet
— rhe fernerhin nicht Statt. Vielmehr sind alle Schulden, denen nicht ein gesetzliches
23 Vorzugsrecht zusiehet, sowohl in Ansehung der Kapitalzahlung als der davon

lung in, alte gültigen (I. J.) Zusenrückstände, ohne Rücksicht auf die Art oder die Zeir ihrer
CErntsiehung, nach gleichen Grundsätzen zu behandeln.

Unterlagung derainer eaune ser . 4. Die Rückstände an Renten und an Ginsen von der vormals alten
un und Iimsen, Schuld, welche vor dem 23sten Seplember 1700. (I. Vendémiaire des Jah-
rückstanre vor « «. . . -

F::l.d;zki.3.—7ssgåkp- res VIII.) fällig geworden, bleiben niedergeschlagen.
Vertbeilung 9. 5. Was die in dem Titel VI. Art. XXXVII. des Dekrets vom Isten Ok-

deremtsschub tober 180.l. (o. Vendémiaire des Jahres XIII.) erwähnten Amtsschulden be-
trifft, so ist die daselbst verfügte Theilung derselben da, wo solche noch nicht ge-
schehen, von den Regierungen unter Zuziehung der betreffenden Gemeinen ohne
Verzug vorzunehmen. Auf den Grund der hiernach festgesetzten Eintheilung er-
hält jeder Gläubiger besondere Anweisungen auf eine ihm fernerhin zur Zahlung
verpflichtete Gemeine. Will derselbe die ihm angewiesene Gemeine, als zur Be-
richtigung der Forderung ausschließlich verpflichter, nicht anerkennen, so muß er
sich die Vertheilung der Schuld auf die sämmtlichen Gemeinen, welche den Amts-
bezirk ausgemacht haben, und die Ausfertigung von Stück-HObligationen gefal-
len lassen.

eeeche F. 60. Die Gemeinen bleiben von der Berichtigung aller derjenigen Schul-
rungen dieche den entbunden, mit denen dieselben entweder gegen die Oomainen oder gegen die
Pesed.en aufgehobenen Körperschaften (corps ect communautés) und aufgehobenen geist-

lichen Stiftungen (corporations religieuses), oder solche andere Wohlthätig=
keits-Anstalten, für deren Ausgaden sie aus ihren Einkünften zu sorgen haben,
verpflichtet gewesen sind.

uue bebin " Es erslreckt sich jedoch diese Befreiung nicht auf solche Forderungen, welche
ben. von einer Gemeine an eine andere Gemeine oder von solchen Kirchen-, Unterrichts-

und Wohlthä#gkeics-Anstalten gemacht worden, deren Unterhaltung der schul-
denden



denden Gemeine nicht obliegt. Diese sind vielmehr die Gemeinen, gleich andern
von ihnen gemachten Schulden, zu befriedigen verbunden.

Werden indessen dergleichen Forderungen von Gemeinen, Kirchen-Aera. Wasbei aus-
rien und Stiftungen des Auslandes an Preußische Gemeinen gemacht, so sind auf zndilchenn-
dieselben diejenigen Grundsätze anzuwenden, die, wenn Preußische Gemeinen BeerAerfat
und Anstalten dergleichen Forderungen an Gemeinen des auswärtigen Staates
hätten, in diesen zur Anwendung kommen würden.

#. 7. Um die Gemeinen desso früherin die Lage zu bringen, ihr Schul= Die Orbnuns
denwesen nach den Umsiänden und den ihnen zu Gebote stehenden Mirtelnin Ord- rdt uuenn
nung zu bringen, und den davon abhängenden Kredit der Gemeine wieder her- e
zustellen und zu befestigen, wird ihnen die Behandlung dieser ihrer Angelegen- vorzunehmen.
heit unter der Aufsicht der Regierungen selbst überlassen. Die völlige Regulirung
des Schuldenzustandes und die Feststellung des Schuldentilgungsplans soll daher
allenthalben durch von ihnen selbst erwählte Bevollmächtigte erfolgen. Wie
hierbei zu verfahren, und in welcher Maaße die Regierungen darüber die Auf-
sicht zu führen haben, wird eine von dem Ministerium des Innern an die letztern
zu erlassende allgemeine Anweisung, welche durch die Amtsblätter zur öffentlichen
Kenntniß gebracht werden soll, festsetzen.

§#. 8. So wie Wir nun sowohl zu den verschuldeten Gemeinen als zu Diegetreße
ihren Gläubigern das Vertrauen haben, daß beide Theile, die Verhältnisse er= enBekiki
wägend, welche zu der Entstehung und dem unfreiwilligen Anwachs der Schul- Bemesnep und
denmassen Veranlassung gewesensind, von selbst geneigt seyn werden, durch güt= gern bleiben
liches Uebereinkommen über den Betrag und die Tilgungsart der Schulden die ffet.
Zustandebringung und Vollziehung eines festen Plans zu erleichtern, so sollen auch
die bereits getroffenen Vergleiche, und was in deren Verfolg festgesiellt worden
ist, aufrecht erhalten werden.

Es behält daherin allen denjenigen Gemeinen, in welchen, sey es durch Sowobl,
Vereinigung mit den Gläubigern, oder durch Fesisetzung von Seiten der Regie- Sh
rung, das Schuldenwesen berecits vollständig geordnet worden, und für die Be- Eccholdenwe
friedigung der Gläubiger die nöthigen Fonds ausgemittelt sind, dabei sein Bewen-
den. Weder die Gläubiger noch die Gemeinen könnenin dem hiernach bestehen-
den Zustande einseitig eine Abänderung verlangen oder vornehmen.

#8. O. In denjenigen Gemeinen, wo zwar das Schuldenwesen noch nicht als wenn üe
in allen seinen Theilen regulirt ist, jedoch zu Verzinsung aller oder eines Theils Mreine.
der bereits anerkannten Schulden die erforderlichen Fonds ausgemittelt sind, und fen.
hierzu verwendet werden, ist mit dieser Zinsenzahlung, und da, wo hiernächst
auch bereits abschlägliche Kapitalzahlung eingerichtet ist, ebenfalls mit dieser bis
zur völligen Regulirung unausgesetzt fortzufahren.

G 2 g. 10.



ed &amp;. 10. Für die Fälle jedoch, daß die Gemeinen sich mit denGlaubigern
nnbns elcher durch Vergleiche uber die Zahlungsart und Befriedigung nicht sollten vereinigen
# können, erachten Wir für nöthig, die Granzen, innerhalb welcher die letztern
ueecer40,ihre Ansprüche geltend machen dürfen, in Folgendem zu bestimmen.

Wenn die Rich #. 11. Wemn über die Richtigkeit und den Betrag einer Forderung zwi-
r schen der Gemeine und dem Gläubiger keine Vereinigung zu treffen ist; so ist es
bleiet. beiden gestattet, die Entscheidung auf dem ordentlichen Rechtswege nachzusuchen.
an §. 12. Verzögerungszinsen für die Vergangenheit werden nicht vergutet.

— K. 13. Der Zinsenlauf von den bis jetzt unverbrieften oder sonst bis da-
pn her (Art. XIX. des Dekrets vom 0. Vend. XIII.) unverzinsbar gewesenen For-

Sszuinerrtenne derungen, soll vom Isten Jänner 1822. an, anfangen.
Slbe des Zin- &amp;. IA. Die Höhe des Zinsenfußcs ist in Ermangelung eines Abkommens

sensuße. darüber auf vier Prozent zu bestimmen. Bei versprochenen Zinsen bewendet es,
sowohl wasz den Zinsfuß als den Verfalltermin, von welchem ab dieselben zu
liquidiren und zu berichtigen sind, betrifft, bei dem, was in den Schuldurkunden
und Darlehnsverträgen festgesetzt worden ist.

Anwendung §. 15. So weit eine Gemeine nutzbares Grundvermögen, kündbare Ka-
des, verbande pitalien und andere disponible Gegenstände besitzt, ist dieselbe verpflichtet, solche
Vent n—zum Behuf der Tilgung ihrer Schulden beziehungsweise zuveräußern und ein-
g zuziehen, soferne sie keine andere Befriedigungsmittel besitzt. Zu einer solchen

Veraußerung soll es daher auch Unserer unmittelbaren Genehmigung ferner nicht
bedurfen. Es versteht sich jedoch von selbst, daß hierbei nur von solchen Grund-
besitzungen die Rede ist, welche einen wirklichen Frucht- oder Nutzungsertrag ge-
wahren, z. B. Landguter, Gemeinweiden, Forsten u. s. w., und nicht von solchen,
welche blos zu einem offentlichen oder gemeinnutzigen Gebrauch bestimmt sind,
z. B. Rathhauser,Armenhauser u. s. w.

deddinad 9. 16. Zu Vermeidung nachtheiliger Uebereilungen bleibt jedoch der vor-
gen beni gesetzten Regierung vorbehalten, bei solchen Veraußerungen die Form und die
 ang vortheil. Modalitäten des Verkaufs fenzzusetzen und den Gläubigern sieht in dieser Be-
käufe. ziehung blos der Rekurs an das Mi isierium des Innern zu.

weescheliche S. 17. Die Erfüllung der im F. 15. den Gemeinen auferlegten Ver-
9. 17 bindlichkeit, können die Gläubiger gegen die schuldende Gemeine un Wege Rech-
sie Verzasch- tens verfolgen, sobald die derselben vorgesetzte Regierung vorher auf dicofalligen
lung. Antrag den Befehl zu ihrer Befriedigung erlassen, und die Gemeine demselben

nicht innerhalb sechs Wochen Genüge geleisiet hat.
il F. 18. In Absicht derjenigen Schulden, welche auf vorsiehende Weise
ie Vemumnticer nicht abgetragen werden, müssen sich die Gläubiger abschlägliche Zurückzahlung
Jallungen gehal:
En üar. neben richtiger Abführung der laufenden Zinsen gefallen lassen, und es muß da-

her



her jede Gemeine, die sich in dem Falle befindet, durch Veraußerung ihres dazu
geeigneten (F. 15.) Grundeigenthums nicht ihrer Schulden sich entledigen zu konnen,
des Endes einen vollstandigen Tilgungsplan ohne Verzug zu Stande bringen.

H. 19. Als Grundsatz zur Anlegung dieses Schuldentilgungsplans dient Hauptgruud-
die Regel, daß die schuldende Gemeine verpflichtet ist, ihre Schulden insgesammt, ganipte onnlnle-
sowohl was das Kapital als die noch gültigen (#. .) Zinsrückstände anbetrifft, Eeianse
undzwar letztere in so viel gleichen Theilzahlungen, als während der ganzen
Tilgungsfrist laufende Zinsterminc eintreten, binnen dreißig Jahren abzutragen,
und zu Erreichung dieses Endzwecks diesenigen Summen, welche sie zu Bestrei-
tung ihrer gesammten Komn flicht n aufzubringen hat, bis auf ei-
nen Betrag, welcher vierzig Prozent'von den Prinzipal- oder Elementarsummen
der Grund= und der Klassensteuer (oder statt der letztern der ihre Stelle vertre-
tenden Mahl= und Schlachtsteuer) gleichkommt, zu steigern.

§&amp;. 20. Sollte die gesammte Schuld einer Gemeine eine solche Ansiren= Verbältniß=
gung die vorgedachte Zeit hindurch nicht erfordern, so ist beides, der Betrag der mmige. ert
jährlich aufzubringenden Summen und die Dauer der Tilgung, nach Verhalt- gsschet ##.
niß zu vermindem.

§. 21. Sollte aber die vorgeschriebene Anstrengung noch nicht hinreichen, adas
um die Abburdung der gesammten Schuld in der festgesetzten Frist moglich zu Vgtt 1
machen, so behalten Wir Uns für einen solchen Fall weitere Bestimmung vor. weccht.

§. 22. Es muß vor allem andern das laufende Kommunalbedürfnit Wirtbemang
der Gemeine gesichert, und das daran Fehlende durch Umlagen oder sonstice 4/. unn
Einnahmequellen vorweg gedeckt werden, wohin auch der Ausfall zu rechnen ist, die Gläubiger.
welcher an den laufenden Gemeine-Einkünften durch Veraußerung des dazu geeig-
neten Grundvermögens in dem F. 15. gedachten Fall etwa entstehet. Es ist da-
her überall zunächst ein Kommunal-Etat zu entwerfen, und den Gläubigern vor-
zulegen, denen es jedoch unbenommen bleibt, wenn sie dagegen Erinnerungen
haben, solche der Regierung, und néthigenfalls dem Ministerium des Innern,
zur Entscheidung anzuzeigen.

§. 23. Die Schuldentilgungspläne müssen vollständig, genau und be= Einrschtung
stimmt abgefaßt werden, in der Art, daß daraus die Summe, welche jährlich#dennisunge-
zur Verzinsung und Kapitalzahlung wäahrend der Tilgungsfrist bestimmt wird,
und daraus auf bie jährlichen Kommunal-Etats zu übernehmen ist, klar hervorgeht.

Der hierin zur Schuldentilgung ausgeworfene Betrag muß diesem Behufe ge-
widmek bleiben, und darf unter keinerlei Umständen eine Herabsetzung erleiden.
Es bleibt jedoch den künftigen Gemei evertretern, jede andere, denGläubigern
unnachtheilige gesttzliche Vertheilungs= und Aufbringungsant, nicht minder eine
Erhöhung des jährlich zur Schuldentilgung ausgesetzten Betrags „vorbehalten.

S. 24.



Bel noch un- §#. 24.. In dem F. II. bemerkten Falle ist bei Entwerfung des Tilgungs-
asschtedenen plans anzunehmen, daß eine solche noch nicht anerkannte, sondern zur richter-

lichen Entscheidung ausgesetzte Schuld wirklich richtig sey, und ihr Betrag, ohne
daß der Gläubiger dadurch ein Recht erhält, mit in die Berechnung der Gesammt-
Schuldenmasse aufzunehmen. Die Vollstreckung der ergehenden Rechtssprüche
bleibt aber auch in diesem Falle ausgesetzt, indem sich die Gläubiger, wenn sie
sich wegen der Zahlungsfristen nicht vereinigen, dem festzusetzenden Tilgungsplane
unterwerfen müssen.

neun n 6. 25. Sowohl zur Erfüllung getroffener Vergleiche mit den Gléubi—
lien. gern, als zur Ausführung der festgestellten Tilgungspläne, dürfen unter Geneh-

migung der Regierung neue Kapitalien auf den Kredit der Gemeine aufgenom-
men werden, in sofern die Regierung sich überzeugt, daß sie die Zahlungsfahig-
keit der Gemeine nicht übersicigen. Die in solchem Maaße erborgten Kapitalien
sollen im Wege des Prozesses zu jeder Zeit von den Gemeinen, vorbehaltlich der
Rechte eines Dricten, aus dem bereitesten Vermögen derselben eingebracht wer-
den können.

a neen §. 20. Die Gläubiger können in Hinsicht der noch unverbrieften und
nen über die unzinsbaren Forderungen verlangen, daß ihnen darüber Obligationen zu vier
Schulden. vom Hundert vom Isten Jänner 1822. an zinsbar, ausgestellt werden. (§. 3.)

Wegen der gültigen Zinsenrückstände aber (V. 10.) sind ihnen auf ihren Antrag
unverzinsliche Bekenntnisse, welche die Reihefolge der Zahlungen angeben, aus-
zufertigen.

Ordnung vei F. 27. Die Bezahlung der Kapitalien selbst sindet, sofern das Schul-
DrablungderdenweseneinerGemeine nicht durch Vergleich mit sämmtlichen Gläubigern an-

ders regulirt worden ist, in der Art Statt, daß
a) die Hypothekengläubiger, so wie diejenigen, denen ein gesetzliches Vorzugs-

recht zustehel, den Gesetzen gemaß vorweg, und
b) alle übrige Forderungen zu gleichen Rechten befriedigt werden.

Unter gleichberechtigten Glaubigern entscheidet das Loos.
u Aussiellung §&amp;. 28. Damitl die Hoffnung, mit einem Theile der Forderung zur Zah-

“mvilr lung zu gelangen, unter den Gläubigern möglichst verkheilt werde, sollen die
gleichberechtigten Gläubiger neue Obligationen erhalten, welche auf möglichst
kleine Summen von 25, 50 bis loo Thaler, nach dem Verlangen der Gläu--
biger, auszustellen sind. Die im F. 27. vorgeschriebene Verloosung ist sodann
nicht auf die Forderungen der einzelnen Gläubiger im Ganzen, sondern auf diese
neuen Stück-Obligationen, zu richten.

Fulinen n"*•sd F. 20., Wenn über einen Theil der als richtig anerkanntenGesneineschulden
— Vergleiche getraffen worden sind, ein anderer Theil aber vollsicndig gefordert wird,
zunnu so ist bei Entwerfung des Tilgungsplans der bewilligte Erlaß zu den wirklichen

Kapi=



Kapital= und Zinsenruckstanden hinzuzurechnen. Der Glaubiger, welcher auf
den vollen Betrag seiner Forderung bestanden hat, kann an Theilzahlungen nur
so viel verlangen, als auf ihn würde gekommen sepyn, wenn dem Andern kein
Erlaß bewilligt worden wäre. Die durch Nachlaß ersparten Summen sollen vor-
zugsweise zur Erfüllung der Vergleichsbedingungen verwendet werden.

&amp;# 30. Die Art und Weise, wie die zur Schuldentilgung erforderlichen Vertbei-
Beiträge bis zu dem im §F. 10. bestimmten Betrage aufzubringen sind, können lungs=rt.
die Gemeinen nach Gutfinden bestimmen. Es ist dazu aber die Genehmigung
der Regierung nothwendig, welche nach der von den betreffenden Ministerien
zu gebenden Anweisung verfahren wird.

§. ZI. In sofern ein Beitrag nach dem Grundeigenthum ausgeschrieben eranebung
wird, müssen alle Besitzer von Grundstücken, die in der Steuerrolle der Gemeine 0G.4½ or
und ihrer Feldflur begriffen sind, ohne Racksicht. auf ihren persönlichen Wohn= Gemeine.
sitz, beitragen.

§#. 32. So weit UnsereDomainen hierzu beitragspflichtig und die Ge-, Beltrag aus
meinen nicht schon durch Uebernahme eines verhältnißmäßigen Theils der SchuldnendenDe
von Seiten des Staats entschädigt sind, soll der Beitrag aus Unsern Domainen-.
Kassen geleisiet werden.

§. 33. Oie Besitzer der von der französischen Regierung verkauften Oo= Verpflichtung
mainen bleiben in Gemäßheit der Kaufbedingungen in Hinsicht dieser Grund= ve
stücke von Grundabgaben zu denjenigen Schulden frei, welche bei der Enwerbung Homolst
der Grundstücke bereits bestanden. Zu den spater entstandenen Schulden müssen
sie gleich sämmtlichen übrigen Gutsbesitzern beitragen. Wenn aber in einer
Gemeine zu Tilgung ihrer Schulden persönliche Abgaben oder indirekte Steuern
eingeführt werden, so müssen sie solche, ohne Rücksicht auf den Ursprung der
Schulden, gleich allen übrigen Einwohnern tragen.

. 34. Die Schuldemilgungspläne müssen in allen Fallen, es mögen Betigung
nun dieselben ganz oder theilweise, auf den Grund abgeschlossener Vergleiche, undtooS
oder bles nach den Bestimmungen des gegenwärtigen Gesetzes, angelegt worden Sphuldenil
seyn, der Regierung zur Bestätigung cingercicht werden, welche auch die Aus=3hungspline.
führung derselben zu beanfsichtigen hat. Nicht minder muß jede Gemeine den
bestätigten Plan den Gläubigern durch Zusendung bekannt machen, so wie hier-
nächst an ihrem Gemeinehause öffentlich aushängen lassen.

§. 35. Sollten die Gemeinen in Ausführung der Pläne sich säumig Tdeilnabme
erweisen, so haben die Gläubiger deshalb bei den Regierungen Beschwerde zu der Behlon
führen. Im Fall aber diese die Sache binnen sechs Wochen nicht zu ihrer Be- Förurs.
friedigung abmacht, steht es ihnen auch frei, im gerichtlichen Wege die säumige



— 56 —

Gemeine zu Leistung dessen anhalten zu lassen, was sie nach dem Plane zu lei-
sten schuldig ist.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Allerhochsteigenhandig vollzogen, und
mit Unserem Koniglichen Insiegel versehen lassen.

Gegeben Berlin, den 7ten März 1822.

. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. v. Altensiein.

Beglaubigk:

Friese.
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(No. 709.), Gesetz wegen der Stempelsteuer. Vom 7ien März 1822.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von
Preußen 2c. v.

haben durch das Gesetz über die Einrichtung des Abgabenwesens vom Zosten
Mai 1820. bereits verfügt, daß zu Aufbringung des Staatsbedarfs auch ferner
eine Stempelsieuer bestehen, und dieselbe durch ein besonderes Gesetz besiimmt wer-
den solle. Hiernach verordnen Wir nunmehr, nach vernommenem Gutachten
Unsers Staatsraths, wie folget:

§. I. Alle bisher um ganzen Umfange der Monarchie, mit Ausnahme
des Fürstenthums Neufchatel, besiandene Stempelgebühren sind hiermit abge-
schafft, namentlich auch die Einregistrirungsgebuhren in denjenigen Landestheilen,
wo die französische Gerichtsoerfassung noch besieher, und diejenigen Acgaben,

welche statt der Ginregistrirungsgebühren im Bergischen eingeführt worden. Alle
Gesetze und Verordnungen, welche sich auf die hiernach abgeschafften Abgaben
beziehen, sind aufgehoben, und es soll auch bei Auslegung des gegemvärtigen
Gesetzes niemals darauf zurückgegangen werden. Jedoch wird hierdurch in den
übrigen Vorschriften wegen des Enregisirements selbsi, wo dasselbe noch bestehr,
nichts geandert.

§. 2. Dagegen sind von jetzt an überall diejenigen Stempelabgaben zu
„erheben, welche der anliegende von Uns vollzogene Tarif bestimmt.

Die Einziehung und Benvaltung dieser Abgaben geschteht allein nach den
Vorschriften des gegemwärtigen Gesetzes.

§. 3. Von Entrichtung des tarifmäßigen Stempels finden nur nachsie-
hende Befreiungen Stalt:

geschatzt werden kann, sind stempelfrei, wenn dieser WerthGunfzigThaler
Sübergeld nicht erreicht.

b) Gerichtliche Verhandlungen, wofüur die Sportelfreiheit armuthöhalber be-
willigt worden, sind schon deshalb auch siempelfrei.

Jahrgang 4522. „Dc) Ver-

(Ausgegeben zu Berlin den 23sten März 1822.

Aufbebuna

ierriger Ct.eh

Ste
Stempeiltarif.

efreiungen
von —mdrigeniercth



Ne onach

* S der "Wmmen ta we *
der Stempela

c) Verhandlungen in Vormundschaftssachen sind stempelfrei, sofern der Be-

4

e)

1)
6)

h

vormundete aus eigenen Einkünften unterhalten werden muß, und diese nach
Abzug der Verpflegungs= und Erziehungskosten keinen Ueberschuß gewähren.
Gesuche, welche Glaubiger des Staats öffentlicher Ansialtren und Gemeinen
an Behörden und Beamte richten, um zu ihrer Befriedigung zu gelangen
und die darauf ertheilten Bescheide sind siempelfrei.
Alle Verhandlungen und Zeugnisse, welche wegen Bestimmung des Betra-
ges öffentlicher Abgaben und Einziehung derselben, wegen Eintritts in den
Kriegsdienst, und überhaupt wegen Leistungen an den Staat in Folge allge-
meiner Vorschriften beigebracht werden müssen, sind stempelfrei auszufer-
tigen, sofern sie nur allein zu diesem Zwecke dienen.
Gesuche um Ertheilung von Reisepässen bedürfen keines Stempels.
Den Verhandlungen wegen Ablôsung von Oiensten und andern Leislungen,
die auf Grundstücken haften, wegen Theilung der Gemeinheiten, und we-
gen Auseinandersetzung des im Gemenge liegenden Grundeigenthums ver-
bleibt auch ferner diejenige Stämpelfreiheit, die ihnen durch das Gesetz über
die Ausführung der Gemeinheitstheilungs= und Ablösungsordnungen vom
I#ten Juni 1821. W. 27. und 28., und durch die Verordnung wegen Or-
ganisation der Gencralkommissionen und Revisionskollegien zu Regulirung
der gursherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse vom 20sten Juni 181—.
§# 213. und 21 J. zugestanden worden.
Verhandlungen über die Ablbsung und einstweilige Verzinsung derjenigen
ausschließlichen vererblichen und veräußerlichen Gewerboberechtigungen,
welche nach dem Gesetze über die polizeilichen Verhältmie der Gewerbe
vom Ften September 1811. W. 32. 33. abgelöset, und bis dies geschehen
kann, verzinsel werden sollen, sind ebenfalls siempelfrei.
Die bis jetzt gesetzlich bestehenden Befreiungen des Fiskus, besonderer An-
stalten, Gesellschaften und Personen von gewissen Stempelabgaben dauern
vorerst noch fort, mit Vorbehalt künftiger Untersuchung und Eutscheidung
darüber.

Doch sind die gedachten Behörden nicht befugt, diese Befreiung den Pri-
vatpersonen, mit welchen sie Verträqe eingehen, einzuräumen, wenn diese Per-
sonen an sich nach gesetzlicher Vorschrift zur Entrichtung des Stempels verbun-
den sind. Bei allen zweiseitigen Verträgen der Art, muß jedesmal die Hälfte
des Stempels für den Verkrag und für die ausgefertigte Uebereremplare dessel-
ben außerdem noch der gewohnliche Stempel entrichtet werden.

§. 4. Wenn der Werth eines Gegensiandes ausgemittelt werden soll,
um den Betrag der Stempelgebübren zu bestimmen, welche von den Verhandlun-

5* 8 gen darüber nach anliegendem Tarif zu entrichten sind, so ist dabei im Allge—
— meinen nach folgenden Regelu zu verfahren:

a) Die



a) Die Berechnung ist in Preußischem Silbergelde nach dem Gesetze uber die
Munzverfassung vom Zosten September 1821. anzulegen.

ßEs müssen also alle in Golde, in fremdem Silbergelde oder in andern Wäh-
rungen angegebenen Werthe nach ihrem Betrage in Preugischem Silber=
gelde ausgedruckt werden. Hierbei sollen:

#aa) zehn Thaler in Golde für eilf Thaler in Silbergelde angenommen;
bb) für Konventionsgeld nach dem Zwanzigguldenfuße keine Aufgelder

berechnet;
cc) zwölf Gulden Reichsgeld nach dem Vierundzwanzigguldenfuße sieben

Thalern Silbergeld, und
dd) einhundert eilf Mark Hamburger Banco sechs und funfzig Thalern Sil-

bergeld gleichgesetzt werden.
Fär andere im Handel gewöhnlich vorkommende Währungen sind von dem
Finanzminisierium mit Zuziehung der Börsenvorsteher auf den Wechselplätzen
Mittelwerthe fesizusetzen, wornach die Verwandelung in Preußisches Silber-
geld so lange geschieht, bis erhebliche Aenderungen um Kurse dieser Währun-
gen die Bestimmung anderer Mittelwerthe auf gleichem Wege veranlassen.

c) Von immerwährenden Nutzungen wird das Zwanzigfache ihres einjähri-
gen Betrages als Kapitalwerrh angenommen, von einer Leibrente oder
einem Nießbrauchsrecht auf Lebens= oder andere unbestimmte Zeit, dage-
gen nur das Zwolf= und Einhalbfache der einihhrigen Nutzung.

4) Nutzungen eines Kapitals sind zu fünf voim Hundert jährlich zu veranschla-
gen, sofern ein anderer Prozenrsatz für die Nutzung aus den slempelpflich-
kigen Verhandlungen darüber nicht ausdrücklich hervorgehet.

gV) Der Werth von Bergwerksantheilen ist nach dem Gutachten der Oberberg-
amter anzunehmen.

1) Der Betrag aller übrigen unbeweglichen und beweglichen Gegenstände ist
in der Regel von dem Steuerpflichtigen nach dem gegenwärrigen Werthe
anzugeben, sofern er aus den stempelpflichtigen Verhandlungen selbst nicht
unzweifelhaft hervorgeht. Trägt die Steuerbehörde Bedenken, diese An-
gabe für richtig anzunehmen, so kann sie die Aufnahme einer gerichtlichen
Tare veranlassen.

&amp;“ 5. Für die Beslimmung desjenigen Werthes, wornach bei Veräuße= b) Besonders.
#ungen von Grundstäcken und Grundgerechtigkeiten der Betrag der Stempelab- inedicn
gabe berechnet wird, sind folgende Vorschriften zu beachten: enun

a) Bei reinen Verkäufen ist der beslimmte Kaufpreis, mit Hinzufügung des Grund Ge-
Werths der vorbehaltenen Nutzungen und ausbedungenen Leistungen, dieje- achtlatet
nige Summe, wornach der Betrag des Stempels zu berechnen ist.

b) Verkäufliche Gutsüberlassungen an Descendenten sind den Schenkungen

unter Lebenden gleich zu achten. Gutsaderassungen solcher Art an Nicht-2 descen-



descendenten sind dagegen als reine Verkaufe zu besteuern; jedoch kommt da-
bei nur der Werth des Guts, nach Abzug des etwanigen Altentheils, in
Anrechnung.

c) Werden Grundsiucke auf Erbzins oder in Erbpacht ausgethan, so besteht
die Summe, von welcher der Stempel bei dieser Veraußerung zu entrichten
ist, aus dem Erbstandsgelde, und aus dem Zwanzigfachen der jahrlichen
Leistung an Zins, Kanon oder andern bestandigen zu Gunsien des Verpach-
ters übernommenen Lasien.
Wenn zwar der erbliche Besitz des Nutzungsrechts übertragen, aber vorbehal-
ten wird, daß periodisch nach Ablauf einer gewissen Zeit ein neuer Nutzungs-
anschlag gemacht, und der Kanon für die nächsifolgende Periode darnach
bestunmt werden soll; so wird der Vertrag über ein solches Geschäft nur in
Rücksicht des etwanigen Erbstandsgeldes wie eine Veräußerung, in Rück-
sicht des Kanons aber wie eine Verpachtung auf die Anschlagsperiode be-
steuerr.

Ke) Bei Tauschverträgen über Grundstücke oder Grundgerechtigkeiten wird der
Stempelsatz nur nach dem Werthe des einen der beiden vertauschten Gegen-
stände, und zwar nach demjenigen, wofür der höchsie Werth zu enmitteln
ist, berechnet.
 Werden Gegenstände anderer Art, ohne besondere Angabe ihres Werkhs,

mit Grundsüücken oder Grundgerechtigkeiten zusammengenommen in einer
Summe veräußert, so wird der Stempelsatz von der gedachten Summe der-
gestalt berechnet, als ob sie ganz für Grundstücke oder Grundgerechtigkeiten
gezahlt worden wäre.

6) Bei Subhasiationen wird der Stempel nach dem Gebote, worauf der Zu-
schlag erfolgr, entrichtet.

Zn Ven §. 6. Bei Verträgen über Pacht und Miethe ist der Werth des stempel-
oderVer= pflichtigen Gegenstandes nach folgenden Grundsätzen zu berechnen:
itban- a) Alles was der Pächter vertragsmaßig dem Verpächter selbst, oder einem

Dritten für Rechnung des Verpächters wegen erhalrener Pach zahlt, liefert
oder leisiet, muß dem ausbedungenen Pachtgelde zugerechnet werden, und
bildet mit demselben zusammengenommen den siempelpflichtigen Betrag der
Verpachtung. Naturalien, welche sich hierunter befinden, sind nach den
Durchschnitts-Marklpreisen zu Gelde zu berechnen. Naturaldienste sind
nach dem gewöhnlichen Lohnsatze, welchen ähnliche Diensic im freien Ver-
ding in der Gegend haben, anzuschlagen.

b) Beständige Hebungen, welche der Pächter blos für Rechnung des Verpäch-
ters einzieht, gehören dagegen nicht zu der stempelpflichtigen Pachtsumme.

Bei

—. –
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für den Betrag alles dessen erhoben, was während der Dauer des ganzen
Vertrags zusammengenommen an Pacht und Micthe zu zahlen ist.

4) Schriftliche Verlängerungen der Pacht= und Miethsvertrage sind ohne Un-
terschied gleich neuen Verträgen stempelpflichtig.

e) Enthalten Pacht= oder Miethsverträge die Bedingung, daß die Pacht oder
Miethe stillschweigend für verlängert auf gewisse Zeit angesehen werden solle,
sobald und so oft innerhalb eines gewissen Termins nicht gekün gt wird;iso
sind die Verlängerungen, welche hiernach wirklich eintreten, den schriftlichen
auch in Rücksicht der Stempelpflichtigkeit gleich zu achten und ist der Stempel
dazu besonders zu lösen.

) Pacht= und Miethsverträge, welche blos auf Kündigung oder überhaupt
auf unbesiimmte Zeit geschlossen worden, sind bei Berechnung des Stempels
so anzusehen, als ob sie für ländliche Grundstücke auf drei Jahre, für andere
Gegenstände auf ein Jahr geschlossen wären.

H. 7. Der Stempel zu Auktionsprokokollen ist nach beendigter Auktiom
nach dem reinen Ertrage der Lösung zu bestimmen.

Gehört der Gegenstand der Auktion nicht zu einer einzigen Vermögensmasse,
sondern mehreren in keiner Gemeinschaft siehenden Theilnehmern; so ist der Stem-
pel nach den besondern Antheilen eines Jeden derselben am Lösungsertrage zu
berechnen.

§# 8. Der Ouittungsstempel von Besoldungen, Wartegeldern, Pensio-
nen und andern periodischen Hebungen aus offentlichen Kassen wird in der Regel
nach dem jährlichen Betrage der Zahlungen berechnet.

Militairpersonen zahlen jedoch den Quittungsslempel von ihren Besoldun-
gen, Wartegeldern, Pensionen und andern Oienst-Emolumenten nur nach dem
monatlichen Betrage der Zahlungen.

Naturalien, welche als Besoldungstheile oder Diensi-Emolumente empfan-
gen werden, kommen nach einem verhältnißmäßigen Anschlage bei Bestimmung
des Quittungsstempels in Anrechnung.

§. 0. Bei Berechnung des Erbschaftsstempels sind folgende Vorschriften
zu beachten:

a)DOer Erbschaftsstempel wird von demjenigen Betrage gezahlt, um den der
Erbe oder Legatar durch den Empfang der Erbschaft oder des Legats wirk-
lich reicher wird. Es gehören daher zur stempelpflichtigen Erbschaftemasse
alle ausstehende Forderungen derselben; auch diejenigen, welche der Erbe
selbst oder ein Legatar zur Masse schuldet, oder ihnen erst mit der Erbes-
einsetzung oder durch das Vermachtniß erlassen worden. Dagegen kommen
auch von der Erbschaft in Abzug alle Schulden und Lasien, welche mit und
wegen derselben ubernommen worden.

b) JZur
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b) Zur stempelpflichtigen Erbschaftsmasse gehoren nicht Grundstucke und Grund-
gerechtigkeiten, welche außerhalb Landes liegen.

Auch anderes im Auslande befindliches zur Erbschaftsmasse geböriges
Vermogen ist stempelfrei, wenn nachgewiesen wird, daß im Auslande die
dort üblichen Erbschaftsabgaben davon haben entrichtet werden müssen.

Schulden und Lasten, welche ihrer Beschaffenheit nach unzweifelhaft auf
dem im Auslande befindlichen stempelfreien Theile der Erbschaft haften,
können aber auch von dem stempelpflichrigen Theile derselben nicht in Abzug
gebracht werden.
Unsichere Forderungen kommen mit einem muthmaßlichen Werthe in Rech-
nung, den der Erbe in Vorschlag bringt. Findet die Steuerbehörde den
vorgeschlagenen Werth zu niedrig, so kann sie den Umständen nach auch die
Erhebung des Erbschaftsstempels vom Betrage solcher Forderungen bis zum
Ausgange derjenigen Verhandlungen aussetzen, von welchen deren Bezah-
lung abhängt.
Erben, welche Bedenken tragen, den Werth des Nachlasses durch Vor-
legung eines Invenkariums nachzuweisen, soll auch gestatret seyn, ein Aver-
sionalguantum für den Erbschaftsstempel anzubieten, dessen Annahme das
Finanzministerium nachgeben darf, wenn das Anerbieten dem wahrschein-
lichen Werthe der angefallenen Erbschaft angemessen ist.
Bei Fideikommißanfällen wird nicht der Werth der Substanz, sondern nur
der Werth der Nutzung nach der K. d. Buchst. c. enthaltenen Bestimmung als
stempelpflichtiger Erwerb angesehen.

&amp;. 10. Kauf= und Tanschverhandlungen zwischen Theilnehmern bei einer
Erbschaft über dazu gehörige Gegenstände, und während der Auseinandersetzung
darüber, sollen in so weit der Stempelabgabe für Kauf und Tausch nicht unter-
worfen seyn, als der Werth dessen, was ein einzelner Theilnehmer dadurch aus
der Erbschaft erwirbt, nicht größer ist, als der ganze Betrag seines Antheils.

Es ist also nichts dem Stempel für Kauf und Tausch unterworfen, was ein
Theilnehmer aus der Erbschaft dadurch ersteht, daß er dagegen andere Theile
seines Antheils den übrigen Theilnehmern abtritt; dasjenige aber, was er über
den Betrag seines Antheils aus seinem anderweitigen Vermögen aufwendet, um
zur Erbschaft gehbrige Gegenstände an sich zu bringen, ist als slempelpflichtiger
Kauf= oder Tauschwerth zu behandeln. Es macht hierbei keinen Unterschied, ob
er diesen überschießenden Werkh auszahlt, oder ob er denselben den übrigen Theil-
nehmer#n schuldig bleibt, oder ob er sonst andere Verpflichtungen dafür U#ernimmrt.

Wird ein zur Erbschaft gehöriger Gegensland, welcher nach geietzlichen
Bestimmungen oder gesetzlich zulässigen Anordnungen des Erblassers weder getheilt
noch gemeinschaftlich besessen, noch verdußert werden darf, von einem durch jene
Bestimmungen oder Anordnungen dazu berufenen Theilnehmer übernommen: so

ist
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ist alles, was von ihm in Folge gedachter Bestimmungen oder Anordnungen den
übrigen Theilnehmern wegen dieser Uebernahme geleistet wird, von der Stempel-
abgabe für Kauf= oder Tauschverträge völlig frei, ohne Unterschied des Betrages
oder des Vermögens, woraus e: entnommen wird.

§. II. Bei Bestimmung des siempelpflichtigen Werths in Prozessen finden z8) Bei Pre.
folgende Vorschriften Statt: zenen.

a) Besteht der Gegenstand des Rechtsstreits aus einer Forderung von Kapital
nebst ruckstandigen Zin sen, so ist der Stempel von dem ganzen Betrage der
Forderung an Kapital und Zinsen zusammengenommen zu berechnen.
Werden jahrliche oder sonst periodische Leistungen für eine bestimmte Zeit
gefordert, so ist der ganze Betrag derselben bei Berechnung des Werthstem-
pels zum Grunde zu legen. Ist aber von dergleichen Leistungen fur eine
unbestimmte Zeit die Rede, so werden selbige, wenn die Verbindlich-
keit dazu streitig ist, nach Vorschrift des §. &amp;. Buchst. c. und d. zu Kapital
berechnet; im Fall jedoch die Verbindlichkeit zu derselben nicht bestritten wird,
sondern nur fällige Termine eingeklagt werden, wird der Gesammtbetrag
derselben zum Maaßstab der Berechnung des Werthsiempels genommen, und
wenn endlich beide letztere Fälle in Einem Prozeß sich vereinigen, der Werth-
stempel nach ihnen zusammengenommen berechnet.

c) In Konkurs= und Liquidationsprozessen wird der stempelpflichtige Werth
nach dem Betrage der Aktivmasse mit Einschluß der Grundstücke, und ohne
Abzug der Schulden, bestimmt.

d) In Kontraventions= und Defraudationssachen ist der Werth des konfiszirten
Gegenstandes und der Bektrag der außerdem erkannten Strafe bei Bestim-
mung des Stempels zu beachten.

&amp;. 12. Stempeloflichtige Verhandlungen müssen in der Regel auf das Lcherscitten
erforderliche Stempelpapier selbst geschrieben werden. der tarifwäßt=

Wo dies nicht hat geschehen können, darf zwar das erforderliche Stem- #enieml
pelpapier noch nachgebrachr, jedoch nur in ganzen unangeschnittenen Bogen um- a) ImAllgs-
geschlagen und kassirk, das isi, durch Bezeichnung seiner Bestimmung zu anderem Se bin-.
Gebrauche untüchtig gemacht werden. nen welcher,

Auch muß dies bei Verhandlungen, welche im Lande selbst vorgenommen del Heh-
werden, längstens binnen vierzehn Tagen, vom Tage der Ausfertigung an, ge= dringen l.
schehen und der Tag der Kassation deshalb von der Behörde oder dem Stempel-
vertheiler, wo das Stempelpapier gelöset worden, mit Buchstaben ausgeschrie-
ben, bescheinigt werden. Wenn Inländer außerhalb Landes über einen im Lande
befindlichen Gegenstand stempelpflichtige Verhandlungen gepflogen haben; so ist
das dazu erforderliche Stempelpapier binnen vierzehn Tagen nach ihrer Rückkehr
beizubringen und zu kassiren, auch der Tag, wo dies geschehen, vorgedachter-
maßen zu bescheinigen.

b

Nur



Nur bei Vollmachten und solchen Verhandlungen, wozu Gerichts= oder
andere öffentliche Behörden und Beamte den Stempel beizubringen von Amts-
wegen verpflichtet sind, oder in solchen Fällen, wo der Tarif die Nachbringung
des Stempels bei veränderter Besiimmung einee Verhandlung auedrücklich ge-
statter, bedarf es keiner Bescheinigung des Zeitpunkts, worin dies geschehen.

bh) Zu wel- §. 13. Werden von einer Verhandlung verschiedene Eremplare ausge-
*sn½n h fertigt; so wird der tarifmäßige Stempel nur zu einem derselben, und zwar in
handtung 1der der Regel zu dem Haupteremplare angewandt; zu den übrigen Exemplaren aber
Eremeenh, wird blos dasjenige Stempelpapier gebraucht, das tarifmäßig zu beglaubten
nehmen it. Abschriften stempelpflichtiger Verhandlungen erfordert wird.
cAuf b F. 14. Auf allen beglaubigten Abschriften, Duplikaten und Ausfertigun-

Fiheen ee- gen siempelpflichtiger Verhandlungen muß ausdrücklich der Betrag des Stempels
Stemel, 219deobemerktwerden, welcher zu der Urschrift oder der ausgefertigten Verhandlung

vermerken. Ngebraucht, oder derselben kassirt beigefügt worden ist.
url Shrmlich- . 15. Wenn stempelpflichtige Verhandlungen auch särker als ein Bo-
7 Wt gen sind; so wird doch nur zumersten Bogen der vorgeschriebene Stempel erfordert.
Bo dlina— Mussen mehrere Stempelbogen beigebracht werden, um den gesetzlichen
suer sa Betrag des Stempels für eine Verhandlung zu erfüllen: so muß der höchste bei-
Petsanferrfol= gebrachte Stempelbogen zum ersien Bogen der Verhandlung gebraucht, das
derlich in. ubrige Stempelpapier aber zu den folgenden Bogen der Verhandlung genommen,

und was auf solche Weise nicht verwendet werden kann, zur Verhandlung kas-
sirt werden.

Wird das Stempelpapier zur Verhandlung blos umgeschlagen; so muß
nicht nur der Hauptbogen, sondern auch jeder zur Ergänzung des Stemvelbetra=
ges beigefügte Nebenbogen unter Beobachtung der Vorschriften S. 12. dazu be-
sonders kassirt werden.

d) Besonders. #&amp;# 10. Für den Erbschaftsstempel haftet die ganze Erbschaftsmasse,
e woraus er binnen sechs Monaten vom Erbanfalle an gerechnet, gelbset und

slempel. beigebracht werden muß. Eine längere Frist kann auf Ansuchen der Erben
dann ertheilt werden, wenn besondere Gründe dies Gesuch rechtfertigen. Die
Verzögerung der Auseinandersetzung der Erben darf jedoch niemals zum Vor-

wande dienen, die Zahlung des Erbschaftsstempels, so weit er jedenfalls liquid
ist, zu verzogern. Fur Nutzungen, welche dem Erben, Donatar oder Legatar
erst in Zukunft anheimfallen sollen, kann jedoch die Zahlung des Erbschaftsstem-
pels nicht eher verlangt werden, bis der Anfall wirklich erfolgt ist.

Auch kann der Benefizial-Erbe, welcher ein Inventarium überreicht und
die Vorladung der Gläubiger besorgt hat, erst dann zu Lösung eines Erbschafts-
siempels angehalten werden, wenn erhellt, daß die Vermögensmasse die Schulden
übersteigt.

Der
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Der Erbschaftsstempel wird nach dem ganzen Antheile jedes einzelnen
Theilnehmers zwar für diesen besonders berechnet; Erben und Miterben sind
jedoch für die richtige Bezahlung desselben solidarisch verhaftet.

Inhaber der Erbschaft, Bevollmächtigte der Erbinteressenten, oder Testa-
mentsvollzieher dürfen die Erbschaft, einzelne Erbeheile oder Vermächtnisse, nur
nach Abzug der darauf treffenden Stempelsteuer, oder nachdem ihnen die Berich-
tigung derselben nachgewiesen worden, ausantworten, und bleiben in dem ent-
gegengesetzten Fall für die Steuer verhaftet-

§. 17. Die Gerichtsbehörden sind besonders verpflichtet, dafür zu sorgen,
daß der Werth der siempelpflichtigen Erbschaften, Vermächtnisse und Schenkun-
gen ausgemittelt, der Betrag des davon zu entrichtenden Stempels bestimmt,
und die Lösung desselben binnen sechs Monaten, vom Erbanfalle an gerechnet,
nachgewiesen werde.

In den Regierungsbezirken Kölln, Düsseldorf, Koblenz, Trier und Aachen
bleiben jedoch die Gerichtsbehörden von dieser Obliegenheit befreiet, und die
Berechnung und Einziehung des Erbschaftsstempels wird durch die von dem
Finanzministerium zu ernennenden Behörden besorgt werden.

Für Unsere Residenzstadt Berlin verbleibt es gleichfalls bei der bisherigen
Ausnahme, wornach die Aufsicht über die Ermittelung und Berichtigung der
Erbschaftsstempel daselbst zunächst der besonders dazu bestimmten Verwaltungs-
behörde obliegt, die Gerichte aber nur eine entfernte Mitwirkung dabei haben.

Sämmtliche vorbemerkte Behörden, welche mit der Ermittelung und Ein-
ziehung des Erbschaftssiempels beauftragt sind, erhalten zu dem Ende periodicch
Auszüge aus den Todtenlisten. Auch ist Jeder, dem eine stempelpflichtige Erb-
schaft, Bermächtniß oder Schenkung im Inlande zufällt, verpflichter, binnen
drei Monaten nach erfolgtem Anfalle eine wenigstens vorläufige Anmeldung die-
ses Anfalls bei gedachten Behörden einzureichen, und diese Verpflichtung liegt
auch den Erben in Rücksicht der aus der Erbschaft zu zahlenden Bermächtnisse
und Schenkungen ob.

Nähere Vorschriften, wie von den Gerichten und sonstigen Behörden dle
Aufsicht über den Erbschaftsstempel zu führen ist, erhalten dieselben von den be-
treffenden Ministerien.

§. 18. Kein Gericht oder Notar darf bei eigener Vertretung der Stem-
pelsteuer eine Handlung für Erben, Legatarien oder Donatarien in Bezug auf
ihnen zugefallene Erbschaften, Vermächtnisse oder Schenkungen vornehmen,
bevor nicht nachgewiesen worden, daß en. weder der Erbschaftsstempel bereits
berichtigt, oder doch wenigstens die Behörde, welcher die Aufsicht über die Aus-
mittelung und Berichtigung des gedachten Stempels zunächst obliegt, von der
vorzunehmenden Handlung unterrichtet sey.

Jahrgang 1822. — 5. 10.



—— +. 10. Den Betrag der Prozeßstempel haben die Gerichte gleich nach
zraeer Abfassung des Erkennmisses fesizusetzen und dafür zu sorgen, daß das Akten-

Exemplar auf das erforderliche Stempelpapier selbst geschrieben, oder dieses Pa-
pier doch binnen vierzehn Tagen zu demselben nachgebracht und kassirt werde.

Die Einziehung des Stempelbetrages von den Partheien geschieht, wie
bei den übrigen Gerichtskosten; jedoch darf keine Kassenquote von demselben er-
hoben werden.

In Konkurs= und Liquidationssachen werden die Stempelabgaben bei jeder
Vertheilung von dem zu vertheilenden Betrage der Akriomasse berechnet, und
vorweg abgezogen.

Die Enerichtung der Stempelabgaben in gerichtlichen Verhandlungen
über Vormundschaftssachen kann so lange ausgesetzt bleiben, als es zweifelhaft
ist, ob denselben nicht die Stempelfreiheit nach F. 3. Buchst. c., zusiehen würde.

m# § 20. Gezogene inländische Wechsel müssen gleich nach der Ausstellung,ausländische gleich nach dem Eingange in Unsere Staaten, und ehe ein Geschäft
damit gemacht oder Zahlung darauf geleistet wird, gestempelt werden.

Jeder inländische Inhaber eines noch nicht gestempelten Wechsels ist ver-
pflichtet, denselben sofort zur Stempelung vorzulegen.

Diese Stempelung der in= und ausländischen Wechsel geschieht von den dazu
bestellten Wechselstempel-Aemtern, oder, wo diese nicht vorhanden sind, von den
Hauptzollämtern oder Hauptsteuerämiern, mirtelst Aufdrückung eines Stempels
und Ausfüllung seines Geldbetrages.

An Orten, wo auch Hauptzoll= oder Hauptsteuermter nicht vorhanden sind,
können Wechsel und kaufmännische Anweisungen, sofern sie nicht auf Summen
von mehr als Eintausend Thaler oder deren Werth lauten, auch den dort mit dem
Verkauf des Stempelpapiers beauftragten Steuerbeamten vorgelegt werden, welche
den Stempelsatz davon zu erheben und daß dies geschehen, mit Beifügung des
Betrags des Erhobenen, des Datums, ihrer Firma, und Unterschrift, auf dem
Dokumente selbst statt der Stempelung zu vermerken haben.

Zu gezogenen Wechseln und kaufmännischen Anweisungen können Kauf-
leute sich auch ihrer eigenen Formulare bedienen, und diese gestempelt erhalten,
sobald nur die Summen, für welche sie gebraucht werden sollen, bereits mit Buch-
staben und Ziffern darin ausgefüllt sind.

e; &amp;#. 21. Ist das tarifmäßige Stempelpapier nach den Vorschriften des
 —*zç gegenwartigen Gesetzes nicht gebraucht oder beigebracht worden; so ist dasselbe
ie í nicht allein sofort nachzubringen, sondern es tritt auch außerdem die ordentliche
i Stempelstrafe ein, welchein Entrichtung des vierfachen Betrages des nachzubriu-
) Im ause genden Stempels besteht.

meinen.
Wo
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Wo zwar ein Stempel, jedoch nur ein geringerer als der tarifmaßige, ge-
braucht oder beigebracht worden, da ist der fehlende Stempelbetrag zu erganzen,
und auch nur von diesem die Strafe des Vierfachen zu entrichten.

Betragt aber das Vierfache des nachzubringenden Stempels weniger als
einen Thaler, so wird die ordentliche Stempelstrafe, außer dem F. 23. bestimmten
Fall, dennoch zu einem Thaler festgesetzt und erhoben.

K. 22. Die Nachbringung des Stempels und Entrichtung der ordent-
lichen Stempelstrafe kann gegen jeden Inhaber vder Vorzeiger einer Verhandlung
oder Urkunde verfolgt werden, welche mit dem gesetzlich dazu erforderlichen Stem-
pel nicht versehen ist. Es behält derselbe jedoch seinen Regreß deshalb an den
eigentlichen Kontravenienten.

Kann der Inhaber oder Vorzeiger jedoch nachweisen, daß er in den Besitz
der Verhandlung oder Urkunde erst nach dem Tode des eigentlichen Kontravenienten
gekommen; so kann die Stempelstrafe von ihm nicht eingezogen werden.

Der eigentliche Kontravenienk ist bei einseitigen Verträgen, Verpflichtungen
und Erklarungen, der Aussteller. Bei mehrseitigen Vertragen sind es alle Theil-
nehmer; und jeder derselben besonders ist in die ganze Stempelstrafe verfallen.

Ist der gesetzliche Stempel zu einer Verhandlung nicht gebraucht, welche
vor Gericht oder vor einem Nokar aufgenommen worden, so trifft die ordemtliche
Stempelstrafe denjenigen Richter oder Notar, welcher die Verhandlung unter
seiner Unterschrift ausgefertigt hat.

Das mit dem Stempel vom Werthe eines Kaufs, einer Pacht oder einer
Miethe versehene Eremplar des Vertrages muß in den Händen des Käufers, Päch-
ters oder Micthers seyn; um von diesem auf Erfordern, bei Käufen von Grund-
siücken und Grundgerechtigkeiten innerhalb der ersien drei Jahre, bei Käufen von
anderen Gegenständen innerhalb des ersten Jahres, nach vollzogener Uebergabe,
bei Pachten und Miethen aber während ihrer Dauer, darüber Auckunft erhalten
zu können, ob der tarifmäßige Stempel gebraucht worden.

Stempelpflichtige Quittungen mussen auf Erfordern innerhalb eines Jahres
nach deren Empfang vorgezeigt werden können.

K. 23. Sind stempelpflichtige Gesuche und Biktschriften auf den tarif= b
maßigen Stempelbogen von fünf Silbergroschen nicht geschrieben; so soll die Nach-
bringung desselben nicht verlangt, auch die ordentliche Stempelstrafe deshalb nicht
eingeJzogen, sondern dies Versehen nur dadurch beahndet werden, daß der tarif-
maßige Stempel des Bescheides auf ein solches Gesuch umfunszehn Silbergroschen
erhöhet, oder, wenn die Bescheidung außerdem siempelfrei gewesen wäre, ein
Stempelbogen von funfzehn Silbergroschen dazu verbraucht wird. Kann nicht
sogleich Bescheid erfolgen, so ist dem Bittsteller ein solcher Stempelbogen kassirt
statt Strafdekrets zu übersenden, und der Betrag von ihm einzuziehen.

J §S. 24.
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bb) Bel be- K. 24. Ist, entgegen der Vorschrift d. 15., auf beglaubigten Abschriften,
gbde 1t, Duplikaten und Ausfertigungen der Betrag des Stempels nicht bemerkt, der zu

rlassener der Urschrift oder der ausgefertigten Verhandlung gebraucht worden; so ist diesezung ees nach- Unterlassung mit einer Ordnungsstrafe von einem halben Thaler zu ahnden. Die-
Leachten selbe Strafe trifft auch die F. 1 2. gedachten Behörden, und die Stempelvertheiler,

wenn sie die daselbst vorgeschriebene Bescheinigung über die innerhalb der gesetz-
lichen Frist erfolgte Nachbringung des Stempels unterlassen haben.

2 Bei Erb- S. 25. Die Unterlassung der Anmeldung einer angefallenen siempelpflich=
tigen Erbschaft, Vermächtnisses oder Schenkung innerhalb der gesetzlichen Frist,
wied mit dem doppelten Betrage des Erbschaftssiempels beahndet.

Werden stempelpflichtige Erbschaften, Vermächtnisse und Schenkungen
zwar angemeldek, aber nicht innerhalb der gesetzlichen, oder auf Ansuchen ver-
längerten Frist, versteuert; so tritt gleichfalls die Entrichtung des doppelten Be-
trages des Erbschaftssiempels als Strafe ein. Auch kann alsdann die Ausmit-
lelung des Betrages der Erbschaft auf Kosten der Säumigen vorgenommen werden.

——*i K. 20. Die Unterlassung des Gebrauchs des tarifmätzigen Stempels von
gezogenen Wechseln und kaufmännischen Anweisungen ist mit dem fünf und zwan-
zigfachen Betrage desjenigen zu bestrafen, was dadurch den Staats-Einkünften
entzogen worden. Diese Strafe ist besonders und ganz zu entrichten von einem
jeden Inländer, der als Aussteller, Praäsentam, Acceptant, Indossant oder
Girant an dem Umlaufe des gedachten Papiers Antheil genommen hat, wie auch
von inländischen Maklern, welche solche Papiere erweislich verhandelt haben.
Außerdem ist der Betrag des Stempels selbst zundchst von dem Inhaber, mit
Vorbehalr des Regresses an seine Vormänner, einzuziehen.

ee) Bei §5. 27. Ungestempelte Spielkarten werden konfiszirt. Wer sie einbringt,
pieltarten. vertheilt, in Gewahrsam hat, oder dainit spielt, verfallt fur jedes Spiel in eine

Strafe von zehn Thalern. Gastwirthe, Kaffeeschanker und Andere, welche
Gaste halten, zahlen dieselbe Strafe, wenn sie in ihren Haufern das Spielen
mit ungestempelten Karten dulden.

lenhgtl Ka- §. 28. Ungestempelte Kalender werden konfiszirt, und der vierfache
Betrag des tarifmäßigen Stempels überdies als Strafe von dem Inhaber erho-
ben. Jedoch soll die Konfiskation und Stempelsirafe nur auf Kalender ange-
wendet werden, welche für das laufende oder ein noch nicht angetretenes Jahr
bestimmt sind.

r mer Zei- §#. 20. Der unterlassene Gebrauch des Zeitungsstempels zieht ebenfalls
· die Strafe des vierfachen Betrages nach sich, und es muß auch der fehlende

Stempel uberdies nachgebracht werden.
Bei inlandischen Zeitungen haftet die Verlagshandlung und jeder Ver-

theiler für den Stempel und für die Strafe wegen Nichltgebrauch desselben.
Bei



Bei auslandischen Zeitungen haften in gleicher Art nicht nur die Postbe-
dienten, welche deren Vertheilung besorgen, und etwanige andere Vertheiler,
sondern auch diejenigen, welche sie für ihre Rechnung kommen lassen. Insbe-
sondere muß, wer fremde Zeitungen Hält, sich durch Vorzeigung des gestempel-
ten Eremplars oder dazu kassirten Stempelbogens für das laufende Vierteljahr
über die behörige Lösung des Stempels ausweisen können; und wird von
der Verantwortlichkeit für den Stempel durch die Entschuldigung nicht befreiet,
daß ihm derselbe vom Postamte oder anderen Vertheilern nicht ausgehändigr
worden.

h. 30. Die Verwaltung des Stempelwesens wird unter Leitung Unsers
Finanzminisiers von den Regierungen durch die Zoll- und Steuer- oder auch be- 2% n

Seme ge-sonders dazu bestimmten Aemter geführt. Außerdem haben alle diesenigen Staats= se

## überbach-

oder Kommunalbehörden und Beamten, welchen eine richterliche oder Polizeige- 2 bSrss
walt anvextraut ist, die besondere Verpflichtung, auf Befolgung der Stempel=
gesetze zu halten und alle bei ihrer Amtsverwaltung zu ihrer Kenntniß kommende
Stempelkontraventionen von Amtswegen zu rügen.

In so weit sie überhaupt befugt sind, Strafen zu erkennen, oder durch
Resolute fesizusetzen, sind sie auch verpflichtet, in solchen Fällen die vorstehend
geordneten Stempelstrafen in Anwendung zu bringen und einzuziehen: sonst aber
haben sie ihrer zunächst vorgesetzten, mit jener Befugniß versehenen Behörde von
der bemerkten Kontravention ungesäumt Anzeige zu machen.

Stempelstrafen gegen Staars= und Kommnnalbehörden, wie auch gegen
Beamte, sofern denselben eine Nichtbeachtung der Stempelgesetze bei ihrer Dienst-
verwaltung zur Last fällt, können jedoch nur von der ihnen vorgesetzten Behörde
ausgehen.

Bei Kontraventionen aber, die den Stempel von Spielkarten oder Zei-
tungen betreffen, gehört die Untersuchung und Abfassung der Strafdekrete den
Regierungen.

#§&amp;#. 31I. Gegen Stempelstrafresolute steht entweder der Weg des Rekur= b) esonders.
ses, oder, jedoch nur, wenn die gesetzliche Strafe Zehn Thaler und darüber
beträgt, die Berufung auf richterliches Gehör und Entscheidung in eben der Art
offen, wie dies wegen Strafresoluten in Zoll= und Verbrauchs-Steuersachen
vorgeschrieben ist.

§. 32. Die Behörden, welche nach F. 35. Strafen wegen Stempelkon-
traventionen einzuziehen haben, sino verbunden, eine Stempelstraflisie zu führen,
vierteijährig den Auszug aus derselben an die Regierung ihres Bezirks einzurei-
chen, und auf dessen Grund die Ablieferung der eingegangenen Strafgelder eben
dahin zu bewirken.

F. 33.

aa) Wegen
Vollziehung
der Stempel-
strafen.
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Er— (S. 33. Denunzianten erhalten ein Drittheil von den feslgesetzten Stem-
iwuerenes pelstrafen.
S— K 34. Zur nähern Aufsicht über die gehörige Beobachtung des Stem-

pelgesetzes sind Stempelfiskäle angestellt, und mit besonderer Anweisung von
dem Finanzministerium versehen.

Alle Behörden und Beamte sind gehalten, ihnen die Einsicht ihrer stem-
pelflichtigen Verhandlungen bei den vorzunehmenden Stempelvisitationen zu ge-
statten.

Auch Privatpersonen können von den Stempelfiskälen aufgeforderk werden,
sich über die gehörige Beobachtung der Stempelgesetze auszuweisen, wenn er-
bebliche Gründe vorhanden sind, diese Beobachtung zu bezweifeln. Wider die-
jenigen, welche solcher Aufforderung nicht Folge leisten wollen, müssen die Stem-
pelsiskäle den Beistand der Gerichte nachsuchen, welchen überlassen bleibt, zu
prüfen, wie weil die bestehenden Verdachtsgründe die verlangte Nachweisung
rechtfertigen, oder eine förmliche Untersuchung begrunden.

schrten §. 36. Jeder Stempelbogen trägt auf der ersten Seite oben den schwarz
Grm unden aufgedruckten Stempel, welcher das Adlerzeichen und die Angabe deds dafür zu
Foldndes zahlenden Betrages enthalt.

Stempelpa- Unserm Finanzminister bleibt es überlassen, diesem wesentlichen Stem-
ier detrefe pelzeichen noch besondere Nebenbezeichnungen beizufügen, wo Verwaltungszwecke

ihn dazu bestimmen, Stempelpapier, was zu gewissem Gebrauche dient, unter-
scheidend zu bezeichnen. Kein anderes, als das dergestalt unterscheidend bezeich-
nete Stempelpapier, darf bei einer Ordnungsstrafe von Funfzehn Silbergroschen
zu dem Gebrauche, welchen die Bezeichnung besiummt, verwendet werden.

Ueberschriebene Pergamente oder gedruckte Formulare zu öffenklichen Ver-
handlungen oder Urkunden können auch auf Ansuchen von Privatpersonen, bei den
zur Fabrikation des Stempelpapiers angeordneten Anstalten, gestempelt werden.

Der niedrigste Stempelbogen kostet fünf Silbergroschen.
Der Betrag der höheren Stempelbogen sieigt Lon fünf zu fünf Silber-

groschen bis zum ganzen Thaler; dann Thalemveise in einzelnen Thalern bis zu
dem Betrage von zehn Thalern, und sodann von zehn zu zehn Thalern bis zum
Betrage von Einhundert Thalern.

#. 30. Der Verkauf dieses Stempelpapiers und der gesiempelten Voll-
machten, Paßformulare, Gesinde-Entlassungsscheine und Spielkarten geschieht
ausschließlich durch die Zoll= und Steuerämter und die damit besonders beauf-
tragten Stempelvertheiler.

Etwa noch vorhandene Berechtigungen, in Folge deren Korporationen
oder Insiituten der Verkauf einiger Stempelgattungen, oder der Ertrag davon
ganz oder theilweise verliehen worden, sind hiermit aufgehoben.

theils
bbb) durch tem·“*—G

S. 37.



8. 37. Der unbefugte Handel mit Stempelpapier, gestempelten Voll-
machten, Paßfonmularen, Gesinde-Entlassungsscheinen und Spielkarten wird
an sich schon mit Konfiskation der Vorräthe und einer Geldstrafe von funfzig
Thalern bestraft. Ueberdies bleibt die Untersuchung und Ahndung damitver-
bundener Verkürzungen des Staatseinkommens und Unterschleife, den Umsiän-
den nach besonders vorbehalten.

§&amp;#. 38. Stempelbogen, deren Betrag Einhundert Thaler übersteigt, wer-
den blos von den Regierungen oder dem Haupt-Stempelmagazin zu Berlin aus-
gegeben. Sie sind unter dem schwarzen Stempel noch mit einem trockenen Stem-
pel versehen, und es ist überdies der Betrag derselben schriftlich unter der Unter-
schrift der Regierung oder des Haupt-Stempelmagazins oben auf den Bogen
anzugeben.

&amp;+#. 30. Stempelmaterialien, welche vor dem Verbrauche durch Zufall Ersas.
oder Versehen verdorben worden sind, können der Regierung des Bezirks zum br
Ersatze liquidirt werden. Oeffentlichen Behörden stehr dies für jeden Befrag zu; deimaterla-
einzelnen Beamten und Privatpersonen aber nur, sofern der klar erwiesene Scha- "“
den einen Thaler und darüber beträgt.

S. qo. Bereits geleistete Bezahlung für verbrauchtes Stempelpapier 1 * ier
kann nur zurückerstatretwerden, in Fällen, wo die Zahlung entweder ohne alle leisere gah-
erpflichtung blos aus einem unvermeidlichen Versehen geschehen ist, oder wo #nen, ber
dieselbe wegen Armuth der Zahlungspflichtigen erlassen werden muß. pier.

§. 4I. Diesjenigen, welcheunbeschriebenes. durch gegenwärtiges Gesetzw
unbrauchbar gewordenes Stempelpapier in Händen haben, können dasselbe bin-, #
nen sechs Monaten nach Bekanntmachung dieses Gesetzes gegen neues Stem n
pelpapier bei den Hauptzoll= oder Steuerämtern umtauschen. Nach Verlauf
dieses Termins findet ein solcher Umtausch nicht mehr Stakt. —

9. 42. Wennin Rechtssachen, welche vor Bekanntmachung dieses Ge=
setzes bereits anhängig gemacht, aber noch nicht beendigt worden, bisher Stem= Sp##eigestes
pelbogen verbraucht, oder Einregistrirungskosten aufgewandt seyn sollten, sohouilhoertete
wird der Betrag dieser Verwendungen bei derjenigen Stempelabgabe angerech- *“ Ia rsSch
net, die nach gegenwartigem Gesetze bei Beendigung der Sache durch ein Er-“
kenntniß, Vergleich oder Entsagung von den Verhandlungen in derselben uber-
haupt erhoben werden darf, und es kann in der Sache nur in soweit noch eine
Stempelabgabe gefordert werden, als durch die früheren Verwendungen die
nach gegenwärtigem Gesetze zuldssige Besleuerung noch nicht erfüllt ist.

&amp;#. 43. In allen Fällen, welche sich vor Bekanntmachung dieses Ge= 1#) J# ndn
setzes ereignet haben, und welche nach den bisherigen Gesetzen stempelpflichtig, **
oder Einregistrirungsgebuhren unterworfen waren, sollen diese vormaligen Ab='#“i“

gabennoch ruckstan##
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gaben nicht nachgefordert werden, wenn sie, aus welchem Grunde es sey, bis zu
Bekanntmachung des gegenwartigen Gesetzes nicht gezahlt worden, gleichwohl
aber auch weder erlassen noch verjahrt sind. Dagegen aber tritt alsdann die Ver-
pflichtung ein, an deren Stelle die neuen durch gegenwartiges Gesetz bestimmten
Stempelabgaben davon bei Vermeidung der gesetzten Strafen dergestalt und
in solchen Fristen zu erlegen, als ob der stempelpflichtige Fall sich nach Bekannt-
machung desselben ereignet hatte.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz Allerhochsteigenhandig vollzogen, und
mit Unserm Königlichen Insiegel versehen lassen.

Gegeben Berlin, den 76en März 1822.

(L. 8.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst von Hardenberg. von Altenstlein.

Beglaubigt:

Friese.

Stem-
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Stempel Tarif.
Allgemeine Vorschriften bei dem Gebrauche desselben.

1) S eine schriftliche Verhandlung verschiedene stempelpflichtige Gegenstände oder
Geschäfte; so ü#l der Betrag des Stempels für jeden dieser Gegenstände und jedes dieser Ge-
schäfte nach den darauf Anwendung habenden Vorschriften besonders zu berechnen, und die
Verhandlung mit der Summe aller dieser Stempelbeträge zusammen genommen zu belegen,
in sofern der nachstehende Tarif nicht ausdrücklich Befreiungen für besondere Fälle dieser
Arr enthält.

2) Wenn der Stempel tarifnadßig in einem Prozentsatze zu entrichten ist: so wird
der Betrag desselben blos nach dem Werthe des Gegenstandes, gemaß S#. J. bis 1I. des
Gesetes, berechnet. Da indessen nach H. 35. der niedrigste Stempelbogen Fünf Silber-
groschen kostet: so muß ein solcher Stempelbogen wenigsiens zu jeder stempelpflichtigen
Belhandlung genommen werden, wenn auch der vorgedachtermaßen berechnete Betrag
des Stempels geringer ausfällt. Desgleichen steigt der Betrag der höheren Stempel von
fünf zu fünf Silbergroschen; weil das kaufliche Stempelpapier nur nach diesen Abstüfungen
steigt. Es wird daher,
wenn der berechnte Betrag des Stempels Fünf Silbergroschen

übersteigt, aber nicht über Zehn ilbergroschen hinausgeht- ein
Stempelbogen von . . . . Zehn Silbergroschen;

wenn der berechnete Betrag des Stempels Zehn Eilbergroschen
ubersteigt, aber nicht uber Funfzehn Silbergroschen hinausgeht,
ein Steinpelbogen von Funfzebhn Silbergroschen;
wenn der berechnete Betrag des Stempels Funfzehn Silbergro-=
schen übersieigt, aber nicht über Zwanzig Silbergroschen hinaus-
geht, ein Stempelbogen von . Zwanzig Silberaroschen

und so weiter, zu jederSummeaufsteigend, für Alles, was den Satz des kauflichen Stein-
pelpapiers übersicigt, der zunächst um Fünf Silbergroschen höhere Betrag an Stempel-

Thaler.! Sr
Abschiede, der Oberoffiziere und besoldeten Mili ir-, Civil-, geistlichen und Kom-

"b der unbesoldeten Beamen# frei.
Abschriften, beglaubigtete... —

Ist jedoch zu der stempelpflichtigen Verhandlung selbst nur ein ger: agerer
Stempel udthig gewesen, so bedarf es dessen auch nur zu der beglaubigten ub
schrift. 1

Jahr#an 1822. K AdjuL

1#

munal-Beamtkeen —

l



Adindicationsbescheide, wie Kaufvertrage, s. diese.
Adoptionsverträge
Afterpacht= oderMieths-Verträge, J. Pachsoertrége.
Aktien. Ein Zwölftheil Prozent desjenigen Betrages, bis auf welchen der

Aktien-Inhaber durch die ihm ertheilte Aktie zur Theilnahme an den Einlagen
und Zuschüssen verpflichtet wird.

Antichretische Verträge, wie Pachtvertrage, (. diese.
Appellations-Erkenntniß, (. Erkenntniß.
Assekuranz= Policen. Ein halbes Prozent der gezahlten Prämie.

In allen Fällen, wo die gezahlte Prämie Einhundert Thaler nicht übersteigt
Da hiernach die Prämie bei Assekuranz-Policen als Gegenstand der Verhand-

lung angesehen wird, so sind diese Policen nach F. . Buchst. a. des Gesetzes stem-
velfrei, wenn der etrag der Prämie Funfzig Thaler nicht erreicht.

Assignationen, kaufmännische, wie gezogene Wechsel, s. Wechsel.
Kaufmännische Assignationen, welche am Orte der Ausstellung enkweder am

Tage der Ausstellung selbst, oder doch im Laufe des unmittelbar darauf fol-
genden Tages zahlbar sisind, bedürfen jedoch kelnes Stempels.

Atteste, amtliche, in Privatsahen *
.,= der Mäkler, s. Mäkleratteste.

Zeugnisse, welche, von wem es auch sey, nur allein zu dem Zwecke ausgestellt
werden, um auf den Grund derselben ein amtliches Attest ausfertigen zu
lassen, sind keinesweges stempelpflichtig.

Alle amtliche Atteste, welche nur deshalb ausgefertigt werden, damit der In:
haber seine Berechtigung zum Genusse von Wohlthaten, Stiftungen und an-
dern Dispositionen für Dürftige dadurch nachweisen kdune, sind stempelfrei.

Alle Atteste, welche die Pfarrer von Amtswegen in Bezus auf birchliche Hand-
lungen ertheilen, mit allemiger Ausnahme der Geburts-, oder Tauf, Trauungs=
und Todten= oder Beerdigungs-Scheine, bedürfen keines Stempels.

Diejenigen Atteste, welche bei dffentlichen Kassen als Rechnungsbelag wegen
Zahlung der Wartegelder und Pensionen von den Empfängern eingereicht wer-
den müssen, sind stempelfrei.

Auktionsprotokolle. Ein Drittheil Prozent des reinen Ertrages der Lösung.
Der behdrige Stempelbogen muß binnen drei Tagen nach dem Schlusse der
Auktion dem Protokolle beigefügt, dazu kassirt, und daß solches geschehen,
ckuf dem Protokolle selbst vermerkt werden.

Ausferrigungen, amtliche, in sofern sie in gegenwärtigem Tarif nicht besonderstaxirt worden, nach dem Ermessen ber Behdrden
o"oder auch nur. ......

Der Stempel von Funfzehn Silbergroschen ist fur ausfertigungen in der Regel
zu gebrauchen. Der nierrigere Stempel findet nur siatt, wo die Verhältnisse
des Empfängers oder die Geringfügigkeit eines nicht nach Gelde zu schätzenden
Gegenstandes die Ausnahme besonders begründen.

Bloße Benachrichtigungen der Behbrden an die Bittsteller, wodurch ihnen nur
vorlaufig bekannt gemacht wird, daß ihr Gesuch eingegangen sep, und sie
darauf Bescheid zu gewärtigen haben, sind ohne Stempel zu erlassen.

 Tbaler.
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Tyalec.
Beschelde derienigen Staats= und Kommunal-Behbrden und Beamten,

welchen einc richterliche oder polizeiliche Gewalk, oder die Verwaltung allge-
Mmeiner Abgaben anvertrauet ist, auf in ihrer amtlichen Eigenschaft an sie ge-
richtete Gesuche, Anfragen und Anträge in Privatangelegenheiten, sind da.
gegen in der Regel für stempelpflichtige Ausfertigungen zu achten, wenn sic
eine Entscheidung oder Belehrung in der Sache selbst enthalten, welche dem
Bittsteller darauf zugefertigt wird; sie mögen nun in Form eines Antwort-
schreibens, einer Verfügung, einer Dekretsabschrift, oder eines auf die zu-
rückgehende Bittschrift selbst gesetzten Oekrets, erlassen werden.

In wie weit besondere Gründe eine Ausnahme von dieser Regel rechtferti-
dgen, und eine stempelfreie Bescheidung auch in den vorgedachten Fällen verau-
lassen kdnnen, bleibt dem billigen Ermessen der Behbrden anheimgestellt.

Ausfuhr-Pässe,/.Msse.
Auszüge, aus den Akten, dffentlichen Verhandlungen, amtlich geführten Büchery,

Registern und Rechnungen, wenn sie für Privatpersonen auf ihr Ausuchen
ausgefertigtwendeeen

Beilbrissee..
Berichte, welche von gerichtlichen und Verwaltungöbehörden au ihre Vorgesetzte

erstattet werden, sind auch dann, wenn sie Privatangelegenheiten betreffen,
von Stempelgebühen .......... ......

Bescheide,schriftliche, wie Ausfertigungen, s. diese.
Beschwerdeschriften, s. Gesuche.
Bestallungen besoldeter Beamen:

- unbesoldeter Beamten ... ...

Bestatigungen, sofern für besondere Gottungen derselben nicht eeinbesonderer
Tarifsatz statt findet, wie Ausfertigungen, s. diese.

Bittschriften, s. Gesuche.
Bürgerbrisffe ......... .. ...... ..........
Cautions-Instrumente ..·............ ..

Alle andere Verhandlungen über Dienst- Cautionen, wobeie ein (entliches
Interesse besteht, sind stempelfrei.

Cessions-Instrument . . ............
Die Cessionen offentlicher Papiere sind siempelfrei.

Charte-Partien, wenn sie bei einem Handelsgerichte oder einer andern gericht-
lichen, Pelizei= oder Kommunal-Behörde ausgefertigt werden, wie Ausfer-
tigungen, s. diese.

Codicillllelee i.
Concessionen, wie Ausfertigungen, (. diese.
Concurs= und Liquidations-= Prozesse. Prioritäts= und Klassifikations-Erkennt-

nisse in denselben, wie Erkenntnisse überhaupt, s. diese.
Das Präklusions-Erkenntniß gegen die im Liquidationstermin nicht erschie-

nenen Gläubiger, wenn der Konkurs durch einen Vergleich eingestellt wird
Die Auszüge aus dem Prioritäts= und Klassisikations-Erkenntnisse, welche

zu den Spezial-Akbten gehen...

K 2
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Contrakte, s. Vertrage.
Copulationsscheine, Wöungescheine, wieamtliche Atteste, s. Atteste.
Dechaggen A .. ...

Die Dechargensindjedochstempeifrei,„enndieselbenüber.Nechnungen der
Garnison= Lazarcthe, Garnison-Kompagnien, Depots oder einzelner Trup-
pen-Abtheilungen ertheilt werden; desgleichen, wenn der Rendank weniger als
Funfzig Thaler für die Führung der gelegten Rechnung bezieht.

Dekrete, wenn sie statt Ausfertigungen dienen, wie diese, f. Ausfertigungen.
Deposslral-Ertrakte oder Depositenscheine, enn sie die Stelle von Quittungen ver-

treten, wie diese, s. Quittungen.sonst.
Dienst= Emtlassungen der Beamten, (Abschiede.

des Gesindes, s. Gesinde-Entlassungsscheine.

Dispositionen, von Todeswegen, wie Seltamente . diese.Donalionen oder Schenkungen, wie Erbschaften,(.diese. 6
Duplikate von stempelpflichtigen Verhandlungen, wie beglaubigte Abschriften,

. Abschriften.
Ehescheidungs-Erkenntnisse, f. Erkennrnisse Buchst. A. b.

Wenn darin auf eine Strafe oder Absindung erkannt wird, so wird außerdem
von dieser der Erbschafts-Stempel erhoben, s. Erbschaften.

Eheversprechen, schriftlicche ...... E—
EL . ...

Eingaben, s.Gesuche.
Emanciparions-Urkunden, wie Ausfertigungen, diese.
Endossemente, (. Wechsel.
Engagements-Protokolle, wenn sie die Stelle von Vertrügen vertreten, ie diese,

s. Verräge.
Einfubr-Pässe, s. Pässe.
Erbfolge-Vertrüuiieeeeee . · ...

Erbpachts-Verträge. Eins vom Hundert dves Werthe des dadurch vererbpochte-
ten Gegenstandes (F. ö. Buchst. c. und d. des Gesetzes).

Erbrezesse oder Erbtheilungsrezesse,
wenn dadurch die Vertheilung einer stempelfreien Erbschaft ausgesprochen wird:

trägt .........
falls gedachte Masse den Werih von Eintausend Thalern nicht erreicht, wie
Ausfertigungen, s. diese;

wenn dadurch eine stempelpflichtige Erbschaft vertheilt wiiiid
Erbschaften, so wie auch Vermächtnisse oder Legate, Schenkungen?vonTodes=

wegen und unter Lebendigen, sofern letzere durch schriftliche Willens-Erklärun=
gen erfolgen, mit Einschluß der remuneratorischen Schenkungen, Lehns= und
Fideikommiß-Anfälle, ohne Unterschied, ob der Anfall Inländern oder Aus-
ländern zukommt, werden nach dem Bekrage des Anfalls (K. 4. und 9. des Ge-
setzes) folgendermaßen versteuert.

Thaler. S.
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Thaler.

A. Der Anfall ist stempelfrei, wenn er gelangt:
a) an Ascendenten, ohne Unterschied; 9
v) an Descendenten, .sefern dieselben aus gultigen Ehen abstammen, oder

nachfolgend durch solche Ehen legitimirt sind;
e) an uberlebende Ehefxauen, iusofern sie zugleich mit hinterlassenen ehelichen

Kindern ihres verstorbenen Ehemannes zur Erbschaft gelangen;
an Personen, welche in Diensten und Lohn des Erblassers gestanden haben,
jedoch nur für eine Summe von Dreihundert Thaler Kapital einschließlich.

J. Der Anfall wird versteuert mit Einem vom Hundert des Betrages, wenn er
gelangt:

a) an überlebende Ehemänner;
b) an überlebende Ehessror.en, sofern denselben die Begünstigung unter Buchst.
 c. nicht zu Statten kommt.

Der Anfall wird versteuert mit Zwei vom Hundert des Betrages, wenn er
gelangt:

a) an natürliche, aber gesetzlich anerkannte Kinder, sofern sie nicht durch die
nachfolgende Ehe die Rechte ehelicher Kinder erlangt haben;

d) an adoptirte oder nur in Folge der Einkindschaft zur Erbschaft berufene
Kinder;

xßh) an vollbürtige und Halbgeschwister und deren eheliche Descendenten.

D. Der Anfall wird versteuert mit Vier vom Hundert des Betrages, wenn er
gelangt:

a) an solche Verwandte, welche vorstehend nicht benannt worden, sofern sie
nicht über den sechsten Grad hinaus mit dem Erblasser verwandt sind;

b) an Stiefkinder und Stiefältern;
c) an Schwiegerkinder und Schwiegerältern.

E. Der Anfall wird versteuert mit Acht vom Hundert, wenn er gelangt:
a) an solche, die nur im siebenten oder einem noch entfernteren Grade mit dem

Erblasser verwandt sind;
b) an Schwäöger und Schwägerinnen;
D)an alle Übrige Nichtverwandten ohne Unterschied.

Strafen oder Abfindungen, auf welche in Ehescheidungs-Prozessen zu Gun-
sten eines der beiden geschiedenen Theile erkannt wird, werden gleich einem Erb-
anfalle an den überlebenden Chegatten besteuert.

Bei Beurthetlung der Verwandtschaftsgrade, wornach der Anfall be-
steuert wird, kann nicht auf ein Verhältniß zurückgegangen werden, welches
durch richterliches Erkenntniß oder Vertrag schon vor erfolgtem Anfalle zu be
stehen aufgehbrt hat. Namentlich isi dies auf geschiedene Ehegatten und auf-
gehobene Einkindschaften anwendbar, und werden Anfälle, welche nach erfolg-
ter Trennung der Ebe oder nach aufgebebener Einkindschoft Katt finden, leciglich
nach demjenigen Stempclsatze besteuert, welcher- ohne Rucksicht auf die vorma-
I cn solchergestalt getrennten Verhältnisse amvendbar bleibt.

d#



Wo nach andern Successions-Ordnungen, als derjenigen des Allgemeinen
Landrechts, der Fall eintritt, daß halbbürtige mit vollbürtigen Geschwistern
bei Erbschaften konkurriren, werden sie in Rücksicht des Stempels sämmtlich
wie vollbürtige behandelt.

Der Stempelsatz von Lehns= und Fideikommiß-Anfällen wird nur allein
nach dem Verwandtschaftsgrade zwischen dem letzten Inhaber des Lehns oder
Fideikommisses und dessen jedesmaligem Nachfolger im Besitze desselben so
bestimmt, wie dies vorstehend, Buchst. A bis E. angeordnet worden.

Erbzinsverträge, wie Erdpachtsverträge, s. diese.
Erkenntnisse und Urtheilssprüche der Gerichte.

A. In erster Instanz und vor schiedsrichterlichen Behbrden.
a) Wenn der Gegenstand, über welchen im Wege des Civilprozesses geftritten

wird, einer Schätzung nach Gelde fähig ist; se wird der Stempel zu dem
darüber entscheidenden Erkenntnisse nach dem Werthe des strittigen Gegen-
standes bestimmt, welcher nach ##. 4. und 1 1. des Gcsetzes zu berechnen
ist; und zwar wird gezahlt:

a#u) von demjenigen Theile des Werths des streitigen Gegenstandes, welcher
Eintausend Thaler nicht übersteigt, Eins vom Hundert;

db) ferner von demjenigen Theile des gedachten Werths, der zwar üÜber
Eintausend Thaler hinausgeht, aber Zwanzigtausend Thaler nicht über-
steigt, ein Halbes Prozent;

cc) endlich von demjenigen Theile des gedachten Werths, der über Zwanzig-
tausend Thaler hinausgeht, Ein Sechstheil Prozent.

b) Wenn der Gegenstand, über welchen im Wege des Civilprozesses gestritten
wird, einer Schätzung nach Gelde nicht fähig ist; so wird der Stempel
nach der Wichtigkeit und Weitluftigkeit des Rechtsstreites, welche der
Richter zu ermessen hat, bei Abfassung des definitiven Erkenntnisses von
demsselben festgesetztatrtrr...

is
Es gehbren hieher namentlich auch die Erkenntnisse in solchen Sachen, woa
zwar die Verhandlungen einen nach Gelde schätzbaren Gegenstand betref-
fen, es aber zwischen den Partheien weder sireitig ist, wieviel derselbe be-
trage, noch wem derselbe zugehbre; sondern nur rechtliche Hülfe wegen
Bewirkung der Leistung, oder wegen Sicherstellung bei derselben, oder
wegen Befristung für diefelbe nachgesucht wird: wie Beifpielsweise in Ere-
kutions-, Provokations-, Kündigungs-, Besitztörungs= und Spolien-=
Prozessen, Prozessen. Z#er die Rechtswohlthat der Vermögen abtretung, und
solchen, welche die Amorkisation verloren gegangener Dokumente oder ein-
getragener Forderungen, oder den Aufruf unbekanuter Rcal= Präteudenten
eder Todeserklrungen betreffen.

Bei Erkenntnissen auf Chescheidung oder Trennung von Tisch und
Bett ist der höchste Stempelsatz von Zwanzig Thalern in der Regel anzu-
wenden, und nur bei ganz geringen Vermdgeusumständen eine Anenahme
zu gesiatten.

Thaler. See.
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Thaler. Sgr.
) Die vorstehend unter a. und v. für die Erkennknisse in Civilsachen festgesetz-

ten Stempel werden nur einmal von derselben Sache erhoben. Giebt die-
selbe demnach zu mehreren vorbereikenden, nachträglichen oder über Ne-
benumslände entscheidenden Erkenntnissen Anlaß: so wird der vorstehend
vorgeschriebene Stempel nur zu dem Haupterkenntnisse genommen, alle
Nebenerkenntnisse aber blos auf einen Stempelbogen vvoonn—— 15
geschrieben.

Ist bei einem Spezial-Moratorien-Prozesse schon ein Hauptprozeß uber
denselben Anspruch vorangegangen: so ist in Folge vorstehender Vorschrift
auch zu dem Spezial-Moratorio nur ein Stempel von Funfzehn Silbergro=
schen erforderlich.

q) Bei Widerklagen, welche in einem Prozesse mit der Klage zusammen verhan-
belt und entschieden werden, wird der Stempel zu den Erkenntnissen darin
nur nach Einem von beiden Gegenständen des Prozesses, nämlich entweder
nach dem Gegenstande der Klage, oder nach dem Gegenstande der Wider-=
klage, jedoch allemal nach dem hochsten von beiden bestimmt.

e#) In Straf= und Injuriensachen ist zu dem Erkenntnisse nach richterlichem
Ermessen, wodet jedoch nicht blos die Höhe der Strafe, sondern auch das
Vermögen und Einkommen des Verurtheilten zu beachten ist, ein Stempel
von... 5 —

bissssssss 50 —
zu nehmen.

Ist jedoch unter Personen geringen Standes nur auf eine Geldstrafe
von Funfzig Thalern und darunter, oder zugleich auch für den Fall des Un-
vermdgens auf eine verhältuißmäßige Gefängnißstrafe von vier Wochen und
darunter erkannt worden: so ist blos ein Stempel dodoononon — 15
zu dem Erkenntnisse zu brauchen.
Strafresolute der Finanzbehörden, so wie auch der Polizeibehbrden, sind,
ohne Unterschied der darin festgesetzten Strafe, nur mit einem Stempel von – 15
zu belegen.

¶) Kriegsrechtliche Erkenntniffe, wodurch ein Offizier ve rtheilt wird, erfor-
dern in der Regel einen Stempel voan .......... 10 –
Dieser Stempel soll jedoch nicht angewendetwerden :
a2) gegen Subalternoff ziere, Staabskapitaine und Staabsrittmeister im

aktiven Dienste, sofern sie sich nicht notorisch in guten Vermogensum-
standen befinden;

bb) gegen Offiziere, welche von Wartegeldern oder Pensionen leben, die
nur Einbundertfunfzig Thaler oder weniger jährlich betragen.
In biesen beiden Fällen tritt für das Erkenntniß blos der Ausferti-

gungssle upel ein. f. Ausferligungen.
#) In allen Fällen, wo durch Straferkenntnisse dem Verurtheilken neben der

Strase ne#h die Leistung einer Entschädigung zuerkannt wird, ist dem
Stempelt. trage für das Strasrekenntniß an sich noch der Betrag desienigen
Stempels hinzuzufügen, w#½ von dem Werthe der Entschärigung zu

—. #
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zahlen wäre, falls sie im Wege des Gieilprczesses (nhach Buchst. .) erstritten
würde.

i) Wenn zwar die Lossprechung, jedoch nur von der Instanz oder wegen Un-
zulänglichkeit des Beweises erkannt, und der Lossesprochene deshalb zu
Tragung der Untersuchungekosten verurtheilt worden: so ist zu dem. Er-
kenntniß ein Stempel von der Hälfte desjenigen Betrages zu nehmen,
welcher im Falle der Verurtheilung nach Vuchst. e. anzuwenden gewesen sepn
würde.

#k) Fallen bei vollständiger Lossprechung dem Losgesprochenen dennoch die Un-
tersuchungskosien zur Last: so ist für das Erkenntniß blos der Stempel von
anzuwenden.

B. In jeder höheren Instanz, und zwar sowohl bei Appellations= als auch bei
Revisions= und bei Kassations-Erkenntnissen wird ein Stempel zu den Er-
kenntnissen verwendek, welcher ein Sechstheil desjenigen beträgt, der zu dem
Erkenntnisse in erster Instanz gebraucht worden.

Wöürde der hiernach anzuwendende Stempel weniger als Funfzehn Silber-
groschen betragen, so ist jedenfalls dennoch ein Stempelbogen vvo
zu dem Erkenntnisse zu gebrauchen. 4

In Fällen, wo blos Milderungsgesuche oder Rekurse im Wege der Be-
schwerde statt finden, tritt für dieselben und die darauf erfolgenden Bescheide
dasjenige ein, was wegen des Stempels von Gesuchen und Aussertigungen
im Allgemeinen durch gegemwärtigen Tarif festgesetzt worden.

C. Ausfertigungen der Erkenntnisse und Urtheilsauszüge, welche den Partheien
oder anderen Interessenten zugestellt werde 6

Auszüge aus Erkehntnissen, welche blos zur Vervollständigung der Akten
erfordert werden, sind, sofern dieser Tarif nicht ausdrücklich Ausnahmen fesisetzt,

Eraminations-Protokolll................. ...

Exekutions-Gesuche, s. Gesuche.
Extrakte, s. Auszuge.
Fideikoinmiß-Anfalle, s. Erbschaften.
Fideikommiß- Stiftungen, Bestätigung derselben.

Drei vom Hundert des jedesmaligen Werths des Gegenstandes, wel-
cher durch dieStiftung zum Fideikommiß bestimmt worden.

Freigeleits= Briefe, wie Ausferligungen, (1 diese.
Frcipässe, s. Pässe.
Geburtoscheine, wie amtliche Akteste, s. Akteste.
Gesinde-Entlassungsscheine, für alles Gesinde ohne Unterschieded
Gesuche, Veschwerdeschriften, Bitrschriften, Eingaben, welche cin priatinteresse

zum Gegenstande haben, und bei solchen Staats= und Kommunal-Behbrden
oder Beamten eingereicht werden, welchen die Ausöbung einer richterlichen
oder polizeilichen Gewalt übertragen ist, oder welchen die Verwaltung bffent-
licher allgemeiner Abgaben obliegt ..·............

Gesuche um Exckution eines rechtskeäftig gewordenen Crkenntnisses bönnen
von dem Bittsteller ohne Stempel eingereicht werden. Es wird aber der dazu,

Thu- er. I
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und zu den dadurch veranlaßten Ausfertigungen erforderliche Stenipel von
Amtswegen von demjenigen eingezogen, gegen welchen die Exekution gerichtet
ist. Bleibt die Exekution fruchtlos; so sind die Gesuche um dieselbe, und die
dadurch veranlaßten Ausfertigungen, stempelfrei.

Giro, (. Wechsel.
Gütergemeinschafts-Verträge, unter Eheleuten, s. Eheverträge.
Gutachten der Sachverständigen, wenn sie bei siempepüichtigen Verhandlungen

gebraucht werden ... .. ... ..
Handelsbillets, wie gezogne Wechsel, s.Wechsel.
Heiraths-Konsense, für Beamtte .....................
Hypothekenscheine ... ...............
Indossement,s.Wechsel.

Ingrossations= Verfägungen, an die Hypoktheken-Buchführer
Inventarien, welche zum Gebrauche bei stempelpflichtigen Verhandlungen dienen

Werden dieselben jedoch blos deshalb aufgenommen, um den Vetrag einer
Stempelabgabe auszumitteln; so ist die §. J. Buchst. e. des Gesetzes ausge-
sprochene Befreiung auf sie anzuwenden.

Kalender, inländische, der Privat-Verleger:
a)Volkskalender

aa) in Quart. ... .............

bh) in Octav und Vuode, imgleichen Schreibkalender ...... ......
ce)mnochklemekcnsoknmtcn,wteauchTafelkalender..«......·

b.) Luxuskalender. . .........·..... ............

Auslandische Kalender bahlen das Doppelte der vorstehend angegebenen
Sätze für die Stempelung.

Kaufverträge über inlöändische Grundsiücke und Grundgerechtigkeiten, Eins
vom Hundert des nach F. 4. und 5. des Gesetzes berechneten
Kaufwerths.

über außerhalb Landes belegne Grundstücke und Grundgerechtigkeiten
über alle andere Gegenstände ohne Unterschied, sofern über den Kauf

derselben ein besonderer schriftlicher Verktrag abgeschlossen wird, Ein
Drittheil Prozent des vertragsmäßigen Kaufpreises.

Kriegsrechtliche Erkenntnisse, s. Erkenntnisse Buchst. A. g.
Kundschaften, welche von Zünften und Gewerds· Korporationen den Gesellen und

Gehülfen erkheilt werden
Legalisation von Urkunden, sofern sie nicht auf der Urkunde selbsi Statt findet..

sosfst .... ...... ....... ......

Legate, s. Erbschaften.
Legitimationskarten, siatt der Passe, wie Reisepasse, s. Passe.
Lehnsanfalle,s.Erbschaften.Lehnbriefe, 7 Ausferligungen,( diese.

Thaler.
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Lehrbriefe, der Handlungsbiener, Kunstler, Fabrik- und Handwerks-Gehülfen,
auch Jager, Gartner und Koche . .. ... ... ..... .. .... .......

Leibrenten-Verträge, wodurch Leibrenten erkauft, oder sonst gegen Uebernahme
von Leistungen oder Verpflichtungen erworben werden, Eins vom Hundert
des nach §. 4. Buchsl. d. zu berechnenden Kapitalwerths der Leibrente.

Leichenpässe, s. Msse. %
Lieferungs-Verträge, wie Kaufverträge, (. diese.

Diejenigen, welche Lieferungen von Bedürfnissen der Regierung oder öfsent-
licher Anstalten übernehmen, sind verpflichtet, den vollen Stempelbetrag aus-
schließlich zu entrichten.

Löschungs-Verfügungen an den Hopotheken-Buchführer
Lossprechungs- Erkenntnisse,s.Erkenntnisse.
Makler-Atteste, welche vereidete Maller auf den Grund ihrer Bücher den In-

teressenten zu ihrer Nachricht ertheilen, bedrfen keines Stempels, fofern davon
kein Gebrauch vor einer gerichtlichen oder polizeilichen Behorde gemacht wird.
Wo dagegen ein solcher Gebrauch Statt findet, ist dazu ein Stempel von ...
anzuwenden.

Es ist gestattet, diesen auch nachträglich zu dem Mäkler-Aktesle beizubrin-
gen, wenn dasselbe ursprünglich ohne Rücksicht auf solchen Gebrauch, mithin
ohne Stempel, ausgestellt worden.

Majorennitäts=Grilsrungen .......................... ....Miethsvertrage,s. Pachtvertrage.
Mortifikationsscheine..............................
quilzundeobceychcineübek old und Silber, welches zur erarbeitung in

der Königlichen Rünze von Privatpersonen eingeliefert worden

Muthscheine, sowohl wenn dadurch die erfolgte Muthung eines Lehns bekundet

wird, als auch, wenn dieselben zum Beweise der eingelegten Muthung auf
einen Bergbau dinen...

Neben-Exemplare von Verträgen, wie beglanbigte Abschriften, Woschriften.
Notariats-Atteste, wie amtliche Atteste, s. Atteste.
Notariats-Instrumente, sofern nach deren Inhalt ein hoherer Stempel nicht
eintit.. Ö ....

Die denselben nach der Allg. Gerichts-Ordnung Th. III. Tit. 7. g. 56.
unmittelbar beigefügten Registraturen und Atteste sind als ein Theil der In-
strumente selbst anzusehen, und bedürfen daher keines besonderen Stempels

Noten der Kaufleute über abgemachte Wechsel= und Geldgeschafte, welche nur als
Belag über die gezahlte Valuta dienen, bedürfen keines Stempels.

Nutzungsanschläge, . Taren.
Obligationen, s. Schuldverschreibungen.

Offizier= Patente, wie Bestallungen, . diese-

Thaler.) Sor-
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Thaler. Sar·
Pacht= und Mieths-Vertrage, von dem ganzen Betrage der durch dieselben be-

stimmten Pacht oder Mlethe, nach F. 4. und 6. des Gesetzes berechnet, ein
Drittheil Prozent.

wenn dieselben uber ein im Auslande belegenes Grundstuck geschlossen wer-
den, ist nur einStempel ddnn............!—15
dazu erforderlich.

Vertrage uber Afterpacht oder Aftermiethe werden wie Pacht- und Mieths-
verträge überhaupt besteuert.

Pässe zu Reisen, in der Regell ...................... — 15

fur Handwerksburschen, Diensiboten, Tagelohner und andere Personen, bn-
lich geringen Standes, jedoch nur.......................— 5
für Staats= und Kommunal-Beauite in Dienstgeschäften. frei. —
zum Waarentransport, namlich Pässe, wodurch bei Woorcntransorten
die Befreiung von gewissen Abgaben oder Förmlichkeiten gestattet, oder durch
welche die Ausfuhr oder Einfuhr gewisser Artikel unter besondern Verhältms-
sen kontrollirt wird, in der Regel .................. — 15

Freipässe auf Fürstengut, welche auf Ansuchen auswörtiger en
ertheilt werden, sind jedoochh) ........frei. —

zum Transport von Leichen, wegen deren Beerdigung außer dem irch-
sprengel, worin der Todesfall sich ereignet 5a5tt #öö 2 —

Pfandbriefe, s. Schuldverschreibungen.
Policen,s.Assekuranz-Policen.
Prolongationen von Pacht= und Mieths-Verträgen, wie neue Verträge dieser

Art für die Dauer der Prolongation (. 6. des Gesetzes),.Vochwertraz-.
Protest ..-
Protokolle, welche iin privat. Angelegenheiten vor einem Notario “ eine mie

richterlichen oder polizcilichen Verrichtungen, oder mit Verwaltung öffentlicher
allgemeiner Abgaben beauftragten Staats= oder Kommunal-Beamten, oder
einer dergleichen Behörde aufgenommen werden:

.242 — 222—22222222 222 2 22 222 242

a) wenn sie die Stelle einer Beschwerdeschrift, ittschrift, Eingabe oder eines
Gesuchs vertreten.. ............ — 5

b) wenn diejenigen Personen, mit welchen es aufgenommen wird, auf Erferdern
eine Auskunft geben, oder eine Aussage als Zeugen ablegen, oder eine Ver,
bindlichkeit zu einer Leisiung oder Unterlassung dadurch übernehmen, in sofern
der hiernächst unter c. bezeichnete Fall dabet nicht vorkommt. .. — 15

c) wenn das Protokoll die Stelle einer im gewärtigen Tarife bbber besieuerten
Verhandlung, z. B. einer Quittung u. s. w. vertritt, wie diese.

Prozeß. Die tarifmäßigen Stempel für alle Verhandlungen, welche im Laufe
eines Prozesses von der Anmeldung der Klage bis zurBeendigung der Sache
durch Erkenntni, Vergleich oder Entsagung vorkommen, werden bis zu ge-
dachter Beendigung vorbcyalten.

L 2



Thaler. ! Sgr.
Wird die Sache durch Erkenntniß beendigt: so bedarf es der Nachbringung

der eben erwahnten Stempel nicht; sondern es tritt derjenige Stempel an ihre
Stelle, welcher zu dem Haupt-Exemplare des Erkenntnisses nach gegenwärtigem
Tarif zu nehmen ist. #. Erkenntniß.

Erfolgt dagegen die Beendigung durch Vergleich oder Entsagung: so werden
die vorbehaltenen Stempel nachgebracht. Doch dürfen dieselben zusammenge-
nommen niemals den halben Betrag desjenigen Stempels übersteigen, welcher
zu dem Erkenntnisse, wodurch die Sache außerdem zu beendigen gewesen seyn
würde, hätte genommen werden müssen.

Die Bewcismittel, welche die Partheien zu Begründung ihrer Klagen oder
ihrer Einwände beibringen, müssen jedoch außerdem, sofern sie in siempelpflich-
tigen Verhandlungen bestehen, entweder in Urschrift mit dem behörigen Stem-
pel versehen, oder in beglaubten Abschriften mit dem tarifmäßigen Stempel, bei-
gebracht werden; und es findet der vorstchend ausgesprochene Vorbehalt der
Stempel darauf keine Anwendung.

Kommen Subhastationen, Auktionen oder andere Verkuerungen, Verpach-
tungen oder Vermiethungen, Aufnahmen von Geldern oder Auszahlungen im
Laufe des Prozesses vor: so sind von den Adjudikationsbescheiden, Auktionspro-
tokollen, Kauf-, Tausch-, Pacht-oder Miethsverträgen, Schuldverschreibun-
gen oder Quittungen eben diejenigen Stempel-Abgaben zu erheben, welche von
denselben Verhandlungen zu entrichten gewesen seyn würden, wenn sie außer
dem Laufe eines Prozesses vorgekommen wären; und cs findet der vorhin gedachte
Vorbehalt der Stempel, und deren Ersatz durch den zum Erkenntnisse verbrauch-
ten Stempel, hicrauf ebenfalls keine Anwendung.

Verhandlungen, welche nach erfolgtem Erkenntmisse in Folge des Prozesses
Statt finden, z. B. Ausfertigungen der Erkenntnisse für die Partheien oder
andre Interessenten, und Verhandlungen wegen Wollzichung derselben, werden,
sofern sie an sich stempelpflichtig sind, besonders nach gegenwärtigem Tarife be-
steuert.

Punktationen sind wie Verträge über denselben Gegenstand zu besteuern, wenn sie
deren Stelle vertreten. S. Verträge.

Purifikations-Resolutionen. Ausfertigungen derselben für Partheien — 15
Quittungen uber geleistete Zahlungen, sofern dieselben zum Rechnungsbelage bei

Ablegung der Rechnung vor einer offentlichen Behorde dienen, ein Zwölftheil
Prozent des Betrages, woruber quittirt wird.

Dieselbe Stempelabgabe ist auch von Quittungen ohne Unterschied des Zwecks
zu erlegen, wenn dieselben vor einem Notario, oder elnem mit richterlichen oder
polizeilichen Verrichtungen, oder mit Verwaltung allgemeiner Abgaben beauf-
tragten Staats= oder Kommunal-Beamten amelich aufgenommen, oder aner-
kannt worden.

Wenn eine Quittung erft durch nachfolgende Verhandlungen stempelpflichtig
wird: so darf der Stempel dazu auch erst bei Eintritt dieser Verhandlungen
nachgebracht werden.

s rd



Wird in einer Verhandlung, welche tarifmäßig anderweitig einem gleichen
oder höhern Stempel vom Betrage des Gegenstandes unterliegt, zugleich über
den Empfang dieses Betrages oder eines Theilo desselben quittire; so ist ein be-
sonderer Quittungsstempel deshalb nicht zu entrichten. Auch bedarf es keines
besondern Quittungsstempels, wenn zwar nicht in einer solchen Verhandlung
selbst, aber nachträglich unmittelbar darunter quittim wird.

Es bedarf ferner keines Quittungsstempels zu Interimsquittungen auf Par-
tialzahlungen, welche bestimmt sind, gegen eine Hauptquiktung über den gan-
zen Betrag ausgetauscht zu werden.

Ueberdies sind von dem Quittungsstempel frei, alle Quittungen über folgende
Jahlungen:
a) Rückzahlung der von öffentlichen Kassen irrthümlich erhobenen Gelder;
b) Rückzahlung der für öffentliche Anstalten gemachten baaren Auslagen, sofern

dafür keine Zinsen oder andere Vortheile angerechnet werden;
6) Reisekosten in Dienst-Angelegenheiten und unfirirte Disten aus öffentlichen

Kassen;
d) Gehalt und Diensteinkommen der im Felde stehenden, oder Diensies wegen

im Auslande befindlichen Angesiellten;
e.)Armengelder, Remissionen und Unterstützungen aus össentlichen Mitteln.

Rechnungen bedürfen an sich keines Stempels: wird jedoch zur Decharge ein Stem-
pelbogen erfordert; so muß derselbe zum Titelblatte des Haupt-Exemplars der
Rechnung verwendet werden.

Quittirte Rechnungen sind in sofern wie Quittungen zu besteuern, als sie die
Stelle stempelpflichtiger Quittungen vertreten.

Recognitionsprotokolle, wenn sie die Stelle der Mteste vertreten

wenn auf deren Grund Rccognitions-Atteste ausgefertigt werden

Reisepässe s. Pässe
Regquisitionen, wie Ausfertigungen, 1 diese.
Resolute, s. Erkenntnisse Buchst. A. f.
Refolutionen, schriftliche, wie Ausfertigungen, s. diese.
Salvus Conductus, (. Frei-Geleixsbrief. Z
Scheidebriefe der Rabbiner, wie Ehescheidungserkenntnisse, s. Erkenntnisse

Vuchst. A. b.
Schenkungen, wie Erbschaften; (. diese.
Schlußzettel der Mäkler, wie Mäkler-Alteste, s. diese. 6
Schuldverschreibungen, hypothekarische, Pfandbriefe, und persönliche jeder An.

Ein Zwölftheil Prozent des Kapitalbetrages, auf welchen die Vrrschrei-
bung lautet.

Sequestrationsverhandlungen sind in soweit durchaus stempelfrei, als sie die Be-
wirthschaftung des sequestrirten Gegenstandes und die Einziehung der davon
aufkommenden Einkünfte betreffen,

Thaler.

frei.
15

Spiel-
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Spielkarten, der Verkaufspreis derselben mit Einschluß des Stempels ist folgender:

a) Tarok- Katten, Sorte .... .... e 2 22 2 222222222222222

zwei

b) i:Aurcn bre S——.
zweite .

- dritte «.............

e)deutsc1)eKaI-ten,ekscc-ortc...
- zweite .... ... .. .. .

dritte .

d)Ttaplict-attcit,cksteSoi-te..........................
- zweite .

Subhastaktonöpkozesse.Jasoferndtefclbcndutchetmnqldjubskattonöbcschetdbeen-
digt werden, vertritt der dazu erforderüihhe Stempel die Stelle des Erkenntniß-=
stempela, und die Verhandlungen imLaufe des Prozesses sind stempelfrei, wie
bei andern Prozessen, die durch ein Erkenntuß beendigt werden.

Erfolgt dagegen kein Zuschlag, so sind die einzelnen im Laufe des Prozesses
vorgekommenen Verhandlungen stempelpflichtig, wie bei andern Prozessen, die
durch Vergleich oder Entsagung beendigt werden.

Subhastationen, wenn sie auch bei Konkurs= und Liquidationsprozessen
vorkommen, werden dennoch als für sich bestehende Prozesse angesehen, und
mit ihrem besondern Stempel nach vorsiehenden Vorschriften betroffen.

Taufscheine, wie amtliche Atteste,s.Atteste.
Tauschverträge, wie Kaufrertrége) s. diese.
Taxen von Grundstäcken sind in sofern stempelpflichtig, als sie wegen eines Privat-

Interesse unter Aufsicht einer öffentlichen Behörde oder der landschaftlichen Kre-
ditassoziationen aufgenommen werden, und erfordern alsdann einen Stempel von

Aber auch dieser Stempel wird nicht angewandt, wenn die Taxe zum Ge-
brauche bei einer Subhastation oder Erbtheilung ausgenommen, und in Folge
dessen von dem taxirten Gegenstande ein Kauf= oder Erbschaftsstempel entrichtet wird.

Testamente, und zwar sowohl solche, die schriftlich eingereicht, als solche, die
mündlich zu Protokolle erklärt werden

Außerdem ist zu dem Berichte oder Ansuchen, womit ein 1Testament demauf-

bewabrenden Gerichte übergeben wird, der gewöhnliche Stempel zu Gesuchen mit
und zu dem Protokolle uber die Annahme desselben der Stempel 0o
zu nehmen.

Todeserklärungen, 4. Erkenntnisse Buchst. A. b.
Todtenscheine, wie amtliche Akteste, s. Atteste.
Trauscheine, wie amtlicheAttesie, s. Akleste.

Urtunden der Gerichtsvolizieher, in denienigen Landestheilen, wo die Hlamesche Gerichtsoerfassung noch bestebt, Urschriften und Kopien ohne Unterschied.
Urlaubsertheilungen, wie Ausfertigungen, s. diese.

Tbaler.

Ur-



Urtheile, s. Erkenntnisse.
Verfügungen, amtliche, in Angelegenheiten des Empfängers, oder überhaupt an

Privat-Personen in Privat-Angelegenheiten, wie Ausfertigungen, . diese.
Vergleiche, schriftliche, aupßergerichtliche, über rechtsanhängige Sachen, wie

Verträge, (. diese.
 gerichtliche, s. Prozesse.

Vermächtnisse, (. Erbschaft.
Verträge, sofern für einzelne Gattungen derselben nicht ein durch diesen Tarif be-

sonders besiimmter Stempel zu entrichten it ..... ... .. ....

S. Adoptions-, Ehe-, Erbfolge-, Erbpachts-, Erbzins-, Kauf-,
Leibrenten-, Pacht= und Mieths-auch Tausch-Verträge.

Vokationen der Geistlichen und Schullehrer, wie Bestallungen.
Vollmachhen: .......................

DieGenehmigungdctgerichtlichenVerhandlungeneinesmitkeinerVolk
macht versehenen Anwaldes durch die Parthei ist mit dem zu einer Vollmacht
erforderlichen Stempel zu versehen, sofern dieselbe an die Stelle einer Voll-
macht tritt.

Zu den gerichtlichen oder nofariellen Beglanbigungen bei Vollmachten, wird
ein besonderer Stempel genommen, wie bei Attesten und Rekognitionspro-
kokollen, s. diese.

Vorstellungen wie Gesuche . diese.
Wanderbücher, wenn sie die Stelle der Kundschaften vertreten
Wanderpässe, wie Reisepässe, s. Pässe.
Wechsel, gezogne, kaufmännische Assignationen und Handelsbillets, uländi-

sche, und aus dem Auslande eingehende, Em Zwölftheil Prozent des Be-
trages.

Nach Entrichtung dieser Abgabe sind alle Uebertragungen kes Eigenthums
des Wechsels auf Andre durch Indossiren und Giriren stempelfrei.

Obwohl zu gezognen Wechseln in der Regel kein käufliches Stempelpapier
verwendet, sondern die Stempelung auf den von den Kaufleuten vorgelegten
Formularen vollzogen wird; so findet doch auch dabei diejenige Steigerung der
Stempelsätze nach Abstufungen von fünf zu fünf Silbergroschen statt, welche
für das Stempelpapier durch gegemwärtigen Tarif vorgeschrieben worden. Es
wird demnach der Stempelsatz entrichtet:

a) für alle stempelpflichtige Wechsel, deren Betrag Zweihundert Thaler nicht
übersteigt,0 iittttrrrr

b) für alle Wechsel, deren Betrag zwar über Zweihundert Thaler hinausgeht,
aber Vierhundert Thaler nicht übersicigt, it:t::

BD) für alle Wechsel, deren Betrag zwar über Vierhundert Thaler hinausgeht,
aber Sechshundert Thaler nicht ubersieigt, it

d) und so fort, für jede Zweihundert Thaler mit Fünf Silbergroschen steigend.

Tbaler. Sr.

15

15

Wech-
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Wechsel, trockne, wie Schulbdverschreibungen, s. diese.
Widerklagen, s. Erkenntnisse, Buchst. A. d.
Zeitungen, politische, von jedem Jahrgange elnes Exemplars, und zwar

von inlandischen EEEIEIEEEIILITIEIIILEIIII.IMs ———

von ausländiscssen

Ec bleibt dem Finanzministerio überlassen, diese Abgabe auf versch'edene
längere oder kürzere Termine, oder selbst auf die einzelnen Blätter verhältnif-
maßig zu vertheilen.

Jeugnisse, s. Atteste.

Gegeben Berhin, den 7ten Marz 1822.

(I. S.) Friedrich Wilhelm.

Thaler. Sar.

C. Fürst von Hardenberg. von Altensiein.

Beglaubigt:

Friese.



Gesetz-Sammlung
" fürdie

Königlichen Preußischen Staaten.
— No. 6. —.

(No. 710.) Berordnung über die Ausschlietung der Oeffentlichkeit der Verhandlungen, in
solchen Fällen, worin Moralirät und Sitelichkeit dadurch geführdet werden
konnten. Vom Jüsten Januar 1822.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen c. .

Da das öffentliche Verfahren der Gerichte in den Rheinprovinzen in man-
chen Fällen der Sirtlichkeit nachtheitig werden kann; so verordnen Wir für diese
bKondestheile, auf den von der Justizabtheilung Unseres Staatsraths mit berathe-
nen Antrag Unseres Justizministeri#, wie folget:

Art. 1. Wenn in einer korrektionellen oder Kriminalsache, worin auf
Aunwendung der Artikel 330 — 340. des Strafgesetzbuchs angetragen wird, das
bffentliche Minisierium befindet, daß die öffentliche Verhandlung der Sirtlichkeit
nachtheilig werden möchte, so hat dasselbe darauf anzurragen, daß für diesen Fall
das öffenrliche Verfahren aufgehoben werde.

Art. 2. Das Gericht hat auf diesen Antrag, nach vorgängiger Bera-
bung, ein fürmliches Urkheil abzufassen, welches jedenfalls in der öffentlichen
Sizung zu verkündigen ist. Bei der Abfassung dieses Urtheils müssen sämmtliche
Lammern des Landgerichts konkurriren.

Gegeben Berlin, den 31 sten Januar1822.

Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. v. Kircheisen.

(No. 7141.) Polizeiordnung für den Hafen von Pllau. Vom 1 Aten März 1822.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen c. 1.

Thun kund und fugen hiermit zu wissen: daß Wir nothig erachtet baben,
eine neue Polizeiordnung für den Hafen von Pillau zu erlassen, welche an die
Stelle der Pillauer Hafen= und Lootsenordnung vom Oien Okkober 1789. krill.

Wir verordnen demnach wie folzt:
Jabtgang 1622. S. I.
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R Scist #. 1I. Sobald ein Schiffer- auf derRhede von Milau unkommt,und in
srstestein das Seegatt einlaufen will, soll er seine Nationalflagge wehen lassen und die Loot-
Notbfall
eine falln. sen enwarten.einsegeln. Wer ohne Lootsen odervhne ein, mit der rothen Flagge- vom Lande öder im

Gatt-gegebenes Zeichen, oder bei niedergelegten Baakeneinsegelt, verfälltin eine
Strafe von Einem Thaler von jeder Schiffslast.

Nur im höchsien Nothfalle, d. h. wenn der Schiffer augenscheinliche Ge-
fahr läuft, Schiff, Ladung und Mannschaft zu. verlieren, hat derselbe zuvor den

Steuermann , Hochbootsmann und Zimmermann; oder in Stelle eines derselden
einen anderen erfahrenen Seemann zu einem Schiff Ssralh zu nersammlen, und
wenn diese nachreiflicher Ueberlegung es auch für noth wendig halten, das dußersie
Rektungsmittel zu ergreifen: so ist ihm zwar gestaltet, obhne.die Lootsen abz iwar-ten, einzusegeln; er ist jedoch. iin einem solchenFalle- verpflichtet, den dadurch an-
deren Schiffen und Gutern oder dem Fahrwasser verursachten Schaden zu ersetzen.
Die linsersuchung , ob cin solcher Nothfall wirklich Statt gefunden, geschiehet
von der Depntation des Kommerzien-Kollegiums zu Pillau unter Zuzichung des
Lootsenkommandcurs und andererSachversiändigen „und die Entscheidung ge-
bührt. dem Kommerzien-Kollegiuin zu Königsberg.

Solche Notbfälle können nur höchst selten Stakt sinden, weil die Lootsen
bei der größesien Veramwortungverpllichter sind, jedem Schiffe, so weit als es
nur angänglich ist, entgegen zu fahren: Ist dieses aber wegen Slurm oder Eis-
gang durchaus unmäöglich: so wird auf die vorderste Baakc eine große rothe Flagge
aufgesieckt, und mit dieser der richtige Lauf des Schiffes durch- Winken angedeu-
tet werden. Nach der Seite, nach welcher die Baake mit der Flagge geneigt
wird, muß der Schiffer sieuern, und wenn dieselbe gerade in. die Höhe gc-
richtet ist, auf dieselbe zufahren.

Kein Schis= §. 2. Das Aussegeln, aus dem Hafen in die See eder nach dem Binnen-
re ub.ZukLandeüberdas frische Haff, darf durchaus nicht und bei einer Strafe von Einem
dem PaierPen Hamn „Thaler von jeder Schiffslast, ohne Loolsen geschehen, weshalb der Schiffer bei
Sietn 4% dem Lootsen-Kommameinr mit VorzeieZung der. Schlußabfertigung der Steuerbe-
nachden Bin-
nenorren hörde sich melden, und die ihm. angewiesenen. Lootsen aufnehmen muß.EbtnAuseinkommen= §. Z. JederSchiffer ist, er mag ein= oder aussegeln, verbunden, beim
den u. aufq#

veo Shen uen Vorbeischiffen der Festung die Bramsegel zu streichen, auch seine Flagge wehen zu
detui T lassen, und diese. beim Einkommen nicht. eher als nach gefchehener Zollabfertigung

pltri niederzuholen.unt Ver
t K. 4. Jedem Schiffer liegt ob, sowohl auf der Rhede, als wenn er von

F 14 Pillau nach binnenländischen Orten auffegelt, dem Lootsen, sobald derselbe das
Btren, Schiff betritt, gewissenhaft anzuzeigen: wie tief sein Schiff gehe und ob es einen
6T#efte.drrhangendenoder geraden Kiel hat, imgleichen ob es mit einem losen Kiel versehen

ist.
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rist. Eine falsche Angabe dieser Atrwird mit Zwei Thalern von jeder zehnten Lasi se Lesce
Der Schiffsgröße bestraft.“ des anzei=

Uebemimmnder Lootse das Schiff einzubringen: so muß der Schiffer ihmn.
#die Leitung desselben ganz überlassen, auch sein Schiffsvolk dazu anhalten, ihm in
allen Stücken und besonders bei Regierung der Segel und des Ruders genau zu
folgen, und das Schiff da anzulegen, wo der Lootse nach der ihm ertheilten An-
weisung es binbringt, widrigenfalls der Schifferin dieselbe Strafe von Zwei Tha-
len für jede zehnte Last verfallt. Sollte der Lootse aber bei der Führung des
Schiffes Fehler machen, die das Schiff in Gefahr setzen, und sich nicht warnen
lassen: so steht es dem. Schiffer frei, mit Uebereinstimmungdesnach F. I. zu vet-

sammelnden Schiffsraths dem Lootsen die Direktion abzunehmen; ein solcher Fall
zmyß aber der Hafen-Polizeikommission sogleich angezeigt und alsdaun die Un-
tersuchung und Besirafung, des Schiffers oder des Lootsen eingeleitet werden.
K.. 5. Wenn das Schiff zu tief gehet, darf kein Schiffer sich weigern, Achte

cdie. nötbigen bichterfahrzeuge, diezudemEndejederzeitin Pillau vorhanden sfind, beno Shlf=
und welche den auf der Rhede liegenden Schiffen angewiesen werden müssen, so geauiisen.dé

wie;, Wenn die Schiffsmannschaft zur geschwinden Entladung, vorzüglich auf der ch
Rhede nicht hinreicht, die nöthige Hülfsmannschaft aus dem Hafen anzunehmen. Hültzarzeiter.

Die Spediteurs der Ladung und des Schiffs haben die Verpflichtung, die s
Eur geschwinden Entlotzung des Schiffes auf der Rhede nöthige Hülfsmanmschaft
binnen zwei, höchsiens drei Stunden zu beschaffen; nach Ablauf dieser Frist Kehet

Dem Lootsen-Kommandeur die Befugniß zu, dieselbe auf Ansuchen des Schiffers
und für Bechnung der Sáumigen zu gestellen.

K. 60. Sollte Jemand auf der Rhede und im Tief oder im Fahrwasser Abeerh
einiges Wrack,, verlorne Anker oder andere der Schiffahrt hinderliche Dinge be- — * ½
merken: so muß er folche wo möglich sofort bezeichnen, und hiernächst dem Loot= ker geoorken.
sen-Kommandebr davon Anzeige machen. Auch muß kein Schiffer auf der Rhede werden weis
und im Fahmrwasserstrome, oder wo es sonst ist, eher vor Anker sehen. bevor er einer Boye
nicht die Anker, dir er fallen läßt, mit Boyen versehen hat. Die Uebertretkung erschen il.
dieser Borschrift hat eine Strafe von Zehn Thalern, und in dem Falle, daß der
Schiffer genöthigt wird, ein solches unbeboytes Anker liegen zu lassen, den Ver-

lust des Ankers zur Folge, indem dasselbe nach dem Osipreußzischen Provinzial=
„Rechte Zusatz 148. 9. 10. demjenigen zur Entschddigung oder Belohnung über-
classen werden soll, der ein solcheb Anker mit eigenem Gefäße oder Geräthschaften
herausbringt.

§. 7. Vorsätzliche Verschleppurg der Marken des Tiefs und der Fahrt hät
in. der See und im Hafen wird mit einer Geldstrafe von Funfzig bis Oreihunderl der Fabredüc-
Thalern geahndet; geschieht aber rine solche Verschleppung der Marken ohne dee sezuh ver-

Schiffers Schuld, so muß er es sogleich dem Lootsen-Kommandeur anzeigen, den.
damit die Marken wiederum an ibren Ort gebracht werden können, widrigenfalls
„er imeine Strase von Funfzig Thalern verfällt.

M 2 8. 8.



K62 K. 8. Wird wegen ansteckender Krankheit oder verdäechtiger Waare dem
für den Sall Schiffe ein Quarantaineplatz angewiesen, so muß der Schiffer sogleich eine gelbe
nn Flagge aufstecken. Er darf aledann ohne schriftliche Erlaubnitz des Lootsen-Rom-

mandeurs diesen Platz weder verlassen, noch mir anderen Schiffen, Booten oder
mit den Einwohnern des Strandes auf irgend eine Weise Gemeinschaft pflegen.
Die Uebertretung dieser Vorschrift soll mi# der nachdrücklichsten Leibesstrafe, welche
nach Beschaffenheit der Umstände, der mit der Verletzung der Quarankaine vor-
handenen Ansieckungsgefahr und nach Maaßgabe des dadurch verursachren
Schadens von sechsmonarlicher Zuchthaus= oder Festungsstrafe bis zur Todeestrafe
des Beils ausgedehnt werden kann, geahndet werden. Ueberdies sollen die be-
stellten Quarantaine-Aufseher befugt seyn, die verbotene Kommumikation durch
jedes, nach dem Grade des Widerstandes erforderliche ZJwangsmurel und äußer-
sten Falls sogar durch Töd#ung der Uebemreter zu hindern.

Diese Bestimmungen sollen dem Führer des Schiffes und deim Schiffsvolke,
so wie solches unter Quarantaine gesetzt worden, ausdrücklich durch den Lootsen-
Kommandeir bekannt gemacht werden.

#- ##. O. KRein Schiffer darf, bei einer Strafe von Fünfhundert Thalern,
din oz Ballast weder auf der Rhede, nochin das Tief oder Fahrwasser, oder beim Aus-
S segeln nach Binnenortenin's Haff auswerfen. Wenn der herausgeworfene Ballast
lall geworfen noch irgend nachtheilig werden kann: so mußder Schiffer überdies zur Fortschan#ung
Eranen desselben oder zur Oeponirung der dazu erforderlichen Kosten angehalten werden.
9 enkes Kann der Schiffer diese Kosien weder deponiren noch Bürgschaft stellen, so“
z der An= ist das Schiff mit Arrest zu belegen, wobei der Schiffer dem Rheder und Ablader
SAng. “% für jeden Verlust verantwortlich wird. Bei Schiffen, welche mit augenscheinlich
Gttaannnser zu wenigem Ballast oder gar ballastleer ankommen, wird die Entschuldigung, daß

Ballaß*der Ballasi an unschädlichen Stellen in dieSeeausgeworfen sey, gar nicht angenom-
t nmen, sondern es soll dann segleich gerichtlich gegen den Schiffer verfahren werden.

Im Hafen darf kein Ballast eher als nach einem von dem Hafenmeister er-
haltenen und mit dem Visa des Hafen-Bauinspekrors versehenen Erlaubnißschein,
und an keinem anderen Orte, als der vom Hafen-Bauinspektor und Ballastaufseher
angewiesen wird, und unter Mitaufsicht der Steuerbehörde ausgeladen werden.

Diese Aurladung muß mit der Vorsicht geschehen, daß kein Ballast in's
Wasser falle, und muß derselbe wenigsiens drei Fuß über die Kays, und wo keine
vorhanden, zehn Fuß vom Ufer abgeworfen werden. Wer dagegen handele, wird
an Gelde mit Zehn bis Zwanzig Thalern, auch nach Besinden am Leibe bestraft.
Sollte aber durch Vernachlässigung dieser Vorschrift Ballast in's Wasser fallen:
##o hat der Schiffer eine Strafe von Funfzig Thalern und die Arbeiter nach Befund
der Sache korperliche Züchtigung oder Gefängnißstrafe von 38 Tagen bis zu 4Wo-
chen zu gewärtigen. Diejenigen Schiffer aber, welche mit Ballast nach Königeberg
#oder Elbing aufsegeln, sind verpflichtet, wenn zum Behuf der Hafen= und Trei-
deldämme außerhalb der Stadt Ballast gebraucht wird, mit ihren Schiffen da an-

1u-e.



zulegen, wo sie auf die Anordnung des die Hafenbaue inspicirenden Baubeamten
von den Lootsen angewiesen werden.

§. 10. Gleich nach der Ankunft muß jeder Schiffer mit deim Lootsen, —
welcher ihn eingebracht har, sich nach dem Bureau des Lootsen-Kommandeurs ver- —
fügen, und daselbst seinen Namen, den Namen, die Gattung und Gräße des 7demWveR
Schiffs, und wie tief es gehet, umgleichen den Ort, woher es kommt, die Art der luu
Ladung und wohin sie bestimmr ist, und wenn er Passagiere mitbringt, auch diese
namenstich anzeigen, wonächst er letztere zur Borlegung ihrer Pässe oder sonstigen
Legitimation an die Orts-Polizeibehbrde anweisen muß.

Die Unterlassung dieser Vorschrift wird mit einer Geldstrafe von Fünf Tha-
lern geahndet.

Ummttelbar aus dem Lootsen-Bureau hat er sich durch den Lootsen nach
dem Haupt-Zollamre führen zu lassen.

§. 11. In Bezug auf die Joll= und Steuer-Verfassung ist der Schiffer Au#semeine
verpflichtet, über den Inhalt seiner Ladung nach Art und Menge ein genaues Ver- Brse
zeichuiß unter der Benennung: „General-Deklaration,“ abzugeben. Wie wae det
solche anzufertigen, und was ferner von dem Schiffer in Bezug auf das Steuer- gin last=
wesen zu beobachten ist, ergiebt das Regulativ wegen Behandlung des Waaren= 45
Ein= und Ausganges über Pillau, wonach sich derselbe, so weit es ihn betrifft,
genau zu achten hat.

§. 12. Außer dem Schiffer darf Niemam sich ohne Genehmigung vor
der Zoll-Abfertigung von dem Schiffe bei Zehn Thalern Strafe entfernen. Nur
in dringenden Fällen kann von dieser Regel eine Ausnahme gestartet werden, und
nur unter der Bedingung, daß der, welcher früher das Schiff verlaßt, sich so-
gleich bei der Orts-Polizeibehörde meldet.

&amp;. 13. Kein Schiffer darf einen Passagier aus dem Hafen mitnehmen, K dem
bevor nicht dessen Paß von der Orts-Polizeibehörde untersucht und richtig befun= Rhasschr n.
den worden. Legitimation

der mirzu-
Die Schiffer dürfen ferner keinen Matrosen oder anderenSeemann, er sey Vchmeten

von welcher Qualikät er wolle, ohne verhergegangene Musterung in Dienst neh- Paars
men oder heuern, widrigenfalls sie für jeden gedungenen Mannin eine Strafe von Schifesmaun.
Fünf Thalern verfallen. obachten ##

Endlich sind die Schiffer verpflichtet, sowohl bei ihrer Ankunft als vor ihrer llegt.
Abfahrt eine vol siandige Musterrolle ihrer Schiffsmannschaft, aus welcher sich die
speziellen Verhältnisse derselben genau ergeben, der Polizeibehörde einzureichen.

9. 14. Auf dem Strome darkf kein Schiffer anderswo ankern, oder im Dbme v-
Hafen anderswo sich hinlegen, als wohin er durch die Lootsen und unter Vorwis- —
sen der Steuerbehörde angewiesen wird, am wenigsten darf ein Schiffer mit sei- E0etn faus
nem Schiffe nach eigenem Gurdünken vom S### in den Hafen zu holen, sondern dem Srromeund im .
erhat sich deshalb bei dem Hafenmeister zu melden und einen Lootsen nachzusu- * r—
* bei Strafe von Funf bis Zehn Thalern. 446 vocheb

K. 12.
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m afen g. 15. Sobald das Schiff im Hafen liegt, müssen die Branm-Rahs undJ
Tüsen n die Stangen herunter genommen, der Klieverbaum, blinde Räh, Besaams-
EEG——nrc.Gieck, Ruderkopf und nach geschehener Revisson auch der Flaggenstock ganz ein-
„werdel. genommen, die Unter-Rahs getoppt und die Anker gehörig ausgesetzt werden.

Unterlassungen werden mit einer Geldstrafe von Fünf Thalern geahndet.
es dem §6. 1.0. Auf den im Hafen liegenden Schiffen darf unter keiner Bedingung

Suer, 1ndesFeuergehalten werden, und es muß vielmehr das Kochen der Speisen und die Zu-
Fnerbaltens. bereitung von Schiffsmaterialien, als: Pech, Theer, Haarpcis, Schwärzel
Schife zu be. U. s. w. am Lande in den dazu erbaueten Kochhäusern geschehen. Eben so wenig
beachten ob, darf auf einem um Hafen liegenden Schiffe Taback geraucht werden.

Den auf dem Strom, im Kessel und in der Rönne vor Anker liegenden
Schiffen ist zwar, wenn sie einen eingerichteten Heerd und Feuerfang haben, er-
laubt, Feuer zu halten, jedoch muß dieses bei Sonnenuntergang und bei eintreten-
der stürmischer Wikterung sogleich ausgelscht werden.

Licht auf den Schiffen zu breunen, ist zwar erlaubt, jedoch nicht anders als
in einer wohlverschlossenen Laterne und unter gehöriger Aufsicht.

Leicht Feuer fangende Sachen, als: Pech, Theer, Haarpeis, Flachs, Hauf,
Wolle, Garn u. s. w. müssen zur Nachtzeit nicht auf dem Verdecke gehatten, son-
„dermm wenn möglich beim Sonnenuntergange unter dasselbe gebracht werden.

Jeder Schiffer muß seine Leute zur genauen Befolgung dieser Vorschriften
#anhalten, indem derselbe für jede Uebertretung bei nicht hinreichend befundener
Entschuldigung mit Fünf und zwanzig Thalern Geld-oder verhaltnitzmäßiger Ge-
efängnißstrafe belegt werden soll. In so fern ein wirklicher Feuerschaden entslan-
den, treten übrigens gegen den Schuldigen die gesetzlichen Kriminalstrafen ein.

Im Hafen &amp;# 17. Im Hafen innerhalb der Stadt und dem Festungs-Glacis oder
d auf dem Strome darf ohne Konsens der Polizeibehörde und der Königl. Komman-
den, und der dantur bei einer Strafe von Fünf bis Funfzig Thalern weder mit Kanonen noch

gseineeer mit kleinem Gewehr geschossen werden; zu welchein Ende alle Kauffahrtheischiffe,
t7 bei ihrer Ankunftin dem Hafen, ihren Vorrath an Schießpuloer bis zum Ausgange

von Schieß= an die Polizeibehörde abliefern müssen, deren Ermessen es uberlassen bleibr, sich
4 ach wegen einstweiliger sicheren Unterbringung desselben an die Festungs-Kommandan-
der unkunft rur zu wenden.

verliefert Schiffe, welche Schießpulver geladen haben, mussen eine schwarze Flagge
so lange wehen lassen, als das Schießpuloer am Bord ist, und auch so lange den
ihnen angewiesenen Ankerplatz nicht verlassen.

. der K. 18. Ein jeder mit seinem Schiffe im Hafen liegende Schiffer muß alles ver-
W

Sutl3 meiden, was die Verflächung des Hafens undddieBeschädigung der Bohlwer ke erzeugt.
 Zu dem Ende darf bei einer Strafe von Fünf bis Zwanzig Thalem nicht

rnvurutsS 4½# das Mindeste von Unrath, es möge Namen haben, wie es wolle, über Bord in's
Bech###MWeasser geworfen werden, sondern alles muß gesammelt und auf den Wehrdamm

an der Osiseite des Hafens gebracht werden.
ea Bei



Bei dem Festmachender Schiffe langs der Bohlwerke mussen die Reibholzer
gegen die bestimmten Haltpfahle, oder in Ermangelung derselben, auf besondere An-
weisung des Hafenmeisiers an feste, der Konstruktion der Uferbauenichtschadliche
Gegenstande, und nicht gegen die Bohlen des Bohlwerks gehangt werden, und
diejenigen Schiffe, welche im Graben mit demBugspriet gegen das Land liegen,
mussen dem Bohlwerke mit dem Stabing auf einen Fuß Länge nicht zu nahe kommen.

Ueberhauptmussen dieBohlwerke, sowohl in der Stadt als am Wehr-
damm, weder durch Holzhauen noch auf sonst irgend eine Art beschadigt, auch die
allda liegenden SteinezukeinemBehuffortgenommen werden.

Uebertretungen dieser Vorschriften werden gleichfalls. mit einer Geldstrafe
von Funf bis Zwanzig Thalern geahndet.

##. 19. Den am Strande befindlichen und aus der See ansgeworfenenanerande
Bernstein muß bei Vermeidung der gesetzlichen harten Strafe Niemand aufzuneh- kaien
men sich untersiehen. cien werden.

S. 20. Die Matrofen und andern Schiffsleute sollenim Winter nicht län- Sichtr
ger als bis zehn Uhr Abends, und von Pfingsien bis Michael nicht langer als bis 92 — den
eilf Uhr am Lande in den Wirthshausern oder sonsisichaufhalten; wer nach dieser E0 n,
Jcit sich darelbsi belreffen läßt, wind gesänglich eingezogen, und den folgenden —-
Tog durch die Polizetbehörde bestraft. Bis Sonnennmtergang muß auf jedem cntienn
Schiffe die Hälfte der Equipage, und auf kleinen Schiffen unter 20 Last mussen *-
wenizsiens zwei Mann jederzeit an Bord anzutreffen seyn.&amp;# 21. Der Schiffer und dessen Lente müssen alle AnordnungendesHafen-:o—=

weisters im Hafen, ohne Widersetzlichkeitgemau befolgen, auch den Lootsen, die Tualtane..
jedesmal auf Geheiß des Hafenmeisters entweder Schiffe zu verholen, oder ans muß genau
und in die Lage zu bringen haten, in dieser, so wie in ihren. anderen Amtsverrich- dus 4
magen gehorig und anständig begegnen. Wer solches unterlaßt, hat eine Strafe
von Drei bis Fünf Thalern zu erwarten.

§. 22. Eine jede Uerertretung der den Schiffern über ihr Verhalten imrelen
Hafen zu Pillau vorstehend gegebenen Vorschriften, hat auper der darauf festgerd 5
setzten Strafe die Verpflichtung zum Er atz eines jeden anderen Schiffen und Gü=566resc
kern, so wie dem Hafen und den Hafen-Ansialten dadurch envachsenen Schadens"gsn
zur nothwendigen Folge.X 23. Die in vorstehenden Fesisetzungen angeordneten Strafen fließen, Frhe
wenn sie auf Handlungen oder Unterlassungen gesetzt sind, die gegen polizeiliche S
Vorschriften verstoßen, als die nach ##F. I 2, 4, lo, I3, 14# 15, 1e, 17, 21 zur seen
Sce-Anmenkasse; diejenigen Strafen aber, deren zweck Sicherung des Hafens
und der Hafen-Anstalten ist, als die nach P. 0, 7, 0, 18 werden zur Hafenkasse
eingczogen.

K. 2148, In Gemaßheit dieser Polizci-OrdnungsindderLootsen= Kom- —s-
andcuydteObekundgememcncælouken,dseanenoderfgafflootseshund ms » Hot-
der Hafenmeister mit angemcssenen Oieust-Anweisungenzu versehen. zeibeamteu.
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Theilnabme g. 25. Die Kanfmannschaft in Konigsberg soll befugt und verpflichtet
8 „ seyn, die Ausführung dieser Poiizei-Ordnung zum Besten des Hafens u.i.daller
Almeeberg dahin gehbrigen Anstalten zu konrrolliren, und sich zu diesem Ende mit den dabei
Volizel. gleichfalls interessirten Kanfmannschaften zu Elbing und Braunsberg in Verbin-

dung erhalten.
Wir beauftragen insbesondere Unser Ministerium des Handels mit der Aus-

sführung dieser Polizei-Ordnung, welche auch für das Ausland zweckmäßig bekannt
zu machen ist, und befehlen Unseren Ministerten, Landeskollegien, Jufliz= und
Polizeibehörden, und überhaupt sämmrlichen Schiffern und Seefahrenden, sich
darnach, jeder an seinem Theile, gebührend zu achten.

So geschehen Berlin, den 1###ten März 1822.

(. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Harden berg. Graf v. Büälow.

(No. 712) Schiffahrts-Polizei: Ordnung für die Residenz= und Handelsstadt Kbnigsbert
und die Fahrt auf dem frischen Haff. Vom 1 Aten März 1822.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen rc. 2c.

Thun kund und fügen hiermit zu wissen: daß Wir eine Abänderung der
Hafen= und Polizeiordnung für die Schiffahrt zu Königsberg über das frische Haff
vom Oten Oktober 1780. n#thig erachtet, und nachstehende Vorschriften für die
Schiffer über ihr Verhalten in Königsberg und während der Fahrk auf dem Pregel
und frischen Haff zu erlassen beschlossen haben.

Die Schiös- X 1. Jeder Schiffer, der von Königsberg aus mit Ladung oder Ballast
1enn nach Pillau oder Elbing, oder von Pillau aus nach Königsberg oder Elbing, oder
ter werken, von Elbing nach Königsberg und Pillau fährt, soll seine Ladung dergestalt einrich-
San ten, daß das Schiff nicht zu tief gehe, sondern sicher über den Hafestrom und durch
zef gede. die Rönne bei Milau gebracht werden kann, und hat sich deshalb nach der statt fin-

denden Tiefe des Wassers an den genannten Orten bei dem Loorsenkommandeir zu
erkundigen.

Der Schifer ¾ 2. Sobald der Schiffer beim Hauptzollamte abgefertigt worden ist, mug
zause Zu- er oder sein Abrechner bei dem Lootsenkommandeim ume die Juweisung eines Lootsen
nes Ltsen ansuchen, und ohne solchen sich nicht beikommen lassen, vom Holländer Baum
nachsuchen, oder von Pillau und Elbing abzusegeln. Die unterlassene Befolgung dieser Vor-

schrift ziehl eine Geldstrafe nach sich, welche Fünf Thaler von jeder zehnten Last
Der Echifer des Schiffs betragt. ,« ·
muß dem §. Z. Sobald der Lootse das Schiff besteigt, muß der Schiffer ihn getreulich
se wie anzeigen, wie tief das Schiff gehe, und ob es einen hängenden oder geraden Kiel
tiek das habe, imgleichen, ob es mit einem losen Kiel versehen sey. Unterläßt dieses der
t Schiffer, oder macht er dem Lootsen eine unrichrige Anzeige, so ist er eine gleiche

nen# bängen. Geldsktrafe, wie im §. 2. erwähnt worden, zu erlegen schuldig.
den oder ge-
rüden e- S. 4.



K. 4 Wenn der Lootse behauptek, daß das Schiff zu tief geladen sey, um Bet vor-
über die Untiefen (F. I.) gebracht werden zu können, und hierüber mit dem Schif- gneen.
fer nicht einig werden kann, so ist solches sofort dem Lootsenkommandeir 3 melden. ten öder die
Dieser muß alêdann die vorschrifksmäßige Vermessung des Schiffes veranlassen, und Tefe 4%%
wenn sich die Streitenden hierbei nicht beruhigen wollen, unter Beifügung seines die Verwes-
sachkundigen Gutachtens, wenn die Fahrt von Mllau nach Königsberg oder Elbing lansdeseleen
geht, bei der Hafen-Molizei-Kommission in Pillau, und wenn die Fahrt von Kö-
nigoberg nach Pillau oder Elbing, oder von diesem Orte nach Milau oder Königsber
gehr, bei den Strom-Polizei-Behörden in Königsberg oder Elbing die Entschei-
dung nachsuchen.

. S. Auf der Fahrt führt der Lootse das Steuerruder und uber die Rich- * Lootse
tung des Schiffs das Kommando; doch steht es jedem Schiffer frei, wenn er be- dt ih der
merkt, daß der Lootse bei der Fuhrung des Schiffs Fehler macht, oder nicht das Steutrruder
Nöthige beobachtet, ihm solches an die Hand zu geben. Sollte der Lootse sich,d uer die
von dem Schiffer nicht warnen lassen, und daraus Schaden zu beforgen seyn, so Schifs das
steht es dem Schiffer frei, mit Uebereinstimmung des von ihm zu versammelnden Kommande.
Schiffraths, dem Lootsen die Direktion des Schiffs abzunehmen und solche selbst
zu übernehmen.

Ein solcher Fall muß aber bei der Ankunft in Millau sogleich der Hafen-Po-
lizei-Kommission, und bei der Fahrt nach Königsberg und Elbing den dorigen

lizeibehsrden angezeigt und von diesen gehörig untersucht werden, damit nach
rage der Umstände entweder der Lootse oder der Schiffer zur verdienten Strafe ge-
zogen werden kann.

. 60. Das Lootsengeld beträgt ohne Unterschied der Jabreszeit Fünf Tha= Des Lootsen-
ler Zehn Silbergroschen für die Fahrt nach Millau und Sieben Thaler Zehn Sil= 2#1, erte
bergroschen für die Fahrt nach Elbing. 5 Rtbir. 10

Von dem Lootsengelde werden in jedem Falle Zehn Silbergroschen und wennSe#90ge-
ein Beilootse das Schiff führt noch außerdem Ein Thaler zur Lootsenkasse zurück- 10 Serf
behalten, aus welcher, nach der bisherigen Einrichtung den hülfsbedürftigen Loot-
sen, Unterstützungen gegeben werden.#. 7. Augzerdem bezahlt der Schiffer oder dessen Abrechner vor dem Aus-Der Lootses-
laufe noch Jwei Silbergroschen an den Lootsen-Kommandeur, und erhält dafürKommen,
den Anweisezettel über den ihm zugestandenen Lootsen. Dagegen darf das Lootsen- stir deneld nicht eher entrichtet werden, als bis der Lootse das Schus glücklich nach dessen Anweisezertel
Vestunmungsort gebracht hat.

6 8. Mit dem im K. 6. festgesetzten Lohn muß jeder Lootse sich begnügen, Der kootse
und darf bei Strafe der Kassation weder für Kost noch sonst unter irgend einem see
Namen dem Schiffer erwas abfordern. Nur wenn die Fahrt dadurch, daß das Fumne n
Schiff zu tief liegt, oder durch Nachlässigkeit des Schiffers außerhalb des Baung,
aufgehalten wird, muß dem Lootsen ein Liegegeld von Funfzehn Silbergroschen weiter for-
für jede Nacht bewilligt werden. dern.

&amp;. O. Wer die Tonnen und Bollen auf dem Haff oder die in deren Stelle KerWarken
gesetzten Straucher vorsetzlich verrückt, verfällt in eine Strafe von Funfzig bis dürfen niche
Dreihundert Thalern. Geschieht die Verrückung aber ohne Schuld des Schiffers, ve wer-
so mut derselbe, und jeder, der sie wahrnimmt, bei Funfzig Thalern Strafe, bei den.
den Loosen-Kommandeurs des Orts, wohin der Schiffer fährt, sofort davon An-
zeige machen, und haben die Behörden alsdann weirer für die gehörige Instand-
setzung der gedachten Bezeichnungen zu sorgen.



Das Rebe- g. 10. Kein Schiffer darf, wenn während der Reise das Wasser auf dem
wiaden zmit Hafestrom abfällt, sich mit schweren Ankern überwinden, bei einer nach §. 2. zu

88 auf dem bestimmenden Geldstrafe, sondern er muß in diesem, und uberhaupt in jedem
Kobhron t. Nothfalle, und wenn die Witterung und der Seegang nicht gestatten, das Ufer

6 zu suchen, aus der nächsten Stadtsich Lichterfahrzeuge, und zugleich einen Zoll-

Offizianten kommen lassen, welcher die in Mllau, Elbing oder Künigsbern ange-legten Bleie und Siegel abnimmt, bei dem Umladen gegenwärtig ist und die Lichrer-
fahrzeuge begleitet. Nur in der größesten Noth steht es dem Schiffer frei, in Ge-

enwart des Lootsen das Fahrzeug zu entbleien, und einen Theil seiner Ladung
ich durch Fischerboore abnehmen zu lassen. So wie aberderNothstand vorüber ist,

muß sogleich geankert, und der nächsten Steuerbehörde von dem Borfall Nachricht
gegeben werden, welche die ausgeladenen Güter nach Umständen entweder wieder
in den Schiffsraum bringen läßt und diesen verschließt, oder, wenn die geleichter-
ten Güter in Lichterfahrzeugen weiter befördert werden sollen, ihren Inhalt ver-
zeichnet und sicher stellt. Jede andere Verletzung der von den Steuerbehörden an-
gelegten Bleie und Siegel wird nach der Strenge der Zoll= und Steuergesetze bestraft.

Das Aus- K. 1I. In das Haff oder in den Pregel und Elbinger Fahrwasser darf bei
Dersen, d, Dreihundert Thalern Strafe kein Ballast ausgeworfen werden, und wenn der her-
Haf' oder in ausgeworfene Ballast noch irgend nachtheilig werden kann, so muß der Schiffer
t überdies zur Fortschaffung desselben oder zur Deponirung der dazu erforderlichen

Habrwasser Kosten durch Arrestschlag auf das Schiff angehalten werden, wobei der Schiffer
in verboten. dem Rheder und Ablader für jeden daraus entstehenden Nachtheil verantwortlich

bleibt. Dagegen ist jeder Schiffer, der Ballast oder Steinc geladen har, sofern erbeides nicht 7* Geld absetzen kann, verbunden, beides, und zwar unter Mitauf=
sicht der Steuerbehörde, am Treideldamm auf der ihm vom Damminspektor be-
zeichneten Stelle, oder am holländischen Baum,aus zulossen, wo ihmn der Ballast.
unentgeltlich abgenommen und in Hinsicht der Steine einejährlich festzusetzende
und öffentlich bekannt zu machende Prämie bezahlt werden wird. Sollte bei dem
Ausladen Ballast oder Steine ins Wasser geworfen werden, so hat der Schiffer
eine Strafe von Funfzig Thalern, und die Arbeiter nach Befund der Sache korper-

 liche Züchtigung oder achrkägige bis vierwöchentliche Gefängnißstrafe zu gewärtigen.
SIusemneine C. I2. Niemand, außer dem Schiffer, welcher bei der Ankunft die Nalional-
wegen Ver, flagge zu hissen und bei der Zoll= und Steuerbehörde die Abfertigung nachzusuchen
p. s har, darf vor derselben sich ohne Genehmigung vom Schiffe entfernen. Nur in
zen die 364 dringenden Fällen leidet dieses eine Ausnahme, und alsdann muß der, der aus

# Land geht, sich sogleich bei der Polizeibehörde melden. Die näheren Vorschriften,
wegen Verzollung der Ladung, nach welcher der Schiffer sich auf das genaueste zu
achten hat, findet derselbe in dem Reglement für den See-Ein= und Ausgang.

#elle Brnan, §. 13. Sobald ein Schiff eingekommen ist, müssen die Braam, Rahs und
Stangen. Stangen abgenommen, der Klieverbaum (Jägersteck) Blinde Rah, Besaams
wüsen abge. Gieck, Ruderkopf und nach geschehener Reoision auch der Flaggenstock ganz einge-
den, sobald nommen, die Unterrahs getoppt und die Anker gehörig aufgesetzt werden. Die
Pecht Unterlassung dieser Vorschrift hat eine Geldstrafe von Fünf Thalern zur Folge.
SSet S. 14. Im Megelstrom oder Elbinger Fahrwasser innerhalb und außerhalb-
 7 t rn der Stadt muß bei Fünf und Zwanzig Thalern Strafe nicht das Mindesie von Un-
8 t rath, es habe Namen wie es wolle, uber Bord geworfen, sondern Alles gesam-
wiw melt und auf den von der Polizeibehôrde angewiesenen Ort gebracht werden.
Die Pobl- §. 15. Die Schiffe, welche längs dem Bohlwerke liegen, müssen ihre

werke dursen « Ihm-
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Neibholzer nicht gegen die Bohlen, sondern gegen die Mähle des Bohlwerks hän= niche besch-
Hen, und diejenigen, welche mit dem Boogspriet gegen das Land liegen, müssendistwereen.
mit dem Stébing dem Bohlwerk auf eine Fußlänge nicht nahe kommen. Ueber=
haupt müssen die Bohlwerfe weder durch Holzhauen, noch sonst auf irgend eine
Art beschädigt werden. Die Uebertretung dieser Vorschriften wird mit einer Geld-
strafe von Fünf bis Zwanzig Thalern beahndet.

§# l60. Das Tabacksrauchen darf auf den Schiffen, welche innerhalb des Das Tabacks.
Baums liegen, nicht statt finden. Eben so wenig darf innerhalb desselben odereu
am Ballastplatze zum Kochen (welches vielmehr in den Häusern geschehen muß) innerbalb des
Feuer gemacht werden. Leicht Feuer fangende Sachen, als: Pech, Theer, Haar= Baums und
peis, Flachs b Hanf, Wolle, Garn u. s. w. müssen zur Nachtzeit nicht auf dem chen des Feu-
Verdeck bleiben, sondern, wenn inöglich, beim Sonnen-Untergang unter dasselbe 5
gebracht werden. Jeder Schiffer inuß seine Leute zur genauesten Befolgung dieser band der
Vorschriften und zur äuHersten Vorsicht mit Feuer und Licht anhalten. Uebertre- uyi
tungen dieser Vorschriften werden mit Fünf bis Zwanzig Thalern Geld= oder plate und-
verhältnißmäßiger Gefängnißstrafe beahndet. verboten.

Wenn durch Fahrlässigkeit ein wirklicher Feuerschaden entstanden ist, so
treken gegen den Schuldigen die gesetzlich feststehenden Kriminalstrafen ein.

E. 17. Alle Schiffe, welche Schießpulver geladen haben, müssen die vor- Maaßregeln
geschriebene schwarze Flagge aufstecken, und dieselbe nicht eher abnehmen, bis das wensn, Ses.
Schießpulver von dem Schiffe weggeschaft worden ist. Die Ablieferung des vers. 5
Schieppulvers muß auf das Schleunigste nach der Anweisung der Polizeibehèrde
ins Werk gerichtet werden.

SK. 18. Innerhalb des Baums darf kein Schiffer die Segel gebrauchen, Innerbalb
sondern muß mir gehbriger Vorsicht die Taue ausbringen und mit deren Hülfe das 4
Schiff fortarbeiten, so wie er auch verpflichtet ist, dafür Sorge zu kragen, daß das Segel ge-
Schiff beim Anlegen Fehergg an die Schiffshalten befestigt werde, widrigenfallscht wer-er strenge polizeiliche Beahndung zu gewärkigen hat.

Außeer den innerhalb des Baums zum Verholen der Schiffe anzubringenden
Tauen ist es erforderlich, am Hintertheil des Schiffs die nöthigen Stopftaue zu
befestigen, damit das Schiff nicht unvermuthet forkgetrieben, sondern jeden Au-
geublick angehalten werden kann. Foees

§. 10. Jeder ankommende Schiffer muß sich sofort undspätestensbinnen mn
2 Stunden bei einer unvermeidlichen Strafe von Funf Thalern personlich auf ttte
dem Polizei-Fremden-Büreau einfinden, die Musterrolle seiner Schiffsmannschaft Prebre

2 2

vorzeigen und die Passe seiner Passagiere einliefern. aeme.
5. 20. Bei gleicher Strafe ist der Schiffer verpflichtet, vor seinem Ab- Prten nr,

ernn: fur d#i

gange die Musterrolle der Schiffsmannschaft mit Zuziehung eines Polizeiofsigian= zenl
ten zu vollziehen und die Ausfertigung der Musterrolle nachzusuchen, auch keinen rhrmnlrx
Passagicr ohne Polizeipaß mitzunehmen. urrrl,

K. 21. Jeder Schiffer ist verbunden, seine Leuke unter guter Aufsicht zu Be# Schiger
halten, und sic anzumeisen, daß sie am Lande sich keine Schlägercien oder andere mur seine
Exzesse crlauben, weil sie sonst sosort arrelirr und nach Befinden der Umsiände ba orh
mit Geld= oder Leibeostrafe belegt werden. bnren uruch den Au-

K. 22. Den Anweisungen des Lootsen-Kommandeurs oder des von ihm . 2
abgeordneten Lootsen, ist jeder Schiffer, bei Vermeidung ciner Strafe von Drei des korrsen-
bis Fünf Thalern augenblicklich Folge zu leisten verrstichkel. Ex muß sich daber Lemmrrn#.
auch sowohl beim An= als Ve Ablegen nach den Bestunmunzem désselben- umvei- blirich

D.* 1 « «.·- aerlich Folge leinen



gerlich achten, damit keine Unordnungen veranlaßt und die Fahrt in den Fahr-
wassern bestandig frei erhalten werde.

Glaubt der Schiffer aber, daß der Lootsen-Kommandeur oder der von
demselben abgeschickte Lootse ihm Unrecht gethan habe, so kann er darüber bei den
Polizeibehörden Beschwerde führen.

Vorlchts- &amp; 23. Den Schiffern wird zur Mlicht gemacht, die mit bedeutenden Kosten
ahargeln angelegten Treideldämme des Pregels und des Elbingstrems mit geburlicher Vor-

deln. sicht zu benutzen, ihnen aber strenge untersagt, darauf Feuer anzumachen, oder
irgend etwas den Treideln Hinderliches niederzulegen.

Da auch öfters darüber Streit entstanden, welcher von den sich begegnenden
treidelnden Schiffern die Leine werfen und dem andern Platz machen müsse, so wird
bei Vermeidung einer Strafe von Fünf Thalern die genaue Beobachtung folgender
Vorschriften den Schiffern zur Mflicht gemacht: "

1) das treidelnde unbeladene Schiff, welches einem beladenen begegnet, muß
die Leine werfen, esmag von der Stadt kommen oder dahin gehen;2) sind beide sich begegnen
die Leine fallen, welches von der Stadt kommr;

3 alle Fahrzeuge, die mit Menschen treideln, müssen denjenigen Fahrzeugen,
die mit Perden treideln, die Leine werfen;

i alle Boote und kleinere Stromfahrzeuge, sie mögen von oder zur Stadt gehen,
müssen den Seeschiffen die Leine werfen.

Auch zum §. 24. Außer den in den vorstehenden Festsetzungen erwähnten Strafenän —— SEchefer auch verpflichtet, den durch ihre Schuld verursachten Schaden zu
Sthefter ver. ersetzen. Besonders trifft sie diese Verpflichtung, wenn sie sich einer Uebertretung
olichter, der in den ##. 3. 13. 15. 18. und 23. enthaltenen Vorschriften vorsatzlich oder aus

Fahrlässigkeir schuldig gemacht haben.
e ee at h. 25. Oie in den 8#. 2. 3. 9. 10. II. 14. 15. und 16. festgesetzten Strafen
en sollen zur Schiffer-Armen-Kasse und die in den 9. 13. 18. 19. 20. 21. 22. und
Dienstanwei- 23·erwahntenStrafen zur Straftasse der Polizeibehorden fließen.
sung der Ha- § 26. In Geinäßheit dieses Gesetzes sind die Lootsenkommandeurs und das

fen ##oDet. Lootsen= und übrige Hafenpersonal mit angemessenen Dienstanweisungen 1 versehen.rttd S§. 27. Die Kaufmannschaft in Königsberg soll befugt und verpflichtet seyn,
berssotn die Ausführung dieser Schiffahrts-Polizeiordnung zum Besten der Schiffahrt zu

von Kinige-kontrolliren und sich zu diesem Ende, so weit es ndthig mit den dabei gleichfalls
berst interessirten Kaufmannschaften zu Elbing und Braunsberg in Verbindung erhalten.

#. 236. Jedem in Königsberg oder Elbing ankommenden Schiffer soll bei
seiner Ankunft ein Exemplar dieser Schiffahrts-Pokizeiordnung von den Lootsen-
Kommandeurs ubergeben werden, wofüör er denselben Drei Ein Drittel Silber-
groschen zu bezahlen hat. Nur diejenigen Schiffer sind von dieser Verpflichtung
ausgenommen, welche bereits mit einem solchen Erxemplar versehen sind, und das-
selbe den Lootsenkommandeurs vorzeigen.

Wir beauftragen insbesondere Unser Ministerium des Handels mit der Aus-
führung dieser Schiffahrks-Polizeiordnung, welche auch für das Ausland zweck-
mäßig bekannt zu machen ist, und befehlen Unsern Ministerien, Landeskollegien, Ju-
stiz und Polizeibehörden, so wie auch sämmtlichen Schiffern, sich darnach, jeder an
seinem Theil, gebürend zu achten. So geschehen Berlin, den rä#ten Marz 1822.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. Graf v. Bülow.

e Schiffe beladen oder unbeladen, so läßt dasjenige.

5
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Gesetz Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Stagatcen.

 SJNo. J.

(No. 713.) Ratifikations-Urkunde der zu Dresden am 23sten Juni 1821. abgeschlossenen,
das Revisionsoerfahren auf der Elbe betreffenden Konvention. Vom 20sten
November 1821.

Wir Friedrich Wilhelm III., von Gottes Gnaden Konig
von Preußen 1. c.

Thun kund und bekennen hiermit: Nachdem Wir, Seine Majestat der Konig
von Sachsen, Seine Majestat der Konig von Großbritannien und Irland als
König von Hannover, Seine Majesiät der König von Dänemark als Herzog
von Holstein-Oldenburg und Lauenburg, und Seine Königliche Hoheit der Groß-
herzog von Mecklenburg-Schwerin, übereingekommen sind, für die Belebung des
Elbverkehrs, und besonders in Erwägung der Nachtheile oft wiederholter Revi-
sionen der Waaren-Versendungen auf der Elbe, eine spezielle Uebereinkunft durch
die Beoollmächtigten bei der Elbschiffahrts-Kommission schließen zu lassen.

Und nachdem gedachte Uecbereinkunft im gemeinsamen Einversiändnisse
glucklich zu Stande gekommen und den 23 ten Juni l. J. von den gegenseitigen
Bevollmächtigten, unter Vorbehalt der Ratifikationen, unterzeichnet worden ist,
welche Uebereinkunft von Wort zu Wort also lautet:

Ihre Mazjesiäten die Könige von Preußen, Sachsen, Großbritannien und
Irland al Hannover, und Dänemark, und Seine Königliche Hoheit der
Großherzog von Mecklenburg. Schwerin, haben zur Bethäligung Aller-
höchst-Ihrer Wünsche für die Belebung des Elbverkehrs, und besonders
in Enwägung der Nachtheile oft wiederholter Revistonen der Waaren-
Versendungen auf der Elbe, nachstehende spezielle Uebereinkunft durch
Allerhöchst-Ihre Bevollmächligten bei der Elbschiffahrts-Komemnission
treffen, und mit Vorbehalt der Genehmigung vollziehen lassen.

Art. I. Ihre MajesiätendieKönigevonSachsen, Großbritannien und
IFrland als Hannover, und Dänemark, und Seine Königliche Hoheit der Groß-
herzog von Mecklenburg-Schwerin, wollen für die nächsien sechs Jahre von 1822.
bis 1827. einschließlich, das Ihnen zustebende Recht der sirengen oder speziellen
Wisitation bei Ihren Elb-Zollämtern für diejenigen Schiffe und Flöße nicht aus-
üben lassen, welche in ihrer Elbfahrt eines der beiden Koniglich-Preußischen

Jahrgang 182. O Grenz-

(Ausgegeben zu Berlin den 23sten April 1322
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Grenz-Zollmter Mühlberg und Wittenberge passiren und dort einer spe-
ziellen Revision entweder unmittelbar, oder mittelbar durch die Begleicschein-Kon-
trolle, unterworfen werden.

Die Fälle eines nahen Verdachts der Defraude sind jedoch von dieser Ver-
zichtung ausgenommen.

Art. 2. Seine Majestat der König von Preußen wollen dagegen eine Theil-
nahme an den Ermittelungen der Revisionen zu Mühlberg und Wittenberge bereit-
willigst gewahren, und zu dem Ende nicht nur den Ausfall der dortigen speziellen
Visitationen, in den, den Schiffern — zur Produktion bei den übrigen Elbzöllen —
zu behändigenden, Abferrigungs-Dokumenten vollständig und genau bemerkenlassen,
sondern auch die Ansiellung eines eigenen und gemeinschaftlichen Kommissairs für
Sachsen zu Mühlberg, und für die übrigen Ufersiaaten zu Wittenberge, zu nach-
benannten Zwecken gestatten.

Art. 3. Derselbe soll bei demjenigen Königlich-Preußischen Revisions-
und Jollamte, bei welchem er angestellt ist,

a) das InteresseSeinerAllerhöchsten Kommittenten in allen Elbzoll-Angele-
genheiten vertreten, und zu dem Ende

b) befugt seyn, den Revisionen der Schiffsladungen und Flöße, welche jedoch
den Königlich-Preußischen Beamten allein zustehen, mit beizuwobnen, um
dadurch die Ueberzeugung zu gewinnen, daß auch die Rechte Seiner Aller-
hochsten Kommittenten besiens wahrgenommen werden.

Edarf jedoch durch seine Anwesenheit dabei den Königlich-Preußischen
Zollbehörden in ihren Amtsverrichtungen nicht hinderlich werden, und jede
ummittelbare Einwirkung in den Geschäftsbetrieb ist ihm untersagk.

6) Die Königlich-Preußischen Elbzollregisier, sowohl des Aus= als Eingangs,
sollen ihm jederzeit, sofern dadurch keine Störung im laufenden Diensie ent-
steht, und namemlich nach oder au ßer den Amtsdienststunden, auf Ver-
langen im Amkslokale vorgelegt werden, um daraus das Nöthige zu ertra-
hiren und die ihm von den Zollämtern Seiner Allerhöchsten Kommiltenten
zugehenden Erhebungs-Verzeichursse damit zu vergleichen und darnach zu
berichtigen.

2) Er soll nicht minder in jedem Falle des dort eintrekenden Begleitschein-Ver-
fahrens von dem Ausfalle der Reviston am Besiimmungsorte der Ladungen,
durch die Jollämter respektive zu Mühlberg und Wittenberge vollsiändig
unterrichtet werden.

g) Er wird den Umersuchungen der Jollrichter, so weit sie ihn angehen, per-
sônlich briwohnen, und zur Einsicht und Extrahirung der ihn interessirenden
Untersuchungsakten befugt seyn.

#ird er die nacherhobenen Gefälle cum anneis entgegen nehmen und an
die Zollämter Seiner Allerhöchsien Kommittenten befördern, und

g) in
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in allen Fällen nur mit dem Oberinspektor und refpektive mit dem Jollrichter
des Zollamtes, bei dem er angesiellt ist, in amtlicher Relation stehen und zu
verhandeln haben.
Art. 4. Ergeben sich durch die speziellen Revisionen der Königlich-Preußi-

schen Behörden Abweichungen von den Oeklararionen, welche bei den respektiven
Zolliickktten der übrigen, der Revisionsvereinigung beigetretenen Uferstaaten erfolgt
sind und eine Verkurzung der zu erhebenden Gefälle, oder gar absichtliche Oefrau-
dender Schiffer; so wird der Zollkommissarius durch die Königlich-Preußische Joll-
behörde davon unverzüglich in Kenntniß gesetzt, der Schiffer aber nicht abgefertigt,
bevor nicht die verkürzten Zollgefalle, nebsi den freiwillig erlegten Strafen und
Kosten von dem Königlich-Preußischen Zollamte nacherhoben und dem Zollkom-
missair zugestellt find.

Verweigert der Defraudant die Strafen und Kosten, so bleibt es dem Er-
messen des Jollkommissairs überlassen, ob er deshalb bei dem kompetenten König-
lich-Preußischen Jollrichter auf förmliche Untersuchung antragen, oder die nähere
Verfolgung der Defraude, den. betreffenden Jollämtern Seiner Allerhöchsten Kom-
mittenten, im Fall der Habhaftwerdung des Kontravenienten, vorbehalten will.

Art. S5. Wenn Königlich-Preußischer Seits eine Kautionsbestellung für
die in Wirtenberge oder Mühlberg vielleicht nicht vollsiändig bezahlten Elbzollge-
fälle vom Schiffer gefordert werden sollte; so soll dies dem Zollkommissair angezeigt
und wenn derselbe es verlangt, auch noch überdies eine besondere Sicherheitfür
die bei den bereils passirten Elbzollämtern der hohen Kontrahenren vielleicht unrich-
tig erlegten Gefälle, bei dem Zollamte zu Wirtenberge oder Mühlberg geleistet
werden, welche jedoch Ein Drittheil des Betrags derjenigen Jollgefälle nicht über-
steigen wird, die an den passirten Jollstärren nach dem Manifesie bereits erlegt sind.

Art. 6. Zu Jollkommissarien werden nur gesittete, verträgliche und er-
fahrne Männer gewählt, und sie werden so besoldet werden, daß sie ansiändig und
unabhängig von allen Nebeneinnahmen aus dem Diensie, die ihnen unter keinem
Namen erlaubt sepn sollen, leben können.

Ihre Ernennung und Instruktion werden jedesmal dem Königlich-Preußi-
schen Ministerio bekannt gemacht, und sie sowohl alsdie Zolloffizianten zu Wirten-
berge und Mühlberg zu einem verträglichen und konziliatorischen gegenseitigen
Benehmen besonders verpflichtet werden.

Art. 7. Sollten die Königlich-Preußischen Ober-Zollinspektoren zu Wit-
tenberge und Mühlberg veranlaßt werden, bei den Königlich-Sächsischen, Groß-
brittannisch= Hanndverschen, Dänischen oder Großherzoglich-Mecklenburgischen
Elbzollämtern die Einsicht der Register oder Mittheilungen aus denselben nachzu-
suchen; so soll ihnen dieses mit gleicher Bereilwilligkeit verstattet werden.

Art. 8. Da die Erfahrung die Zweckmäßigkeit der gegenwärtigen Kon-

vention über das gemeinschaftliche Revisionsverfabren am besten ergeben win ;O 2 ehal-



behalten Sich die Allerhochsten Kontrahenten das Recht hiermit ausdrucklich vor,
die Dauer derselben zu verlängern und erforderlichen Falls deren Bestimmungen
bei Gelegenheit der ersten Revisionskommission zu verbessern und zu vereinfachen.

Sollte diese Vereinigung überhaupt der gegenseitig davon gehegten Erwar-
tung nicht entsprechen, und man sich über eine andere bei der ersten Revisionskom-
mission nicht verständigen; so bleibt es den Allerhöchsten Kontrahenten unbenom-
men, alsdann auf das Ihnen zustehende eigene Reoisionsverfahren zurückzukommen.

Art. O. Diese Konvention begreift nicht solche Versendungen aufderElbe,
welche ihrer Bestimmung zu Folge Mühlberg oder Wittenberge nicht passiren.
Auch bleibt die allgemeine Reoision, der Schiffahrtsakte gemaß, den Aller-
höchsten Kontrahenten vorbehalten.

Art. 10. Die Ratistkationen dieser kemporairen Uebereinkunft werden mög-
lichsi bald eingeholt und mit denen der Elbschiffahrksakte zugleich ausgewechselt
werden.

Dessen zur Urkund ist dieselbe von den betreffenden Elbschiffahrts-Kom-
missarien unterschrieben und untersiegelt worden.

Geschehen zu Dresden, am 23sten Juni 1821.

(I. S) ZJaha Ludwig v. Jordan.K. §.) Günther von Bünau.
(L. S.) Carl Friedrich Freiherr von Stralenheim.
(I. S.) Mathias Friis von Irgens-Bergh.
(L. S.) Joachim Christian Steinfeld.

So erklären Wir hiermit, nach sorgfältiger Prüfung und Erwägung aller
und jeder in der votsiehenden Uebereinkunft enthaltenen Beslimmungen, daß Wir
dieselben durchaus genehmigt haben, so wie Wir solche Kraft der gegenwärtigen
in gewöhnlicher Form ausgestellten Besiätigungs-Urkunde feierlich genehmigen,
indem Wir für Uns und Unsere Nachkommen auf Unser Königliches Wort ver-
sprechen, gedachten Bestimmungen gekreulich nachzukömmen, so wie auch darüber
zu wachen, daß sie von Unsern Behörden und Unterthanen jederzeit genau erfüllt
werden.

Zu mehrerer Bekräftigung dessen haben Wir Unsere Beslätigungs-Urkunde
in fünf gleichlautenden Eremplaren, wovon vier für seden der mirkontrahirenden
Theile, die fünfte aber zur Hinterlegung bei den gemeinschaftlichen Kommissions-
Akten bestimmt ist, eigenhändig unterschrieben und mir Unserm größern Staats-
siegel versehen lassen.

Sogeschehen zu Berlin den 20sten November im Jahredes Herrn, Eintausend
Achthundert ein und zwanzig und Unserer Regierung, un Fünf und zwanzigsien.

(L.S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürsi von Hardenberg. von Bernstorff.

(No. 714.



— 1o5 —

(No. 714.) Allerhochste Kabinetsorder vom 12ten April 1822., betreffend das Verfahren
bei Amts-Entsetzung der Geistlichen und Jugendlehrer, wie auch anderer
Staatsbeamten.

E. ist Mir angenehm gewesen, daß das Staatsministerium in dem Berichte
vom 22sten Dezember pr. Vorschläge zu einem zweckmaßigern Verfahren bei
Amts-Entsectung der Geistlichen und Jugendlehrer gemacht hat.

Im Allgemeinen stimme Ich den hierüber aufgesiellten Ansichten und
darauf gegründeten Anträgen ganz bei. Ich ertheile daher Ihnen, dem Mi-
nister der geistlichen und Uncerrichts-Angelegenheiten durch gegenwärtige Order.
nach dem Vorschlage des Staatsministeriums, eine besiimmtere Einwirkung auf
die Amts-Entsetzung der genannten Beamten um so mehr, als Sie nur dadurch
die Richtung der Lehre zu leiten, so wie die pünktliche Befolgung der den Leh-
rern gegebenen Anweisungen zu sichern vermögen, und als sich bei der bisherigen
Einrichtung oft, ein gerichtliches Verfahren zwischen die anfängliche und endliche
disziplinelle Entscheidung, gestellt hat, wodurch die bei Meiner Order vom 17t#
Dezember 1805. vorschwebende Absicht,

ohne nachtheilige Weitläuftigkeiten unwürdige Subjekte von dem wichti-
gen Amte der Religionslehre und Jugendbildung sofort zu entfernen,

vereitelt worden ift. Um nun diese Abslcht wirklich zu erreichen, setze Ich Fol-
gendes fest:

1) Gegen die, nach §. 5. 32. Th. II. Tit. 1 I. des Allgemeinen Landrechts von den
geistlichen Obern, resp. von den Konsistorien und Regierungen angedeu-
tete, Entsetzung eines Pfarrers wegen begangener Exzesse in seinem Amte,
soll der im §. 533. l. c. begründete Antrag auf förmliche gerichtliche Un-
tersuchung und Entscheidung nicht mehr Statt finden, sondern nur ein Re-
kurs an den Minister der geistlichen und Unterrichts-Angelegenheiten.
In diesem, so wie in allen Fällen, wo wegen Amtsvergehen die Versetzung
oder Amtßentsetzung eines geisllichen oder eines bei einer öffentlichen Un-
terrichtsanstalt angestellten Lehrers in Antrag gebracht wird, und die ge-
hörig insiruirten Akten von der Provinzialbehörde, mittelst eines ausführ-
lichen, das Resultat der Aus mittelungen vollsiändig darstellenden Berichts,
mit ihrem Gutachten dem Minister der geistlichen und Unterrichts-Angele-
genheiten zur weitern Entscheidung einzusenden.
Ein Gleiches muß geschehen, wenn die wegen gemeiner Vergehen gegen
Geistliche und Jugendlehrer geführten gerichtlichen Untersuchungen die
Amtsentsetzung des Angeklagten zwar nicht zur Folge gehabt haben, die
Provinzialbehörde aber, des vielleicht völlig absolurorischen Erkenntaisses un-
geachtet, die Entsetzung oder Versetzung aus Gründen der Kirchenzucht
und Diensidisziplin für nothwendig erachtet.
Die Entscheidung auf diese Fälle steht Ihnen, dem Minister der geisilichen
und Unterrichts-AngelegenheitenindemselbenMaaßezu, wie solche in Mei-

nen

eo —
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nen fruhern Orders den damaligen hochsten Behorden dieses Verwaltungs-
zweiges üdertragen war. Ich überlasse Ihnen solche um so mehr, als
nur Sie Mir für die Meinen Absichten entsprechende Verwaltung Ihres
Departements verantwortlich sind, und indem Ich auf diese Am die bishe-
rige Einrichtung aba#ndere, sielle Ich Ihrem Pflichtgefühle anheim, in
wie weit Sie die Gutachten der vortragenden Räthe in der betreffenden Ab-
theilung Ibres Ministeriums, welche aber in jedem Falle ihre Meinung
viritim zu den Akten zu geben haben, beachten wollen.

Dem Beamten, welcher demnächst durch Sie entfernt oder versetzt
wird, stebt der Rekurs an den Staarskanzler und an Mich frei.
Bei Beamten, deren Ernennung zum Amte nur durch Mich erfolgen kann,
muß, vor der Entlassung oder Versetzung als Strafe, ein Vortrag im Staats-
minisierium Statt finden und letzteres demnächsi Meine Entscheidung einbolen.
Die von dem Staatsministerlum ausgesprochene Ansicht, daß die jeige be-

wegte Zeit keine Motive an die Hand gede, die Bande der Digsziplin zu läsen und
die Einwirkung der die Oberauf'scht führenden Bebbrde auf diejenigen, welche durch
Rede und Schrift einen mächtigen Einflutz auf das Volk üden, zu schwächen, daß
es vicelmehr rathsam sey, jene Bande schärfer anzuziehen und diese Oberaufsicht zu
verdoppeln, ist auch die Meinige. Ich habe darüber Meine Ansichten dem Staats-=
ministerium in Meiner Order vom Ien Januar 1810. ausfücrlich eröffnet. Von
der Richtigkeit dieser AeußerungenbinIchnochmehrdurch die Ermitlelungen über-
zeugt worden, welche bei den Untersuchungen über die demagoguchen Umtriebe
gemacht sind. Zu Meinem Leidwesen har sich hierbei ergeben, daß auch in Mei-
nem Staate mehrere dffentliche Lehrer den Verirrungen der Zeit huldigen, anslatt
wahre Intelligenz, welche die Grundlage des Staats ausmacht und auf sede Weise
befördert werden muß, zu verbreiten, die Ausartungen derselben begunstigen, ei-
nen Opposttionsgeist gegen Meine Anordnungen zeigen und sich namenrlich auf An-
gelegenbeiten der Staarsverfassung und Verwalkung eine nähere oder entferntere
Em irkung anmaaßen, welche mit der pflichtmäáßigen Führung eines Lehramts
unverträglech ist. 6

Ich kann und will die weitere Verbreitung solcher Verirrungen nichl dul-
den, da Ich denselben vorzubeugen und abzuhelfen, den ubrigen deutschen Re-
gicrungen schuldig bin; auch die Pflicht fühle, die gegenwärtige und kommenden
Generationen vor Verführung zu bewahren und nicht minder die Ehre des Lehr-
siandes und der Lehrinstitute es erfordert, von denselben unwürdige, Meinen
landesvälerlichen Absichten und ihrem hohen Berufe nicht entsprechenoe, Indivi-
duen auszuschließen.

Ich weise daher Sie, den Staatsminister Freiberrn von Altensiein an,
gegen Geistliche und Lehrer dieser Art, ohne desbalb einen Antrag von den zu-
nächst vorgezetzten Behörden abzuwarken, die ihnen durch gegenwärtige Order er-
theilte Befugnift vucksichtelos in Ausübung zu bringen und zuvördersi gegen dicje-

nigen,

5
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nigen, gegen welche wegen vermutheter oder erwiesener Theilnahme an demago-
gischen Umtrieben, von Seiten des Staats, Maaßregeln genommen worden sind,
sofort um so mehr zu verfahren, als gegenwärtig alle dieserhalb seit dem Jahre
1819. eingeleitere Untersuchungen beendigt sind. Sie haben hierüber mit dem
Minister des Innern und der Polizei Rücksprache zu nehmen und Ich gebe Ihnen,
den Staatsminister von Schuckmann auf, dem Staatsminister Freiherm von
Altenstein nicht nur alle die gegen Beamte seines Ressorts bisher ermitrelte
oder vielleicht künfrig noch vorkommende Data, sondern auch insbesondere dieje-
nigen öffentlichen Lehrer anzugeben, welche Ihrer Ansicht nach von ihren Posten
zu entfernen sind.

Sie beide haben über gänzliche Entfernung oder Versetzung definitiv zu ent-
scheiden, in soweit die betreffenden Beamten zu der oben ad 5. bezeichneten Ka-
thegorie nicht gehören. Die Mitglieder der betreffenden Abrheilung im Minisle-
rium der geisilichen und Unterrichts-Angelegenheiten haben in jedem Falle ihre
Ansicht schriftlich zu den Akten zu geben.

Sollten Sie beide sich zu einem gemeinschaftlichen Beschlusse nicht vereini-
gen können, so haben Sie die Sache beim Staatsministerium und zwar dergestialt
zur Sprache zu bringen, daß der betreffende Oirektor in Ihrem, des Staatsmi-
nisters Freiherrn von Altenstein Ministerium der Referent, und der Direktor
der Polizei-Abtrheilung im Ministerio des Innern der jedesmalige Korreferent ist.
Das Slaaleministerium entscheidet in diesem Falle.

Die Ausführung des Beschlusses bleibt jedoch immer Ihnen, dem Staats=
Minister Freiherrn von Altenstein und dem Staatsminister von Schuck-
mann überlassen.

Wenn dagegen von einem Beamten der oben ad S. angegiubenen Lathegorie
die Rede ist, so haben Sie, die genannten zwei Staatsminister, in sofern Sie
sich zu einem gemeinschaftlichen Beschlusse vereinigen, ohne Dazwischenkunft des
Staatsministeriums unmittelbar an Mich zu berichten und Meine Entscheidung
einzuholen. Können Sie sich nicht vereinigen, so isi die Sache auf die eben be-
zeichnete Art im Staatsministerium zu erörtern und letzteres „at demnächst zur
Entscheidung an Mich zu berichten.

Da Ihnen, dem Staatsminister Freiherrn von Altenstein, die nahern
Data über etwa verdächtige Individuen nicht bekannt seyn und hiernach in Ihrem
Deparrement ohne Ihre Schuld, Anstellungen und Beförderungen, die Meinen
Absichten nicht en#sprechen, vorkommen können, so beauftrage Ich Sie, von jetzt
ab fünf Jahre lang vor einer neuen Anstellung oder Beförderung eines bffentlichen
Lehrers, so wie Sie dies zu Meiner Zufriedenheit auch bisher schon oft gethan
haben, die Aeußerung des Ministers des Innern und der Polizei über das betref-
fende Individuum einzuholen. Ich überlasse Ihnen beiden, sich zu vereinigen,
in welchen Fällen, die nach dem Grade des Lehrers und den individuellen Ver-
hallnissen der Provinzen nicht allgemein bestimmt werden können, eine solche vor-

gangige



— 108 —

gangige Kommunikation unterbleiben kann, doch muß solche jedesmal dann Statt
sinden, wenn zu der Diensiverdnderung oder neuen Anstellung Meine Genehmi-
gung erforderlich ist. Wie dies geschehen, ist in dem Berichte Mir anzuzeigen.

Ich erwarte von Ihnen, dem Staatsminister Freiherrn von Altenstein
gemeinschaftlich mit dem Staatsminister von Schuckmann nach drei Monaten
Bericht über das, was Sie bis dahin in Folge gegenwärtiger Order gethan haben.

Sie, der Staatsminister Freiherr von Altenstein, haben nach deren In-
halte angemessene Verfügungen an die betreffenden Behörden zu erlassen und einc
zweckmaßige Andeutungin jede neue Bestallung aufzunehmen.

Ich erkläre hierbei Meinen ernstlichen Willen, daß die Theilnehmer oder
Beförderer der demagogischen Umtriebe jeder Art in Meinen Staaten nicht ange-
stellt oder befördert werden und auch aus öffentlichen Fonds, welche nur für Meine
treuen Unterthanen eine Aufhülfe gewähren können, nicht unterstützt werden sollen.
Nach diesem Grundsatze ist bei allen Oepartements zu verfahren. Oer Minister
des Innern und der Polizei wird den betreffenden Chefs, auf deren Erfordern, die
verdächtigen Beamten ihrer resp. Ressorts angeben.

Bei dieser Gelegenheit will Ich noch rücksichtlich der Entlassung der Beam-
ten der Administration und der Justiz — mit Ausnahme derer, welche richterliche
Stellen bekleiden — nach dem Gutachten der zur Untersuchung des Geschäfts-
organismus hier versammelt gewesenen Kommission die bisherigeEinrichtung, nach
welcher in jedem Falle, wo ein Vorgesetzter oder Departements-Chef auf Ent-
lassung des Beamten anträgt, der Staatsrath konkurrirte, dahin abändern, daß
nur dicjenigen Beamten, welche ein Patent von Mir erhalten, nach vorgängiger
von Mir genehmigter Beschließung im Staatsrathe, die übrigen dagegen, der früä-hernVercessung gemäß, schon nach einem Beschlusse im Staatsministerium von
ihren Aemtern entsetzt werden können. Berlin, am 1 2ten April 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

das Staatsministerium.

(No. 715.) AllerhöchsteKabinetsorder vom 1 5ten April 1822., daß ohne landesherrliche
Erlaubniß, Niemand seinent Familien= oder Geschlechtsnamen ändern dürfe.

—
Ich finde es auf den Bericht des Staatsministerii vom 27sten v. M. nicht noth-
wendig, wegen der Unabänderlichkeit der Familien= oder Geschlechtsnamen eine
weitere Verordnungzu erlassen, sondern bestimme hierdurch: daß bei Vermeidung
einer Geldbuße von Funfzig Thalern, oder vierwöchentlicher Gefängnißstrafe, Nie-
mandem gestattek seyn soll, ohne unmittelbare landesherrliche Erlaubniß seinen Fami-
lien= oder Geschlechtsnamen zu ändern, wenn auch durchaus keine unlautere Ab-
sicht dabei zum Grunde liegt. Potsdam, den ISten April 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

das Staatsministerium.
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Gesetz-Sammlungur die
Koöniglichen Preußischen Staaten.

— No. 8. —

(No. 710.) Verordnung und Tar-Ordnung für die Notarien in den Niederrheinischen
Provinzen. Vom 25rsien April 1822.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von
Preußen 2c. #.

Nachdem in Gemäßheit des von Uns unterm Loten November 1818. ge-
nehmigten Planes die Justiz-Organisation in Unsern Rheinprovinzen dermalen
in Ausführung gebracht ist, haben Wir die bisher bestandenen Gesetze über das,
mit der Rheinischen Justizverfassung in engster Verbindung siehende Notariat eben-
falls näher prüfen lassen. Wir verordnen daher, auf den Uns von dem Staats-
kanzler im Einversiändnisse mit dem Justizminister und unter Mitberathung der
Justlizabtheilung Unseres Staatsrathes hierüber gemachten Vortrag, Folgendes:

Art. I. Die Notarien sind öffentliche Beamte, welche den Beruf haben,
schriftliche Verhandlungen jeder Art auf Verlangen der Betheiligten aufzunehmen,
ihnen die Eigenschaft öffentlicher Urkunden zu erkheilen, das Datum derselben zu
sichern, solche bei sich aufzubewahren und Ausfertigungen davon zu ertheilen.

Art. 2. Die Zahl derselben wird nach dem Bedürfnisse in der Art be-
stimmt, daß in Einem friedensgerichtlichen Bezirke nie mehr als fünf Notarien
angestellt werden.

Art. 3. Jeder Notar ist verpflichtet, an dem ihm in seiner Bestallung
angewiesenen Orte zu wohnen. Im Uebertretungsfalle kann er, wie einer, der
sein Amt niederlegt, behandelt, und es kann bei Unserm Justizminister von dem
Ober-Prokurator bei dem betreffenden Landgerichte auf die Wiederbesetzung der
Stelle angetragen werden. »

Art. 4. Die Notarien uben ihr Amt in dem ganzen Landgerichtsbezirke
aus, in welchem sie ihren Wohnort haben. Sie durfen außerhalb dieses Bezir-
kes keine Amtshandlungen vornehmen, bei Strafe einer dreimonatlichen Suspen-
sion und der Absetzung im Wiederholungsfalle; sie sind außerdem den Betheiligten
fur allen Schaden verantwortlich.

Art. 5. Kein Notar darf ein anderes offentliches Amt bekleiden, noch
die Advokatur ausuben, jedoch konnen sie Mitglieder der Stadt- oder Geineinde-
Räthe, der Armen= und Hospizienkommissionen und anderer wohlthätiger und
gemeinnütziger Ansialten seyn, in sofern mit der Stelle kein Gehalt verbunden ist.

Jahrgang 1822. Art.ö.
(Ausgegeben zu Berlin den 1 Aten Mal 1827.)
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Art. 6. Zum Notar kann nur ber ernannt werden, welcher das 25ste
Jahr zuruckgelegt, die Rechtswissenschaft wahrend dreier Jahre studiert, ein
theoretisches Examen beslanden und sodann ohne Unterbrechung Ein Jahr bei
einem Advokaten und Ein Jahr bei einem Notar gearbeitet hat.

Von dieser Vorschrift können nur diejenigen entbunden werden, welche
als Jusügzbeamten bereits im Dienste gestanden haben.

Art. 7. Wer die Stelle eines Notars nachsucht und dem betreffenden
Landgerichte den Beweis liefert, daß er dem vorhergehenden Artikel Genüge
geleisiet hat, muß noch eine zweite Prüfung bestehen, wobei er auch schriftliche
Ausarbeitungen zu machen hat.

Art. 8. Die in dem vorhergehenden Artikel erwähnte Prüfung geschieht
durch eine Prüfungskommission, welche aus zwei Mitgliedern des Landgerichts,
welche dieses Gericht bestimmen wird, aus einem Beamten des öffenrlichen
Ministeriums nach der Wahl des Oberprokurarors und aus zweien der cltesten
Notarien, welche das Landgericht ebenfalls bezeichnet, besteht.

Art. 0. Das Protokoll über die startgehabte mündliche Prüfung und
die von dem Kandidaten gelieferten schriftlichen Ausarbeitungen werden mit dem
Gutachten der Prüfungskommission durch den Oberprokurator Unserm Justiz-
minister eingereicht.

Art. 10. Die Ernennungen der Notarien geschehen durch Unsern Jufliz-
minister; die Bestallungen werden dem Oberprokurator des betreffenden Land-
gerichts zugesandt, welcher dem Ernannten davon Nachricht giebt. Die Er-
nennung geschieht auf Lebenszeit.

Art. 11. Vor Antritt seines Amtes und spätestens binnen zwei Mona-
ten vom Tage der ihm bekannt gemachten Ernennung muß der Ernannte, in der
öffentlichen Sitzung des Landgerichts, den von allen Beamten zu leistenden Eid
ablegen. Im Unterlassungsfalle ist die Ernennung erloschen. Nach der Ei-
desleistung erhält er von dem Oberprokurator seine Besiallungsurkunde und die
geschehene Ernennung wird durch das Amtsblatt bekannt gemacht.

Art. 12. Unmittelbar nach der Eidesleistung hat der neu ernannte No-
tar auf die Kanzellei der sechs rheinischen Landgerichte seine Namensuntercchrift
mit Handzug, wenn er sich eines solchen zu bedienen pflegt, nebst dem Ab-
drucke seines Siegels niederzulegen und darf weder die Unterschrift noch den
Handzug und das Siegel in der Folge ändern, ohne den erwähmen Landge-
richten von dieser Aenderung in der angegebenen Art Anzeige zu machen.

Art. 13. Die Norarien sind in Zukunft von der Verbindlichkeit einer
Kautionsleistung befreit.

Am. 14. Die Notarien dürfen in den Grenzen ihres Amtsbezirks (Ark. 4.)
NiemandenihrenDienstverweigern, vorbehälrlichdernachfolgenden Beschränkungen.

Art. 15. Sie dürfen keine Verhandlungen aufnehmen, deren Inhalt
tegen ein bestimmtes Strafgesetz anstößt, unter Strafe der Absetzung.

Art. 16.
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Art. 16. Ist der Inhalt der aufzunehmenden Verhandlung von der
Art, daß das Geschaft, ohne gerade strafbar zu seyn, dennoch verboten oder
ungultig ist, so ist es die Pflicht des Notars, dieInteressenten hieruber zu be-
lehren und wenn sie dennoch bei ihrem Vorsatze bestehen, in der alsdann un-
weigerlich aufzunehmenden Verhandlung von der ihnen gegebenen Belehrung
umd ihrer hierauf gemachten Erklarung ausdruckliche Meldung zu thun, widri-
genfalls der Notar den Interessenten für den Schaden verankwortlich gemacht
werden kann.

Art. 17. Der Notar ist zur Belehrung der Interessenten und deren aus-
drücklicher Erwäahnung ebenfalls verpflichtet, wenn sie oder Einer derselben zu dem
beabsichtigten Geschäfte entweder absolut unfahig sind, oder wenn der Notar
wahrnimmt, daß sie die rechtlichen Folgen des Geschäfts zu üäbersehen nicht im
Seande sind.

Art. 18. In der Arbeitsstube eines jeden Notars muß ein Verzeichnig
angeheftet seyn, worin die Namen, Vornamen, Stand und Wohnort der Per-
sonen, welchen innerhalb des Amtsbezirks des Notars (Art. 4.) die Verwaltung
ihres Vermögens untersagt, oder welchen ein gerichtlicher Beistand angeordnet
ist, mit Angabe der dieses bestimmenden Urtheile und zwar unmittelbar nach der
ihm geschehenen Bekanntmachung dieser Urtheile eingeschrieben werden, bei Ver-
meidung einer Geldbuße von Jehn Thalern für jede Unterlassung, außer der Ver-
Pflichtung zum vollständigen Schadensersatze gegen die Komrahenten.

Art. 10. Kein Notar darf eine Verhandlung aufnehmen, bei welcher
er selbst oder seine oder seiner Frauen Verwandten oder Verschwägerte in grader
Linie in allen Graden und in der Seitenlinie bis zum Grade des Oheims oder Nef-
fen einschließlich, betheiligt sind, oder welche irgend eine Verfügung zu ihrem
Vortheile enthalten.

Art. 20. Dieses Verbot erstreckt sich bei Testamemen in der Seitenlinie
bis zum vierten Grade einschließlich.

Art. 21. Außer den Fällen, wo dieGesetze für gewisse Geschäfte eigene
Förmlichkeiten vorschreiben, werden die Urkunden von zwei Notarien oder Einem
Notar mit Zuziehung zweier Zeugen aufgenommen. Diese Zeugen müssen dem
Notar persdnlich bekannt, volljährig, männlichen Geschkechts und in dem Genuß
bürgerlicher Rechte seyn, sie müssen im Stande seyn, ihren Namen zu schreiben
und in dem Bezirke des Landgerichts wohnen, wo die Verhandlung Statt hat.

Art. 22. Das im Nrr. 10. enthaltene Verbot ist auch auf die Verwandt-
schaft der Zeugen mit den Komparenten oder Interessenten anwendbar. Auch
dürfen weder zwei zu Einer Verhandlung zugezogene Notarien unter sich, noch
der Notar mit den Zeugen in dem (Art. 10.) angegebenen Grade verwandt seyn.

Art. 23. Die Gehülfen und Dienstboten der Betheiligten und der Nora-
rien können bei den Verhandtungen nicht als Zeugen dienen.

P 2 Art. 24.
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Art. 24. Der Name, Stand und Wohnort der bei den Verhandlungen
erscheinenden Personen müssen beiden Notarien, wenn deren zwei zugezogen wer-
den oder dem Einen dazu berufenen Notar bekannt sepn, und dieses muß jedesmal
in der Verhandlung erklärt werden. Beim Mangel dieser persönlichen Bekannt-
schaft müssen Namen, Stand und Wohnort der Erscheinenden durch zwei, außer
den Instrumentszeugen hinzuzuziehende Beugen, welche alle für die Insiruments-
zeugen erforderlichen Eigenschaften haben, in der Verhandlung bescheinigt werden.

Eine Vernachlässigung dieser Vorschrift zieht eine Geldbuße von Fünf und
Zwanzig Thalern gegen den Nokar und dessen Verbindlichkeit zur vollständigen
Entschadigung der Interessenten nach sich.

Art. 25. Alle Notariats-Urkunden müssen angeben:
1) Namen und Wohnort des Notars oder der Notarien.
2) Die Namen, den Stand und Wohnor der Insirumenkszeugen und der im

Falle des Art. 24. zuzuziehenden Zeugen.
3) Die Namen, den Stand und Wohnort der Interessenten.
4) Den Ort, das Jahr, den Monat und Tag, wo die Verhandlung Statt hatte.

Art. 20. Die Notariatsurkunden mussen deutlich, ohne Abkürzung und
Lücken geschrieben werden. Alle Angaben von Summen und Zahlen werden mit
Buchstaben geschrieben.

Die allenfalls beigebrachten Vollmachten werden der Original-Verhand-
lung beigeheftet.

Alles bei Vermeidung einer Geldbuße von Fünf und Zwanzig Thalern ge-
gen die Notarien.

Art. 27. Am Schlusse einer jeden Berhandlung muß ausdrücklich er-
wähnt werden, daß dieselbe den Interessenten vorgelesen worden oder daß sie die-
selbe selbst durchgelesen haben.

Art. 28. Die Urkunden werden von den Betheiligten unterschrieben oder mi
ihren Handzeichen versehen, alsdann von denZeugenund dem Notar unterschrieben.

Art. 20. Wenn die Betheiligten des Schreibens unerfahren sind und
auch keine Handzcichen machen können, oder wenn sie durch einen andern Umstand
verhindert werden, zu unterschreiben oder ihre Handzeichen zu machen, so muß
ihrer desfallsigen Erklärung und der angeführten Ursache Erwähnung geschehen.

Gleiche Erwähnung geschiehr von der Unerfahrenheit im Schreiben, wenn
ein Komparent statt der Unterschrift sich eines bloßen Hangzeichens bedient.

Art. Z#. Da, wo in der Urkunde ein Zusatz oder eine Veränderung ns-
thig gefunden wird, soll es an der betreffenden Stelle durch ein Verweisungs-Zei-
chen angedentet, der Zusatz oder die Veränderung aber an dem Nande zugeschrie-
ben und so wie es im Art. 28. verordnet ist, besonders unterschrieben werden, bei-
Strafe der Nichtigkeit dieser Zusätze oder Veränderungen.

Sollte es wegen deren Länge nöthig seyn, sie am Ende der Verhandlung
zuzusetzen, so sind solche nicht allein, wie oben gesagt, zu unterschreiben, sondern

es
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es muß der ausdrucklichen Genehmigung derselben durch die Betheiligten erwähnt
werden, bei gleicher Strafe der Nichtigkeit der Zusätze oder Veränderungen.

« Art.31.JmKontextederUrkundedarfkeinWortüberschkicben,we-

der zwischen die Li ien etwas eingeschaltet noch sonst etwas hinzugesetzt werden,
bei Strafe der Nichtigkeit der uberschriebenen, eingeschalteten oder zugesetztenWorte.

Es darf in der Urkunde nichts radirt werden; ist es nothig, ein oder
mehrere Worte auszustreichen, so muß es in der Art geschehen, daß sie leser-
lich bleiben. Ihre Anzahl wird am Rande bemerkt, und dieses, wie im
Art. 30. fur die Zusatze bestimmt ist, unterschrieben.

Art. 32. Im Falle einer Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften der
beiden vorhergehenden Artikel, verfallt der Notar in eine Geldbuße von Funf und
Zwanzig Thalern. Er bleibt den Interessenten fur den Schaden verantwortlich
und soll im Falle einer betrugerischen Absicht nach den Gesetzen verfolgt werden.

Art. 33. Die Notariats-Urkunden müssen in deutscher Sprache alge-
fast werden, jedoch ist es Unserm Justizminister unbenommen, für diejenigen
Bezirke in den Rheinprovinzen, wo die deutsche Sprache nicht die gewöhnliche
Landessprache ist, Ausnahmen zu machen, welches alsdann durch die Amrs-
blätter bekannt zu machen ist.

Art. 3J. Wenn die Komparenten derdeutschen Sprache nicht mächtig sind,
die Notarien und Zeugen aber die Sprache derselben verstehen, so wird die Verhand-
lung auf Begehren neben der deutschen auch in der Sprache der Komparenten auf-
genommen und beide Verhandlungen, wie oben verordnek ist, unterischrieben.

Art. 35. Ist aber die Sprache der Komparenten den Notarien und
Jeugen, oder auch nur einer dieser Personen nicht bekannt, so müssen die ersiern
ihre in ihrer Sprache abgefaßte Erklärung dem Notar überreichen, in seiner
und der Zeugen Gegenwar unterschreiben und zu deren Uebersetzung einen Doll-
metscher wählen. Der Notar nimmt alsdann die Verhandlung in deutscher
Sprache, nach der von dem Dollmetscher zu gebenden Uebersetzung auf und
läßt solche den Belheiligten durch den Dollmetscher in ihrer Sprache nochmals
vortragen und alsdann von ihnen und ihrem Dollmetscher unterschreiben.

Die Beobachtung der Vorschriften dieses Artikels mug durch die Verhand-
lung des Nokars bescheinigt werden.

Die von den Bekheiligten in ihrer Sprache überreichte Erklärung bleibt der
deutschen Verhandlung des Notars beigeheftet und wird, wie diese letztere, von
dem Notar und den Zeugen unterschrieben.

Art. 30. Die Nokarien müssen, bei Vermeidung einer Geldbuße von Zehn
Thalern, die in der Verhandlung erwähnten Geldsummen siets zugleich auf Preu-
Kisches Kourant reduziren. Befinden sich die Münzen, deren erwähnt wird, nicht
in dem Reouktionstarife, so sind die Partheien gehalten, deren Werth in Preußi-
schem Gelde auszudrücken. Auf das Vertragsverhältniß der Kontrahenten soll
die also vorgeschriedene Reduktion jedoch keinen Einfluß haben.

Art. 37.
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Art. 37. Von keiner Urkunde darf die Urschrift an die Interessenten ab-
gegeben werden. Nur in den ven der Zioil-Prozeß-Ordnung vorgesehenen Fäl-
len und mit Beobachtung der dort vorgeschriebenen Formen dürfen die Notarien
dieselbe aus der Hand geben.

Art. 38. Nach der Bestimmung des Zivilgesetzbuches machen die Nota-
riats-Urkunden unter den Kontrahenten und ihren Erben und Nachfolgern vollen
Beweis. Sie sind erekutorisch, wie die Urtheile, wenn sie in der für die Urtheile
vorgeschriebenen Form ausgefertigt sind, unbeschadet der Vorschriften des Zivil-
gesetzbuches für den Fall, wo die Falschheit einer solchen Urkunde behauptet wird.

Art. 30. Das Recht, Ausfertigungen oder Auszüge zu ertheilen, steht
nur dem Notar zu, welcher in dem Besitze der Urschriften ist. Wird aber die Ab-
schrift eines Akts bei einem Nokar hinterlegt, so bann er auch von derselben, jedoch
mit Bemerkung der bei ihm geschehenen Deposttion, Ausfertigungen ertheilen.

Art. 40. Jedem bei der Verhandlung Betheiligten darf nur Eine Aus-
fertigung in exekutortscher Form abgegeben werden, bei Strafe der Dienst= Ent-
setzung, unbeschader jedoch der Vorschrift des Art. 8 44. der Zivilprozeß= Ordnung.

Auf der Urschrift wird die Abgabe jeder Ausfertigung und jeden Auszuges
mit Bemerkung des Empfängers und des Tages der Abgabe bemerkt, bei Ver-
meidung einer Geldbuße oon Zehn Thalern.

Arr. Al. Die Notarien dürfen nur denjenigen, welche bei den von ihnen
aufgenommenen Verhandlungen in eigenen Namen betheiligt sind, und deren
Erben und Nachfolgern Ausfertigungen oder Auszüge oder auch nur Kenneniß
über den Inhalt der Verhandlung geben, bei Vermeidung einer Geldbuße von
Funfzig Thalern und der Dienstenksetzung im Wiederholungsfalle, außer der
Verpflichtung zum Schadensersatze gegen die Interessemen, mit Auenahme jedoch
der für gewisse Verhandlungen gegebenen gesetzlichen Bestimmungen oder des
Falls, wo von dem Richter ein Anderes verordnet wird.

Art. 42. Jeder Notar muß ein Oienstsiegel führen, mit seinem Namen
und Wohnort in der Umschriff, und dem Preußischen Adler. Mit diesem
Siegel müssen alle Aufertigungen versehen sepn.Art. 43. Jeder Notar ist verpflichtet, ein von dem Präsidenten des Land-
gerichts paginirtes und mit dessen Handzuge versehenes Register zu führen, in wel-
ches nach Kolonnen von jedem von ihm aufgenommenen Akte nach der Zeilffolge
und nach fortlaufenden Nummern das Darum, die Natur und Beschaffenheit des-
selben, der Name, Stand und Wohnort der Betheiligten eingetragen werden. Für
sede Unterlassung, so wie für jede unregelmaßige Eintragung, verfallt der Notar
in eine Strafe von Zehn Thalern.

Auf jeder Ausfertigung wird die Nummer bemerkt, unter welcher der Akt
in dies Register eingetragen ist, bei Vermeidung einer Geldbuge vonDrei Thalern.

Art. 44. In dem Register, wovon in dem vorhergehenden Artikel gespro-
chen wird, darf nichts radirt, noch zwischen die Linie eingeschattet werden, bei
Strafe von zehn Thalern für jede Zuwiderhandlung und vorbehaltlich einer pein-
lichen Verfolgung im Falle des Betruges.

Art. 45. In den ersten zehn Tagen der Monate Jannar, April, Juli
und Oktober muß jeder Notar das gedachte Register dem Friedensrichter seines

Wohn-



Wohnorts vorlegen, welcher solches für die vorhergehenden drei Monate mit
Tgabe der Zabl der eingetragenen Akte abschließt und unterschreibt.

Jeder Notar, welcher am loten der genannten Monate dieser Vorschrift
nicht nachgekommen ist, verfällt für jeden Tag, vom IIten bis zur Vorlegang sei-
nes Registers, in eine Geldbuße von Einem Thaler.

Art. 46. Die Friedensrichter sind bei eigener Berantwortung verbunden,
am III#en der obengenannten Monate dem betreffenden Oberprokurator die Nota-
rien anzuzeigen, welche der Vorschrift des vorhergehenden Arkikels nicht genügt haben.

Art. 47. Oie Landgerichte haben auf Betreiben des Oberprokurators die
in dem Josten Arrikel festgesetzten Strafen aus zusprechen.

Art. 48. Die bisher bestandenen Notariatskammern sind aufgelöst und
die Aufsicht über die Amtsführung der Notarien geher auf die Gerichte über.

Art. 40. Die Befugniß der Gerichte, in einzelnen Fällen gegen die Nota-
rien eine in gegenwärtiger Verordnung begründete Geldbuße auszusprechen, wird
nach den allgemeinen Grundsätzen über die Kompetenz der Gerichte begründet.

Art. 30. Die Suspensonen und Oi#u#tentsotzungen der Norarien, so wie
die denselben zu erkheilenden Ermähnungen und Vewweise, werden von dem Zivil-
Senate des Landgerichts ihres Wohnorts erkanne, nachdem sie den auf Betreiben des
Oberprokurators vorzuladenden Norar in seiner Verkheidigung gehört haben werden.

Art. 51. Ein Notar, welcher sich eines Vergehens schuldig oder durch
seine Handlung und Lebensweise sich der öffenrlichen Achrung und des Vertrauens
seiner Mitbürger unwürdig macht oder die Gesetze der Ehre und des Anstandes
verletzt, kann auf Betreiben des Oberprokurators von dem Landgerichte suspendirt
oder seines Amres verlustig erklärt werden.

Eine Suspension darf nie auf inehr als drei Monate erkannt werden.
Art. 52. Im Falle der Berufung von einem Urtheile der ersten Instanz,

wodurch eine Suspension eder eine Dienstentsetzung ausgesprochen ist. darf der
Notar vom Tage der Zuslellung dieses Urtheils, bei Vermeidung der im Strafge-
sebuche enthaltenen Strafen und der Nichtigkeit seiner Verhandlungen, sein Amt
nicht ausüben, bis in einer höheren Instanz ein Urtheil zu seinem Vortheile ergan-
gen scyn wird.

Alle rechtskraftig ausgesprochenen Suspensionen und Entsetzungen werden
durch die Amtsblatter der Rheinischen Regierungen auf Betreiben des Oberproku-
rators bekannt gemacht.

Art. 53. Bei dem Absterben oder der Dienstentsetzung eines Notars muß
derFriedensrichter seines Wohnortes alle Oienstpapiere, Urschrifren, Reverkorien
und dergleichen unter Siegel legen und dem Oberprokurator davon Anzeige machen,
auf dessen Antrag alsdann das Landgericht einen in dem nämlichen friedensgericht-
lchen Bezirke wobnenden Nokar bezeichnet, welchem die unter Siegel liegenden Ur-
kunden nach einem anzufertigenden Verzeichnisse überlieferr werden und der, so
lange er die Urkunden in Händen hat, auch Auvfertigungen davon ertheilen kann,
aufwelchen er seine Eigenschaft alo ei stweiliger Nerwahrer, anzugeben schuldig ist.

Art. . Ji## Falle einer freiwilligen Niederlegung des Amtes oder der
Versetzung eines Not#ur# in einen andernfrieden# nerichtlichen Bezirk, wird, wie um
vorl ergebenden Artikel, ein anderer Notar zur Aufbewabrung der Urkunden ernannt,
wenn der abgedende Notar nicht selbst denselben bezcichnet hat.

Art. 55.
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Art. 55. Der Notar, welcher freiwillig oder gezwungen sein Amt nieder-
legt oder in einen andern friedensgerichtlichen Bezirk versetzt wird und die Erben
eines init Tode abgegangenen Notars, haben eine Frist von drei Monaten vom Tage
der Niederlegung, der Wohnungs-Veranderung oder des Absterbens, um von den
Notarien des namlichen friedensgerichtlichen Bezirks, denjenigen, welchem die Ur-
kunden des abgegangenen oder versiorbenen Notars definiliv ubergeben weroen sol-
len, dem Oberprokurator bei dem Landgerichte zu benennen. Der Oberprokurator
verordnet alsdann, daß dem benannten Notar die Urkunden von dem einstweiligen
Verwahrer auögeliefert werden sollen und mach dieses durch das Amtsblatt bekannt.

Ark. 50. Geschieht diese Benennung nicht in der festgesetzten Frist, so
soll das Landgericht auf den Antrag des Oberprokurators einen Notar in dem
nämlichen friedensgerichtlichen Bezirke bezeichnen, welchem die Urkunden des
abgegangenen Notars definiliv übergeben werden sollen, welches, wie im vori-
gen Artikel, durch das Amtsblatt bekannt gemacht wird.

Art. 57. Der auf die im vorigen rtikel angegebene Art ernannte
Notar darf indessen nicht eher in Besitz der Urkunden gesetzt werden, bis er be-
weist, daß er sich mit dem abgegangenen Nokar oder dessen Erben wegen der
demselben noch zukommenden Gebühren und anderer Forderungen vereinbart hat.

Findet diese Vereinigung nicht statt, so soll durch beiderseits gewählte oder
von dem Landgerichte ernannte Nekarien die Entschädigungssumme festgesetzt werden.

Art. 59. Außer den Fällen, wo die Urkunden wegen Mangel der Ona-
lifikation des Notars, der entweder den Eid noch nicht geleistet hat, oder suspen-
dirt ist, als ungültig betrachtet werden müssen, sind dieselben auch noch nich-
tig, wenn dabei die Vorschriften der Art. 4., 10., 20., 21., 22., 23., 25.,
27., 28., 20., 35. und 37. nicht beobachtet sind.

Art. 50. Ist jedoch eine nach der Vorschrift des vorhergehenden Arti-
kels nichtige Notariatsurkunde von allen Betheiligten unterschrieben, so wird sie
als Verhandlung unter Privatunterschrift betrachtet.

Art. 60. Die Notarien sind bei Berechnung ihrer Gebühren an den, der
gegenwärtigen Verordnung angehängten Tarif gebunden und sind nicht befugt,
mehr, als ihnen in diesem Tarise zugebilligt ist, von den Betheiligten anzunehmen,
bei Vermeidung der im Strafgesetzbuche enthaltenen Strafen.

Art. 61. Die bereits angestellten Notarien sind der Vorschrift des
sechsten Artikels nicht unterworfen.

Art. 02. Im Gefolge der Bestimmung des Art. 13. sind die bereiks
angestellten Notarien befugk, die von ihnen früher gestellten Amtskautionen in
den gesetzlichen Formen zurückzufordern.

Ark. 063. Die Reiltrokuren der aufgehobenen Notariatskammern werdenan die Oberprokuratoren bei dem Landgerichte abgegeben, in dessen Bezirke diese
Kammern ihren Sitz hatten.

Art. o4. Alle früheren Gesetze über Gegenstände der gegenwärtigen
Verordnung sind aufgehoben.

Wir beanftragen Unsern Justizminister mit der Vollziehung dieser Ver-
ordnung. Gegeben Berlin, den 25sten April 1822.

(I. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst von Hardenberg. von Kircheisen.

Tacx-
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Tax= Ordnung
für die Rotarien.

Ueber Ueber Ueber
Bis 5“ f 40% 8 Ueber

Gegenstand der Urkunde oder des Geschafts. "H2c , e, - „%%

Ktl. sgr. pf. Etl sor vs Atl. sar. pf.Ntl. sar. vf.IXti sgr.

Ablosung einer Rente.. ...... ... ... ......-i15 20—25 415
Abschrift (ausschließlich der Vidimation) fur jede Seite

zu 25 Zeilen, jede Zeile zu 15 Sylben ...... . . . 1- 3 ———

Jede angefangene Zeile wird fär voll gerechnet.
Abstand a)einseitigen0 15——20 25—1

b) zweiseitiger — 15J 1 44015
Alimenten-Koneratreree...·—15—215—3|20 —4125
Anbietung .—10 15 20—25 41
Anerkennung einer Verbindlichkeit. 15—20 25— 1——1

—bloßen Unterschrifiit5 10 ——151——200—1—
— — eines unehelichen Kindes ..... .. 1120 — —

Ankündignnngaa,0|—1-20|2
Anmahnuggagagagagagaga . . .. EIIEEEEBEEEBEIYLEEBÒEEIE

Annahme eines Anerbletens eder einer Schenkung. ’10OT„„S

Asekurenz= Kontraf cSOOAttett —656—10A–
Auktion von Modilien, Moventien“ eder gruchten wird

nach den Vakationen bezahlt:
für die öffentliche Bekanntmachung derselben0ZO 4

für Entwerfung der VBedingungen „wenn sie vom Notar
geschicht. ......... ....... —10——-15.-—20——-25-1——

für den Empfang und die us) ahlung ber Gelder, wenn
der Notar dazu beauftragt ist, erhalt derselbe:
) Wenn die Auktion nur Einen Tag währt und der

ganze Empfang beträgt nicht über 100 Rehl. 4 Pr.
Wenn der Empfang aber über 100 Rthlr. beträgt, s

von 100 Rchlr. ebenfalls... Prozent.
Vondem, was dmüberist, bis zu 250 Rtl. 3 =
Von dem, was über250Ril.isi,bis500=2
Von dem, was über 500 Rthlr. ist.

b) Währt die Auktion länger als Einen Tag oder drei
WVakationen, so wird die Summe des ganzen Em-
pfanges auf die Tage vertheilt und werden alsdann
die obigen Prozente nach Maaßgabe der auf jeden
Tag fallenden Summe berechnet.

AufbebungeinesKontrakkt.455—-20|—12J
Aufkündigng EIIEEEEEEEEEEEEEEAufsuchung einer Urkunde, wenn deren Einscht oder Ab-

schrift, oder eine zweite Ausfertigung verlangt wird.
Jubrgens 18z3. Q a) W
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Gegenstand der Urkunde oder des Geschäfts.
Bis

50
nel.

Rtl. sar. vf. Rtl. sgr. vf.

Ueber Ueber
100 250

bisbis
250 500

Rtl. sar. pf. IRtl. sar. vf.

Ucber

500

Rltl. lqr. of.

a) Wenn das Jahr der Urkunde angegeben ist..
b) Wenn mehrere Jahrgänge angegeben werden, worin

der Notar aufsuchen muß, für jedes Jahr
Auseinandersetzung einer Erbschaft oder Gemeinschaft

wird nach den Vakationen bezahlt.
Ausfertigung einer Urkunde mit Einschluß der Kopialien

a. Hauptausfertigung (grosse) für das erste Blatt
fürjedes folgende. ... ......

b. Einfache Ausfertigung
für das ersteBlaüaüt4
für jedes folgeden

c. Wenn ein Notar in Gefolge des Art. zas. der il-
Prozeß= Ordnung bei einem andern Depositar eine
Ausfertigung zu machen beauftragt wird, so wird er
nach Vakationen bezahlt.

Eben so wird es gehalten, wenn der Notar die
Urschrift nach Art. 8 52. der Civil-Prozeß-Ordnung
vor Gericht vorlegen muß.

Auszug aus einer Urkunde mit der Vidimation und den
Kopialien, für das erste Blaat
für jedes folgende

Authorisatioaoan ...

Beglaubigung einer unterschrift.
Beglaubigung einer zschiitfür das erste Blatt. ..

fur jedesfegede ... .. ....
Bekanntmachung
BescheiniggngBesitbergsifungwirdnoch den Bakationen bezahl.
Bürgschaft. ........ .........Causkon (si che Birgschaft. )
Cerkifikat Csiehe Attest.)
Cession ...
Compromiß oder Wahl von Schicborichtern. ......
Conferenz wird nach den akationen bezahlt.
Consultation desgleichen.
Contrakte, die in dieser Tarordnung nicht besonders vor-

kommen
zweiseitiienss
einseitiien ...

Darlehns= Kontrakte * cbe Schudverschreibung.)
Delegatoooon

5

Oi

—

—. 1 »

—
C0ich
. 15— d O I

1—

t — C#
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Ueber cleeber lUeber
Bis 50 # 9300250 heber7 .

" « 74 .1 HGegenstanddcrlcrkunpeoderdesGesch«1fti.-. Eckis "hetot.
Rtl.sar. pf. IRtl. sar. pff.]Rtl. ser. pf.]Rl sar. pf.Rtl. sgr. p

Denuneciation . . . . .. . .. ... . .. .........10- I15-12025111

D#woitons, Kontratt 50—25%4A444 20 a215-
Diäten. "

Wenn der Notar außerhalb seiner VWohnungeinen Akt
rornehmen muß, so erhalt er außer der Taxe
a. Wenn es innerhalb seines Wohnorts oder nicht uber

1 Sunde ven seiner Wohnung entfernt ltt. 1 —
b. Außerhelb seines Wohnorts oder öber 1. Stunde von

seiner Wohnung
für cinen ganten rregg

für einen hulben rac.:121 ......
für eine Narbt

Uebrigens dürfen eine Zehrungolosieniin Rechuung
gebrat werden.

Wenn die zur Hin= und Herreise verwendeke Zeit
6 Stunden übersteigt, so passiren die Diäten für ei-
nen ganzen Tag. Wenn der Notar über 21 Stun-
den außer seinem Wohnorte zubringen muss, so er-
hält er für jeden folgenden ganzen oder halben Tag
und fürjede Nacht die festgeselten Diäten. n

Die Reisekosten werden überdies als baare Ausla-
gen besenders vergutet, wenn die Parthei die Abho--
lung und Zurückbringung des Notars nicht selbst be-
sorgt. Bedient der Notar sich seines igenen Pfer-
des, so erhalt er dafur und fur die Futterung tag-
EE thlr. 20Sgr.
und für den halben Tag.... 23 —

Diese Vergbtung erhält cr auch, wenn er bei einer
Entfernung von mehr als zwei Stunden zu Fuß rei-
set und es werden zehn Stunden auf eine Tagereise

to

I l l I l l l l l l l l

gerechnet.
Ehekontrakt, Ehepakten bei Persenen welche zusammen

wahrscheinlich keine 2300 Thlr. im Vermegen haben — O = — —.

Bei solchen die wahrscheinlich ein größeres Vermögen
besigen5– —.

Ehescheidung auf beiderseitige Einwilligung.
Wenn die Mitwirkung der Notarien nach dem Civil-

Gesetzbuche erfordert wird, werden sie nach Vakatsenen
bezahlt. » ««

Etmpruch.......s.... ......l..’..."...l —«—410--«-15--
Emkmglmgmckvaotbklcnbnch für die Ansertigung

2 S 1## ·S- —

—



Ueber Ueber ueber
50 100 250 ueber

100 250 500 500 4

Rel. sar. vf. IRtl.sar. f.IRtl. sgr. vf.l Rtl.sar. vf. IRtl. sar. .

Gegenstand der Urkunde ader ———

des, dazu erforderlichen Bordereaux und dessen *
gung, an, den Hppothekenbeamten

Das Porto oder Bothenlohn, wenn der Hypotheken-
heamte einen andern Wohnort hat, als der Notar, wird
besonders vergütet.

kmonitur%Empfang. Dofür passiren, wenn nicht
einAndews vereinbart worden, 4 Prezent (siehe iedoch
Auktion und Subhastation.)

Erbtheilungen, so wie alle bei Gelegenheit verpelben
nach den Gesetzen von den Notarien asszunehmende
Protokolle und deren Hinterlegung bei Gesicht, werven
nach Pakationen bezahlt.

Erklärunga. eine*0 .. . . . ... 15

b. zweiseitige, wenn es kein neuerKontrat ist. .. — 135—20U% ..

Ernennung von Schätzern und Sachverständigen. —1ENZOZOBSSN
Erneuerung eines Kontakktt.. 156112
Ersuchen *- – 1 15——½260

Ersuchen um Einwilligung da Eliern oder Grogeltern T
in eine Heirath, wenn es nach dem Eivilgesethbuche
durch Notarien geschchen muß, wird nach Bakationen.
bezahlt.

Gesellschafts- Vertrag. .................. i15 216 a420 425-
Grenzbeziehung wird S Vakationen bezahlt.
He#rachs-Kontrakt Csiebe Ehekontrakt.)
Hintenlegung. Csiehe Depositionskontrakt.)
Inwenturium jeder Urt wird nach Pakationen bezohlk.

Eben so erhalten die Notarien ihre Bezahlung nach Va-
kationen,, wenn sie nach Art. 944. der Civil-Prozes=
Ordnung über die bei der Inventarisation entstandenen
Streitigseiten, dem Präsidenten des Gerichtoselbst Vor-
tragimachen.

Kauf- Kontrat4::9 15———
bei Immobilien über 5000 Rethrrr. 5
bei Iminobilien uber 10,000 Rthrrr.

- — O — *- . —

 ————

1 l — — 2 l — 20 —2|115–

–—

— l I Il- l l l l l l l l

en l — S 1*-c——— # l lLebensschem.........
Legalisation einer Urkunde vurch den *i-2%deners für 6

Besorgung derselben
Wenn der Notar in dem Orte wohnt, wo sich das

20 —1 —

„Tribunalbefindete.. t0 4 — —

Wenn er außerhalb dieses Ortes wohnt.. —I15
7
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Gegenstand der Urkunde oder des Geschafts.

Im letztern Falle wird auch das Porto und Bothen-
lohn vergütigk.

ziration
bei Auktionen (siehe Auktion),
bei Subhastationen Csiehe Subhastation),
bei Verdingungen an den Mindestfordernden, wie bei

Auktionen,
bel Verpachtungen wie bei Subhastation.

Leibrenten-Kontrartr.
Löschung einer Hypothek, Einwilligung darin. . ...
Mieths-Kontrakt. ...... ... ......... ...
Nachlaß-Remission .
Negoziation eines Kapitals;bafur. passirt, wenn nicht

eine geringere Vergütung vereinbart worden, bis zur
Sumte von 2300 Rthlr. 1 Prozent, von dem, was

darüber isl, ader nur1# Prozent.
Notariat-Attest. .

Obliaalion #siebe Schut- in Hppolhelenverschrebung)
Oppoition (siehe Einspruch.)
Pacht- Kontrakt. .....................

Wenn die Summe der Pacht- Prastation fur die ganze
Dauer der Pachtzeit (oder für 20 Jahre, wenn die
Lachtzeit länger dauert) beträge, über 5000 Rehlr4

aber 10. 000 –—PandkontraktMsentation einesWechsels ober iner Asfignation mit
Einschluß des Protestes..... .. ...

Prolongarion eines Kontraes
Protestatiion .
Protokoll über die Hinterlegung einer von einem andem

Notar en brevet ausgefertigten Urkund

Quitngagagagaa
Ratifikation ... ...
Rechnungs-Ablage, wird nach Valationen bchahle.
Rekognition (siehe Anerkennung.)
Reisekosten (siehe Diaten.)
Rentverschreibnrnrrgg ..
Rückgabe deponirter Sachen, Echeer oder Urkunden
Rückschein
Renunciation .. . . . . . . . . . . .. ...

Schenkung unter den Lebendigen ..

—————————————.————————————

111.—

Schuld= und Hypotheken-Wrrschreitung —

 IIIIEE
8 r- e- e
incl. 100 # vft So

I#rsgr.vf. IAti sar vf IRtl sar vf. Rtt. sgr. pf. IRti. sge vf.
« 4 · 1 .g

*

— —115 215—3| 2o A|25

10——1 220 25 — r——
151- 25 1—1%
10 151/— "

5 LEEEBEREGEEE

•2* "r . .

15 25 1%S

.
15 –

11—24%%%

10— 20—%..
15——120 25—1—10.—
10——44 202%

10— OHS —
5——40 1/——20
10——2S— 2142

15|——02—%
10—.% 2 —
10—8—%4121
140—%
—4 - a 20 4 425
14|——½ %

Beträg



Ueber Neber Ueber
n% 40. 10 25, v UeberiGegenstand der Urkunde oder des Geschafts. EEBIEIEIE

Rtl. sr. pf. Ril sgr. pf. Ril. sqr. vf. Rtl sav. vf. Ril. far vf.

Beträgt die Hauptsumme über 3000 Rthlr. 35——— ———
 10,000ße 5.

Societäts-Vertrag (siehe esellschafts-Vertrag.)
Subhastation von Immobilien, dieselbe sey freiwillig oder

dem Notar von dem Richter aufgetragen, wird nach
den Vakationen bezahlt. 4
a) für die öffentliche Bekanntmachung derselben5 20
b) für Entwerfung der Bedingungen, wenn sie vom

Notar geschict . ... . —15——25

für den Empfang und die Auszahlung des Kaufpreises, ·
wenn derselbe dem Notar aufgetragen wird: s
wenn der Kaufpreic nicht über 200 Rthlr. beträgt

2 Prozent.
von dem was darkber ist, bis zu 300 Rtl. 11
von dem was über 300 Kthlr. ist, bis
500 Rthlr. .1

von dem was über s00 Nthir. ist bis zu
1500 Rthllr.
von dem was über 1300“Kithlr. ist bis 4
5000 Rthr.
von dem was über 5000 ** K. is 9
10,000 Rthlllr.
von dem was über 10,000 chir. ist

Substturim. —10 115 20 1 2
Tauschkontrast 1-Go2-Testament, für die Aufnahme eines offentuchen, bei einer

Person, die wahrscheinlich keine 2500 Rthlr. im Ver—
mmögen htt 13 —-

J — 20—– 215—

u *— ——#-i S 2 -

Bei einer solchen, ahrscheiulich ein großeres Ver-
mogenbesitzt.. ... . 15 — I 1

Für die Aufnahme eine stif den im ersten Falle. 115– CHN-N
im zweiten Falle. 3—————— E2

Theilung einer Erbschaft oder Gemeinschaft wird nach den?
Vakationen bezahlt.

lebergabe eines Grundsiücks. Sbenfi
Bakation. Eine, besiehend aus drei Arbeitsstunden.

Mährt ein Geschäft keine drei Stunden, so wird den-
noch für eine volle akation gerechnet. . . . . . . . . 1|10|

Fur eine jede Stunde uber drei passiren . . .. ... — 15—

wobei die angefangene Stunde fur voll gerechnet wird.
Bakatio kr die esorgung der inregistrirung des Akts,

wenn der Notar mit dem Rentmeisi in Einem Orte wohnt. I- 3 —

wenn



Gegenstand der Urkunde oder des Geschafts.

wenn dies nicht der Fall if
Norto oder Botenlohn werden besonders vergütet.

Verdingung, öffentliche, an den Wenigstfordernden (siehe
Liciratson.)

Versprechen, einseitiges
Berzicht (siehe Renunciation.)
Widtmation (siehe Beglaubigung.)
Vollmacht. ...

Vorschusse, für nethwemige oder dem Notar aufgetra-
gene, kann derselbe 1 Prozent fordern und wenn sie
ihm nach geschehener Erinnerung in vier Wochen nicht
zurückgczahlt werden, für den Monat½Prozent.

VergleichVerachnung offentliche (siehe Licitation.
Wiederkauf von Renten (siehe Ablosung.)
Widerruf einer einseitigen Erklarung
Willenserklarung (siche Erklarung.)
Zeugen, für einen einzelnen Akt, der nicht über eine

Stunde dauert, erhält jeder Instrumentszeuge 5 Sgr.
und für jede folgende Stunde eben soviel, jedoch für
den nämlichen Akt nicht über Einen Thaler in Einem
Tage, wenn auch der Akt uber 6 Stunden dauern sollte.

Wenn ein Jeuge reisen muß, so erhält er für jede
auf der Hin= und Herreise zurückgelegte zwei Stunden

 2 2 2222222242

lieber Ueber Ueber
Bis 50 100 259 Ueber
50 bis bis bis
indl. 100 270 = 5o0.K2W00 p

Rel. sar. vf.IRtl sar pf. IRtl. sar. pf. IRtl. fgr. vf. Rtl. sgr.
 %

1

—10 15 20——25— 1

— 10 15——20 25— 1–

—02

—1 15——20—25 4 2

45 Sgr.

Allgemeine Bemerkungen
zu der Tar-Ordnung für die Notarien.

1) Die in dieser Torordnung nicht aufgeführten Handlungen der Nocarien, welche aber doch zu ihrem
Anne gebören, werden nach den Vakarionen taxirt.

20 J
Absassung des Originals der Urkunde.

in allen Geschäften, welche nach den Vakarionen taxirt werden, gebühre den Notarien nichts für die

3) Für einen Akt können am nämlichen Dage bochstens drei Bakarionen berechnec werden), es sey deun,
daß der Akt außer dem Wohnorr des Nocars aufgenommen werde, in welchem Fall die Gebühren
nach der annzen zuddem Geschäfte wirklich verwendeten Zeit, wenn sic auch über 9 Seunden berrägr,
kerechurt werden.

Wenn
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4) Wenn die Vakationen bezahlt werden, so wird die zu den vorhergegangenen Konferenzen verwendete
Zeit mit in Anschlag gebracht.

5) Die zu der Hin- und Herreise verwendete Zeit wird bei den Vakationen nicht mitgerechnet.
6) Wenn ein Akt, der nicht nach den Vakationen taxirt wird, langer als drei Stunden dauert, so pas-

siren fur jede folgende angefangene Stunde Funfzehn Silbergroschen uber die Taxe.
7) Wird ein angefangener Akt ohne Verschulden des Notars nicht vollendet, so werden fur jede darauf

verwendete Stunde 15 Silbergroschen vergutet, wenn nicht der ganze Akt weniget kostet.
8) Bei der Nacht oder vielmehr von 8 Uhr Abends bis 8 Uhr Morgens wird fur jeden Akt die doppelte

Tare bezahlt. Am Krankenbette einer Parthei wird ebenfalls die doppelte Taxe des Akts gut gethan.
9) Wenn ein Akt mehrere Geschäfte zugleich enthält, so wird die Taxe allein nach dem Hauptgeschaft

bestimme.
10) In einem zweiseitigen Kontrakte wird die Daxe nach dem Werehe dessenigen bestimme, was von

einer Parthei und nicht was von beiden Parrheien gegeben oder versprochen oder nachgegeben wird.
41) Wo Prozente bewilliger snd, kann für Diäcen und Vai- niches gefordert werden. Das

angefangene Vierrelhundert wird für voll gerechnet, wenn die Sume über 300 Rehlr. steigr.
12) Für die Eintragung ins Repertorium und das dazu erforderliche Stempel, Papier kann der Nokar

nichts fordern.
13) Die Notarien müssen die verwendete Zeit nebst ihren Gebübren und Auslagen bei Serafe von

5 Rchlr. unrer sedem Protokoll und seder Ausfertigung gewissenhaft spezißziren.
14) Wenn das Gesetz die Zuziehung eines zweiten Notars erfordert (wie bei der freiwilligen Eheschei-

dung), so erbält jeder die vollen Gebühren des Akcs. Wird aber der zweite Notar anstact der Zeugen
auf Verlangen der Partheien adbibirr, so erhält er außer den Diären und Reisekosten auch die Hälfce
der für den Akt festgesetzten Gebuhren. Wird er von dem requirirten Nocar eigenmächtig anstarc der
Jeugen zugezogen, so erhält er blos doppelte Zeugengebühr.

15) Wenn der Gegenstand des Geschäfts nach Gelde geschätzt werden kann, so wird hiernach die Ko-
lonne der Tarordnung bestimme. Ist blos von Jinsen oder sonstigen jährlichen Hebungen ohne Be-
stimmung eines Kapitals die Rede, so richter sich die Tare nach dem zwanzigfachen Betrage der
sährlichen Einnahme, ausgenommen bei sährlichen Prästarionen auf gewisse Zeit, wie bei Pacht, und
Mierhverträgen, so wie bei Leibrenten und Alimenten-Kontrakten, wo die Summe der sährlichen
Hebungen für die kontraktmäßige Zeit, wenn ihre Dauer zum voraus bekannr ist, jedoch böchstens
nur für Zedn Jahre, und wenn ihre Dauer noch unbekannt ist, immer für Zehn Jahre zusammenge-
rechnet, die Kolonne der Larordnung bestimmt. Ist aber der Gegenstand keiner Schähung nach
Gelde fähig, so tritt die Dare der 2ten, 3ten, 4en oder 5ten Kolonne ein, se nachdem die Parcheien
wahrscheinlich keine 2500 Rehlr. oder über 2500 Rehlr. oder über 5000 Rchlr. oder über 15,000 Roblr.
oder über 25,000 Rehlr. im Vermögen besitzen.

10) Die Bestimmungen des 7ten Kapicels des Dekrets vom 16#en Februar 1807. find aufgeboben.
17) Die zwischen den Rotarien und den Becheiligeen über die Anwendung der Tarordnung enrstehenden

Streirigfeiten werden vom kompetenren Landgerichte entschieden.
Gegeben Berlin, den 25sten April 1822.

(I. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst von Hardenberg., von Kircheisen.
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(No. 717.) Allerhöchste Kabineksorder vom 2ten Februar 1822., betreffend die Begnadi-
nung der beim ehemaligen Herzoglich-Braunschweig-Delsschen Korps
ohne Erlaubniß in Diensten gestandenen Preußischen Offziere.

J. finde Mich bewogen, alle die Offiziere, welche ohne Erlaubniß und Abschied
aus Meinem Dienst bei dem ehemaligen Herzoglich-Braunschweig-Oelsschen
Korps, Diensie genommen haben, wegen dieses Vergehens dergestalt zu begna-
digen, daß die bereits gegen dieselben ergangenen Desertions= und Konstskations=
Erkenntuisse als aufgehoben und die Verurtheilten in den vorigen Stand zurück-
versetzt zu betrachten, auch das noch nicht eingezogene Vermögen derselben, frei-
zugeben ist; daß ferner das, gegen einen Theil derselben vorbehaltene Desertins-
verfahren gänzlich wegfallen, und denlenigen, welche noch eine, deshalb erkannte
Festungsstrafe zu erleiden haben, solche erlassen seyn soll. Ich überlasse Ihnen,
diesen Beschluß zur öffenklichen Kenntniß zu bringen, und zu verfügen, daß den-
jenigen der benannten Offiziere, welche sich darum melden, der Abschied nachträg-
lich ausgefertigt werde. Berlin, den zien Februar 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

den Kriegsminister, Generallieutenant von Hake.

(No. 718.) Konvention zwischen Preußen und
Rußland, in Betreff der Forderungen kö-
niglich-polnischer Unterthanen aus alten
schlesischen Schuldverschreibungen. Vom
#0# Februar 1822.

(No. 713.) Convention entre la Prusse et
la Russie relativemem anx Drétentions
de sujels du Royaume de Pologne du
chef Ganciennes crcances Silesiennes.
Du 20. Février 1822.

Au nom de la T’res--.
in divisible Trinitcé.

Sa Majesté le Roi de Prusse, Grand-
Duc de Posen, et Sa Majesté lLanpe-
reur de toutes les Russies, Roi de Po-

Jahrgang 1872.

Im Namen der allerheiligsten und
untheilbaren Dreieinigkeit.

Sit Majestät der König von Preußen,
Großherzog von Posen, und Seine Ma-
jestät der Kaiser von Rußland, König

R von



logne, considérant: que les préten-
tions qui se sondent sur des obligations
contractées par 'ancienne Bankali-
täts-Cameral-Casse à Breslau ou

par lancien Steuer-Amt de Silésie,
ou bien qdui en genéral derivent de
Préts assitnés sur les domaines du sur
les fonds et revenus de la Silésie, ont
fait Pobjet de traites conclus entre la
Prusse et IAutriche; qduc laci-derant
Ban Kalitäts -Cameral- Casse à
Breslau n’a rien de commun ni arcc

la Banque de Berlin, ni avec le comp-
toir de Banque à Breslau, lequel ne
1orme du’'un éCtablissement secondaire
de ceite dernière; duc par laconven-
tion de Berlin du 2° Alal 1810. les ca-
Pitaux, due la Bandue el la Caisse 86.
nérale des Invalides à Berlin possedent
een Pologne, ont Gé déclarés Pro-
Priété Particulière et ne sauroient Dar

d'au-
cCunecréance ou prétention alacharge
du Gouvernement Prussien; désirant
d’ailleurs Ccarter les doutes, qui ont
4té clevés sur lapplication desstipu-
lations contenues dans les articles 13.
et 14. de la susdite Convention du
½% Mai 1810. et prévenir, par.rapport
à ces stipulations,desinterprétations,
due, si elles éCtoient jugées néces-
Saires, il n'appartiendroit Gdu'’aux Gou-
vernemens seuls de faire, ont ommé
à cet eilet Leurs Plénipotentiaires;
savoir:

dene4ne## der- nattae 4½% titre

Sa Alajesté le Roi de Prusse, le
Tieur Chrétien Conthier, Comte
de Bernstorff, Son Ministre d'Etat,
du Cabinet et des allaires éGtrangerei,
Chervalier des ordres de IAigle noire
er del’Aiglerouge de lapremire classe
de Prusse: de ceux de St. Andre, de
St. Alexandre-Newsky et de Ste. Anne
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von Polen, haben, in Erwägung, daß
die Forderungen, welche sich auf von der
ehemaligen Bankalitäts-Kameral-Kasse
zu Breslau und dem ehemaligen schlesi-
schen Steucramt eingegangene Verbind-
lichkeiten grunden, oder die sich un Allge-
meinen aus auf die Oomainen, oder auf
die Fonds und Einkünfte von Schle-
sien versicherten Darlehen herschreiben,
einen Gegenstand zwischen Preußen und
Oestreich geschlossener Verträge aueße:macht haben; daß die ehemalige Banka-
litäats-Kameralkasse zu Breslau nichts,
weder mit der Bank zu Berlin, noch mit
dem nur eine abgezweigte Anstalt von der
letztern bildenden Banko-Komtoir zu
Breslau, gemein hat; daß in der Berli-
ner Konvention vom ½0. Mai 1810. die
Kapitalien, welche die Bank und die Ge-
neral--Invalidenkasse zu Berlin in Polen
besitzen, für Privakeigenthum erklärt wor-
den sind, und folglich auf den Grund ir-
gend einiger Forderung oder irgend eini-
gen Anspruchs an die Preußische Regie-
rung nicht können angefechten werden;
da Sie nächstdem die Zweifel, die über
die Anwendung der in dem 13ten und
Ia#ten Artikel der erwähnten Konvention
vom 5#70. Mai 1819. enthaltenen Bestim-
mungen erhoben worden sind, zu beseiti-
gen, und in Absicht auf diese Bestimmen=

en Auslegungen vorzubeugen wünschen,
ie, falls sie für erforderlich crachtet wür-

den, nur den Regierungen allein zu ma-
chen zustehen würde, zu dem Ende zu
Ihren Bewvollmächtigten ernannt, und
zwar:

SeineMajestat der KönigvonPreußen,
den Herrn Christian Gunther, Gra-
fen von Bernstorff, Ihren Staats-
Kabiners= und der auswärtigen Angele-
genheiten Minister, Ritter des Preußi-
schen schwarzen Adlerordens und des
Preußischen rothen Adlerordens erster
Klasse; des Russischen St. Andreas= und

St.



de la première classe de Russie;
Grand: Croik de Tordre Hoyal de St.
Etienne de llongrie; Chevalier de
Pordre del Elechant et Crand-Croix
de celui de Dannebrog de Dancmarc;
Grand-Cordon de la Légion dhonneur
de France; Grand-Croix de l’ordre
Hoyal de St. Ferdinand et du Alérite
de Sicile; Grand-Croix de lTordre dru
Lion d’or de la llesse Electorale er de
celui du Mérite de la llesse Grand-
Ducale; Chevalier des ordres de la
Fidélité cr du Lion de Zähringen de
Bade;

et Sa Majesté Empereur de toutes
les Russies, le Sieur David, Comte
d’Alopeus, Son Conseiller privé,
Chambellan actucl, Envoyé extraor-
dinaire et AMinistre plénipotemtiaire à
la Cour de Berlin; Cheralier des or-
dres de St. Alexandre Jewshy et de
Ste. Anne de la première classe;
Grand-Croix de la seconde classe de
celui de St. Wlademir; Chevalier de
l'Aigle blanche de Pologne et Grand-
Cordon de la Légion dhonneur; les-
duelsaprès avoir échange leurs pleins-
Pouvoirs, trouteés en bonne et due
Hforme, sont convenus des articles sui-
Vans:

Art. I. I rOclamaiions londéee
ur des Prétentions proenant d’obll-
gations Contractbes Dar l’ancienne
Bankalitäüts-Cameral - Casse à

Breslau ou lur ancien Steucr-Amt
de Silésie, ou derirant de préls as-
Sitzués sur les demaines ou Sur les
fonds et revenus de la Siléic et uni
ssseroient élevées, soit contre la Banque
et la Caisse des Invalides à Berlin, soit
Contre toute autre instimtion ou caisse

publique Prussienne dui posséderoit
des capitaux ou des biensen Pologne,
ne peuvent Gire soumises à labonnois-
sance et à la décision des tribunaux
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St. erander-Rewökperdene und desRussuchen St. Annenordens erster Klasse;
Großkreuz des Königlich-Ungarischen
St. Stephansordens; Ritter des Däni-
schen Elephantenordens und Großkreuz
des Oänischen Danebrogordens; Groß-
kreuz derfranzösischenEhrenlegion; Groß-kreuz des Königlich-Sigilianischen Se.
Ferdinands= und Verdiensterdene; Groß-
kreuz des Kurfürstlich-Hessischen goldenen
Löwenordens und des Grohherzoglich=
Hessischen Verdienstordens; Ritker der
Badenschen Orden der Treue und des
Zähringer Löwen,

und Seine Majestaät der Kaiser von
Rußland, den Herrn David, Grafen
von Alopeus, Ihren Geheimen Rath,
wirklichen Kammerherrn, außerordentli-
chen Gesandten und bevollmächtigten
Minister am Berliner Hofe, Ritter den
St. Alerander-Newskyordens und des
St. Annenordens erster Klasse; Groß-
kreuz der zweiten Klasse des St. Wladi-
mirordens; Ritter des Polnischen weißen
Adlerordens und Großkreuz der Ehren-
legion; .

welche, nach Auswechselung ihrer in guter
und gehöriger Form befundenen Woll-
machten, uber folgende Artikel übereinge-
kommen sind:

Art. I. Die Ansprüche, welche sich
auf Forderungen gründen, die aus von
der ehemaligen Bankalitats-Kameralkasse
zu Breslau und dem ehemaligen schlesi-
schen Steueramt eingegangenen Verbind-
lichkeiten herrühren, oder sich aus auf die
Domainen oder auf die Fonds und Ein-
künfte von Schlesien versicherten Darle-
hen herschreiben, und, sey es gegen die
Bank und die General-Invalidenkasse zu
Berlin, sey es gegen irgend eine andere
Preußische, in Polen Kapitallen oder
Vermögen brsitzende öffentliche Anstalt
oder Kasse erhoben werden mochten, kon—
nen der Prufung und Enrscheidung der

R 2 Ge-



de ce Royanme. Ces tribunaux ne
Pourront par Conséquent non plus
faire arrét de cechef sur les Proprié-
tés, due lessusdits Cablissemens bos-
sedent ou acquerroient en Pologne,
et un pareil arrét, füt-il déja fait,
sera incessament levé.

Art. II. Les sujets polonois qui
Posséderoient destitres propresafon-
der des Drétentions de la nature de
celles, dont il est dquestion. dans ar-
tiche precédem, les remetttont àä leur
Gouvernemen2, dui les adressera au
Alinistre de Sa Nlajesté linpériale et
Royale près Saweajestele Roi debrusse,
afin dur ce Mmistre les présente di-
rectement au Cabinet de Berlin.

Ar #. III. Le Gouvernement prus-
sien fera droit à ces reclamations, des
du’ellex auront été reconnues légi-
times et tondées, et en tant qu’elles
Portent sur des obligations, dui re-
tomberont:
des arrangemens du’il va prendre avec
Ie Gousernement autrichien
PPexé##ution délinitive du traité de Ber-
lin de 1712. Les sueils polonois qui.
Poseedent des créances dece genre,
s oit en premiere,

tout Ccomme les sujets Drussiens, dont
les prétentions appartiennent à la
mént classe.

Ari. IV. Les dispositions conte-
nues dans les artiches II. et III. de la
PDrsente convemtion entreront en vi-
Bucur; d.s.duerle partaeà laire entre
Ia · P usseetPAutriche,des dettes de
la. dilesic „ sera ellcctu.3

Art. V., I estentendu, due les
süputlations arrétées par les articles.
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4 sa# charge en vertu-

pour

soit en seconde

main, ou moyennant des ventes ulté-
ri ures, serom mrait s sousice rapport,

Gericheshöfe des genannten Königreichs
nicht unrerworfen seyn. Oiese Gerichte
können daher auch nicht aus solchem
Grunde auf das Eigenthum, welches die
gedachten Anstalten in Polen besitzen,
oder was sie daselbst erwerben möchlen,
Beschlag legen, und wo ein solcher Be-
schlag bereits angelegt wäre, soll er sofort
aufgehoben werden.

Art. II. Die Polnischen Untertha-
nen, welche Rechtstirel besitzen möchten,
die geeignet wären, Forderungen solcher
Art, als wovon in dem vorhergebenden
Arkikel die Rede ist, zu begründen, wer-
den sie ihrer Regierung übergeben, welche
sie dem Minister Seiner Kaiserlichen und
Königlichen Majestät bei Seiner Majesict
dem Konige von Preußen zintellen wurd,
damit deeser Minister sie unmittelbar dem
Berliner Kabinette vorlege.

Art. III. Die Preußische Regierung
wird diesen Ansprüchen, sobald ie als.
rechtmäßig und gegründet werden aner-
kannt worden seyn, und soweit sie Ver-
binolichkeiren zum Gegenstande haben, die
bei den Vereinbarungen, welche sie dem-
nächst mit der Oesterreichschen Regierung
zur endschaftlichen Ausführung des Ber-
liner Verltrags von 17.42. treffen wird,
auf sie fallen werden, Rech't widerfahren
lassen. Oie dergleichen Schuldvercchrei-
bungen in erster oder in zweiter Hand,
oder vermittelst weiterer Veräußerungen,
besitzenden Polnischen Unterthanen sollen
in dieser Hinsicht ganz wie die preußischen
Unterthanen, deren Forderungen in die-
selve Klasse gehôren, behandelt werden.

Art. IV. Oie un llren und lll#e#n
Artikel dieser Konvemiion enthaltenen Be-
stimmungen. ktreten in Kraft, sobald die
zwischen preutzen und Oestreich vorzuneh-
mende Theilung der schlesischen Schulden.
wire bewerkstelligt worden seyn..

Art. V. Verstanden in, daß die in.
dem Ilten, Ullen und IVien Artikel die-

fer



II. III. et IV. de cette convention ne

sont applicables qu'aux prétentions
d’origine polonoibe, savoir à celles,
dui om pPrimitivement appartenu à
#n habitant du territoire, qui com-
Pose le Ro)aume actuel de Pologne.
Toutes les prétentions deméme natu-
re, domt Horigine polonoise n’aura bas
été suffisammem prouvee, rentreront
Pour le Gouvernement prussien dans
la chasse des prétentions possédées
Par des éGtrangers, et bien qu’elles
Puissent appartenir aujourd’bui à des
szujets polonois et due naturellement
elles restent astreintes à P’eller des dis--
Po-ition: de article l. de la présente
convemion, elles ne pourront pas
jouir de la fareur stibulée par les ar-
ticles II. III. cri IV.

Art. VI. Les dispositions de la
Pr#ente Cconvbention sont apblicables
aux rérlamations actucllument pen-
dantes aux tribunaux civils.

Al t. VII. Laprikente Conventionm
sera ratilice el les ratilications en se-

ront schangée: dans Iespace de sik
semaines ou Pius 16t si laire sc peut.

En foi de quci nous Plénipoten-
tiaires respectis, lavons signé et y
acons apposé le cachet de nos armes.

rinel
Fait a Berlin le

grace mil-huitcemt-vintzt deux.

Comte #z Bernstorss. ComtedAlopeus.
. S.) (L. s.)
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lévrier lan de

ser Konvention getroffenen Bestimmungen
nur auf Forderungen Nolnischen Ur-
sprungs, nemlich auf diejenigen anwend-
bar sind, welche von Anbeginn an einem
Einwohner des Gebiets gehört haben,
aus dem das jetziie Polen besteht. Alle
Forderungen gleicher Art, deren polnischer
Ursprung nicht genugsam dargethan ist,
treten für die Preußische Regierung in die
Klasse der im Besitze von Ausländern be-
findlichen Forderungen, und obgleich ge-
genwärtig Polnische Unterthanen ihre
Inhaber seyn können, und sie der Natur
der Sache nach der Wirkung der Bestim-
mungen des lsten Artikels der gegenwär-
tigen Konvention gefügt bleiben, so kön-
nen sie doch nicht der in dem Iiten, lIIlten
und IVren Artikel bedungenen Begünsti-
gung theithaftig seyn.

Art. VI. Oie Bestimmungen der
gegenwärtigen Konvention finven auf die
bei den Cioilgerichten gegenwärtig anhän-
gigen Ansprüche Anwendung.

Art. VII. Die gegemwärtige Kon-
vention soll rakißzirt, und die Ratifika-
tionen darüber sollen in Zeit von sechs
Wochen, oder wo moglich früher, gegen-
einander ausgewechselt werden-

Zur Urkunde dessen haben wir beider-
seirige Bevollmächrigte dieselbe umterzeich=
net und mit unsern Wappenbesienelt.

So gesch hen zu Berlim den ohsen
Februar im Jahre Christi Ein Tausend
Acht Hundert und Zwei und Zwanzig.
Gr.v. Bernstorff. Gr. v. Alopeut.

(. S. ). (L. S.)

Cene Convention à é66 ratiliée eft

hles ratitlications en ont é1½ cchangées
lhe J. Awiil 1822.

——. — msn'“sVtzs —

Diese Konvention ist ratifizirt, und
die Ratifikationsurkunden darüber sind
am laten April 1822. gegeneinander
ausgewechselt worden.

(No. 719.).
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(No. 719.) Skatut für die Kaufmannschaft zu Danz)i. Vom 25sten April 1622.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König
von Preußen r. 7.

Thun kund und fügen hiermit zu wissen:
Da Wir beschlossen haben, die Raufmannschaft Unserer See= und Hand-

lungssiadt Danzig, auf ihren wiederhelten Wunsch in eine Korporation zu ver-
einigen, und derselben, mit Aufhebung der biöher bestandenen Krämer-Sozietät
eine angemessene Verfassung zu verleihen; so haben Wir den Entwurf eines
Statuts für die Kaufmannschaft zu Danzig sorgfältig prüfen lassen, und solchen
in nachstehender Art genehmigk:

Ersier Abschnitt.
Von der Korporation der Kaufmannschaft.

6. 1. Alle in die anzulegende Rolle der Kaufmannschaft eingetragene
Bürger der Stadt Oanzig bilden die Korporation der Danziger Kaufmannschaft.

§. 2. Zur Aufnahme in die Korporation der Kaufmannschaft ist die vor-
gängige Enwerbung des Bürgerrechts und ein unbescholtener Ruf unbedingt er-
forderlich.

K. 3. Isi nach dem Urtheil der Aeltesien der Kaufmannschaft der Ruf
des Aufzunehmenden bescholten, so sollen die Aeltesien sich über die Bestimmungs-
gründe ihres Urtheils nur gegen den Magistrat und die ihm vorgesetzten Staats-
behörden, und nicht gegen den Einzelnen auszulassen nöthig haben.

. J. Jedem, der in DOanzig ein kaufmännisches Gewerbe treiben will,
und die in dem F. 2. genannten Bedingungen erfüllt, siehr auf schriftliches des-
fallsiges Ansuchen die Aufnahme in die Korporation offen; das Geschlecht macht
hierdei keinen Unterschied.

§. 5. Durch die Aufnahme in die Korporation und Eintragung in die
Rolle der Kaufmannschaft (als unbedingtes vorhergängiges Erforderniß) wird
die Befugniß zum Betriebe jedes kaufmännischen Gewerbes ohne Einschränkung
gewonnen; insbesondere kann der Bests der gesetzlichen kaufmännischen Rechte
vom Handeltrelbenden des Orts fortan nur durch die Aufnahme in die Korpo-
ration erlangt werden, und ist von derselben dergestalt unzertrenulich, daß ein
jeder Handeltreibende des Orts, der auf die gesetzlichen kaufmännischen Rechte
Anspruch machen will, der Korporation der Kaufleute beitreten muß. Die Auf-
nahme in die Korporafton giebt diejenigen Rechte der Mitgliedschaft der Kor-
poration, welche dieses Statut ertheilt.

K. C0. Das kaufmännische Gewerbe besteht in dem An= und Verkauf der
Erzeugnisse der Nakur und des Kunsifleißes, in sofern derselbe als Gewerbe be-

trie-



trieben wird, ferner im Bétriebe von Bank-, Wechfel-, Kommissions= und Spe-
d##ions-Geschäften, in dem Buch= und Kunsthandel.

# 7. Höker und Viktnalienhändler gehören eben so wenig zu den Kauf-
leuten, als Inhaber eines Nadlerkrams und Trödler.

&amp;. 8. Die nicht zur Sec und nicht großhandelnden Kaufleute sind zwar
berechtigt, aber nicht verpflichtek, der Korporation beizutreten.

§. o. Seeschiffs-Rheder haben gleichfalls das Recht, nicht die Pflicht,
der Korporation beizutreten.

§. 10. Die Unternehmer pon Fabriken haben dieses Recht gleichfalls,
sind sie aberin die Rolle der Kaufmannschaft nicht eingeschrieben worden; so sieht
ihnen, so wie andern Künsilern und Handwerkern nur der Verkauf derErzeugnissse
ihrer eigenen Arbeit, und derer, die sie auf Besiellung aus selbst gelieferten Ma-
terialien haben fertigen lassen, zu.

S. I1. Sollte es hiernach in einzelnen Fallen noch zweifelhaft bleiben,
ob ein Geschäft zum kaufmännischen Gewerbe gehöre, und in wie weic derjenige,
der dasselbe treibt, der Korporalion beizutreten verpflichtet sey, oder nicht, so ent-
scheidet darüber, nach Anhörung des Gutachtens der Aeltesten der Kaufmann-=
schaft, der Magistrat, unter Vorbehalt des Rekurses an die Regierung.

§. 12. Fremde Kaufleuke, das heißgt: solche, welche nicht Bürger der
Stadt Danzig und Mi##glfeder der Korporation gewordensind,dürfen die Han-
belsgeschäfte, welche sie daselbst zu unternehmen wünschen, nur durch angesessene

Kaufleute beelbeng. Wittwen der Mitglieder der Korporation haben die Befugnif,
die Handend forkzusetzen, ohne für sich selbst die Mitgliedschaft der Korporation
zu erwerben.

Erben, die durch einen Disponenten die Handlung ihres Erblassers fort-
setzen wollen, sind dazu gleichfalls berechtigt, wenn sie sich aber auseinander setzen,
und einer oder mehrere derselben die Handlung übernehmen, so müssen sie, im
Falle der Majorenn#t, sogleich, im Falle sie aber tminorenn sind, sobald sie diese
erlangen, der Korporation beitreten,wennfie auch die alte Handlungs-Firma

beibehalten.
. 14. An der Ausübung der Ehrenrechte der Korporatien nehmen nur

die mämmlichen Mitglieder Theil.
. 15. Der Auskritt aus der Korporation darf in der Regel nur am Ende

eines jeden Jahres, für welches die Mitgliedschaft erlangk, oder forrgesetzt ist,
erfolgen. Ausnahmen hieroon finden nur daun statr, wenn einzelne Individuen
sich ganz von dem Betriebe aller Handelsgeschäfte lossagen wollen. In die-
sem Falle ist der Austritt auchim Laufe eines Jahres zulässig; m Bezug auf die
Verbindlichkeit, die Korporalionslasten für dassekbe mitzutragen, oder zur Til-

gung



gung der etwanigen Schulden, durch die Zahlung verhaltnißmaßiger Beitrage
mitzuwirken, bleibt es jedoch bei den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen.

Zweiter Abschnitt.
Von den gemeinsamen Angelegenheiten der Korporation

der Kaufmannschaft.

#§. 10. Die gemeinsamen Angelegenheiten der Korporation der Kauf-
mannschaft betreffen das allgemeine Interesse der Schiffahrt, des Handels, oder
eines Zweiges desselben, die öffenrlichen Ansialten und Einrichtungen, welche zum
Betriebe der Handlung dienen, in so weit der Kaufmannschaft das Eigenthum
oder die Verwaltung oder Kontrollirung derselben zukommen, das besondere Ver-
mögen und die Rechte, welche die Kaufmannschaft als Korporation aus Grund-
siücken, Kapitalien, Mobilien und milden Stiftungen besitzt, und die Verhält-
nisse der Mitglieder zu der Korporation, als einem Ganzen.

K. 17. Die kaufmännischen Mitglieder des Kommerz= und Admiralitäes=
Kellegiums zu Danzig, werden von der Kaufmannschaft gewählt und Unserm
Ober-Landesgerichte angezeigt, um deren Bestätigung auszuwirken.

K. 18. Auch wählt sie die zum Betriebe der Schiffahrt und des Handels
gehörigen Beamten, deren Wahl durch das Gesetz vom 7ten September 1811.
. . bis incl. 115. den Kaufmannschaften beigelegr ist, — Mälkler, Dispa-
cheurs, Schiffsabrechner, Güterbesiätiger, Schaffner, Messer, Wäger, Braker,
Stauer, Schauer, überhaupt alle, welche öffentlich bestellt sind, die Quantitat
und Qualilät der Waaren, oder deren richtige Verpackung zu bekunden — und
zeigt die Gewählten nach deren vorherigen Prufung der vorgesetzten Behörde zur
Bestätigung an.

#&amp;. 10. Ferner soll die Korporation der Kaufmannschaft durch ihre Aelte-
sien das Präsentationsrecht bei der Anstellung der See= und Binnenlootsen und
deren Kommandeurs, so wie des Strom-Inspektors oder Hafenmeisiers auszu-
üben befugt seyn. Eben so wird der Kaufmannschaft das Wahlrecht bei der Be-
setzung aller Stellen und Aemter an den in Danzig beslehenden, der Stadtgemeine
zugehdrigen Handelsanstalten, so wie der zur Dienflleistung bei den Handelsge-
schäften besiellten Personen beigelegt, jedoch unrer Berücksichrigung der bisheri-
gen Kommunal-Einkünfte, und unter Vorbehalt des dem Magistrate unrer den
gegenwärtigen Verhälmissen dieser Institute noch zustehenden Beslätigungérechrs.

Es werden aber der künftigen Uebereinkunft zwischen dem Magistrate und
der Kaufmannschaft, die etwa erforderlichen Modifikationen in dieser Hinsicht aus-
drücklich vorbehalten.

Drit-



Dritter Abschnitt.
Von der Verwaltung der Angelegenheiten der

Kaufmannschaft.
§. 20. Die Kaufmannschaft kann die Verwaltung ihrer gemeinsamen

Angelegenheiren, welche derselben nach diesem Statute, oder als einer Korpo-
ration, nach den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften zukommen, nicht unmittel-
bar selbst besorgen.

Diese, und die freie Verfügung über die Gegenstände des gemeinsamen
Vermögens der Korporation, wird daher einer aus ihrer Mitte zu erwählenden
Behörde, die den Namen:

„Aelteste der Kaufmannschaft von Danzig“
führen soll, mit derselben Gewalt übertragen, welche der Kaufmannschaft als
Korporation zusieht.

6 2I. Die Aeltesten der Kaufmannschaft beschließen nach der Stür
menmehrheit über alle gemeinsamen Angelegenheiren der Kaufmannschaft allei,
ohne Rückfrage an die letztere, und ohne deren Genehmigung, vollgültig und ver-
bindend für alle Mitglisder, und sollen mithin die entgegenstehenden Besiimmun=
gen des Allgemeinen Landrechts Thl. II. Tit. ö. G. 133. 153. und 154. keine
Anwendung finden.

#. 22. Sie sind zur Vollzichung aller der Angelegenheiten und Geschäfte
der Kaufmannschaft, zu welchen nach dem Allgemeinen Landrecht Theil I.
Tit. 13. S6, 00. bis 100. eine Spezial-Vollmacht erfordert wird, kraft dieses
Statuts und zufolge ihrer Anstellung befugt.

 . 23. Sie können auch Beiträge von den Korporationsgliedern zu noth-
wendigen und nutlichen Zwecken der Kaufmannschaft, als solcher, nach Anlei-
tung des Vten Abschnitts dieses Statuts beschließen.

§. 2. Die Aeltesten sind aber schuldig, der Kaufmannschaft von ihrer
Verwaltung jährlich Rechenschaft abzulegen.

§. 25. Außerdem sind sie, für ihre Beschlüsse, nur der Obrigkeit und
ihrem Gewissen verantwortlich.

Vierter Abschnitt.
Von der Bestellung der Aeltesten der Kaufmannschaft.

&amp;. 20. Die Verwaltungsbehörde der Korporation besteht aus zwölf
männlichen Mitgliedern, von denen wenigstens zwei Drittheile ausschließlich aus
der Zahl der zur See= und großhandelnden Kaufleute besiehen mmussen; dagegen
soll die Wahl für das letzte Orittheil ganz frel seyn, so daß zu denselben sowohl
große als blos klein-handelnde Kaufleute gewählt werden können.

Jahrgang 1822. S g. 27.



S. 27. Die Aeltesten der Kaufmannschaft fertigen die Lisien der nach dem
vorsiehenden §. wahlfähigen Kaufleute alljährlich vor der jedesmaligen Wahl.

§. 28. Die ctwanigen Einsprüche gegen einzelne Eintragungen oder
Uebergehungen in der Lisie, werden von den Aeltesien für die nächsifolgende Wahl
untersucht und entschieden.

§. 20. Oie Aeltesten der Kaufmannschaft werden aus der Wahllisie
C(siehe §. 27.) auf Orei Jahre gewählt. Jedes Jahr scheidet Ein Drittheil aus.
Diese Ausscheidung wird so lange durchs Loos bestimmt, als die dreijährige
Dauer des Auftrags noch nicht verflossen ist. Die Ausscheidenden und die, welche
durch den Tod oder andere Ereignisse abgehen, werden jährlich durch eine neue
Wahl ersetzt, welche am Jahrestage der ersien Wahlversammlung siatt finden
soll. Die Austretenden sind wieder wählbar.

§. Z0. Für den Fall des Abganges oder einer dauernden Abwesenheit
der Aeltefien, werden gleichzeitig auf gleiche Art und unter denselben Bedingun-
gen der Wahlfähigkeit Vier Stelloerktreter gewählt.

S. 31. Zu dieser Wahl werden an einem noch näher zu bestimmenden
Tage sämmtliche männliche Mitglieder der Kaufmannschaft durch Umlauf-Schrei-
ben eingeladen. Wer ohne Gntschuldigung ausbleibt, soll in eine Ordnungsstrafe
von 5 Rthlr. zur städtischen Armenkasse genommen werden.

§. 32. Der Vorsteher der Acltesten eröffnet die Wahlversammlung, läßt
durch den Einen seiner Beisitzer die Anwesenden zählen, durch den andern deren
Stimmfahigkeit mit der Rolle vergleichen, hiernächst macht er die Namen der
ausscheidenden Mitglieder bekannt, und läßt durch die beiden Beisitzer die ge-
druckten Wahllisien unter die Anwesenden vertheilen.

&amp;#. 33. Unter seinem Vorsitze wählt hierauf die Versammlung der per-
sönlich Anwesenden — Bevollmächtigungen sind nicht zulässig — aus den Wahl-
listen, nach Vorschrift des F. 20., die erforderlichen Aeltesien durch geheime
Stimmzeichen.

§. 34. Jeder der Anwesenden in der Wahlversammlung kann aus diesen
Wahllisten einen Kandidaten auf die Wahl bringen.

K. 35. Die beiden Beisitzer sammeln die Stimmen, der Vorsieher zählt
ste, und spricht die Zahl derselben mit dem Namen des Kandidaten aus.

§##. 30. ODiejenigen von denen zur Wahl vorgeschlagenen Personen,
welche die meisten Stimmen für sich haben, sind Aelteste, die nächstfolgen-
den Vier, sind Stellvertreter.

#. 37. Wenn die erforderliche Anzahl der Aeltesien hiernach ergänzt
ist, so wählen sie am folgenden Tage auf die schriftliche Einladung aus
ihrer Mitte den Vorsteher und die beiden Beisitzer auf Ein Jahr.

§. 38. Diese Wahlen sind auch für die nicht in den Wahlversammlungen
Erscheinenden gültig und verbindend. Selbige werden protokollirt, und die Um-

lauf-
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laufschreiben mit den Unterschriften der zur Wahl Eingeladenen dem Protokolle
beigefügr. In den Protokollen wird das Verfahren nach den S#. 31 — 37. be-
merkt, und dieselben von dem Vorsteher, den Beisitzern und dem protokollirenden
Sekretair unterzeichnet.

§#. 30. Da gegenwärtig noch keine Rolle der Danziger Kaufmannschaft
eristirt, so geschieht die Berufung zur ersten Wahl durch den Ober-Bürgermeister,
welcher zuvor die Liste der Korporations-Mitglieder anlegen wird.

Fünfter Abschnitt.
Von dem Verfahren der Aeltesten der Kaufmannschaft bei

ihrer Verwaltung.

§. 40. Die Aeltesten beschließen gültig, wenn wenigstens Acht ihrer
Mitglieder gesetzlich versammelt sind.

S. A1l. Sie halten gewöhnliche Sitzungen an bestimmten Tagen, über
welche, so wie über die fesüzustellende Geschäfts-Ordnung sie sich durch einen
Beschluß einigen, und außergewöhnliche auf die schriftliche Einladung des
Vorstehers.

Sobald Aufforderungen zu Versammlungen der Aeltesten von den Be-
börden ergehen, muß der Vorsteher, oder in dessen Abwesenheit die Beisitzer,
diese sogleich veranlassen.

§. 42. Der Vorsteher eröffnet die Verhandlungen, hat darin den Vorsitz
und vertheilt die Vortrags-Sachen unter die übrigen Mitglieder, bei deren Vor-
trag er gegenwärtig ist.

§. 43. Bei der Berathschlagung bestimmt er unter Mehrern, die das
Wort fordern, die Reihefolge, erklärt die Berathschlagungen zum Stimmen-
sammeln für geschlossen, undspricht den Beschluß aus.

§. dJ. Bei Gleichheit der Stimmen gilt die Meinung, für welche er
gestimmt hat. Außerdem hat er gleich jedem andern Mitgliede nur Eine Stimme
und muß sich dem Beschlusse der Mehrheit untemwerfen.

§. J%. Er ist der Obrigkeit verantwortlich, daß keine den Landesgesetzen
und diesem Statuc entgegenstehende Beschlüsse in den Versammlungen der Aelte-
sien gefaßt werden. Geschieht es, so muß er solches unverzüglich der betreffenden
Behörde anzeigen.

#. 40. Die Verhandlungen der Aeltesten in den Versammlungen und
ihre Beschlüsse werden protokollirk.

#&amp;#. 47. Der Vorsteher und die Beisitzer sind mit der Vollziehung der Be-
schlüsse beauftragt.

 48. Sie unterzeichnen die Protokolle der Sitzungen der Aeltesien, den
Briefwechsel, die Urkunden, und alle übrige Ausfertigungen.

S 2 9. 49.
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# 40. Der Vorsteher empfängt und erbricht die eingehenden und sorgt
für den Abgang der ausgefertigten Sachen.

9. 50. Die Aeltesten fuhren ein Siegel mit dem Zeichen eines segelnden
Schiffes und der Umschrift: „Siegel der Aelteslen der Kaufmannschaft zu Danzig“,
womit sie ihre Ausfertigungen vollgültig beglaubigen.

&amp;. 51. Bei einer Abwesenheit oder sonstigen Abhaltung des Vorstehers
wird derselbe von dem ersten, und im gleichen Falle desselben, von dem zweiten
Beisitzer, und diese werden wiederum von den altesien der übrigen Mitglieder ver-
freten.

K. 52. Oie Aeltesten führen die Rolle der zu der Korporation der Kauf-
mannschaft gehörigen Mitglieder. Eintragungen und Löschungen können nicht
anders, als auf ihren Beschluß in den Sitzungen durch den Vorsteher oder die Bei-
sitzer vollzogen werden. Die Eingetragenen und Gelöschten erhalten von den
Aeltesten darüber schriftliche Bescheinigungen unter deren Siegel.

§. 53. Gleich nach der Wahl der Aeltesien und spätestens den Isten Mai
jeden Jahres, lassen dieselben ein nach dem Alphabet geordnetes Namensverzeich-
niß ihrer Mitglieder und sämmtlicher in die Rolle eingetragenen Kaufleute drucken,
und senden davon Ein Exemplar Unserer Regierung, Unserm Ober-Landesgerlchte,
Unserm Polizeiprasidium, Unserm Kommerz= und Aomiraluctskollegium, dem Ma-
gistrate und dem Stadtgerichte ein. Ein Exemplar hängt siets ander Börse aus.

§. 5./. Außer den allgemeinen Bestimmungen über den Wirkungskreis
der Aeltesien unterziehen sich dieselben namentlich noch folgenden Beschäftigungen:

a) diejenigen Streitigkeiten in Handels-Angelegenheiten, die von den Parteien
freiwillig an sie gebracht werden, durch einen Vergleich gütlich beizulegen;
hierbei findet alles dasjenige Anwendung, was die Allgemeine Gerichts-
Ordnung Theil 2. W. 1567 — I76. von Schiedsrichtern vorschreibt;

b) diejenigen Gutachten abzufassen, welche öffentliche Behörden von der Kauf-
mannschaft verlangen dürften;

c) die Materialien zu Antragen an die Behörden über wichtige Handelsgegen-
stände vorzubereiten, und die Vorsiellungen hierüber anzuferligen;

d) die Prüfung derjenigen, welche sich zur Aufnahme in die Korporation mel-
den (jedoch nur in Beziehung auf die in dem F. 2. undfolgenden dieses Sta-
tuts aufgesiellten Erfordernisse) und der nach dem aten Abschnitte #. 18. 10.
dieses Statuts zu dem Betriebe der Schiffahrt und des Handels anzustellen-
den Beamten zu besorgen.
§. 55. Die Aeltesten können für einzelne Verwaltungszweige beson-

dere Ausschüsse aus ihrer Mitte anordnen, die aber von ihren Verhandlungen
den Aeltesten Bericht abzustatten haben und von diesen Verfügungen annehmen-
müssen.

K. 56.



9. 56. Die Aeltesten beziehen als solche keine Besoldung oder ein anderes
Einkommen. Sie können blos die Erstattung baarer Auslagen, welche sie etwa
bei einzelnen Verrichtungen im Dienste machen, fordern.

§S. 57. Die Aeltesten wählen die für ihre Geschäfte erforderlichen Perso-
nen und Subalternen, kontrahiren mit denselben über deren Geschäfte und die
Dauer des Oienstes, so wie über deren Gehalt und ertheilen ihnen die erforderliche
Instruktion über ihre Geschäftsführung.

§. 58. Der Vorsteher kann Kaufleuten; sowohl unter den Aeltesten, ale
auch überhaupt in der Korporation, die Ausrichtung einzelner Geschäfte auftra-
gen, welchen der Beauftragtesichwilligunterziehen muß. In wie fern sich ein
Kaufmann durch einen solchen Auftrag unverhältnißmäßig beschwert erachtet,
steht ihm frei auf die Entscheidung der Aeltesien zu rekurriren.

§. 50. Wenn aber durch Vollmachten Geschäfte aufgetragen werden,
welche gerichtlich zu verhandeln sind, oder wodurch der Kaufmannschaft Rechte
und Verbindlichkeiten erwachsen, so ertheilen solche die Aeltesten in der K. 48.
vorgeschriebenen Form.

Sechster Abschnitt.
Von der Handhabung der polizeilichen Ordnung im den Ver-

sammlungen und auf der Börse.

h. 60. Der Vorsteher und die Beisitzer halten in den Versammlungen
der Kaufmannschaft und der Aeltesten auf Ruhe, Anstand und Ordnung, und
die Ruheslörer müssen auf ihr Geheiß sogleich die Versammlung. verlassen.

§. 601. Vorxzüglich haben sie für die Erhaltung der außern Ordnung bei
den Börsenversammlungen zu sorgen und über einzelne Fälle der Börsendisziplin
den Aeltesten Bericht zu erstarten, welche befugt sind, die Ruhesibrer, welche
sich Injurien auf der Börse erlauben, in eine Ordnungsstrafe bis Funfzig Tha-
ler zur Armenkasse zu nehmen, und wenn Thatlichkeiten mit denselben verbunden
gewesen sind, moch außerdem den Ausschluß von den Börsenversammlungen bis
auf sechs Monat zu verfügen. Der Anspruch des Beleidigten auf öffentliche Ge-
nugthuung durch die Gerichtsbehörden bleibt demselben vorbehalten.

§. 62. Zur bessern Aufrechthaltung der Ordnung an der Börse wählen
die Aeltesien jährlich zwei Börsenkommissarien aus ihrer Mitte, welchen die Erhal-
tung der dußern Ordnung bei den Börsenversammlungen und die Aufsicht darüber
speziell übertragen wird, daß bie in dem ledesmaligen Börsen-Reglement besmdli-
chen Vorschriften genau gehalten werden. Im Uebrigen bestimmen die Aeltesten

die Rechte und Verpflichtungen dieser zwei Börsenkommissariemund lassen. schoenihnen.



ihnen Bericht uber die Falle der Borsendisziplin erstatten, welche sie ihrer Ent-
scheidung vorbehalten werden.

9. 63. Oeffentliche Bekanntmachungen an die Korporation werden durch
Aushang an der Börse besorgt. Eine Nachricht oder Verordnung ist als voll-
ständig bekannt gemacht anzusehen, wenn sie drei auf einander folgende Börsen-
tage, während der ganzen Börsenzeit, an dem gewöhnlichen Orte der Börse,
ausgehängen hat.

&amp;. 04. Nur die Aeltesten sind berechtigt, Bekanntmachungen in der
Form des F. 63. zu erlassen. Sie dürfen sich aber niemals weigern, solcherge-
stalt sogleich bekannt zu machen, was ihnen von Unsern oder den städtischen Be-
hörden zur Bekanntmachung zugefertigt wird.

&amp;. 605. Privat-Personen, sie mögen Mitglieder der Korporation seyn,
oder nicht, müssen die Anschläge, welche slte an der Börse anheften zu lassen
wünschen, dem Vorsieher zustellen, welcher die Anheftung veranlassen wird,
wenn er kein Bedenken dagegen findet. Bezweifelt er aber die Schicklichkeit, oder
selbst die Rechtlichkeit der beabsichtigten Bekanntmachung, so giebt er den An-
schlag im ersten Falle an den Verfasser zurück, im andern Falle legt er ihn den
Aeltefien zur Entscheidung vor.

Siebenter Abschnitt.
Von den Beiträgen der Korporations-Mitglieder, und von

der Verwaltung der Gemein-Kasse.

§. 66. Bei Anlegung der ersien Rolle der Danziger Kaufmannschaft zahlt
jedes Mitglied an die Gemein-Kasse Einen Thaler, und in der Folge jedes neu
aufzunehmende Mitglied Orei und Oreißig Thaler Zehn Silbergroschen für die
Eintragung in die Rolle, zur Gemein-Kasse, so wie außerdem die Ausfertigungs-
Gebühren für den Eintragungsschein, und die Botengebühren zusammen mit
Zwei Thalern.

§. 67. Ist der Aufzunehmende bereits Mitglied der Korporation gewe-
sen, und aus derselben freiwillig mit Niederlegung seiner Handelsgeschäfte aus-
getreten, so darf er bei der Wiederaufnahme nur die Ausfertigungs= und Boten-
gebuhren mit Zwei Thalern bezahlen. Sollten jedoch besondere Verhältnisse es
wahrscheinlich machen, daß der freiwillige Austritt nur geschehen, um sich den
für diesen Zeitraum von der Korporation zu übertragen gewesenen allgemeinen
Lasten und Leistungen zu entziehen, und kann der Austretende diese Anzeige nicht
genügend widerlegen, so ist derselbe bei seiner Wiederaufnahme verpflichtet,
den in jener Zeit, von seinem Austritte bis zum Wiedereintritte, auf ihn, wenn

er



er in der Korporation geblieben ware, getroffenen Antheil der stattgefundenen
allgemeinen Lasten und Leistungen nachzuzahlen. Die Entscheidung, ob ein sol-
cher Fall vorhanden, gebührt zunächst den Aeltesten, unter Vorbehalt des Rekurses.

S. 08. Reicht die Gemeinkasse zur Bestreitung der Besoldungen und übri-
gen Gemein-Ausgaben nicht zu, so werden Beitrage von allen Mitgliedern der
Korporarion erforderk.

§. 60. Zu diesem Zwecke werden die Mitglieder der Kaufmannschaft“
nach der, Behufs der Gewerbesteuer-Entrichtung, gesetzlich vorzunehmenden-
Klassisikation eingetheilt, so daß die von jedem Mitgliede zu entrichtende Ge-
werbesicuer, auch den Maaßstab zu seiner Besteuerung, Behufs der Beiträge
zu den Lasten der Korporation seyn soll.

#. 70. Die Aeltesten fertigen den jährlichen Anschlag der gewöhnlichen
Ausgaben. Außergewöhnliche Zahlungen dürfen nur auf den Beschluß dersel-
ben von der Kasse gemacht werden.

g. 71. Jährlich legen die Aeltesien der zur Wahl versammelten Kauf-
mannschaft die Rechnung von den ihnen untergeordneten Kassen vor, und ver-
theilen unter die Anwesenden gedruckte Auszüge davon.

5. 72. Die Kaufmannschaft läßt diese Rechnungen durch eine aus ihrer
Mitte von der Wahlversammlung aus den Wahllisten zu ernennende Kommission
von drei Mitgliedern, die aber nicht zu den Aeltesten gehören dürfen, abnehmen
und die Decharge darüber ertheilen.

Achter Abschnitt.
Von der Verpflichtung zur Annahme der Wahlen und-

Aufträge.

§. 73. Wer die ihm nach diesem Statut durch die Wahl oder besondern
Auftrag übertragenen Aemter und Geschäfte nicht annehmen will, muß rechrliche
Entschuldigungsgründe dafür anführen.

S. 74. Zunächst entschuldigt von dieser Annahme alles, was nach dem
Allgemeinen Landrecht Thl. II. Tit. 18. W. 208. und 200. von der Uebernahme
einer Vormunvschaft entbindet.

§. 75. Auch aktive Stadträthe und der Vorsieher der Stadtverordneten
können wider ihren Willen zur Annahme dieser Wahlen nicht verpflichtet werden.

§S. 76. Die aus der Acltesten-Versammlung ausscheidenden Mitglieder
können zur Annahme einer abermaligen Wahl, als Aeltesie, erst nach Verlauf
von vollen drei Jahren nach ihrem Austrikte verpflichtet werden.

S. 77.
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 77. Besondere Aufträge können die Aeltesten oder der Vorsieher ei
Kaufmanne, wider seinen Willen, nur einmal in einem Jahre geben.

#. 78. Wer außer den obigen Entschuldigungsgründen die Annahme
der nach diesem Statut auf ihn gefallenen Wahlen oder ihm gemachten Auftrage
verweiqert, erhält eine Woche Bedenkzeit, und kann, wenn er am Ende dersel-
ben noch auf seiner schriftlich abzugebenden Weigerung beharret, von den Aelte-
sien bestraft werden. Fur den ersien Weigerungsfall dürfen dieselben eine Erhö-
hung der Geldbeiträge um die Hälfte eintreten lassen, im zweiten Falle können sie
diese Beiträge um das Ganze erhöhen, und im dritren Falle das renitirende Mit-
glied außerdem noch von. dem Genusse der Ehrenrechte und dem Stimmrechte aus-
schließen und dies an der Börse durch Aushang bekannt machen.

g. 70. Bei Aufträgen haftet das renitirende Mitglied für den durch seine
Weigerung entstandenen Schaden, und wenn sie im schleunigen Falle einem
Andern gemacht werden müssen, so ist es schuldig, diesen völlig zu entschädigen.

. 80. Sollte Jemand so wenig Gemeinsinn verrathen, die mit seinem
Amte verbundenen Werpflichtungen nicht wahrzunehmen, und sich geflissentlich
denselben zu entziehen, und sollten die Erinnerungen der Aeltesten und des Vor-
stehers insbesondere hierunter vergeblich seyn, so finden gegen den Schuldigen,
außer der an der Börse durch Aushang bekannt zu machenden Entsetzung von dem
ihm übertragenen Amte, noch die in dem §. 78. aufgeführten Strafbestimmun-
gen nach dem Grade der Verschuldung siatt.

. S1. In Bezichung auf die in den vorstehenden V 0. und 80. aus-
gesprochenen Strafbestimmungen bleibt jedoch demjenigen, der die von den Aelte-
sien feüzusetzende Strafe leiden soll, der Rekurs vorbehalten. Auch soll es den
Aeltesien fteisiehen, zu jeder Zeit die ergangenen Strafbestimmungen zu mildern
oder gänzlich wieder aufzuheben.

Reunter Abschnitt.
Von der Suspension und dem Verluste der kaufmännischen

Rechte.

 82. Die Rechte der Mitgliedschaft der Korporqtion sind unterbrochen,
wenn das Mitglied unter Kuratel gesetzt wird, sich für zahlungsunfähig erklärt,
oder in eine Kriminal-Untersuchung wegen solcher Verbrechen geräth, worauf
gesetzlich die Strafe des Zuchthauses, der Strafarbeit, der Verlust der bürger-
lichen Ehre oder des Kaufmannsiandes sieht.

§. 83. Die Wirkung der Suspenfion haftet nur auf der Person des
Euspendirten, und nicht auf dem Gewerbe. Der Suspendirte kann daher we-

der



der an ben Ehrenrechten der Mitgliedschaft der Korporation Theil nehhmen, noch
auf der Borse erscheinen, wohl aber kann seine Handlung wahrend der Suspen-
sion durch einen personlich fähigen Disponenten fortgesetzt werden.

§#. 84. Die Euspension wird aufgehoben:
a) durch Aufhebung der Kuratel;
b) durch vollständige Absindung mit den Glaubigern, sey es durch Zahlung,

Erlaß oder Befristung;
c wenn der Gemeinschuldner zum benelicio cessionis bonorum auf den

Grund der Einwilligung seiner Gläubiger oder durch ein Erkenntniß ge-
lassen worden; auch kann er in diesem Falle, selbst wdhrend des Kon-
kursprozesses eine neue Handlung eröffnen;

4) durch eine vollsiändige richterliche Freisprechung von der Anklage eines im
Kriminalprozesse erörterten Verbrechens.

§# 85. Die Lossprechung bis auf weitern Beweis bewirkt dagegen die
Aufhebung der Suspension an sich nicht, vielmehr entscheiden alsdann die Aelte-
sien: ob die Suspension aufhören könne, ohne den Ruf der Korporation zu ge-
fährden, oder ob sie blos fortgesetzt werden müsse, oder ob der haftende Ver-
dacht so dringend, oder so emniedrigender Art sey, daß die gänzliche Ausschlie-
ßung erfolgen musse.

Die Gerichte sind in dieser Hinsicht gehalten, den Aeltesten auf ihr Ansu-
chen, das abgefaßte Erkenntniß mit den Grunden mitzutheilen.

Der Rekurs bleibt vorbehalten.
9. 86. Die kaufmannischen Rechte in Absicht des Standes und der Mit-

gliedschaft gehen verloten:
a) durch den Tod, undbeschadet jedoch der der Wittwe oder den Erben nach den

allgemeinen Gesetzen in Verbindung mit diesem Statut zuslehenden Rechte;
Il) durch freiwillige Entsagung, welche jedoch den Aeltesten in glaubhafter Forn

angezeigt werden muß;
durch einen Beschluß der Aeltesten, in soweit nicht dieser Beschluß im Wege
des Rekurses abgeandert worden ist.

5K. 37. Die Aeleeslen sind verpflichtet, die Ausschließung eines Mitgliedes
aus der Korporation durch einen Beschluß auszusprechen, wenn dasselbe:

a) füur einen muthwilligen oder gar betrügerischen Bankeruttirer durch rechts-
krdftiges Urtheil erklärt worden ist;

1U) wenn dasselbe eines Meineides, Verfäalschung öffentlicher Papiere, Privat-
Urkunden oder Unterschriften, absichtlicher Verbreitung falscher Münzen
oder sonst eines qualisizirten Betruges überwiesen ist;

c) wenn auch wegen anderer Verbrechen auf Zuchthaus= oder Festungsstrafe,
oder gar körperliche Züchtigung gegen dasselbe rechtskräftig erkannr ist;

d) wenn dasselbe das Stadtbürgerrecht verliert, dies mag nun durch Enrsa-
Jahrgang 1822. T gung,



gung, Entfernung, durch rechtkräftiges Erkenntniß, oder durch einen Be-
schluß der Stadtverordneten-Versammlung erfolgen;

e) wenn durch ein richterliches rechtskraftiges Erkennenig der Berlust der
kaufmännischen Rechte festgesetzt wird;

wenn ein Mitglied wegen böslicher Defrandation landesherrlicher Gefälle
zum zweitenmale durch ein förmliches Erkenntmiß verurtheilt worden ist;

8 wenn ein Mitglied der Uebertretung gegen die Wuchergesetze überführr,
und deshalb bestraft worden ist.

K. 88. Dagegen bleibt es den Aeltesten überkassen, den von ihnen wohl
zu erwägenden Umsiänden nach, entweder die Ausschlietzung oder die Suspen-
sion, oder auch die unumschränkte Beibehaltung in der Korporation zu beschließen:

a) in den in &amp;. 85. angeführten Fällen;
b) wenn bei einer Kriminaluntersuchung, in Fällen, die nicht zu dem §F. 87.

a. und b. dieses Abschnitts gehören, blos auf Geld= oder Gefängnißstrafe
erkannt worden ist;

„D)wenn die nach F. 87. rechtskraftig erkannte Strafe im Wege der Gnade
erlassen, oder in Geld= oder bloße Gefängnißstrafe verwandelt worden ist.

Die Ansicht, welche die Aeltesten hierbei leiken muß, ist zunchst die
Erhaltung der Ehre und des unbescholtenen Rufes der Korporation im
Publikum und auf auswärtigen Handelsplätzen.

d) Eben so bleibt es den Aeltesten überlassen, zur Ehre der Koporation und zum
Vortheile des Handelsskandes, der durch Defraudanten ebenfalls gefährdet
wird, Mitglieder, welche in Folge eines begründeten Gerüchts zu dieser
Klasse gehdren, schon auf das erite rechtskräftige Erkenntniß auszuschließzen.

Gegen die Beschlüsse der Aeltesten, deren dieser §. gedenkt, bleibt der
Rekurs offen.

§#. 80. Wenn im Publikum Gerüchte über ein Mitglied der Korpo-
ration umlaufen, wodurch dasselbe solcherHandlungen beschuldigt wird, die, wenn
sie erweislich wären, die Ausschließung zur Folge haben würden, so sind die
Melresten berechtigt, dieses Mitglied vor sich laden zu lassen, ihm mit Schonung
diese Gerüchte zu eröffnen, eine Warnung zu erlassen, und ihm anheim zu geben,
jur Erhaltung seines guten Rufes sich zu vertheidigen.

Geschieht dies nicht, erhalten sich vielmehr die Gerüchte, und bleibt auch
zne zweite Warnung ohne Erfolg, so bleibt es dem Ermessen der Aeltesien über-
kassen, nach Maaßgabe des Gerüchts das bezüchtigte Mitglied dem behörigen Kri-
Inalgerichte zur Untersuchung anzuzeigen.

Zehnter Abschnitt.
Von den Lehrlingen und Gehülfen.

K. Oo. Die Vertrage, welche Milglieder der Korporation über die An-
ähme der Lehrlinge und Gehülfen schriftlich abzuschtießen haben, sind zwar an

und
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und fur sich eine bloße Privatangelegenheit; sie konnen jedoch bei den Aeltesten
verlautbart werden, welche auchdie Zeugnisse nach beendigter Lehr-oder Dienslzeit
zu bestätigen, und bei diesem wichtigen Theile ihres Berufs dahin zu wirken
haben, daß Rechtlichkeit, Ordnungsliebe und Sachkenmniß, als die wahren
Grundlagen kaufmännischer Bildung, anerkannt und behaupket werden.

Das Verfahren hierbei bleibt der Wahl der Aeltesten überlassen, sie sind
jedoch verpflichtet, sich darüber auf Erfordern der Obrigkeit zu jeder Zeit gründ-
lich auszuweisen.

§. 0I. Jedes Mitglied der Korporation ist verpflichtet, einen Lehrling
oder Gehülfen auf die Aufforderung der Aeltesten sofort zu entlassen, wenn die-
ses wegen solcher Vergehungen gefordert wird, welche bei Mitgliedern der Kor-
poration Ausschließung begründen würden.

Eilfter Abschnitt.
Von der Ausübung des Rekurses an die vorgeordneten

Instanzen.
&amp;. 02: Der Rekurs muß binnen zehn Tagen nach dem bescheinigten

Empfange des Bescheides, oder der Bestimmung, welche zur Beschwerde Ver-
anlassung giebt, bei der nächst vorgesetzten Instanz angebracht, und alsdann
vor der Anwendung der Strafmaaßregel und vor der Realisation der den Ge-
genstand der Beschwerde ausmachenden Bestimmung, die höhere Enrscheidung
abgewartet werden.

§. 903. Die Aellesten können die zur Exekution stehenden., rechtskräftig
erkannken Strafen zwar einfordern, deren Einziehung aber nach eigener Wahl
nur durch den Magistrat oder durch die Gerichte, welche einer diesfälligen Re-
quisition unweigerlich genügen müssen, veranlassen.

&amp;#. 94. Der Magistrat soll die der Korporation zunächst vorgesetzte Be-
hörde seyn, und als solche unter der Regierung zu Danzig und dem Ministerium
für Handel und Gewerbe slehen.

Urkundlich haben Wir dieses Statuf, welchem Wir hierdurch Gesetzes-
Kraét verleihen, und über welches Wir fest und unverbrüchlich gehalten wissen
wollen, durch Unsere eigenhändige Unte#ischrift und unter Beidruckung Unsers
großen Königlichen Inssegels vollzogen.

Gegeben Berlin, den 25sten April 1822.

(I. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. Graf v. Bulow.

(No.7200
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[No. 720.) Erklärung wegen der zwischen der Kbniglich-Preußischen und der Kbniglich-
Balerischen Regierung verabredeten Magßregeln zur Perhütung der Forst-
frevel in den Grenzwaldungen. Vom 4ten Mai 1822.

N% die Königlich-Preußische Regierung mit der Königlich-Baierischen Regie-
rung übereingekommen ist, wirksame Maaßregeln zur Verhutung der Forsifrevel in
den Grenzwaldungen gegenseitigzutreffen,soerklärenbeideRegierungenFolgendes:

1. Es verpflichtet sich sowohl die Königlich-Preuhische als die Königlich-
Baierische Regierung, die Forslfrevel, welche ihre Unterthanen in den Waldungen
des andern Gebiets verübt haben möchten, sobald sie davon Kenntniß erhält, nach
denselben Gesetzen zu untersuchen und zu bestrafen, nach welchen sie untersucht und
bestrast werden würden, wenn sie in inländischen Forsten begangen worden wären.

2. Um von beiden Seiten zur Sicherheit des Forsteigenthums möglichst
mitzuwirken, sollen die wechselseitigen, gerichtlich verpflichteten Forst-- und Polizei-
beamten befugt seyn, in den Fällen der Waldfrevel Haussuchungen im Gebiete des
andern Staates, wenn sich dort der angegebene Thäter aufhälr, oder der gefrevelte
Gegenstand befinden dürfte, zu veranlassen. Dieselben haben sich zu diesem Ende
an den Ortsvorstand der betreffenden Gemeinde zu wenden, und diesen zur Vor-
nahme der Visitation in ihrer Gegenwart aufzufordern.

3. Bei diesen Haussuchungen muß der Ortsvorstand sogleich ein Proto-
koll aufnehmen, und ein Exemplar dem requirirenden Beamten einhändigen, ein
zweites Exemplar aber seiner vorgesetzten Behörde Vandralh oder Beamten) über-
senden, bei Vermeidung einer polizeilichen Geldstrafe.

Für die Konstatirung eines Forstfrevels, welcher von einem Angehs-
rigen des einen Staats in dem Gebiete des andern begangen worden, soll den offi-
ziellen Angaben und Abschätzungen, welche von den kompetenten und gerichtlich
verpflichteken Forst= und Polizelbeamten des Orts des begangenen Frevels aufge-
nommen worden, jener Glaube von der zur Aburtheilung geeigneten Gerichtastelle
beigemessen werden, welchen die Gesetze den offiziellen Angaben der inländischen
Beamten beilegen.

#Die Einziehung des Betrages der Strafe, und der ctwa stattgehabten
Gerichtskosten, soll demjenigen Staate verbleiben, in welchem der verurkheilre Freo=
ler wohnt und in welchem das Erkenntniß stattgefunden hat, und nur der Betrag
des Schadensersatzes und der Pfandgebübren an die betreffende Kasse desjenigen
Staates abgeführt werden, in welchem der Frevel verübt worden ist.

6. Den untersuchenden und bestrafenden Behörden in den Königlich-Preu-
Hischen und in den Königlich-Baierischen Staaten wird zur Mlicht gemacht, die Un-
kersuchung und Bestrafung der Forstfrevel in jedem einzelnen Falle so schleunig vor-
zunehmen, als es nach der BVerfassung des Landes nur irgend möglich seyn wird.

Gegenwärtige, im Namen Sr. Majestät des Königs von Preußen und
Sr. Majestat des Königs von Baiern zweimal gleichlautend ausgefertigte Erklä-
rung soll, nach erfolgter gegenseitiger Auswechselung, Kraft und Wirksamkeit in
den beiden Landen haben, und offentlich bekannt gemacht werden.

So geschehen Berlin, den ##ten Mai 1822.
Konigl. Preuß. Ministerium der auswartigen Angelegenheiten.

von Bernstorff.
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Stagten.
—— No. 10. —

(No. 721.) Allerhochste Genehmigung bes vom Staatsministerio unterm 29sten Marz d.J.
erlassenen Regulativs über die Einrichtung neuer Holzhöfe unr die Festun-
gen. De Dato den öten April 1822.

#
Ich genehmige das Mir von dem Staatsministerium unterm 2oslen v. M. ein-
gereihte Regulatis noer die Benutzung besiehender und über die Einrichtung neuer
Holzhöfe innerholb der Rapons von go# und 1300 Schrikten um die Fesiungen,
und trage dem Staatsministerium auf, dasselbe zur Beobachtung der darin fest-
gesiellten Bedingungen bekannt machen zu lassen.

Berlin, den Ot#en April 1822. Z

Friedrich Wilhelm.
An
Staatsminisierium.

Regulativ
über

die Benutzung bestehender und über die Einrichtungneuer Holz-
höfe innerhalb der Ravons von 800 und 1300 Schritten

um die Festungen.
#

C. 1. Innerhalb der Rayons von g00 und 1300 Schritten rings um bie
Festungen durfen Holzhofe oder sogenannte Holzmarkte, d. h. Grundflucke, welche
aus verschiedenen gewerblichen Rücksichten zur Aufbewahrung der Vorrathe von
Stab= und Brennholz oder von anderen Feucrungematerialien, als: Steinkohlen,
Torf 2c. angewendet werden, fernerhin nur unter gewissen Beschrankungen zu die-
sem Behufe benutzt oder neu eingerichtet werden.

§. 2. Bloße Zimmer= oder Schiffbauplätze, auf welchen Gebäude zuge-
legt, oder Wasserfahrzeuge konstruirt werden, sind, in sofern die Aufbewahrung
der ad K. 1. gedachten Holzvorräthe damit nicht etwa in Verbindung sieht, den
Festungswerken als unnachtheilig zu erachten, und können daher überall bis zum
Fuße des Festungs-Glacis, oder in Ermangelung des letzteren bis auf eine Ent-

Jubegang 1822. u fer-

erlin den Aten Juni 1822.)
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fernung von 20 Ruthen oder hundert Schritten voin nachsten Festungsgraben-
Rande ab, etablirt werden.

. 3. Neue Holzhöfe oder Holzmärkte dürfen nur außerhalb einer Ent-
fernung von 500 Schritten oder 1lo## Ruthen von der Glacis-Créle der Außen-
werke ad angelegt werden, so daß die Grundstücke innerhalb dieses nächsten Um-
kreises um die Festungswerke, in sofern nicht erweislich gemacht werden kann, daß
sie früherhin und wenigstens bis zum Jahre 1813. schon als Holzhöfe bestanden
haben, und im Fall eines stattgehabten Verkaufes vom jetzigen Eigenthümer zu
demselben Behufe kontraktmäßig erworben worden sind, — fernerhin von Holz-
stapelungen ganz frei bleiben. —

§. J. Innerhalb des Bezirks von S0# Schritten oder loo Ruthen dürfen
daher auch alte Holzhöfe nicht durch Ankauf benachbarter wüster Grundstücke, wenn
nicht Hinrsichto dieser letzteren der sub F. 3. enwähnten ausdrücklichen Bedingung
genügt werden kann, erweitert werden.

§. S. Holzhöfe und Zimmerplätze können mit ganz hölzernen Einfassungen
versehen, auch Wächterhürten darauf ekablin werden, letztere jedoch ebenfalls dem
Ragon-Gesetz vom 2 Asten August 181./J. in der Bauam ganz entsprechend, d. h.
innerhalb des Rayons von gaoc Schritten ganz von Holz und mitl einer Bretter-
bedachung versehen, innerhalb des zweiten Rapons bis zu 1300 Schrikten, wenn
es gewünscht wird, von leichtem Fachwerk mit Ziegelbedachung.

§. 60. Bei den mil vorschriftsmäßiger Bewilligung der kompetenten Be-
hörden seit dem Jahre 1813. bereits getroffenen Einrichtungen von Holzhöfen und
Wechterhütten kann es sein Verbleiben haben; jedoch müssen diejenigen Wachter-
hütten, welche innerhalb des ersten Rayons von 8# Schritten erbaut sind, sobald
sie künftig eines Umbaues bedürfen, dem Ravon-Gesetz gema½, wie sub F. S.
erwähnt worden, ganz von Holz errichtet werden. Die Heizung zur Winterszcit
kann dann allenfalls durch eiserne Oefen start haben.

§. 7. Das Holz und sonstige Brennmateriale darf durchgängig auf allen
Holzhöfen oder Holzmankten innerhalb des ersten Rayons von g## Schritten nur
bis zu zwölf Fuß Höhe, innerhalb des zweiten Rayons aber bis auf funfzehn Fuß
Höbe aufgestapelt werden.

§. 8. Ueber die Errichtung der Zaune und Wcchterhütten wird der ge-
wöhnliche Verzichtleistungs-Revers für den Fall der Zerstörung ausgestellt.

§. 0O. Sobald die Armirung der Festung befohlen wird, oder auch der
Belagerungszustand bei schnellen feindlichen Operationen unerwartet eintritt, und
der Miliratrbefehlshaber des Matzes sich veranlaßt sindet, die Inhaber von Holz-
höfen, Holzmärkren, Zimmer= und Schiffbauplätzen, welche innerhalb der beiden
Festungs-Rayons belegen sind, zur ungesäumten Raumung von den darauf befind-
Uchen Materialien und Vorräthen aufzufordern, sind die Besitzer gesetzlich ver-

pflich-
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pflichtet, auf das ungesaumteste Folge zu leisten; und dieselben werden es sich
ganz selbst zuzuschreiben haben, wenn sie durch irgend eine Verzögerung in Befol-
gung dieser Aufforderung ihrer Vorräthe ganz oder zum Theil verlustig gehen,
indem der Kommandant schlimmsten Falles zur Vernichtung durch Feuer oder durch
irgend eine schnell zum Zweck führende Maapregel schreiten muß, und der Staat
dann keinen Falls für irgend eine Schadloshaltung aufkommen kann. Dies ist
sämmtlichen Inhabern von Holzhöfen innerhalb der Festungs-Rayons bekannt zu
machen, und darauf zu halten, daß bei jeder fermeren Einrichtung von Holzhöfen
ein förmlicher Verzichtleistungs-Revers deshalb ausgesiellt wird.

§. 10. Jede Einrichtung von alten oder neuen Holzhöfen kann nur unter
Genehmigung des Kriegsministeril geschehen.

Berlin, den 20sten März 1822.
v. Altenstein. v. Kircheisen. v. Bülow. v. Schuckmann.

v. Lottum. v. Klewiz. v. Bernstorff. v. Hake.

(No. 722.) Gesetz wegen der Lbhnung und des Umzugs der Schäfer und Schäferknechte in
den Provinzen Sachsen und Westphalen, in dem Kottbusser Kreise und in
den zu den Regierungsbezirken Potsdam, Frankfurt und Liegnitz geschla-
genen vormals sächsischen Landestheilen, desyleichen wegen Bestimmung
des Umzugstermins in der Provinz Schlessen. Vom 1 Zten Mai 1822.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen rc. 7.

haben beschlossen, das Gesetz vom I#sten Juni 1820. wegen der Löhnung und
des Umzugs der Schäfer und Schäferknechte in Neuvorpommern und Rügen 2c.
auch auf die Provinzen Sachsen und Wesiphalen, imgleichen auf den Kottbusser
Kreis und die zu den Regierungsbezirken Porsdam, Frankfurt und Liegnitz geschla-
genen vormals sächsischen Landestheile, woselbst noch zum Nachtheile der Schaaf-
zucht die Gewohnheit besteht, daß Schafer und Schäferknechte an Lohnes Statt
eigene Schaafe in den Schäfereien hallen, auszudehnen; nicht weniger in der Pro-
vinz Schlesien, wo jene Gewohnheit zwar schon aufgehoben ist, aber noch kein
fester Umzugstermin für die genannten Wirthschaftsbeamten und Dienstboten
besteht, solchen zu bestimmen. Wir verordnen demnach auf den Antrag Unseres
Staats-Ministeriums, nach vernommenem Gutachten Unsers Staatsraths, wie
folgt:

. # I. In den Provinzen Sachsen und Westphalen, imgleichen in dem
Kottbusser Kreise und in den zu den Regierungsbezirken Potsdam, Frankfurt und
Liegnitz geschlagenen vormals sächsischen Landestheilen, soll das gedachte Gesetz
vom Isien Juni 1820. mit dem Umzugstermine 1823. in Anwendung kommen.

u 2 g. 2.
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§. 2. Unter den näheren Besiimmungen der #. 8. und 0. jenes Gesetzes,
soll der Umzugstermin dienender Schäfer und Schäferknechte von dem Jahre 1823.
an, in der Provinz Sachsen und in den zu den Regierungsbezirken Potsdam und
Frankfurt gelegten vormals sächsischen Landeskheilen der 25ste Mai, in den Pro-
vinzen Schlesien und Westphalen aber, so wie in dem Theile der Ober-Lausit,
welcher zum Bezirk der Regierung zu Liegnitz gehört, der 2.ü#e Juni seyn. Die
Diensikündigungen müssen daher vom Jahre 1823. an in der Zeit vom Isten bis
zum 1 Sten Februar jeden Jahres erfolgen. Für das jetzt laufende Jahr behält es
dagegen bei denüblichen Kündigungsterminen sein Bewenden.

§#. 3. Für die Provinz Sachsen ermächtigen Wir jevoch hiedurch Unser
Minisierium des Innern, dem Befinden nach um zwei bis drei Jahre den Zeitpunkt
zu verlängern, von welchem ab das gegenwärtige Gesetz in dieser Provinz in Kraft
treten soll.

§. 4. In der Provinz Wesiphalen sindet übrigens der h. 6. des Gesetzes
vom Isten Juni 1820. auch auf Schäfer und Schäferknechte bei solchen Schaaf-
heerden Anwendung, welche zwar einem Eigenthümer gehören, jedoch weniger als
hundert Häupter, die Lämmer und das Vorvieh nicht mitgerechnet, zählen. Auch
behält daselbst es rücksichtlich der Umzugszeit solcher Schäfer und Knechte bei den
wegen des Umzugs des Gesindes ertheilten Vorschriften sein Bewenden.

Urkundlich unter Unserer Allerhöchsten Unterschrift und mit Belfugung
Unseres Königlichen Insiegels.

Gegeben Berlin, den 13ten Mai 1822.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. v. Altensiein.

Beglaubigt:
Friese.

(No. 723.) Gesetz betresend die Todeserklärung der aus den Krie en von 1500. i
nicht zurückgekehrten Militairpersonen. Vom 22sien Mai 1822.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig
 —

Thun kund und fugen hiermit zu wissen:
Um den nachtheiligen Folgen der Ungewißheit uber das Schicksal vieler

aus den letzten Kriegen nicht zuruckgekehrten Militairpersonen in Bezug auf ihre
hinterlassenen Angehörigen moglichst vorzubeugen, haben Wir bereits in Unserer
sabinetsorder vom 23sten Septeinber 1810. und in der Verordnung vom

13ten



13ten Januar 1817. mehrere, die Todeserklarung solcher Militairpersonen und
die Trennung ihrer vorher geschlossenen Ehen, betreffende Bestimmungen ergehen
lassen. Auf Unsere Veranlassung sind demnachst uber das Leben und den Tod
derjenigen aus Unseren Staaten geburtigen Personen, welche den Feldzug in
Rußland vom Jahre 1812. mitgemacht haben, oder sonst in Russische Gefangen-
schaft gerathen sind, durch den itzt in Unseren Zivildiensten stehenden ehemaligen
Königlich-Hannsverschen Lieutenant Meyer sorgfaltige Erkundigungen eingezogen
worden, und Wir finden es zu desto besserer Erreichung des dabei beabsichtigten
Zwecks nunmehro für nöthig, die Kabinetsorder vom 20ten September 1810.
und die Verordnung vom 13ten Januar 1817. hierdurch außer Kraft zu setzen,
und dagegen in Bezug auf die in den Jahren 1806. bis mit 1815. geführten
Kriege, und auf die daraus nicht zurückgekehrten, zu Unsern oder andern Heeren
gehörig gewesenen Militairpersonen, für diejenigen Provinzen und Landestheile
Unserer Monarchie, in denen das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine
Gerichtsordnung eingeführt ist, jedoch mit der C. 6. besiummten Ausdehnung auch
für die übrigen Provinzen und Landestheile, nach erfordertem Gutachten Unseres.
Staatsraths, Folgendes festzusetzen.

#. I. Den von dem ehemaligen Königlich-Hannöverschen Lieutenant
Meyer eingesammelten Nachrichten über die aus dem Feldzuge vom Jahre 1812.
im Rufsischen Reiche zurückgebliebenen oder sonst in Russische Gefangenschaft
gerathenen Militairpersonen, und den von ihm daraus angefertigten Listen, von
welchen die Urschrist bei Unserem Minisierium des Innern verwahrt wird, und
getreue Abschriften bei sämmtlichen Oberlandesgerichten, bei mehreren in den
Provinzialamtsblättern bekannt zu machenden Untergerichten, und bei den Land-
gerichten des Großherzogthums Posen und der Rheinprovinzen jedenBetheiligten
zur Einsicht offen liegen, wird die Kraft eines vollsiändigen Beweises beigelegt,
dergestalt, daß der darin bezeugte Tod eines Vermißten für erwiesen zu erachten ist,
und es Behufs der Todeserklärung keines weiltern Verfahrens, sondern nur der
Ertheilung eines Todtenscheins Seitens der Gerichte, bei denen die Meyerschen
Listen niedergelegt sind, bedarf.

&amp;. 2. Ist in diesen Listen nicht der Tag des Todes, sondern nur das
Jahr allein angegeben, so ist der Zliste Oczember des angegebenen Jahres als
Todestag anzunchmen; ist außer dem Jahr auch der Monat angegeben, so gilt
der letzte Tag dieses Monats für den Todestag. Geht aber daraus gar keine
Zeit des Todes hervor, so soll der 31sle Dezember 1814. als Todestag angenom-
men werden.

Es ist jedoch hierbei überall die in Rußland übliche Zeitrechnung zu ver-
stehen, und darnach der Todestag zu berechnen, da solche iu denMeyerschen

Nachrichten zum Grunde gelegt worden. n
. 3.



§. 3.Ist anderweitig aber der wirklich erfolgte Tod einer aus den er-
wähnten Kriegen nicht zurückgekehrten Militairperson durch einen über alle Ein-
wendungen erhabenen Jeugen auf den Grund eigener Wahrnehmung bekunder,
so soll der Beweis dieses Todes für vollständig geführt erachret werden, wenn
derjenige, welcher bei der Beweisführung das nächste Interesse hat, diese Beschei-
nigung noch durch einen Eid dahin:

daß er von dem Abwesenden und dessen Leben und Aufenthalt seit dessen
Verschwinden, oder wenigstens seit dem Zosten November 1815. keine
Nachrichten erhalten habe,

bestätigt. In diesem Falle, wie in dem Falle des, wie sich von selbst versteht,
der erfolgten Aufhebung der Verordnung vom ILten Januar 1817. ungeachtet,
in Kraft bleibenden F. 35. Theil I. Titel I. des Allgemeinen Landrechts, bedarf
es ebenfalls keines Verfahrens Behufs der Todeserklärung, sondern nur der
Ertheilung eines Todtenscheins Seitens der Gerichts auf den Grund des aufge-
nommenen Beweises.

· Wenn weder der Tod noch eine schwere Verwundung erwiesen ist,
und es uber das Leben des Vermißten seit dem beendigten Kriege ganzlich an
Nachrichten fehlt, so soll den Angehorigen einer solchen nicht zuruckgekehrten
Militairperson gleich nach der Verkundung dieses Gesetzes frei siehen, auf eine
Ediktalvorladung und Todeserklärung derselben nach Vorschrift der Allgemeinen
Gerichrsordnung Theil I. Titel 37. S. 3. f. anzutragen.

&amp;# #Was vorstehend §. I. bis J. von Militairpersonen überhaupt ver-
ordnet isi, das gilt nicht nur von Ober= und Unteroffizieren und gemeinen Sol-
daten, sondern auch von Kriegsbeamten, Knechten, Schanz= und ander Ar-
beitern, imgleichen von dem Gesinde des Militairs und von allen solchen Personen,
welche dem Lager und der Armee folgen müssen.

§#. 6. Die Bestimmungen I. I. und 2. des gegenwärtigen Gesetzes, im-
gleichen der F. ö. desselben, in soweit er sich auf die V. I. und 2. bezieht, sollen
übrigens in sämmtlichen Provinzen und Landestheilen Unserer Monarchie, ohne
Ausnahme, zur Anwendung kommen.

Urkundlich ist dieses Gesetz von Uns Höchsieigenhändig vollzogen und mit
Unserm Kôniglichen Insiegel bedruckt worden.

Gegeben Berlin, den 22Zsbten Mai 1822.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. v. Altenstei

Beglaubigt:
Friese.

(No. 724.)
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(No. 724.) Erklörung wegen der zwischen der Königlich= Preußischen und der Großherzog=
lich-Hessischen Regierung verabredeten Maaßregeln zur Verhütung der
Forsifrevel in den Grenzwaldungen. VBom24 ten Mai 1822.

N.# die Königlich-Preußische Regierung mit der Großherzoglich-Hessi-
schen Regierung übereingekommen ist, wirksamere Maaßregeln zur Verhütung
der Forstfrevel in den Grenzwaldungen gegenseitig zu treffen, erklären beide Re-
gierungen Folgendes:

Art. 1. Es verpflichtet sich sowohl die Königlich-Preußische als die
Großhe#zoglich-Hessische Regierung, die Forstfrevel, welche ihre Unterthanen in
den Waldungen des anderen Gebiets verübt haben möchten, so bald sie davon
Kenntniß erhält, nach denselben Gesetzen zu untersuchen und zu bestrafen, nach
welchen sie untersucht und besiraft werden würden, wenn sie in inlandischen For-
sien begangen worden wären.

Art. 2. Die Forsigerichte des einen Staats haben den offiziellen An-
gaben der Forsibeamten, so wie anderer etwa zuständiger Polizei= oder Gerichts-
beamten des anderen Staats vollen Glauben beizumessen, mithin die mit genü-
gender Besiimmtheir angezeigten Frcoler für schuldig zu erkennen, wenn sie keinen
vollsiändigen Gegenbeweis führen.

Art. 3. Won den beiderseitigen Behörden soll zur Entdeckung der Frev-
ler alle mögliche Hülfe geleister werden, und namentlich wird gestattet, daß die
Spur der Forstfreoler durch die Försier, Waldwärter rc. bis in das fremde Gebiet
verfolgt, und Haussuchungen, ohne vorherige Anfrage bei den landrathlichen
Behörden (Aemtern 2c.), auf der Stelle, jedoch nur in Gegenwart, und nach
der Anordnung des zu diesem Behufe mündlich zu requirirenden Bürgermeisters
oder Ortsschultheissen vorgenommen werden. Der requirirte Ortspolizeibeamte
hat für die Haussuchung keine Belohnung zu empfangen und muß die bei derselben
aufgefundenen, angeblich gefrevelten Gegenstände in sichere Verwahrung brin-
gen lassen.

Art. 4. Bei diesen Haussuchungen muß der Ortsvorstand sogleich ein
Protokoll aufnehmen, und ein Eremplar dem requirirenden Angeber einhändigen,
ein zweil. Eremplar aber seiner vorgesetzten Behörde (Regierung, Landrath
oder Beamten) übersenden, bei Vermeidung einer Polizeistrafe von Einem bis
Fünf Thaler für denjenigen Ortsvorstand oder Ortspolizeibeamten, welcher der
Regquisition nicht Genüge leistete. Auch kann der Angeber verlangen, daß der
Försier (oder in dessen Abwesenheit der Waldwärter) des Orts, worin die Haus-
suchungen vorgenommen werden sollen, dabei zugezogen werde.

Art. ö. Den untersuchenden und besirasenden Behörden in den Königlich-
Preußischen und in den Großherzoglich-Hessischen Staaten wird zur Mlicht ge-

macht,



macht, die Untersuchung und Bestrafung der Forstfrevler so schleunig vorzuneh-
men, als es nach der Verfassung des Landes nur immer möglich ist, auch insbe-
sondere bei ausgezeichneten oder bedeutenden Frcveln die Untersuchung nicht bis
zu den in mehreren Theilen des Großherzogthums Hessen gewöhnlichen, viertel-
jahrig zu haltenden Forsigerichten auszusetzen, sondern in jedem einzelnen Falle so-
gleich eintreten zu lassen.

Art. 6. Die erkannte Geld= oder Arbeitsstrafe wird zum Vortheil des-
jenigen Staats vollzogen, dessen Behörde die Strafe erkannt hat. Der dem Wald-
Eigenthümer zuerkannte Schadensersatz, so wie die Denunziantengebühr, wo diese
letztere gesetzlich besteht, werden vorzugsweise vor der Strafe beigetrieben.

Art. 7. Gegenwärtige im Namen Seiner Königlichen Majesiät von
Preußen und Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von Hessen zweimal
gleichlautend ausgeferkigte Erklärung soll, nach erfolgter gegenseitier Auswechse-
lung, Kraft und Wirksamkeit in den beiderseitigen Landen haben, und offentlich
bekannt gemacht werden.

So geschehen Berlin, den 24sten Mai 1822.

(L. S.)
Koniglich-Preußisches Ministerium der auswartigen Angelegenheiten.

v. Bernstorff.

Berichtigung eines Druckfehlers.

Der Eingang im X. 2.1. des Stempelgesetzes vom 7. März d. J. Seite C5.
Zeile 1.Vvon oben, ist dahin zu berichtigen, daß nicht§.1 5., sondern §. 14. gelesen
werden muß.
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Gesetz Sammlung
furdie.

Königlichen Preußischen Staaten.

 No. 11. —

Go. 725.) Statut für die Kaufmannschaft zu Memel. Voch- 214ten. Mal. 1622.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnsden, König vom
Preußen K. u.e

thun kund und fügen hiermit zu wissen:
Da die meisten Bestimmungen der für die See= und Handelsstadt Memel

unterm 23sten September 1797. erlassenenHandlungs orbnung durch die neuere
allgemeine Gesetzgebung aufgehoben worden sind, und die unter den dortigen?
Kaufleuten zum Theil noch stattfindende Zunfkverbindung den veränderten Zeitver-,
hältnissen und dem Wunsche der Interessenten nicht entspricht; so wollen Wir,!
daß nach Vorschrift des F. 31. des Gesetzes über die polezeillchen Verhältnisst
der Gewerbe vom 7ten Septeinber 1811. der dortige Handelsstand 5, mit Aufhe--
bung der,bestehenden Zunftwerfassüng in eine Korporation vereinigt werdewelcher
Wir- durch dieses Statut folgende Verfassung ertheilen. .

Erster Abschnitt.
Von. der Korporation der: aufmannschaft.

Allein die Rolle eügekragene Kaufteiterwelche heils Bürger!berSten 5brrnnonlen Memel sind, theils in zuncchst, liegenden ländlichent
Ortschaften, namentlich im Bezirk derWitten und der Schifelz wohnen/ bilden

die ur der Kaufmannschaft dergedachtenStadt. 1Zur Aufnahme in die Korporation der -Keufenannschaft. i, wenn
der ridin Memel.seinen.Wohnsiitzhat, die vorhergangige Erwerbung.
desBürgerrechts= lebt. er auf dem Lande, derNachweis, daß ersisichEnsässi9age-
macht, und ein unbescholtener Ruf unbedingt erforderlich.

S.3.Ill. nach dem. urtheil des Vorsleher-Amts der Kaufmamnschaft:
der Ruf b Aufzunehmenden bescholten, so soll das Vorlleheramt sich über die;

Jabegang 18. X Be-

usgegeben zu Berlin ben 25sien Juni 1823.)
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Bestimmungsgründhe seines Urtheils nur gegen den Magisirat und die ihm vorge-
setzten Staatsbehörden, und nicht gegen den Einzelnen auszulassen nöthig haben.

d. 4. Jedem, derin Memel ein kaufmännisches Gewerbe treiben will,
und die in dem F. 2. genannten Bedingungen erfüllk, sieht auf schriftliches dies-
fallsiges Ansuchen dieAufnahme indieKorporation offen, das Geschlecht macht
bierbei keinen. Umeerschied.

6. 5.. Durch die Aufnahme in die Korporation und Eintragung in die
Rolle der Kaufmannschaft (als unbedingtes vorhergängiges Erfordernißg) wird
die Befugniß zum. Betriebe kaufmännischer Gewerbe gewonnen, insbesondere
kann der Besitz der gesetzlichen kaufmännischen Rechte von Handelstreibenden des
Orts fortan nur durch die Aufnahme in die Korporation erlangt werden, und
ist von derselben dergestalt unzertrennlich, daß ein jeder Handeltreibende des Orts,
der auf die gesetzlichen kaufmännischen Rechte Anspruch machen mill, der Kor-
poration der Kaufleute beitreten muß. ODie Aufnahme in die Korporation giebt
diejenigen Rechte der Mitgliedschaft der Korporation, welche dieses Statut
ertheilt.

§. 60. Das kaufinännische Gewerbe befleht in dem Wiedewerkquf des
angekauften Vorraths von allen Erzeugnissen, der Natur und des Kunfslkleiges,
in sofern derselbe als Gewerbe betrieben wird; ferner im Betriebe von Bank,
Wechsel-, Kommisstons=undSpeditions-Geschäftrn,indemBuch= und Kunfi-
handel.

Höker und Viktualienhändler gehören eben so wenig zu den Keuf-
leuten: als aieJahabereines. Nadlerkrams. Eden. so bleiben Trödler von der
Koxporation ausgeschlossen.

§. 8. Seeschiffsrheder haben nur das Recht, nichtdiePflicht,derKor-
poration beizutreten.

 0. Die Unternehmer von Fabriken haben dieses Rechr gleichfalls;
sind sie aber in die Rolle der Kaufleutenicht eingeschrieben worden, so stehr ihnen,
so wie andern Künstlern und Handwerkern nur der Berkauf der Erzeugnisse ihrer
eigenen Arbeit, und derer, die sie auf Besiellung, aus selbst gelieferten Mate-
rialirn haben fertigen lassen, zu:

&amp;. 10. Sollte es hiernach ineinzelnenFällen noch zweifelhaft bleiben,
ob ein Geschäft zum kaufmänniichen Gewerbe gehöre, und milhin derjenige,
welcher dasselbe treibt, der Korporation beizutreten verpflichtet sen, oder nichr,
so entscheidet darüber nach Anhörung des Giueachtens des Vorsteheramts der

Aonfmannschaft der Magistrat unter Verbehal: des Rekürses an Unsere Regierung.Fremde Kaufleute, d. h. solche, welche nicht Bürger der See-und Hern e Memel. und Mitglieder der Korporation geworden sind,
dürfen die Handelsgeschckre, welchesiedaselbstzuunternehmenwünschen,nur
durch angesessene Kaufleute betreiben.

&amp; I2.
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6# 12. Witewender MitgliederderKorperationhabendieBefugniß,
die Handlung fortzusetzen, ohne für sich selbst die Mitgliedschaft der Korporation
zu erwerben. Erben, die durch einen Disponenten die Handlung ihres Erb-
lassers fortsetzen wollen, sind dazu gleichfalls berechtigt; wenn sie sich aber aus-
einandersetzen, und einer oder mehrere derselben die Handlung übernehmen, %
müssen sie im Fall der Majorennität sogleich, im Fall sl#e aber minorenm ind,
sobald sie diese erlangen., der Korporation beitreten, wenn sie auch die alte Hand-
lungs-Firma beibehalten.

§. 13. An der Ausübung der Ehrenrechte der Rorporation nehmen nur
die männlichen Mitglieder Theil.

Zweiter Abschnitt.
Von den gemein samen Angelegenheiten der Korporation der

Kaufmannschaft.

§,. 14. Die gemeinsamen Angelegenheiten der Korporation der Kauf-
mannschaft betreffen das allgemeine Interesse der Schiffahrt, des Handels,
oder eines Zweiges desselben, die öffentlichen Anstalten und Einrichtungen, welchr
zum Betriebe der Handlung dienen, in so weit der Kaufmannschaft das Eigen-
thum, oder die Verwaltung oder Kontrollirung derselben zukommen, das beson-
dere Vermbgen und die Rechte, welche die Kaufmannschaft als Korporation aus
Grundstücken, Kapitalien, Mobilien und milden Stiftungen besitzt, und die
Verhällnisse der Mitglieder zu der Korporation als einem Ganzen.

. 15. Die Korporation verwaltet außerdem die Hafen-Anftalten in
Memel, nach den Besiimmungen Unserer Kabinetsorder vom Islen Juli 1808.
unter unmittelbarer Aufsicht der Regierung.

+. 16. Sie wählt in dieser Beziehung die zur Verwaltung der Hafen-
Anstalten in Memel erforderlichen Beamten, so wie das Lootsen-Personale, und
zeigt die Gewählten der dortigen Hafen-Polizei-Kommistion an, von welcher sie,
im Fall micht die Besthtigung Unsrer Regierung nachder beslehenden Verfassung
nothwendig ist, besichigt und vereidigt werden. "

§&amp;. 17. Die kanfmännischen Mitglieder der Schiffahrts= und Haudlungs-
Oeputation des Stadt= und Landgerichts zu Memel, werden von der Kaufmann-
schaft gewählt, und Unserm Ober-Landesgerichte zu Königsberg zur weiteren
Peranlassung angezeigt.

S. 18. Auch wählt sie die Makler, DispacheursundSchiffsabrechner,
#o wie sämmrliche in Memel zur Bekundung der Quamitäk, Qualirüt und rich-
tigen Verpackung offentlich angestellte Personen, deren Wahl durch das Gesetz
vom vten September 1811. . 110 — 115. den Kaufmannsthaften ausdrücklich
bergelegt ist, und zeigt die Gewählten der siaktischen Polizeibehörde zur Beslä-

X 2 tigung
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tigung an. In Betreff der bei den slädtischen Handelsanstalten angestellten
Ober= und Unterbedienten bleibt die Bestätigung, so lange die desfallsige Ein-
richtung besteht, vorläusig dem Magistrat, die Wahl muß aber von der Kauf-
mannschaft geschehen, welche vor Nachsuchung der Besiatigung slets gehalten ist,

die Zustimmung Unserer Polizeibehörde nachzusuchen, und im Fall gegen den
Gewählten Erinnerungen gemacht werden, zu einer andern Wahl zu schreiten.

Dritter Abschnitt.
Von der Verwaltung der Angelegenheiten der Kaufmannschaft.

§. 10. Die Vertretung der Korporation und die Verwaltung ihrer ge-
meinsamen Angelegenheiten, welche derselben nach den allgemeinen Gesetzen und
diesem Scatut zukommen, so wie des gemeinschaftlichen Eigenthums derselben,
es bestehe in Rechten, liegenden Gründen, Kapitalien und Stiftungen, wird der
aus ihrer Mitte gewählten Behörde, welche den Namen:

„das Vorsteher-Amt der Kaufmannschaft zu Memel“
führen soll, mit derselben Gewalt, welche der Kaufmannschaft als Korperation
zustehet, übertragen.

§. 20. Das Vorfleheramt beschließt nach der Stimmenmehrheit über alle
gemeinsamen Angelegenheiten der Kaufmannschaft allein, ohne Rückfrage an die
lecztere und ohne deren Genehmigung, vollgültig verbindend für alle Mitglieder
derselben, und sollen mithin die entgegenstehenden Bestimmungen des Allg. L. R.
Th. II. Tit. VI. S#. 133. 153. und 154. keine Anwendung finden.

§. 21. Es ist zur Vollziehung aller der Angelegenheiren und Geschäfte
der Kaufmannschaft, zu welchen die Gesetze 99. 00. bis 100. Tit. 13. Th. l. des
Allgemeinen Landrechts eine Spezial-Vollmacht erfordern, Kraft dieses Statuts
und seiner Anstellung befugt.

§. 32. Auch hat das Vorsteheramt das Bermäêägen, der der ehemaligen
Kaufmannszunft zugehbrigen, und noch etwa zukommenden Stiftungen nach den
betreffenden Stiftungeurkunden zu verwalten.

5## 23. Die Wahl der Vorsteher derselben, so wiedieBesetzung der Stel-
len, und die Vergebung der Stiftspensionen geschieht aber nicht durch das Vor-
steheramt, sondern durch den Beschluß der christlichen Kaufleute, die deshalb
das Vorsteheramt zu einer Versammlung unter dem Vorsitz eines seiner Muglie-
der durch eine Nurrende einzuladen hat.

Die Ausgebliebenen werden durch die nach der Stimmenmehrheit zu fassen-
den Beschlüsse der Anwesenden verbunden.

&amp; 23. Auf gleiche Weise leiret das Vorsteheramt die Verwaltung des
sonstigen Vermögens der ehemaligen Zünfte,

8. 28.



9. 25. Es kann auch die Erhebung von Beitragen von den Kaufleuten
zu nothwendigen und zu nutzlichen Zwecken der Kaufmannschaft nach Anleitung
des 7ten Abschnitts beschließen.

§. 20. Es ist aber schuldig, jahrlich der Kaufmannschaft von dieser Ver-
waltung Rechenschaft abzulegen.

§. 27. Außerdem sind die Mitglieder desselben für ihre Beschlüsse nur
der Obrigkeit und ihrem Gewissen verantwortlich.

Vierter Abschnitt.
VBon der Bestellung des Vorsteher-Amts der Kaufmannschaft.

§. 28. Das Vorsteheramt besteht aus funfzehn männlichen Mitgliedern,
von denen wenigstens zwei Drittel, also Zehn an der Zahl, ihrem Hauptgeschäfte
nach, zur See und großhandelnde Kaufleute (wenn sie auch nebenher Einzel-
handel treiben), Bangquiers oder Seerheder seyn mussen.

§. 20. Für das letzte Orittel, also Fünf an der Zahl, isi die Wahl frei.
Sie kann also ganz oder zum Theil aus groß= oder blos kleinhandelnden Kauf-
leuten bestehen.

§. 30. Das Worsteheramt ferrtigt die Listen der nach den vorstehenden §##

webifavigen Kauflente alljährlich vor der jedesmaligen Wahl.§. 31. Die eiwanigen Einsprüche gegen einzelne Eintragungen oder
Uetergehungen in der Liste werden von derselben Kommission, welche nach F. 71.
anzuordnen ist, für die nächsifolgende Wahl emschieden.

§. 32. Die Mitglieder des Vorsieheramts werden aus dieser Wahllisle
auf drei Jahre gewählt. Jedes Jahr scheidet ein Drittel aus. Die Austreten-
den sind wieder wählbar.

§. 33. Für den Fall des Abgangs oder einer dauernden Abwesenheit der
Mitglieder des Vorsteheramts werden gleichzeitig auf gleiche Art und unter deu-
selben Bedingungen der Wahlfähigkeit, fünf Stellvertrerer gewählt.

&amp;#. 34. Zu dieser Wahl, welche an einem ein für alkemal festzusetzenden
Tage, und wenn derselbe auf einen Fest= oder Posttag fällt, den nächsten Tag
darauf geschieht, werden sämmtliche männliche Mitglieder der Kaufmannschafr
durch Umlaufschreiben eingeladen. Wer ohne Emschuldigung ausbleibt, soll in
eine Ordnungsstrafe von fünf Thalern zur sladtischen Armenkasse genommen
werden.

&amp;#. 36. Der Obervorsieher eröffnet die Wahlversammlung, lägt# durch
einen seiner Beisitzer die Anwesenden zäahlen, durch den andern deren Stimmfahig-

keit mit der Rolle vergleichen; hlernachst macht er die Namen der ausscheidenden
Glieder bekannt, und läßt durch die beiden Beisitzer die gedruckten Wahllisten
unter die Anwesenden vertheilen. 6

5. 36.



K 36. Unter seinem Vorsitze wählt hierauf die Versammlung der persbn-
slich Anwesenden — Bevollmächtigungen sindnicht zulassig—. aus den Wahllisten,
mach der Vorschrift des F. 28. die erforderlichen Glieder des Vorsteheramts darch
geheime Stimmzeichen.
 37. Jeder der Anwesenden in der Versammlung kan aus diesen

WahllsteneinenKandidaten auf die Wahl bringen.
. 38. Die beiden Beisitzer sammeln die Stimmen, der Obervorsteher

zählt sie, undspricht die Zahl derselben mit dem Namen des Kandidaten aus.
. 30. Diesjenigen der zur Wahl vorgeschlagenen Personen, welche die

meisten Stimmen fürsich haben, sind Vorsieher, die nächstfolgenden sind Stell-
vebtreter.

. 40. Wenn das Vorsteheramt hiernach ergänzt ist, so wählet es am
folgenden Dage auff die schriftliche Einladung aus seiner Mitte den Obervorsteher
und die beiden Beisitzer desselben auf ein Jahr.

. a. Oiese Wahlen werden protokollirt, und die Umlaufschreiben mit
den Unterschriften der zur Wahl Eingeladenen dem Protokolle beig fügt. In dem
Protokoll wird das Verfahren nach den §#. 34.-bis 40. vermerkt, und dasselbe
von dem Obeworsleher, den Beisitzern und dem protokollirenden Sekretair unter-
zeichnet.

§. 42. Alle dieseWahlen sind auch für die, welche in den Wahlver-
sammlungen nichr erschienen sind, gültigundverbindend.

Fünfter Abschnitt.
Von dem Verfahren des Vorsteheramts bei der Verwaltung.

S. 43. Das Vorklleheramt beschließt gültig, wenn wenigslens zehn seiner
Mitglieder gesetzlich versammelt find.

d. 44. Es halt gewohnliche Sitzungen an bestimmten Tagen, uber
welche es sich durch einen Beschluß einiget, und außergewohnliche auf die schrift-
liche Einladung des Obervorsiehers.

Sobald Aufforderungen zu Versammlungen des Vorslteheramts von den
Behörden ergehen, muß der Obeworsieher, oder in dessen Abwesenheit die Bei-
sitzer, diese sogleich veranlassen.

S. 45. Der Obervorsieher cröffnet die Versammlungen, hat darin den
Vorsitz, undvertheilt die Vortragesachen unter die ubrigen Mitglieder, bei deren
Vortrag er gegenwartig ist.

46. Bei der Berathschlagung beslimmt er unter Mehreren, die das
Wort fordern, die Reihefolge, erklart die Berathschlagung zum Stimmensammeln
fur geschlossen und spricht den Beschluß aus.

. a7.



K. 47. Bei Gleichheit der Skummen gilt die Meinung, für welche er
gestiümmt hat. Außerdem hat er, gleich jedem andern Mitgliede nur eine Stimme,
und muß sich dem Beschluß der Mehrheit unterwerfen.

S. 48. EristderObrigkeikveranewortlich, daß keine den Landesgesetzen
und diesem Statme emgegenstehenden Beschlüffe in denVersammlungen der Vor-
steher, gefaßt werden. Geschieht es, #o muß er solches unverzüglich der berref-
frenden Behörde anzeigen:

&amp; 40. Die Verhandlungen desVorsteheramtsinden Versammlungen
und seine Beschlüsse werden protokollirt.

&amp; 50. Der Obervorsteher und die Beisttzer sind. mit der Bollziehung
der Beschlüsse beauftragt.

S. 51.. Sieer usterzeichnen, die Protokolle der. Sitzungen der Vorsteher,
denBriefnechsel, die Urkunden, und alle ulsigen Ausfertigungen.

A#. ö2. Der. Obervorsteher empfängt und erbricht die cingchenden, und
sorgt für den Abgang der ausgefertigten, Sachen.

§. 53 Das Vorsleheramt führt ein Siegel mitrdem Zeichen eines see-
gelnden Schiffes, und.derrUmschrift:

„Vorsteher-Amt der Kaufmannschaft zu. Memel“.
womit es seine Ausfertigungenrvollgüliig beglaubiget.

§. 5 Bei einer Abwesenheit oder sonstigen Abhaltungen des Obervor-
stehers, wird derselbe von dem ersten, und im gleichen Falle desselben von dem
zweiten Beisitzer, und diese werden wiederum von den Aeltesten der übrigen Mit-
glieder vertreten.

&amp; S.8 Das Vorsteheramtführt,die. RollederzuderKorporationder
Kaufmannschaft gehörigen Mitglieder. Eintragungen und Löschungen können
nicht anders als auf seinen Beschluß in den. Sitzungen durch den Oberversleher
oderdie Beisitzer vollzogen werden: Die Eingetragenen undGelöschten erhallen:
darüber. vondem Vorsteheramte schriftliche BescheinigungenunterdeffenSiegel.

&amp;. 56. Gleich nach der Wahl des Vorfsteheramts und spätestens den:
Isten Mai jeden Jabres läßt dasselbeeinnachdemAlphabergeordnetesRamens-
vexzeichniß seiner Mitglieder-undsämimlicher in die Rolle eingetragener Kaufleute
drucken, und sender davon ein EremplarderRegierung,demOber-Landesgerichtzur
Königsberg,demLandraths-AmteinMemel, dem dasigen Land= und Stadt-
gericht und bem. Magistrat ein. Ein-Erxemplar hängtstars an der, Börseaut.

&amp;# 57: Das Worsteheramt kann für einzelne VBerwaltungszweigebeson-
dere AusschüsseausseinerMilteanordnen,die aber von ihren Verhandlungen.
demVorsteheramt Bericht zuerslatten,haben; und von diesem Verfügungen an-
nchmen inussen.

9. 58.
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S. 58. Die Mitglieder des Vorsteheramts beziehen als solche keine Besol-
dung oder ein anderes Einkommen. Sie konnen blos die Erstattung baarer Aus-
lagen, welche sie etwa bei einzelnen Verrichtungen im Dienste machen, fordern.

§. 50. Das Vorsteheramt wählt die fur seine Geschafte erforderlichen
Personen und Subalternen, kontrahirt mit denselben über deren Geschäfte und
die Dauer des Dienstes, so wie über deren Gehalt, und ertheilt ihnen die erfor-
derliche Instruktion über ihre Geschäftsführung.

. 00. Der Obervorsteher kann Kaufleuten in und außer dem Vorsleher-
amte die Ausrichtung einzelner Geschäfte auftragen, welchen der Beauftragte sich
willig unterziehen muß. In wiefernsich ein Kaufmann durch einen solchen Auf-
trag unverhältnißmäßig beschwert erachtet, slehet ihm frei, auf die Entscheidung
des Vorsteheramts zu rekurriren.

&amp;#. I. Wenn aber durch Vollmachten Geschäfte aufgetragen werden,
welche gerichtlich zu verhandeln sind, oder wodurch der Kaufmannschaft Rechte
und Verbindlichkeiten erwachsen, so ertheilet solche das Borsteheramt in der F. ö 1.
vorgeschriebenen Form.

Sechster Abschnitt.
Von der Handhabung der polizeilichen Ordnung in den Ver-

sammlungen und auf der Börse.

&amp;. 62. Der Obervorsteher und die Beisitzer halten in den Versammlungen
der Kaufmannschaft und des Vorsteheramts auf Ruhe, Anstand und Ordnung,
und die Ruhestörer müssen auf ihr Geheig sogleich die Versammlung verlassen.

§#. 63. Vorzüglich haben sie für die Erhaltung der dußern Ordnung bei
den Börsenversammlungen zu sorgen, und über einzelne Fälle der Börsen-Disziplin
dem Vorsteheramte Bericht zu erstatten, welches befugt ist, die Ruhestorer, welche
sich Injurien bei diesen Versammlungen erlauben, in eine Ordnungsstrafe bis
Funfzig Thaler zur Armenkasse zu nehmen, und wenn Thatlichkeiten mit dersel-
ben verbunden gewesensind,noch außerdem den Ausschluß von den Borsenver-
sammlungen bis auf sechs Monate zu verfügen.

Der Anspruch des Beleidigten auf öffentliche Genugkhuung durch die Ge-
richtsbehörden bleibt demselben vorbehalten.

§6. 64. Oeffentliche Bekanntmachungen an die Korporation werden durch
Aushang an der Börse besorgt. Eine Nachricht oder Verordnung ist als vollstän-
dig bekannt gemacht anzusehen, wenn sie acht Tage hindurch während der ganzen
Börsenzeit an dem gewöhnlichen Orte der Börse ausgehangen hat.

§. 65. Nur das Vorsteheramt ist berechtigt, Bekanntmachungen in der
Form des vorstehenden §. 64. zu erlassen. Es darf sich aber niemals weigers,

sol-
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solchergestalt sogleich bekannt zu machen, was ihm von Unseren ober ben stadti-
schen Behorden zur Bekanntmachung zugefertigt wird.

9. 66. Privatpersonen, sie mögen Mitglieder der Korporation seyn
oder nicht, müssen die Anschläge, welche sie an der Börse anheften zu lassen
wünschen, dem Obervorsteher zustellen, welcher sie, wenner kein Bedenken da-
gegen findet, kontrasigniren wird, damit alsdann die Anheftung erfolge.

Siebenter Abschnitt.
Von den Beikräágen der Kaufleute und von der Verwaltung

der Gemein-Kasse.

§. 607. Jeder von Publikation dieses Statuts ab, in die Korporation Auf-
zunehmende, zahlt für die Aufnahme und Eintragung in die Rolle Funfzig Reichs-
thaler zur Gemeinkasse, und außerdem die Ausfenigungs-Gebühren für den Ein-
tragungsschein, so wie die Botengebühren zusammen mit Zwei Thalern. Die Mit-
glieder der bisherigen Memelschen Kaufmannschaft sind von diesen Zahtungen frel.

§. 68. Ist der Aufzunehmende bereits Mitglied der Korporarion gewe-
sen, und aus derselben freiwillig mit Niederlegung seiner Handelsgeschäfte aus-
getreten, so darf er bei der Wiederaufnahme nur die Ausfertigungs= und Boten-
gebühren mit Zwei Reichsthalern bezahlen. Sollten jedoch besondere Verhältnisse
es wahrscheinlich machen, daß der freiwillige Austritt nur geschehen, um sich
der für diesen Zeitraum von der Korporation zu übertragen gewesenen allgemei-
nen Lasten und Leisiungen zu entziehen, und kannder Austretende diese Anzeige
nicht genügend widerlegen, so ist derselbe bei seiner Wiederaufnahme verpflichter,
den in jener Zwischenzeit von seinem Austritt bis zum Wiedereintritt auf ihn,
wenn er in der Korporation geblieben wäre, getroffenen Antheil der statrgefun-
denen allgemeinen Lasten und Leifiungen nachzuzahlen. Die Entscheidung, ob
ein solcher Fall vorhanden, gebuhrt zunachst dem Vorsleheramte.

§. 60. Reicht die Gemeinkasse zur Bestreitung der Besoldungen und
übrigen Gemein-Ausgaben nicht zu, so werden Beiträge von allen Mitgliedern
der Korporation erfordert.

§. 70. Selbige werden zu diesem Zweck jährlich von dem Vorsleheramte
nach seinem besten Wissen in sechs Klassen getheilt, von welchen die höchste auf
den Satz von 18 Thaler, und die folgenden jede absiufend um 3 Thaler ge-
ringer gestellt wird. Nach diesem Maaßstabe werden die Beiträge bestimmt, und
die Beitragenden abgeschätt.

§. 71. Werden bei dem Vorsteheramte Beschwerden wegenUeberschätzun-
gen angebracht, so werden am nächsten Wahltage die Namen der Beschwerde-
führer der zur Wahl versammelten Korporation angezeigt, und diese wählt als-

Jahrgang 1822. V dann
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dann aus denjenigen Gliedern, welche seit den letzten dre! Jahren nicht Mitglie-
der des Vorsieheramts gewesen, eine Kommission von Sieben Personen aus jeder
der obigen Sechs Klassen wenigstens eine, die binnen der nächsten vier Wochen
über die Beschwerde entscheider, und die Klasse bestimmt, in welche jeder der Be-
schwerdeführer zu setzen ist.

§. 72. Bis aber diese definitive Entscheidung erfolgt, müssen die Be-
schwerdeführer den auf sie von dem Vorsleheramte verkheilten Betrag zahlen.

§. 73. Das Vorsieheramt femigt den jährlichen Anschlag der gewöhn-
lichen Ausgaben. Außergewöhnliche Zahlungen dürfen nur auf den Beschluß
derselben von der Kasse gemacht werden.

&amp;. 74. Die Gemeinkasse und die Hafenkasse von Memel, so wie die
Rechnungen davon, werden jede besonders geführt.

Die Hafenungelder dürfen bei persönlicher Verantworllichkeit der Mit-
slieder des Vorsteheramts und bei solidarischer Verpflichtung des Wiederersatzes
aus eigenen Mitteln nur zu den bestimmten Zwecken verwendet, und in keiner
Art Vorschüsse für die Gemeinkasse aus der Hafenkasse entnommen werden.

6. 75. Jährlich legt das Vorsieheramt der zur Wahl versammelten
Kaufmannschaft die Rechnung von den ihnen untergeordneten Kassen vor, und
vertheilt unter die Anwesenden gedruckte Auszüge davon.

## 70. Die Kaufmannschaft läßt diese Rechnungen durch eine aus ihrer
Mitte von der Wahlversammlung aus den Wahllisten zu ernennende Kommissien
von fünf Gliedern, die aber nicht zum Vorsteheramt gehdren dürfen, abnehmen,
und die Decharge darüber ertheilen.

Achter Abschniktt.
Von der Anstellung und Verpflichtung der Kassen-Rendanten.

H. 77. Sowohl zu der Gemein= als Hafenkasse werden aus dem Vor-
sieheramte drei Vorsteher auf drei Jahre gewählt, welche die Rendantur der Kasse
jahrlich unter sich wechseln, und mit ihrem Vermögen haften. Die Wahl darf
nur von dem Obeworsteher abgelehnt werden.

§S. 78. Die Vorsleher dieser Kassen können nur solche Zahlungen aus den-
selben leisten, welche nach dem (§. 7 3.) befläligten Erat fesistehen, und müssen in
Hinsicht der unbestimmten Ausgaben die Anweisung des Vorsteheramts nachsuchen.

§. 70. Sie legen beim Schlusse des Jahres dem Vorsteheramte Rech-
nung ab, welches das Weitere nach F. 05. zu besorgen, und sie mit Instruktio-
nen zu versehen hat.

§. 80. Die Vorsteher der Gemein= und Hafen-Baukasse sind nach drei-
jahriger Dienstzeit auf folgende drei Jahre von der Uebernahme aller Aemter für die
Kaufmannschaft frei, in sofern sie sich denselben nicht freiwillig unterziehen wollen.

Neun-
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Neunter Abschnitt.
Von der Verpflichtung zur Annahme der Wahlen und Aufträge.

&amp;. 81. Wer die ihm nach diesem Statut durch die Wahl oder besondern
Auftrag übertragenen Aemter und Geschäfte nicht annehmen will, muß rechtliche
Enrschuldigungsgründe dafür anführen.

# 82. Zunchst entschuldigt von dieser Annahme Alles, was nach dem
Allgemeinen Landrecht Theil II. Tir. 18. G. 208. und 200. von der Uebernahme
einer Vormundschaft entbindet.

. 8 Die aktiven Stadträthe und der Vorsteher der Stadtverordneken
können wider ihren Willen zur Uebernahme von Aemtern und Aufträgen nicht ver-
Pflichtet werden.

§. 84. Die aus dem Vorsteheramte scheidenden Mitglieder können zur
Annahme einer abermaligen Wahl in selbiges erst nach Ablauf von vollen drei
Jahren nach ihrem Austrirte verpflichtet werden.

§ 85. Die Schätzungs-Kommissarien F. 7 1. sind zwar in den folgenden
Jahren wieder wählbar, es kann aber niemand genöthigt werden, die Wahl
öfter als einmal in drei nach einander folgenden Jahren anzunehmen.

§. 80. Besondere Aufträge kann das Vorsteheramt oder der Obewor-
steher einem Kaufmanne, wider seinen Willen, nur einmal in einem Jahre geben.

##. 87. Wer außer den obigen Entschuldigungsgründen die Annahme der
nach diesem Statut auf ihn gefallenen Wahlen oder ihm gemachten Aufträge ver-
weigert, erhält eine Woche Bedenkzeit, und kann, wenn er am Ende derselben
noch auf seiner schriftlich abzugebenden Weigerung beharrt, von dem Worfleher-
amte bestraft werden. Für den ersten und zweiten Weigerungsfall dürfen dieselben
eine Strafe von Fünf bis Dreißig Reichsthalern festsetzen, und imdrittenFall das
renitirende Mitglied außerdem noch von dem Genusse der Ehrenrechte und der
Srimmrechte ausschließen, und dies an der Börse durch Aushang bekannt machen.

§. 88. Bei Auftragen haftet das renitirende Mitglied für den durch
seine Weigerung entsiandenen Schaden; und wenn im schleunigen Falle einem
Andern diese gemacht werden müssen, so ist er schuldig diesen völlig zu entschädigen.

K. 80. Sollte Jemand so wenig Gemeinsinn verrathen, die mit seinem
Amte verbundenen Verpflichtungen nicht wahrzunehmen, und sich geflissentlich
denselben zu entziehen, und sollten die Erinnerungen des Vorsieheramtes und des
Obervorflehers insbesondere, hierunter vergeblich seyn, so unden gegen den Schul-
digen, außer der an der Börse durch Anbang bekannt zu machenden Entsetzung
von dem ihm übertragenen Amte, auch die in dem F. 87. aufgeführten Strafbe-
stimmungen nach dem Grade der Verschuldung stalt.

"2 . 00.
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ð. 90. Dem Vorsieheramte soll freisiehen, zujeder Zeit die nach §F. 87. und 89.
ergangenen Strafbesiimmungen zu mildern, oder gänzlich wieder aufzuheben.

Zehnter Abschnitt.
Von der Suspension und dem Verluste der kaufmännischen

Rechte.

. 91. Die Rechte der Mitgliedschaft der Korporation sind unterbrochen,
wenn das Mitglied unter Kuratel gesetzt wird, sich fur zahlungsunfahig erklart,
oder in eine Kriminal-Untersuchung wegen solcher Verbrechen geräth, worauf
gesetzlich die Strafe des Zuchthauses, der Strafarbeir, der Verlust der bürger-
lichen Ehre, oder des Kaufmannsstandes stehet.

§. 02. Die Wirkung der Suspension haftet nur auf der Person des Sus-
pendirten, und nicht auf dem Gewerbe. Der Suspendirte kann daher
weder an den Ehrenrechten der Mitgliedschaft der Korporation Theil nehmen,
noch auf der Börse erscheinen, wohl aber kann seine Handlung während der Sus-
pension durch einen persönlich fähigen Disponenten fortgesetzt werden:

§. 03. Die Suspension wird aufgehoben:
a) durch die Aufhebung der Kuratel;
b) durch seine vollständige Absindung mit den Gläubigern, sey es durch Zah-

lung, Erlaß oder Befristung;
J0) wenn der Gemeinschuldner zum benelicium cessionis bonorum auf den

Grund der Einmilligung seiner Gläubiger, oder durch ein Erkenntniß ge-
lassen worden, auch kann er in diesem Falle selbst während des Konkurs-

Prozesses eine neue Handlung eroffnen und fuhren;
d) durch eine vollstandige richterliche Freisprechung von der Anklage eines im

Kriminal-Prozesse erörterten Verbrechens.
§. Die Lossprechung bis auf weitern Beweis bewirkt dagegen die

Aufbebung der Suspensson an sich nicht, vielmehr entscheidet alsdann das Vorste-
heramt, ob die Suspension aufhören könne, ohne den Ruf der Korporation zu ge-
fährden, oder ob sie blos forrgesetzt wereen müsse, oder ob der haftende Verdacht
so dringend oder so erniedrigender Art sey, daß die gänzliche Ausschließung er-
folgen musse.

Die Gerichte sind in dieser Hinsicht gehalten, dem Vorsteheramte, auf
sein Ansuchen, das abgefaßte Erkenntniß nebst den Gründen mitzutheilen.

. S. Die kaufmannischen Rechte in Absicht des Standes und der Mit-
gliedschaft gehen verloren:

a) durch den Tod, unbeschadet jedoch der der Wittwe oder den Erben nach den
allgemeinen Gesetzen in Verbindung mit diesem Statut zukommenden Rechte;

b) durch
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b) durch freiwillige Entsagung, welche jedoch dem Vorsleheramte in glaub-
hafter Form angezeigt werden muß;

) durch einen Beschluß des Vorsteheramtes, in so weit nicht dieser Beschluß
im Wege des Rekurses abgeändert worden ist.

§# 6. Das Vorsteheramt ist verpflichtet, die Ausschließung eines Mit-
gliedes aus der Korporation durch einen Beschluß auszusprechen, wenn dasselbe:

a) für einen muthwilligen oder gar betrügerischen Bankeruttirer durch rechts-
kräftiges Urtheil erklä#rt,

d) wenn dasselbe eines Meinceides, Verfälschung öffentlicher Papiere, Privak-
Urkunden oder Unterschriften, der absichtlichen Verbreitung falscher Mün-
zen, oder sonst eines qualifizirten Betruges überwiesen ist;

JDc) wenn auch wegen anderer Verbrechen auf Zuchthaus= oder Festungssirafe
oder gar körperliche Züchtigung gegen dasselbe rechrskräftig erkann#t ist;

d) wenn dasselbe in der Stadt wohnt, und das Stadtbürgerrecht verliert, dies
mag nun durch Enksagung, Entfernung, oder durch rechtskräftiges Erkennt=
niß, oder durch einen Beschluß der Stadtverordneten-Versammlung erfolgen;

) wenn durch ein richterliches rechtskraftiges Erkenntniß der Verlust der kauf-
männischen Rechte festgesetzt wird;

4) wenn ein Mitglied wegen böslicher Defraudation landesherrlicher Gefälle
zum zweilen Male durch ein förmliches Erkenniniß verurtheilr worden ist;

8) wenn ein Mitglied der Uebertretung gegen die Wuchergesetze überführt, und
deshalb bestraft worden ist.

&amp;#. 97. Dagegen bleibt es dem Vorsteheramte überlassen, den von ihm
wohl zu erwägenden Umständen nach, entweder die Ausschließung oder die Sus-
pension, oder auch die unbeschränkte Beibehaltung in der Korporation zu beschließen:

a) in den H. 94. angefuhrten Fallen;
b) wenn bei einer Kriminal-Untersuchungin Fällen, die nicht zu den §. 96.

a. und D. dieses Abschnitts gehören, blos auf Geld oder Gefängnißsirafe
erkannt worden ist;

c5) wenn die nach F. 06. dieses Abschnitts rechtskräftig erkannte Strafe im
Wege der Gnade erlassen, oder in Geld oder in bloße Gefängnißstrafe ver-
wandelt worden ist;

Die Ansicht, welche das Vorsteheramt hierbei leiten muß, ist zunächst
die Erhaltung der Ehre und des unbescholtenen Rufes der Korporation im
Publikum und auf auswärtigen Handelsplägen.

d) Ebven so bleibt es dem Vorsteberamte überlassen, zur Ehre der Korporation
und zum Vortheil des Haadrlesiandes, der durch Defraudanken ebenfalls
gesaroct wird, Mitglieder, welche in Folge eines begründeten Gerüchts zu die-
ser Klasse gehören, schon auf das ersie rechtskraftige Erkenn#nit auszuschlieben.

 *-



— 166 —

G. 08. Wenn im Publikum Geruchte uber ein Mitgled der Korporation
umlaufen, wodurch basselbe solcher Handlungen beschuldigt wird, die, wenn sie
erweislich wären, die Ausschließung zur Folge haben würden, so sind die Vor-
steher berechrigt, dieses Mitglied vor sich laden zu lassen, ihm mit Schonung diese
Gerüchte zu eröffnen, eine Warnung zu erlassen, und ihm anheim zu geben, zur
Erhallung seines guten Rufs sich zu vertheidigen. Geschieht dies nicht, erhalten sich
vielmehr die Gerüchte, und bleibt auch eine zweite Warnung ohne Erfolg, so bleibt
es dem Ermessen des Vorsteheramts überlassen, nach Maaßgabe des Gerüchts das
bezüchtigte Mirglied dem behörigen Kriminalgericht zur Unrersuchung anzuzeigen.

Eilfter Abschnitt.
Von den Lehrlingen und Gehülfen.

&amp;. 00. Die Verträge, welche Mitglieder der Korporation über die An-
nahme der Lehrlinge und Gehülfen schrifrlich abzuschließen haben, sind zwar an
und für sich eine bloße Privatangelegenheit, sie können jedoch bei dem Vorsteher=
amte verlautbart werden, welches auch die Zeugnisse nach beendigter Lehr= und
Dienstzeit zu bestätigen, und bei diesem wichtigen Theile seines Berufs dahin zu
wirken har, daß Rechtlichkeit, Ordnungsliebe und Sachkenntniß als die wahren
Grundlagen kanfmännischer Bildung anerkann' und behauptet werden. Das Verfah-
ren hierbei bleibt der Wahl des Vorsteheramtes uberlassen; es ist jedoch verpflichtet,
sich darüber auf Erfordern der Obrigkeit zu jeder Zeit gründlich auszuweisen.

K 100. Jedes Mitglied der Korporation ist verpflichtet, einen Lehrling
oder Gehülfen auf die Aufforderung des Vorsteheramts sofort zu entlassen, wenn
dieses wegen solcher Vergehungen gefordert wird, welche bei Mitgliedern der Kor-
poration die Ausschließung begründen würden.

Zwölfter Abschnitt.
Von der Ausübungdes Rekurses an die vorgeordneten Instanzen.

§b. lol. Dem Magistrate zu Memel wird die Befugniß überkragen, in
den Fällen, welche durch Beschwerden an ihn gelangen, die Gesetzmäßigkeit der Aus-
sprüche des Vorsteheramts zu prüfen, und zunächst darüber zu entscheiden.

§. IO2. Der Rekurs muß binnen zehn Tagen nach dem bescheinigten Em-
pfange des Bescheides, oder der Bestimmung, welche zur Beschwerde Veranlas-
sung giebr, angebracht, und alsdann vor der Anwendung der Strafmaaßregel,
und vor der Rcalisation der den Gegemtand der Beschwerde ausmachenden Be-
siimmung die Entscheidung abgewartet werden. Eine Ausnahme hiervon findet
nur in dem F. 72. bemerkten Falle statr.

S. 103.
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K 103. Das Vorslebera### kann die zur Exekution stevenden rechtekrästig
erkannten Strafen zwar einfordern, deren Einziehung aber nach eigener Wahl
nur durch den Magistrat oder die Gerichte, welche einer diesfälligen Requisition
amweigerlich genügen müssen, veranlassen.
 Urfkundlich haben Wir dieses Statuk, welchem Wir hierdurch Gesetzes-

Kraft verleihen, und über welches Wir fest und uuverbrüchlich gehalten wissen
wollen, durch Unsere eigenhändige Unterschrift und unter Beifügung Unsers großen
Aoniglichen Insiegels vollzogen.) Gegeben Berlin, den 21sten Mai 1822.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenderg. Graf v. Bülow.

(o. 726.) Tarif, nach welchem das Führgeld für das Uebersetzen über den Gilgestrom
bei Reatischken erhoben werden soll. Vom 29 sten Mai 1822.

Eilber-fen-
groschen.s nige.

1) Fa eine Frachtfuhre
a) fur den Wagen .......................I 4
b) für jedes Pfero — 8

2) Fur Kutschen und andere zum Transport von Personen und
ländlichen Erzeugnissen bestimmte Fuhrwerke

a) für den Wmgen — 8
b) für jedes Pferd ....- 8

3) Fur ein Pferd
a) mit einem Reiter .............. 1 —

b) ohne Reiter .................... — 8

4) Für jede Person und was solche als Last bei sich führen kann. — 4
5)0 Für eine Person mit einem Schubkarren — 5

6) Für ein Stück Rindviieee........... — 4

7) Far ein Kalb, Schwein, Hammel, Schaaf, Lamm oder Ferkel! — 1

Ausnahmen.
1) Die auf Kommando geschickten Offiziere, Unteroffiziere und Gemeinen, auch

Ordonanzen, so wie die zur Uebung gehenden Landwehrmänner werden frei
über-



2

—

4

5)
6)

(No.
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ubergefahren. Imgleichen sind die in herrschaftlichen Angelegenheiten, auch
mit Freipassen reisenden Koniglichen OffiziantenvonErlegungdesFährgel-
des befreit.
Sind davon befreit der Konigliche Vorspann, die Fuhren zum Transport der
Materialien zu Königlichen Bauten, zum Transport des Deputat-Brenn-
holzes für sämmtliche Königliche Offizianten und zum Transport der Lebens-
mittel und Fourage für das Militair.

)Wenn Eisbahn ist, wird von allen vorbenannten Sätzen die Hälfte in dem
Falle bezahlt, wenn der Fährmann Straße gegossen hat, und die Ueberge-
henden auf Verlangen begleitet werden oder die gegossene Straße gebrau-
chen. Findet das eine oder das andere nicht siatt, so darf auch Ueber-
fahrtsgeld nicht erhoben werden.
Ertraposten bezahlen das Fährgeld nach den geordneten Sätzen auch zugleich
für die Rückkehr der Ertraposipferde.
Alle ordinairen fahrenden und reitenden Poslen gehen frei.
Bei Strafe von Einem Thaler für jeden zuviel erhobenen Groschen dürfen
die vorstehenden Bestimmungen nicht übertreten werden.

Gegeben Berlin, den 20sten Mai 1822.

¶. s) Friedrich Wilhelm.
C. Furst v. Hardenberg. v. Bulow. v. Lottum.

727.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 7ten Juni 1822., wegen Anwendung des Stem-
pel-Tarifs bei Erkenntnissen gegen die Kapitaine und Rittmeister zweiter Klasse.

A- geschehene Anfrage setze Ich hiermit fest, daß die, im Stempel-Tarif vom
Iten März d. J. wegen der Staabs= Kapitaine und Staabs-Rittmeister, bei Er-
kenntnissen sub A. g. enthaltene Bestimmung, auch auf die, das mindere Gehalt
beziehenden Kapitaine und Rittmeister zweiter Klasse, Anwendung finden soll.

Berlin, den 7ten Juni 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staatskanzler Herrn Fürsten von Hardenberg.

(To. 728.)
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(No. 728.) Merhodchste Kabinetsorder vom 2ten Juni 1822., betreffend die Chaussee-
geld= Eehrbung ouf den Kunststraßen jeuseits des Rheins nach dem allge-
meinen Chaussee-Tarf.

A## Ihren Antrag vom 2 A#sten v. M., will Ich die von Mir unterm 2dlen

Mai 1810. gegebene Besiimmung, dab die Chausseegeld=Erhebungaufden
Kunsistraßen jenseits des Rheins nach dem allgemeinen Chaussee-Tarif einge-
fübrt werden soll, hierdurch erneuern, und Ihnen die Bekanntmachung desselben
durch die Gesetzsammlung anheim geben.

Porsdam, den 2ten Juni 1822.
Friedrich Wilhelm.

An
den Staatsminister Grafen von Bülow.

(No. 729.) Chausseegeld-Tarif, vom 2sten Mai 1822., nebst Anhang vom 29sten
desselben Monats.

Bekanntmachung.
Um die Schwieriqgkeiten zu beseitigen, welche die Erhebung und Zahlung der

Gäße desChaussecgeld- Larifs vom 31 sten Januar 1319. nach der neuen Münz-
Eintheilung haben würde, ist der nachfolgende neue Chausseegeld, Larif und Andang
zu demselben entworfen und von des Königs Majestär unterm 21sten und 2osten
Mai 1322. genehmige und vollzogen worden.

Chausseegeld Tarif
für eine Meile von 2000 Preußischen Rurhen.

ESieNe
* groschen. nige.1) F. # oder zweirädrige Frachtkarren, so wie zwei

radrige Bauerkarren
a) beladen, für jedes Pferd oder andere Zugkthir —
b) ledig, für jedes Pferd oder andere Zuglhier... — 8

Wenn die Räder oblger Frachtiragen und der Karren sechs Zoll und
darüber dreit #ind, so wird für jeoes Pferd ocer Zugehier bezahit:

a) beladen . 1 —

b) legagaa.· 4
Jabrsung 1827. 3 2) Ex-



2) Extraposten, Kutschen, zwekrädrige Kabriolets und jedes an-
dere Fuhrwerk zum Fortschaffen von Personen, bekaden oder

Ellder- Pfen-
greschen. nlge.

ledig, für jedes Pferd... .... . ... 1 4
3) Alle übrigen Fuhrwerke, welche unter obigen nicht begriffen

sind, auch von Schlitten mit Pferden oder anderem Zugvieh
bespannt

a) bekaden: 1 —
b)ledig . . . . . . . · · · ............. —- 4

4) Von einem uuangespannten pierde oder Maulthiere. . . ... — 4
5) Bon einem Ochsen, einer Kuh, einem Esel.. ..... ... .. — 2

6) Fohlen, Kalber, Schweine, Schaafe, Ziegen, die einzeln
unter 5 Stück gefühm werden, sind frei, vonje5Stückaberr,, — 2

Alle Fuhrwerke, welche mit Kopfnageln oder Stiften beschlagen sind,
welche ½ Zoll und darüber vorstehen, zahlen den doppelten Tarifsatz.

Ein Fuhrwerk, welches nicht den vierten Theil seiner Ladung hat, wird
wie ein unbcladencs behandelt.

a)

rP*—

)
e)

b)

2

Ausnahmen.
Chansseegeld wird nicht erhoben:

von Königlichen und der Prinzen des Königlichen Hauses Pferden, oder
Wagen, die mit eigenen Pferden oder Maulthieren bespannt sind;
von Fuhrwerken und Reitpferden, welche Regimenter oder Kommando's
beim Marsche mit sich führen, so wie von Lieferungswagen für die Armce
und Festungen im Kriege, und von Offizieren zu Pferde im Oienst;
von Königlichen Kouriers und den der fremden Mächee, von reitenden Posten,
desgleichen von leer zurückgehenden Poflfuhrwerken und Perden, ohne Un-
terschied;
von Feuerlöschungs= und Hülfs-Kreiefuhren;
von Wirthschaftsfuhren, Pferden und Vieh der Ackerbesitzer, innerhalt
der Grenze ihrer Gemeinde oder Feldmark, wohin aber deren Personen-
fuhren umd Reitpferde nicht gehören;

von allem nur mit Oünger beladenem Fuhrwerke:
von den Fuhrwerken, welche Chaussee-Baumaterialien anfahren;
von den Guhrwerken oder Pferden der beim Chaussecwesen angestellten
Beamten, daher auch der Landrathe innerhalb ihres Geschaftsbezirks;
von den berittenen Grenz-Zolloeamten im Dienst.

Gegeben Berlin, den 21sten Mai 1822.
Friedrich Wilhelm.

E. Fürst v. Hardenberg. Graf v. Bülow. Graf v. Lottum-

An-



Anhang
zum Chausseegeld- Tarif.

————

Strafbestimmungen.
K 1. V., zwei einander begegnenden oder einholenden Wagen soll der um
beladene dem beladenen aus dem Wege fahren. Sind beide beladen oder beide
mnbeladen: so sollen sie einander nach der Rechten halb ausweichen, bei Strafe
von Einem Thaler.

§. 2. Posten und Ertraposten foll jedes Fuhrwerk auf den Ruf des
Homs ausweichen, bei Strafe von Fünf bis Funfzig Thalern.

§. 3. Frevel an Chausseen und an den dazu gehdrenden Gebauden, An-
lagen und Vorrichtungen verübt, soll mit Ersatz des Schadens und einer Strafe
von Fünf Thalern; Frevel an Ehausseebäumen und Pflanzungen aber außer
dem Ersatz, mit Zweis Thalern für jeden Baum gebüßt werden.

§§. 4. Wer Bauholz so fortbringt, daß das Ende die Fahrbahn der
Chaussee berührr, imgleichen, wer mit der Kette, und nicht mit dem Hemmschuh
hemmr, verfällt in eine Strafe von Zwei Thalern.

§. §. Weer auf Banquets oder Fußsteigen oder in denGrüben reitet,
fährt oder Vieh treibt, oder wer die Materialienhaufen auseinanderwirft, büßt
dafür mit Einem Thaler.

§. 6. Wer sich von seinen Pferden weiter als drei Schritte emfernr,
wird bestraft mit Einem Thaler, und wenn dadurch Schaden geschiehr, diese
Sxafe geschärfr.

§. 7. Wer Vieh ohne Hirten auf die Chaussee laufen lät, oder an
Chaufseebaume und Pfähle r2c. bindet, verfällt in eine Strafe von Einem Thaler.

§. 8. Wer Gras aus den Dossirungen sich unbefugterweise zueignet,
zahlt zur Strafe Einen Thaler. Geschah dies durch Abweiden, so wird für
jedes Stück Rindoieh Drei Silbergroschen, für ein Schaaf Einen Silbergroschen
und für ein Schwein Funf Silbergroschen als Strafe erlegk.

§&amp;. . Wer sich beim Ackern nicht wenigsiens zwei Fuß vom Grabenrande
entfernt hält, bußt dafür mit Einem Thaler.

§. 10. Wer es unternimmr, sich auf irgend eine Weise z. B. durch Aus-
spannen von Pferden #r. der Cmrichrung der Chausseegefalle ganz oder theilweise
zu entziehen, zahlt außer der verkürzten Steuer den vicrfachen Betrag derselben,
in keinem Falle aber unter Einem Thaler als Skrafe.

#. 17.
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. 11. Außer den Posten imd Ertraposten und Estaffetten darf Niemand,
auch wonn er von der Abgabe frei wäre, eine Chausseestelle passiren, ohne anzu-
halten, bei Strafe von einem halben Thaler.

*. 12. Wer einen Schlagbaum eigenmächtig öffnek, verfällt, auch wenn
keine Kürzung der Abgabe dadurch bezweckt isi, in eine Strafe von Drei Thaleru.

§. 13. Wer es unterläßt sich einen Chausseczektel reichen zu lassen, soll
an der folgenden Hebesielle die Abgabe für die zurückgelegte Strecke noch einmal
bezahlen.

K. 11. Verfälschung eines Chausseezettels zieht eine Strafe von Fünf
bis Zehn Thalern und unter erschwerenden Umständen die härtere Strafe der
allgemeinenGesetze nach sich.

§. 15. Wer sich weigert den Chaussecbeamten, die ihn anblten oder
pfanden wollen, zu willfahren, oder die gesetzliche Etrafe an der nachsien Hebe-
stelle gegen Empfangschein zu deponiren, soll, wenn er nicht gekannt oder unsicher
ist, festgehalten und an die zuständige Behörde abgeliefert werden.

§. 16. Ist ein Chaussee-Vergehen mit ungebührlichem Betragen gegen
Beamte verbunden, so soll die Strafe um ein Drittheil geschärft, bei grôöberen
Beleidigungen, bei Widersetzlichkeiren und Gewaltthätigkeiten aber soll der Thä-
ter, wenn er nicht gekannt oder unsicher ist, festgehalten und dem Richter über-
liefert werden.

§ 17.. Der Reisende haftet für den Fuhrmann nur, wenn er an dessen
Vergehen Theil genommen hat, oder dessen Diensiherr, oder Eigenthümer des
Fuhrwerks ili.

Gegeben Berlin, den 29slen Mai 1822.

Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. Graf v. Bälow.

Vorstehender Tarif nebst Anhang soll in der ganzen Monarchie diesseits
und jenseits des Rheins vom Isien Juli 1822. an, da überall Anwendung finden,
wo bisher die Erhebung der Chausseegelder nach dem Tarif vom 31ien Januar
1810., in dessen Stelle er tritt, für Rechnung des Fiskus geschehen ist.

Berlin, den 1 gten Juni 1822.

Ministerium des Handels.
v. Bülow.
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Geset= Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.

 SNo. 12 —

(No. 730.) Erklhrung wegen Aufhebung des Abschosses und Abfahrtsgeldes zwischen sämmt-
lichen Koniglichen Preuzzischen und sömmelichen Khuiglichen Dänischen
Landen. Vom 2ten Mai 1822.

N. Se. Königliche Majestét von Preußen mit Sr. Königlichen Majesiät
von Dänemark dahin übereingekommen sind, den Abschoß und das Abfahrtgeld
gegenseitig aufzuheben, wie solches bereits in Folge des 1I Z##en Artikels der deut-
schen Bundesakte vom gten Juni 1815., und des Beschlusses der deutschen Bun-
desversammlung vomm 23sten Juni 1817. in Rücksicht der Herzogthümer Holstein
und Lauenburg, und der Königlich-Preußischen zum deutschen Bunde gehörigen
Lande geschehen ist; so wird jetzt hierdurch im Namen Sr. Majestät des Königs
von Preußen erklärt:

Art. 1. Bei keinem Vermögensausgang aus den sämmtlichen Königlich-
Preußischen Staaten im Allgemeinen, in das Königreich Dänemark und das Her-
zogthum Schleswig oder aus den nicht zum deutschen Bunde gehörigen Königlich-
Preußischen Landen in die Herzogthümer Holstein und Lauenburg, so wie aus
dem Königreich DOänemark und dem Herzogrhum Schleswig in die sämmtlichen
Königlich-Preußischen Staaten im Allgemeinen, oder aus den Herzogthümern
Holsiein und Lauenburg in die nicht zum deutschen Bunde gehörigen Königlich-
Preußischen Lande, es mag solcher Ausgang durch Auswanderung oder Erbschaft,
oder Legat, oder Brautschatz, oder Schen-ung, oder auf andere Art erfolgen, soll
irgend ein Abschoß (gabella hereditaria) oder Abfahrtsgeld (census emigratio
nis) erhoben werden.

VondieserBestimmung bleiben jedoch diejenigen allgemeinen Abgaben aus-
genommen, welche mit einem Erbschaftsanfall, Legat, Verkauf r2c. verbunden
sind, und ohne Unterschied, ob das Vermögen im Lande bleibt, oder hinaus-
gezogen wird, ob der neue Besitzer ein Inländer oder ein Fremder ist, bisher
in den Königlich-Preußischen und in den Koniglich-Dänischen Staaten haben
entrichtet werden müssen, wie z. B. Erbschaftssteuer, Stempelabgaben, Joll=
abgaben und dergleichen.

Jahrsang 1822. Aa Art. 2.

(Ausgegeben zu ? ßden 1s#en Juli 1822.)
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Art. 2. Die vorstehend bestimmte Freizugigkeit soll sich sowohl auf den-
jenigen Abschoß und auf dasjenige Abfahrtsgeld, welche in die landesherrlichen
Kassen fließen, als auch auf denjenigen Abschot und auf dasjenige Abfahrts-
geld erstrecken, welche sonst Individuen, Kommunen oder öffentlichen Seiftun-
gen zufallen möchten.

Art. 3. Die Bestimmungen der Artikel 1. und 2. erstrecken sich auf alle
jetzt anhängige und auf alle künftige Fälle.

Art. 4. Die Freizügigkeit, welche in den Artikeln 1. 2. und 3. bestimmt
ist, soll sich nur auf das Vermögen beziehen. Es bleiben demnach, ungeachtet
dieses Uebereinkommens, diejenigen Königlich= Preußischen und Königlich-Däni-
schen Gesetze in ihrer Kraft bestehen, welche die Person des Auswandernden,
seine persönlichen Pflichren und seine Verpflichtungen zum Kriegsdiensie betreffen.

Es wird auch für die Zukunft in dieser Materie der Gesetze über die Pflicht
zu Kriegsdiensten, und über die persönlichen Pflichten des Auswandernden keine
der beiden, die gegenwärtige Erklärung abgebenden Regierungen, in Ansehung
der Gesetzgebung in den respektiven Staaten, beschränkt.

Gegenwärtige, auf Allerhöchsten Befehl Sr. Königlichen Majestät von
Meußen, unter vorgedrucktem Königlichen Insiegel ausgestellke Deklaration soll,
nach erfolgter gegenseitiger Auswechselung, Kraft und Wirksamkeit in den sämmr-
lichen Königlich-Preußischen Staaten haben.

Berlin, den 2en Mai 1822.

(L. S.)
Koniglich-Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Bernstorff.

[No. 731.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 12ten Mai 1822., daß Besitzer von Orden 2c.
die Dekorationen derselben während einer zu erleidenden Festungsstrase
nicht tragen sollen.

#d8S
Jch finde es nicht angemessen, daß Besitzer von Orden oder Ehrenzeichen, wäh-
rend sie Festungs= oder andere Freiheitsslrafen erleiden, mit den Dekorationen
ihrer Orden 2c. erscheinen, und beslimme hierdurch, daß dergleichen Personen
vom Milirair= oder JZivilstande, während der Dauer jedweder Art von Freibeits-
sirafe, die Dekorationen von Orden, Ehrenzeichen und Denkmünzen, nicht anle-
gen, solche vielmehr beim Antritt der Strafe, der vorgesetzten oder der strafvoll-
ziehenden Behörde überliefert und bei dersellen, bis nach beendigter Strafzeit
aufbewahrt, dann aber dem Besier zuruckgegeben werden sollen, in sofern hier-

gegen



gegen nicht etwa durch dessen Fuhrung Bedenken veranlaßt sind, die eine An-
frage hoheren Orts nothig machen.

Ich beauftrage das Staatsministerium mit der Bekanntmachung dieser Be-
stimmung.

Potsdam, den 12ten Mai 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

das Staatsministerium.

[No. 732.) Erklärung wegen der mit der Großherzoglich-Sachsen-Weimarschen Regierung
verabredeten Uebereinkunft in Bektreff der gegenseitigen Uebernahme der
Ausgewiesenen und Vagabunden. Vom 12ten Juni 1822.

Zen der Königlich-Prenßischen und der Großherzoglich= Sachsen-Weimar=
schen Regierung ist unter Vorbehalt einer, nach demnächstiger Beseitigung der ge-
genwärtig obwaltenden Hindernisse, künftig abzuschließenden förmlichen Konvention
die provisorische Uebereinkunft gerroffen worden:

in allen vorkommenden Fällen, welche die Uebernahme von Vagabunden und
Ausgewiesenen bekreffen, sich gegenseitig nach der Bestimmung der, unterm
öfen Frbruar 1820. zwischen den Königreichen Prenßen und Sachsen abge-
schlossenen Konvention (conler. pag. 40. sed. der Gesetzsammlung des Jahres
1820.) richten zu wollen.

Dabei sind zu gegenseitigen Ablieferungs= und Uebernahme-Orten bestimmt
worden:

Königlich-Preußischer Seics
gegen den Weimar-Jenaischen Kreis die Städte Eckardsberga und Erfurr,
gegen den Eisenachschen Kreis die Sradte Treffurt und Erfurt,
für die dem Kreise Ziegenrück zugehörigen Transportanten die Kreisstadt Zie-

genrück, und
für die dem Kreise Schleusingen angehörigen Vaganten die Kreisstadt Schleufingen.

Großherzoglich-Weimarscher Seits dagegen für den
Weimar-Jenaischen Kreis, die Städte Weimar und Buttstädr,
für den Eisenachschen Kreis, die Stadt Eisenach,
fur den Neustädter Kreis, die Stadt Neustadt,
fur das Ant Ilmenau, die Stadt Ilmenau.

Gegenwärtige im Namen Seiner Majestät des Königs von Preußen, und
Seiner Königlichen Hohe##l des Großherzogs von Sachsen-Weünar zweimal gleich-

lau-
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lautend ausgefertigte Erklarung soll, nach erfolgter gegenseitiger Auswechselung,
in den beiderseitigen Landen offentlich bekannt gemacht werden, und sogleich Kraft
und Wirksamkeit erhalten.

Berlin, den 12ten Juni 1822.

Koniglich-Preußisches Ministerium der auswartigen Angelegenheiten.
v. Bernstorff.

MNo. 733.) Allerhochste Kabinetsordtr vom 20sten Juni 1822., betreffend die
der Straf-Gesetze bei Maischsteuer-Kontraventionen.

A- Ihrer, des Finanzministers, Anzeige vom 27 sten April d. J. geht hervor,
daß die Gerichtsbehörden, im Widerspruch mit dem Verfahren der Finanzbehör=
den, Anstand nehmen, bei Maischsteuer-Koncraventionen nach dem durch die
Amtsblätter der Regierungen zur öffentlichen Kenntniß gebrachten interimistischen
Regulativ vom Isien Dezember 1820. zu erkennen, und nach wie vor auf das
Gesetz vom Zen Februar 1810. zurückgehen zu müssen glauben. Ich bestimme
daher, daß bis zur Promulgation des neuen Getränkesteuer-Gesetzes, durch wel-
ches im Wesentlichen, die jetzige Besteuerungsweise beibehalten werden wird,
die Gerichte eben so, wie die Steuerbehörden gehalten seyn sollen, bei Beurthei-
lung und Entscheidung der Kontraventionen gegen das gedachte Regulativ vom
1sten Dezember 1820., sich nach den darin enthaltenen Strafbestimmungen zu
achten und nur in so weit auf diejenigen des Gesetzes vom Zten Februar 19819.
zmückzugehen, als es mit dem Regulativ verträglich ist. Hiernach werden Sie
das Nöthige verfügen.

Berlin, den 2ofsten Juni 1822.

Friedrich Wilhelm,
An

die Staateminister der Justiz und der Finanzen
von Kircheisen und von Klewiz.

—.———
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.
— No. 13. —

[No. 734.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 20ten Juni 1822., wegen bewilligter Begün-
stigungen inländischer Rhedereien.*

In Erwägung der ungünstigen Verhältnisse, in welchen sich das Gewerbe der
inländischen Rhederei seit mehreren Jahren befindet, und in Folge des, auf den
Grund mehrseitiger Berathung, Mir gehaltenen Vortrages, daß die ungünstigen
Zeitumstände auf das gedachte Gewerbe um so nachtheiliger einwirken, als die
biesiger Seits stets beobachteten Grundsätze einer mäßigen Abgaben-Belegung
fremder Schiffe bei der Bemuzunz. hiesiger Häfen, und einer gleichen Besteue-rung der ein= und ausgehenden Waaren in fremden und inländischen Schiffen,
in mehreren ausländischen Hafen, welche die Preußischen Schiffe besuchen, nicht
gleichmäßig zur Anwendung kommen: habe Ich beschlossen, so lange jene un-
günstigen, die Erhaltung dieses wichtigen Zweiges der innern Gewerbsamkeit
bedrohenden Verhclknifse bestehen,, dem gedachten Gewerbe größere Begünsti-
gungen, als dies bisher der Fall gewesen ist, zu bewilligen. Ich verordne
demnach:

1) Die Küsten-Frachtfahrt von einem Preußischen Hafen nach einem andern
inlandischen PMatze (cabotage), soll als ein ausschließlich inländisches Ge-
werbe angesehen und deren Betrieb nur inländischen Seeschiffern erlaubt
seyn, bei Strafe der Konfiskation von Schiff und Gut, in sofern ein aus-
ländischer Seeschiffer dabei betroffen wird.

Ausnahmen hiervon können nur in dringenden Fällen von den Provinzial-
Behörden und nur zum allgemeinen Besten gestattet werden.
Es soll eine Erhöhung der bisherigen Hafen-Abgaben von ausländischen
beladen ein= und ausgebenden Schiffen in allen Preußischen Häfen ein-
treten, dieselbe jedoch auf die Schiffe derjenigen Nationen keine Anwen-
dung funden,
) mit welchen Preußen wegen Behandlung ihrer Schiffe und deren La-

dungen gleich den inländischen oder den am meisten begünstigten
Nationen in Traktaten steht, und zwar unter den darin festgeseszen
Bedingungen;

b) welche ihrer Seits aus anderer Veranlassung die Preußischen Schiffe
und deren Ladungen gleich den inländischen behandeln.

ß Nir dieser Beschränkung soll die Erhehung nach folgenden Sätzen stattnden:

a) von eingebenden Schiffen 2 Rthl.—Sgr.proLastvon4000K.
b) von ausgehenden - 1.. — " dito

Fabrgang 4822. Bb c) von

(Ausgegeben zu Berlin den Alten Juli 1822.)

1



c) von Schiffen, die nur vis zumvierten Theiloder er, czuer

Fhi#aune gereenbche e,iehungsweise der
aisgehend .. . . 11Rthl. Sgr. prLast von P#d B.
——D dito

Säise, v5 mit Ballast beladen sind, unterliegen dieser erhöheren Schiffs-Abgabe nicht.
8 Der Ertrag dieser Abgabe soll nicht als eine erhöhere Einnahme-Quelle

derStaatskasse angesehen, sondern zum Besten der Rbederei, nach
den von Ihnen, dem Handels-Minister, Mir deshalb zu machenden Vor-

schlägen, verwendet werden. .
3) Uin dem Rhederei-Gewerbe auch zugleich, soweit dies Seitens. des Stauts

moglich ist, eine reelle Nahrungsquelle darzubieten, soll der Transport
derjenigen Waaren, welcher für Rechnung des Staats statt findet, vor-

üg waeise durch inläkndische Schiffe besorgt werden, weshalb Ich auf Meine
esondere heute erlassene Order Heu nehme., Obige Bestimmungen treten Hinsichts der Anordnungen zu 1. und 3. sueich, Hit des 2tenPaatn aber, erst drei Monate nach Publikation ben

er in Kraft, welche durch die Gesetzsammlung zur offentlichen Kenntniß
bringen, und hiernach das Erforderliche zu verfügen ist.

Berlin, den Zisten Juni 18227. » ·

Friedrich Wilhelm.
N#

die Seaats-Minister Grafen von Bülow,
von Loctum und von Bernstorff.

(No. 735.) Gesez, betreffend den Verkauf ausstrhender Forderungen und Kurs habender
Schuld-Paplere im Wege der Errkmion. Vom 4i#n Julli 1822.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen rc. .

Da die in der Allgemeinen Gerichtsordnung Th. I. Tit. 24. &amp;.101 — ls.
enthaltenen Vorschriften wegen der Exekuion in Aktivforderungen des Schuldners
für unzureichend anerkannt worden, um den Gläubiger durch dergleichen Gegen-
stände der Exekution zu seiner Befriedigun zu verhelfen; so verordnen Wir fürdiejenigen Unserer Provinzen und Lanbeochese worin die Allgemeine Gerichrs-
Ordnung gesetzliche Kraft hat, auf den Vortrag Unsers Staaksministeriums und
nach vernommenem Gutachten Unsers Staatsraths, Folgendes:

## I. Mit Auphebung der entgegenstehenden Vorschrift der Allgemeinen
Gerichtsordnung Theil I. Titel 2J. §. 103. wird dem Exekutionssucher gestatter,
alle und jede Aktivforderungen des zu Exequirenden, welche eine besiimmte Geld-
summe, sey es in Kapital oder in Nenten, zum Gegenstande haben, aus welchem

Titel, z. B. Vermächlmißen, Kaufkontrakten u. s. w. sie auch entspringen mögen,

selbst einzuklagen und bie zum Betrage seiner rechtskräftigen Forderung cinzuzieben. 2.



K. 2. Es soll dazu auf besonderen Antrag durch rine Verfügung des Ge-
richts ermächtigt, und solches sowohl dem zu Exequirerden als dessen Schuldner
bekannt gemacht werden. ½ 3

K. 3. Diese gerichtliche Verfügungverkritt die Stelle einer Anweisung,
und der Exekutionssucher erlangt dadurch an der in Beschlag genommenen Forde-
rung die Rechte eines Assignarors mit der Vollmacht zur Einklagung der angewie-
senen Forderung.
.0C. 4. Jedoch ist derselbe gllemal verpflichtet, zu dem gegen den Schuldner

zu führenden Mozesse den zu Exequtrenden vorladenzu lassen. ’
.».5.0enzucxeqyikeydekannmitseinemSchuldnercinseitigundvhne
Zustimmung des Exekutionssuchers keinen Vergleich abschließen, welcher zum Nach-
theil des Letzteren gereich. ...

;:-------.(AllgcmeineGerichts-ordnungTheils».·Titel,29.5.81.). ,

,5-z-6»«;Will.dek-Exekutionssuchcrein-Aktivfocdekungsseineö«S-chuldpcrs
(§. 1.) zum Neunwerth in Zahlung annehmen, so foll ihm dieselbe durch eine
Verfügung des Gerichts, welche die Stelle.der Zession vertritt, übereignet werden.

- §27.Ueberstcigtbiese.zu,";·(l),exeign·endc-Jktivfordeum.dieb,eizntreibenp«e
quwne,,fogc,scl)ic,ht»dieIlcbekweisungsbjszmnBetrageder Fetzketem jedoch mit
dem Vorzugsrechte vor dem UeberreskederForderung,welcherdemzuExequiren-
den bleibt. Beides ist in der übereignenden Verfügung, wovon in diesem
Folle auch der zu Exequiyxende eine Ausfertigung erhält, deutlich und genau
auszudrücken. .

.··-»5-8.«T).a.derExckutionssuchetaus-dembereitestenVermögendeszu
Exequkkendenseine-Befriedigun«Vettangentann,sfohakekdieWahl,oben-die
rückständigen. Zinsen der in Zahlungsstatt zu übereignenden Forderung nur theil-
weise oder gar nicht übernehmen will, welchenfalls solche in der übereignenden
Verfügung dem zu Exequirenden vorzubehalten sind. .. .

Lj H.9-zk szt von der zu ubereignenden Forderung ein schriftliches Dokument
vorhanden, so wird die Zessions-Verfügung (§.6.) darauf vermerkt, und im Falle
des F. 7. überdem ein Ouplikat des Ookuments gefertigt, welches mit der Zessions-
Verfügung gleichfalls versehen wird. %

S. C., Die Ueberenulng von Geldrenten geschiehrt zu dem Satze, wofür der
Nen"pflichtige solche abzulösen gesetzlich oder vertragsmäßig befugtist. In Erman-gelung einer solchen istiunrae werden sie mit fünf ProzentzuKapitalangeschla-
gen. Es findet jedech diese lkebereignung nur beisolchen Renten statt, deren Ab-
sonderung von demberechtigtenHäuptgüte keine gesetzliche Hindernisse im Wege

stehen. .

5.1I.DieKostendcrllebekesgmmgmitEcnschllißderEintraungdek-selben in das Hypothenbuch, sofern die Forderung darin eingetragen K, fallen
dem zu Errquirenden zur Last. * 1. «

H.12.SiczdSchuldpapicke,welcheaufBötseneinenmatkkgängigen
Kurshaben,,in·Bescl»ilagqenomtne11,«·so"kannderExekutionssuchersolchezudem
Börsenkurs, wofür sie verkänslich sind, in blung annehmen.K. 13. Es bedarf in diesemFalle,, sofern diePapiere auf jeden Inhaber
lauten, keiner Zessiens-Verfügung (§. G#), sondern nur einer Aushändigung der
Mapiere an, den Exekutionssucher zum. gerichtlichen Protokoll, und einer Quitti-
rung desselben über die ihm dadurch gewordene Zahlung. 7

' . 14.



K. 1I4. Da hier keine theilweise Ueberweisung (G. 7.) statt findet, so muß
der Exekutionssucher allemal, wenn der Kurswerth der Papiere dessen rechrskräf-
tige Forderung übersteigt, den Ueberschuß bei der Aushändigung der Papiere in
gleichen Papieren nach dem Kurswerthe oder baar, entweder an den zu Exequi-
renden zahlen, oder den Umständen nach bei dem Gericht niederlegen.

§. I15. Der Kurswerth (§. 12.) wird bei denjenigen Papieren, welche auf
inländischen Börsen Kurs haben, durch ein Attest eines vereideten Mäklers be-
stimmt, welches von dem Gericht auf das Anerbieten des Exekutionssuchers, die
Papiere in Zahlung annehmen zu wollen, eingeholt wird, und den am Tage der Aus-
stellung des Artestes gewesenen Geldkurs in Buchstaben und Zahlen angeben muß.

F. 16. Bei inländischen Staats-Papieren, imgleichen bei ausländischen
Papieren, welche inländischen Börsenkurs haben, wird dabei der Berliner Börsen-
kurs zum Maaßstabe genommen; bei inländischen Provinzial- oder Kommunal-Pa-
pieren aber der Kurs von der Börse der Provinz, in welcher sie entstanden sind.

Befinden sich mehrere Börsen in der Provinz, so hängt es von dem Ermessen
des Gerichts ab, nach welcher von diesen Börsen der Kurswerth der inländischen
Provinzial= und Kommunal-Papiere bestimmt werden soll, und eben so bestimmt
das Gericht, welche inländische Börse dazu zu nehmen, im Fall sich in der betref-
fendenProoiz keine Börse befindet. Der Regel nach ist jedoch dazu die BerlinerBörse zu wählen, wenn bei derselben dergleichen Papiere Kurs haben.

S. 17. Haben die in Beschlag genommenen Papiere (F. 12.) aber blos
auf ausländischen Börsen einen Kurs, so erfordert das Gericht entweder von der
Hauptbank oder der Scehandlung Auskunft, bei welcher auslandischen Börse der
neueste Kurs dieser Papiere am vortrheilhaftesten sey, und darnach wird bei der
Uebereignung derselben an den Exekutionssucher ihr Kurswerth bestimmt.

§S. 18. Will hingegen der Erekutionssucher die in Beschlag genommenen
Muaiere nach ihrem Kurswerth nicht selbst übernehmen (F. 12.), sondern trágt
auf deren Veräußerung an, so geschieht diese durch einen vereideten Mäkler, gan
auf gleiche Weise, wie Papiere dieser Art an der Börse verhandelt werden. Bei
welcher Börse alsdann der Verkaur zu bewirken sey, ist gleichfalls nach den vorigen
beiden §#. zu bestimmen.

. 10. Bei den F. 16. gedachten Papieren ertheilt das erequirende Gericht
einem Mäkler entweder unmittelbar oder durch Ersuchen des Gerichts am Orte der
Börse den Auftrag zu dem Verkauf. DOer Makler muß am nächsten Börsentage
nach Empfang der Papiere solche versilbern und den erhaltenen Werth unter Bei-

fügung des Kurszetteis berechnen.§. 20. Bei den K. 17. gedachten Papieren aber ersucht das Gericht entwe-
der die Hauptbank oder die Seehandlung, selbige nach dem neuesten vortheilhafte-
sten Kurse an der ausländischen Börse auf die daselbst übliche Weise verkaufen zu
lassn, und es wird die Berechnung des herausgekommenen Werthes mit dem Kurs-
zettel belegt.# Ursundlich baben Wir dieses Gesetz Allerhöchsteigenhandig vollzogen, und
mit Unserm Königlichen Insiegelbedrucken lassen. GegebenVer#n, den #ten Juli 1822.

(T. 8.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenbera. v. Alltenstei

Beglaubigt: Friese.
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Gesetz= Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.
" No. 14. —.—

[JNo. 736.) Allerhöchste Kabinetsorder vom 1 tten April 1822., wegen zu beobachtender
Reziprozität in der Abschoß-Freiheit gegen die nordamerikanlschen Frel-
staaten wie gegen jede andere Staaten.

A- Ihren gemeinschaftlichen Bericht vom löten v. M. beslimme Ich hier-
mit: daß, da das Jus detractus (Abschoß= und Abfahrtsgeld) in keinem Theile
der nordamerikanischen Freistaaten mehr besleht, die Reziprozität genau beob-
achtet und in sämmtlichen Preußischen Staaten gegen die vereinigten Staaten
von Nordamerika weder Abfahrts= noch Abschotgeld genommen werden soll.

Hiernach haben Sie jetzt bei dem zur Sprache gekommenen Falle, wo
von Erfurt nach Neu-Orleans Vermögen ausgeführt werden soll, zu verfahren.

Bei dieser Veranlassung bestimme Ich zugleich, daß auch gegen andere
Staaten, in denen das Jus detractus nicht mehr zur Anwendung kommt, fort-
hin weder Abschoß= noch Abfahrtsgeld genommen werden soll.

Berlin, den 1Iten April 1822. Z

Friedrich Wilhelm.
An

die Staats-Minister von Schuckmann und Graf von Bernstorff.

(No. 737.) Allerhochste Kabtnetsorder vom Aten Juli 1822., wegen einer Praklusivfrist
zur Anmeldung der aus den verschiedenen Staats= Anleihen im chemali-
gen Herzogthum Warschau statt findenden Forderungen.

Ur die Forderungen für Kapital und Zinsenrücksiände bis ersten Januar d. J.
1) aus der Staats-Anleihe des ehemaligen Herzogthuns Warschau vom

Jahre 180.,
2) aus der Anleihe des Warschauschen Gouvernements aus demselben Jahre

von den Domainen-Pächtern, und
3) aus der außerordentlichen Anleihe vom Jahre 1812.

so weit sie nach Ar#ikel K. der Konvention zwischen Preußen und Rußland d. q.
Berlin den 22Zdsten Mai 1810. auf den diesseitigen Gebietstheil des gedachten ehe-
maligen Herzogthums fallen, vollständig kennen zu lernen, bestimme Ich hiermit:

Jahrgang 1827. Cc daß

(Ausgegeben zu Berlin den 20sten Juli 1822.)



daß sammtliche diesfallige Glaubiger durch die zu einer hinreichenden Publizitat
geeignet scheinenden offentlichen Blatter aufgefordert werden sollen, ihre An-
sprüche innerhalb einer dreimonatlichen Prcäklusiofrist bei der von Mir angeord-
neten Kommission, für die diesseits zu regulirenden Anforderungen an das ehe-
malige Herzogthum Warschau in Bromberg, abgesehen davon, ob solche schon
früher bei einer andern Behörde nachgesucht worden, oder nicht, anzumelden,
1 der Verwarnung, daß alle dergleichen Ansprüche, welche innerhalb jener
Frist nicht bei diefer Kommission angemeldet worden, ohne Ausnahme, und,
wie sich von selbst versteht, ohne weiteres spezielles Verfahren überhaupt, als
völlig erloschen zu behandeln, mithin in keiner Arr künftig zu berücksichti-

en sind.
Nach erfolgter Prüfung und Festsetzung durch das Schatzministerium soll

der liquide Betrag der Staatsschuldenoerwaltung überwiesen werden. An Zin-
sen werden ohne Rücksicht auf den ursprünglichen Zinsenfuß 4 Prozent gewähr.
Die unberichtigten sind sämmrlich nach diesem Zinsfuß zu kapitalisiren, vom
ersten Januar dieses Jahres an, aber baar zu zahlen.

Berlin, den #ten Juli 1822. « «

Friedrich Wilhelm.
An

das Staatsministerium.

(No. 738.) Allerhbchste Kablneksorder vom ten Juli 1822., wegen einer Praäklusivfrist
zurAnmeldung der verschiedenen, aus der Zeit der ehemaligen Herzoglich-
Warschauschen Verwaltung an das Großherzogthum Posen und die Kreise
Culm, Thorn und Michelau zu machenden Forderungen.

D. # die Kabinersorder vom 25slen April d. J. habe Ich dem Staaksmini-
sterio auch in Ansehung der Regulirung derjenigen Ansprüche an das Großher=
zogkhum Posen und an die Kreise Culm, Thorn und Michelau aus der Zeit der
ehemaligen Herzoglich-Warschauschen Berwaltung, welche

1) aus dem Zeitraum vom ersten September 1807. bis Ende Juni rgog.
für Lieferungen und Leistungen, die nach der Instruktion für die War-
schauer Zentral-Liquidat#ions. Kommission vom lôten März 1809. für li-
quidationsfähig erklärt worden sind; welche

à) aus Lieferungen zur Verpflegung der Herzoglich-Warschanschen Truppen
in dem Zeitraum vom Juli 1808. bis Ende September 1809. oder

3) aus Lieferungen zur Verpflegung der Russischen Armee vom Isien Mai
1814. bis letzten Mai 1815. herrühren; oder

die nach der bestandenen Herzoglich-Warschauschen Verfassung den Staats-
Kassen zur Berichligung obgelegenen Verwaltlungs-Rückstände aus der

zeit
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Zeit vor und whrend der Administration des Warschauer Staats uber-
haupt, insonderheit aber etaksmäßige Gehalts -, Pensions-, Kompetenzrück=
stcnde, serner räcksickhndige Diäten, rückständige Lazareth-und Magazin=
Verwaltungs-, wie auch Backkosten betreffen,

Meine Absicht zu erkennen gegeben. Auch sollen
5) bie Forderungen, welche die Feldmesser, Forslbedienten und die Mchter

der Domainen, wenn letztere im jetzigen Großherzogthum Posen und den
Kreisen Culm, Thorn und Michelau belegen sind, zu haben vermeinen,

regulirt werden.
In Verfolg dieser Order bestimme Ich zur Anmeldung und Liquidation

der so eben spezifizirten Forderungen, so wie zur Beibringung vollstandiger dar-
über sprechender Belckge bei der dieserhalb anzuordnenden Kommission in Brom-
berg eine sechsmonatliche Prdklusivfrist, und zwar in der Art, daß auch diejeni-
gen dleser Gorderungen, welche schon früher bei einer Behörde nachgesucht seyn
sollten, in gedachter Art anzumelden und zu liquidiren sind, um Kenntniß von
der Natur und Beschaffenheit dieser Forderungen zu erhalten, und demnchst zu
bestimmen, wie solche nach Maaßgabe der zu deren Befriedigung vorhandenen
Fonds behandelt werden sollen.

Es verstehr sich, daß alle innerhalb jener Frist nicht liquidirte diesfällige
Forderungen ohne Ausnahme und ohne weitercs spezielles Verfahren überhaupt
künftig als, erloschen betrachtet und behandelt werden müssen; in welcher Art
das Aufgebot durch die zu einer hinreichenden Publizitkt geeignet scheinenden
öffentlichen Blätter zu erlassen.

Berlin, den aten Juli 1822.
Friedrich Wilhelm.

An
das Sctaatsministerium.

1

Ne. 739.) Gesetz über die Zulässigkeit der Wechselklage gegen den wechselfähigen Accep-
tanten eines von einem nicht wechselfühigen Aussteller gegogenen Wechscls.
Vom 1 lten Juli 1822.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen #c. c.

In dem F. 083. Theil II. Titel 8. des Allgemeinen Landrechts ist zwar im
Allgemeinen vorgeschrieben, daß die Acception eines gezogenen Wechsels gegen
den Acceptanten die Wechselverbindlichkeit begründe; es ist jedoch dabei nicht aus-

gedrückr, ob diese Wirkung die personlihe Wechselfahigkeit des Acceptantenc 2 allein,
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allein, oder auch die des Ausstellers voraussetze. Wir verordnen daher mit
Berücksichrigung der allgemeinen Natur des gezogenen Wechselgeschdfts, und
um die inländische Gesetzgebung mit derjenigen der wichtigsten Handelsplaätze des
Auslandes in Uebereinstimmung zu bringen, nach erfordertem Gutachten Unseres
Stagtsrathes, hierdurch:

daß bei gezogenen Wechseln das Wechselrecht gegen den Acceptanten von
der Wechselfähigkeit desselben allein, nicht aber von derjenigen des Aus-
stellers, abhängig seyn soll.

Urkundlich unter Unserer Allerhöchsten Unterschrift, und mit Beidrückung
Unseres Königlichen Insiegels.

Gegeben Berlin, den ILIten Juli 1822.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. v. Altenstein.

Beglaubigk:
Friese.

(No. 740.) Gesetz, vie Heranziehung der Staatsdiener zu den Gemeinelasten betreffend.
Vom 1 ten Juli 1822.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig
von Preußen k. 1.

Da diejenigen Bestimmungen, welche in den W. 2. und 3. der unterm
I Iten Dezember 1800. ergangenen Deklaration des F. 44. der Städtcordnung
vom 1oten November 1808. enthalten sind, theils mehrfache Zweifel veranlaßt.
haben, theils nicht mehr überall zu den gegenwärtigen Verhältnissen passen; so
haben Wir auf den Antrag Unseres Staatsministeriums, und nach erfordertem
Gutachten Unseres Staarsraths beschlossen, mit Aufhebung jener Besiimmungen
Nachstehendes zu verordnen:

§. I. Das Diensteinkommen der Beamten kann von den Gemeinen, zu
welchen dieselben gehbren, überhaupt nur dann besteuert werden, wenn auch der
Beitrag der übrigen Einwohner des Orts in der Form einer allgemeinen Einkom-
mensieuer erhoben wird.

§#. 2. Das Diensteinkommen foll bei einer solchen Beschatzung fortan im
Uebrigen zwar wie das Einkommen der Bürger behandelr, darf aber, weil es
einerseits seinem ganzen Oaseyn nach von dem Leben, der Gesundheit und andern
zufälligen Verhältnissen der Person abhängig, und andererseits seinem ganzen
Betrage nach, bestimmt ist, und daourch auf der einen Seite gegen Grund= und
Kapital-Einkommen, und auf der andern gegen Gewerbo-Gmkommen im Nach-

tbeil.



theil sleht, immer nur mit einem Theile seines Betrages zurQuotisirung gebracht
worden, welcher hierdurch auf die Halfte bestimmt wird.

&amp;#. 3. Da auch dem Staate daran liegen muß, daß den Beamten; welchs
als solche ihr Einkommen durch die den übrigen Einwohnern vemmiteelst des städti-
schen Vereins dargebotene Gelegenheit zum Erwerb nicht vermehren können, ihr
Unterhalt unter keinerlei Umständen zu sehr geschmälert werde; so verbleibt es bei
der Bestimmung, daß im dußersten Fall an direkten Beiträgen aller Art, und zu
sämmtlichen Gemeinebedürfnissen bei Gehalten unter Zwei Hundert und Funfzig
Thalern nicht mehr als Ein Prozent, bei Gehalten von Zwei Hundert und Funf-
zig Thalern bis zu Fünf Hundert Thalern ausschließlich nicht mehr als Anderthalb
Prozent, und bei höheren Gehalten nicht mehr als Zwei Prozent des gesammten
Diensleinkommens gefordert werden können.

§. 4. Zu den sämmtlichen Gemeinebedürfnissen in diesem Sinne sind
zwar, wie sich von selbst versteht, die Staatssteuern und Staatslasten, welche
gemeineweise erboben und abgetragen werden, nicht zu zählen; die Beiträge der
Gemeinen zu provinziellen Institutionen und zur Abwickelung sowohl der Provin-
zial= und RKreis= als ihrer besondern Kriegs= und andern Schulden, Rückslände
und Werpflichtungen, sind aber darunter mit begriffen. Es darf auch derentwe-
gen bei Besteuerung der Gehalte der Staats-Beamten über das vorbestimmte
Maximum nicht hinausgegangen werden.

H. 5. Das Oiensteinkommen von zufalligen Emolumenten wird gleich
den fiven Gehalten besteuert. Zu diesem Bebuf bestimmt den Betrag derselben
nach einer runden Summe die dem steuerpflichtigen Beamten vorgesetzte Behördc.

K. 6. Nach diesen Grundsätzen haben die steuerpflichtigen Individnen alle
dicjenigen Gemeinesteuerbeiträge zu leisten, welche innerhatb der Zeit, da sie der
Gemeine angehören, auf dieselben vertheilt, und zugleich fälligwerden, wenn
auch das Bedürfnit vor ihrem Eintricte entstanden ist. Dagegen werden sie,

enn sie die Stadt verlassen, auch von jeder ferneren. Beitragsverbindlichkeit
völlig befreiet.

§. 7. Von ihrem etwanigen besonderen Vermögen und andern Einkom-
men haben auch die Staatsbeamten ihre Beiträge zu den Gemeinelasten ihres
MWohnorts gleich anderen Bürgernoder Schutzverwandten, je nachdemsiedas eine
eder das andere sind, zu entrichten.

§. 8. Alles WVorsiehende gilt nur von Unseren besoldeten unmittelbaren
Staatsdienern, wohin also städtische Beamte, die von den Städten besoldeten
Polizeibeamten mit eingeschlossen, landschaftliche, Wittwenkassen= und andere
Sozjelälsbeamte, Insüzkommissarien und Notarien, Jufstikiarien bei Patrimo-
nialgerchten, Aerzte, Künstler und dergleichen nicht zu zählen sind. Jeder
Staatebeamter aber, welcher einer Behörde angehört, und bei derselben seinen
besiändigen NAf#ohnsitz haben muß, ist unter allen Umständen als ein Einwohner
derlenigen Stadt zu betrachten, in welcher diese Behörde ihren Sitz hat

. 9.
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g. 9. Zivil- und Militairbeamte, nicht minber sammtliche Empfanger
von Wartegeldern und Pensionen, werden zwar ubrigens nach gleichen Grund-
satzen behandelt.

&amp;. 10. Jedoch bleiben von allen direkten Beiträgen zu den Gemeine-
lasten befreiet:

a) die aus Staatskassen zahlbaren Penssonen der Witewen und die Exzie-
hungsgelder für Waisen ehemaliger Staatsdiener;

b) eben dergleichen Pensionen, imgleichen Wartegelder der Scaatsdiener selbst,
sofern deren jährlicher Betrag die Summe von Zweihundert und Funwzig
Thalern nicht erreicht;

c) die Sterbe= und Gnadenmonate;
d) alle diejenigen Dienst-Emolumente, welche blos als Ersatz baarer Aus-

lagen zu berrachten sind;
e) alle Besoldungen und Emolumente der beim sltehenden Heer und bei den

Landwehrsiämmen in Reibe und Glied befindlichen aktiven Milikairper=
sonen, imgleichen der auf Inaktioitäksgehalt gesetzten Offiziere; und

) diejenigen der Geistlichen und Schullehrer.
&amp;. II. Auch werden außerordentliche und einsiweilige Gehülfen in den

Bureaur der Staatesbehörden in Hinsicht der Gemeinclasten den Staatsdienern
nicht gleich, und als solche überhaupr nicht für Einwohner des Orts geach-
tet, sondern nur, wenn sie anderweitig ihren Wohnsitz im rechtlichen Sinne am
Orte haben, gleich andern Bürgern oder Schutzverwandten behandelt, je nach-
dem sie zu der einen oder andern Klasse gehören.

&amp;. 1. Zu den indirekten Gemeineabgaben muß aber ein Jeder, und
auch die von den direkten Gemeinebeiträgen befreieten Personen, beitragen.
Auch sind die Staatsdiener nicht berechtigt, dasjenige, was sie hierauf entrich-
ten, bei den direkten Beiträgen von den Besoldungen in Anrechnung zu bringen.

§. 13. Die gegenwä#igen Bestimmungen gelten zunächst nur für die-
jenigen Städte, woselbst die Stadte-Ordnung vom 1oten November 180g.
eingeführt ist. In den übnigen Städten bleiben die jeden Orts bisher bestan-
denen gesetzlichen Verschriften wegen Erhebung der Gemeinesteuern in Kraft;
wo aber solche zweifelhaft sind oder Lücken haben, sind dieselben dergestalt, wie
sie den gegenwärtigen Besiimmungen am nächsien kommen, beziehungsweise zu
deuten und zu ergänzen.

Urkundlich unter Unserer Allerhöchsien Unterschrift, und mit Beidrückung
Unseres Königlichen Insiegels. Gegeben Berlin, den Il#ten Juli 1822.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst r. Hardenberg. v. Altenstei

Beglaubigt: Friese.
(No. 41.)



GNo. 7441.) Deklaration des Gesetzes vom 7ten September 1911., dle pollzeilichen Ver-
HKltnisse der Gewerbe betreffend. Vom 1 1en Juli 1822.

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Konig von
Preußen #. 7c.

Da die in dem Gesetz vom 7ten September 181 I. über die Ablösung der Real-
Gewerbsberechtigungen S#. 32. bis 30. enthaltenen Vorschriften von den aus-
führenden Behörden theils unrichtig angewender, theils nicht überall anwendbar
gefunden sind, so verordnen Wir nach vernommenem Gutachten Unsers Staats-
raths, wie folgt:

§. I. Auch diejenigen ausschließlichen, vererblichen und verduferlichen un ös. 32
Gewerbsberechtigungen in den Stadten, welche, es sey gar nicht, oder nicht mit ·
allen diesen Eigenschaften, in den Hypothekenbuchern eingetragen sind, sollen ab-
geloset, und, bis dieses geschehen, verzinset werden, in sofern jene Eigenschaften,
insonderheit das Recht, die Vermehrung der Gerechtigkeiten zum Gewerbe gLicher
Art verhindern zu können, auf andere rechtliche Weise, es sey durch Privilegien
oder durch den Besitz eines Untersagungsrechts, dargethan werden.

H. 2. Doch sind überall nur solche Berechtigungen zur Ablösung zuzulas-
sen, welche innerhalb des Zeitramns vom Isten Januar 1701. bis zum Tage der
Bekanntmachung des Gesetzes vom Sten November 1810. entweder ausgeübt,
oder aber für sich allein, außer Verbindung mit Grundsiücken, verkauft wor-
den sind.

H. Z. Bei der Abschätzung des Preises der Berechtigungen ist durch das ###8 u. . 2.
Gesetz vom 7ten September 181 I. die verfassungsmäßige Einwirkung der, der
Regierung vo#gesetzten Behörden keinesweges ausgeschlossen, vielmehr sind sowohl
die Stadtverordneten-Versammlungen und Magisiräte, als die Regierungen, den
des#allsigen näheren Anweisungen der betreffenden Ministerien pünktlich nachzu-
kommen verpflichter.

6. 4.N Der Fond zur Verzinsung und Ablbsung soll fortan an allen Or= 19 3 SK. 36.
ten, wo der Ablösungs= und Tilgungsplan nicht schon feststeht, und in Ausübung
gekommen ist, nicht allein von den Gewerbtreibenden gleicher Art, sondern auch
von der Stadtgemeine aufgebracht werden.

h. 5. Alle diejenigen nämlich, welche das Gewerbe im Polizeibezirke der
Stadt fortan belreiben, haben nach dem Umfang ihres Gewerbes verödliniß-
mäßige jährliche Beisteuern zu dem Ablösungsfond zu leisten, und der Magistrat
der Stadt har dieselben, mit Vorbehalt des Rekurses an die vorgesetzte Regierung,
dergestalt zu verkheilen, daß kein Gewerbtreibender dadurch außer Nahrungsstand

etzt werde.gesetzt we Oen



Den Inhabern der abzulosenden Berechtigungen sollen jedoch keine Baar-,
zahlungen angesonnen, sondern ihre Beitrage mittelst Kompensation von den ihnen
gebührenden Zins= und Entschädigungssummen in Abzug gebracht werden.

g. 6. Was nach Abrechnung des schuldenfreien Gewerbsvermögens und
der Beiträge der Gewerbtreivenden noch fehlr, um die Ablösung der unten (S. 8.)
enthaltenen Bestimmung gemäß zu Srande zu bringen, muß in darnach berech-
neten gleichmäßigen Jahresbeiträgen die Sradtgemeine aus ihren Mitteln zu-
schießen.

S. 7. Die städtische Behörde jeden Orts bestimmt, unter Genehmigung
derRegierung, in welcher Art dieses geschehen soll. Sie kann dazu nicht allein
die ihr in dem Gesetz über die Einrichtung des Abgabenwesens vom Zosten Mai
1820. K. 13. freigelassenen Mitrel wählen, sondern auch eine Erhöhunz der
Steuer auf das Braumalz und eine Verbrauchssteuer auf das Brennmaterial
in Vorschlag bringen.

K. 8. Aller Orten, wo der Verzinsungs= und Ablssungsfond noch nicht
gebildet ist, muß solches nunmehr sofort dergestalt geschehen, daß der Ablo-
sungsplan spätestens nach Ablauf von zwei Jahren in Ausübung kommt, und
dieser Ablösungsplan muß so angeferrigt seyn, daß das ganze Ablösungsgeschäft
in längsiens Oreißig Jahren, vom Tage der Verkündung dieser Deklaration an
gerechnet, beendigt ist, in sofern nicht die Gemeine, durch größere Zuschusse eine
kürzere Tilgungsperiode herbeizuführen, für nöthig erachten sollte.

. 9. Die seit dem 1sten Dezember 1810. angeschwollenen Zinsen des
Ablösungswerths der Berecheigungen sollen, im Mangel einer Einigung über
eine frühere Berichtigung, allmählig neben den laufenden Zinsen dergetialr be-
richtigt werden, daß sie spälestens mit dem Ende der Ablösungsfrit völlig ge-
tilgt sind, und können über diese Zinsrüäckstände unzinsbare Ancrken#tnisse aus-
gestellt werden.

S. 10. Dagegen sollen aber auch die Gemeinen berechtigt seyn, die
seit dem Usten Dezember 18 10. nicht eingezahlten Beiträge dersenigen, welche
seitdem die mit ausschließlichen Gewerbeberechtigungen beschwert gewesenen Gc-
werbe betrieben haben, in dem K. ö. bestimmten Maaße nachträglich einzuheben.

Urkundlich haben Wir diese gesetzliche Deklaration Allerhöchsleigenhändig:
vollzogen und derselben Unser Königliches Insiegel beifüges lassen.

Gegeben, Berlin den 1##ten Juli 1822.

(I. S.) Friedrich Wilhelm.
K. Fürfl v. Hardenberg. v. Altenstein.

Beglaubigt:
Friese.
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(No. 742.) Allerhochste Kabinetsorder vom 18ten Juli 1822., die Ausschrelbung der
Prinzessinnen= Steuern betreffend.

D. Vermählung Meiner Tochter der Prinzessin Alerandrine von Preu-
ßen mit dem Herrn Erbgroßherzoge zu Mecklenburg-Schwerin, hat Anlaß
zu der Frage gegeben, ob die, bei Vermahlungen von Prinzessinnen Meines Kö-
niglichen Hauses herkömmlichen Prinzessinnen-Steuern auszuschreiben seyen. Ich
habe beschlossen, ganz so wie es bei den Vermählungen Meiner Tochter, der
Prinzessin Charlotte von Preußen, und Meiner Nichte, der Prinzessin
Friederike von Preußen von Mir angeordnet worden ist, aus Gnade und
Milde, jedoch ohne Konsequenz für die Zukunft und ohne Meinen Nachkommen
in der Krone dadurch etwas zu vergeben, Meine getreuen Unterkhanen für dieses
Mal mit solchem Beitrag zu verschonen, in der gnädigsien Zuversicht, sie werden
dieses Merkmal Meiner landesväterlichen Huld und Gnade mit Dank erkennen.
Sie haben diesen Meinen Beschluß in den Provinzen und Landen, in welchen
Sie solches für angemessen achten, zur Kenntniß der Regierungen zu bringen,
damit diese denselben gehbrig bekannt machen mögen.

Berlin, den I Sten Juli 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staatskanzler Herrn Fürsten von Hardenbers.

Jahrzang 1823. Dd (No. 743.)

(Uusgegeben zu Berlin den 10ten August 1822.)



(Ne. 743.) Erlr wegen tder wischender RKdulglich · Preusischen und der Furstlich-
Regierung verabredeten Maaßregeln

u *—* der Forsfrerc in den Grenzwaldungen. Vom 1ten
Juli 1822

N die Königlich-Preutische Regierung mir der Fürkllich-Schwarzgburg=
Sondershausenschen Regierung übereingekommen ist, wirksamere Maaßregeln
zur Verhütung der Forstfrevel in den Grenzwaldungen gegenseirig zu treffen, er
klären beide Regierungen Folgendes:

1) Es verpflichter sich sowohl die Königlich-Preußische als die Fürstlich-
Schwarzburg-Sondershausensche Regierung, die Forstfrevel, welche ihre Unter-
tbanen in den Waldungen des andern Gebiets verübt haben möchten, sobald sie
davon Kenntniß erhält, nach denselben Gesetzen zu untersuchen und zu bestrafen,
nach welchen sie untersucht und bestraft werden würden, wenn sie in inländischen
Forsten begangen worden wären.

2) Von den beiderseitigen Behörden soll zur Entdeckung der Frevler alle
mögliche Hülfe geleistet werden, und namentlich wird gestattet, daß die Spur
der Forstfreoler durch die Förster oder Waldwärter 2c. bis auf eine Stunde Ent-
lernung von der Grenze verfolgt, und Haussuchungen, ohne vorherige Anfrage
bei den landräthlichen Behörden und Aemtern, auf der Stelle, jedoch nur in
Gegenwart, und nach der Awordnung des zu diesem Behufe münolich zu requi-
ceirenden Bürgermeisters, oder Ortsschultheissen vorgenommen werden.

3) Bei diesen Haussuchungen muß der Ortsvorstand sogleich ein Protokoll
aufnehmen, und ein Exemplar dem requirirenden Angeber einhändigen, ein zwei-
#es Exemplar aber seiner vorgesetzten Behörde (Landrath oder Beamren) über-
senden, bei Vermeidung einer Polizeistrafe von 1 bis F Rehlr. für denjenigen
Ortsvorstand, welcher der Requisition nicht Genáge leistet. Auch kann der An-
geber verlangen, daß der Förster, oder, in dessen Abwesenheit, der Waldwärter
des Orts, worin die Haussuchungen vorgenommen werden sollen, dabei zuge-
zogen werde.

4) Die Einziehung des Betrages der Strafe und der etwa statt gehabten
Gerichtskosten soll demjenigen Staate verbleiben, in welchem der verurtheilte
Freoler wohnt, und in welchem das Erkenntniß slalt gefunden hat, und nur der
Betrag des Schaden Ersatzes und der Pfandgebühren an die betreffende Kasse des-
jenigen Staats abgeführt werden, in welchem der Frevel verülr worden ift.

5) Den untersuchenden und bestrafenden Behörden in den Königlich-Preu-
bischen und in den Fürsilich= Schwarzburg-Sondersbausenschen Staaten wird
zur Pyicht gemacht, die Untersuchung und Bestrafung der Forsifrevel in jedem
einzelnen Falle so schleunig vorzunehmen, als es nach der Verfassung des Landes
nur irgend moglich seyn wird.

6) Ge-
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6) Gegenwartige, m Namen Seiner MajestatdesKonigsvonPreußen
und Seiner Durchlaucht des Fursien von Schwarzburg-Sondershausen zweimal
gleichlautend ausgefertigte Erklarung soll, nach erfolgter gegenseitiger Auswechse-
lung, Kraft und Wirksamkeit in den beiderseitigen Landen haben, und offentlich
bekannt gemacht werden.

So geschehen Berlin, den loten Juli 1822.

(L. 8.)
Königlich-Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

Graf von Bernstorff.

(No. 744.) Erklärung wegen der zwischen der Kdniglich-Preußischen und der Förstlich-
Lippeschen Regierung verabredeten Maaßregeln zur Verhütung der Forst-
frevel in den Grenzwaldungen. Vom Züsten Juli 1822.

N die Königlich-Preußische Regierung mit derFürstlich -Lippeschen Re-
gierung übereingekommen ist, wirksamere Maaßregeln zur Verhücung der Forst=
frevel in den Grenzwaldungen gegenseitig zu treffen; so erklären beide Regierun-
gen Folgendes:

1) Es verpflichter sich sowohl die Königlich-Preußische, als die Fürsilich-
Lippesche Regierung, die Fortifrevel, welche ihre Unterthanen in den Waldungen
des andern Gebiers verübt haben mochten, sobald sie zur Kenntniß der Bebrden
gelangen, nach denlelben Gesetzen untersuchen und bestrafen zu lassen, nach wel-
chen sie untersucht und bestraft werden würden, wenn sie in inländischen Forsien
begangen worden wären.

2) Um von beiden Seiten zur Sicherheit des Forsteigenthums möglichst
milzuwirken, sollen die wechselseiligen gerichtlich verpflichteren Forst= und Polizei-
beamten befug! seyn, in den Fällen der Walofrevel Haussuchungen im Gebiete
des andern Staates, wenn sich dort der angegebene Thater aufhält, oder der
gerrevelte Gegensiand befinden dürfte, zu veranlassen. Dieselben haben sich zu
diesem Ende an den Ortsvorstand der betreffenden Gemeinde zu wenden und die-
sen zur Bornahme der Visitation in ihrer Gegenwart aufzufordern.

3) Bei diesen Haussuchungen muß der Ortsvorstand sogleich ein Proto-
koll aufnehmen und ein Exemplar dem requirirenden Beamten einhändigen, ein
zweites Exemplar aber seiner vorgesetzten Behörde (Landrath oder Beamten) über-

senden, bei Vermeidung einer polizeilichen Geldstrafe. ) a.
4) Für



4) Für die Konstntirungeines Forsifrevels, welcher ven einem Angehl-=
rigen des einen Staats in dem Gebiete des andern begangen worden, soll den
offiziellen Angaben und Abschatzungen, welche von den kompetenten und gerichtlich
verpflichteten Forst= und Polizeibeamten des Orts des begangenen Frevels aufge-
nommen worden, jener Glaube von der zur Aburtelung geeigneten Gerichtsstelle
beigemessen werden, welchen die Gesetze den offiziellen Angaben der inländischen
Beamten beilegen.

5) Die Einzichung des Betrages der Strafe und der etwa statt gehabten
Gerichtskosien soll demjenigen Staare verbleiben, in welchem der verurtheilte
Freoler wohnt und in welchem das Erkenntniß statt gefunden hat, und nur der
Betrag des Schaden-Ersatzes und der Pfandgebühren an die betreffende Kasse
desjenigen Staats abgeführt werden, in welchem der Frevel verübt worden ist.

6) Den untersuchenden und bestrafenden Behörden in den Königlich-Preu-
KHischen und in den Fürstlich -LippeschenStaaten wird zur Pflicht gemacht, die
Untersuchung und Bestrafung der Forsifrevel in jedem einzelnen Falle so schleunig
vorzunehmen, als es nach der Verfassung des Landes nur irgend möglich seyn
wird.

7) DieFürsilich-Lippesche Regierung verpflichtet sich nicht nur, die in
dem Königlich-Preußischen Gesetze vom 7ten Juni v. J. vorgeschriebene Beeidi-
gung, in Rücksicht der Fürstlich-Lippeschen Grenz-GCorsibedienten, zu verordnen,
sondern auch letztere von der Theilnahme an den Geldsirafen und von dem Genuß
der Anzeigegebühren auszuschließen.

8) Gegenwärtige, im Namen Seiner Majesiät des Königs von Preußen
und Seiner Durchlaucht des Fürsten von Lippe zweimal gleichlautend ausgefer-
bOtigte Erklärung soll, näch erfolgter gegenseitiger Auswechselung, Kraft und Wirk-
samkeit in den beiden Landen haben und öffentlich bekannt gemacht werden.

Berlin, den 3Usten Juli 1822.

(L. S.)
Koniglich-Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

v. Bernéötorff.
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(No.  4 5.) Erklärung wegen der mit der Herzoglich-Dessau'schen Regierung getroffenen
Uebereinkunft, daß gegenseitig bei vorkommenden Kriminal-Unter-
suchungen nur die baaren Auslagen erstattet werden sollen. Vom
22sien Juni 1322.

D. Königlich-Preußische Regierung hat sich wegen der Kosten in Unterfu-
chungen wider unvermögende Personen mit derHerzoglich= Anhalt-Dessau'schen
Regierung dahin vereinigt:

1) In allen Fällen, wo Delinquenten von einer Königlich-Preugischen

2
— 4

C

Kriminal-Justizbehörde an eine Herzoglich-Anhalt-Dessau'sche Krimi-
nal-Justizbehörde, oder von dieser an jene, nach vorgängiger Requisition
ausgeliefert werden, sind nicht allein alle baaren Auslagen, sondern auch
die sämmtlichen nach der bei dem requirirten Gerichte üblichen Tare zu li-
quidirenden Gerichtsaebuhren. dem letztern gug dem Maxiögen veg an das
requirirende Gericht ausgelieferten Delinquenten, wenn solches dazu hinreicht,
zu entrichten. Hat aber der ausgelieferte Delinquent kein hinreichendes
Vermogen, so fallen die Gebuhren fur die Arbeiten des requiricten Gerichts
durchgehends weg. und. das requirirende Gericht bezahlt alsdann dem Er-
siern nur die baaren Auslagen für Atzung, Transport, Porso und Ko-

ialien.
Nach gleichen Grundsätzen soll auch in Absicht der Bezahlung der Kosten in
solchen Kriminalfällen verfahren werden, wo es nicht auf die Auslieferung
von Delinguenten, sondern nur auf die Abhörung oder Sistirung von zeu-
gen oder anderer Personen ankommt. · .

Zur Entscheibung der Frage: ob der Delinquent hinreichendes eigenes Ver-
mogen zur Bezahlung der Gerichtsgebuhren besitze oder nicht — soll in den
beiderseitigen Landen nichts weiter als das Zeugnig derjenigen Gerichtsslelle
erferdert werden, unter welcher der Delinquent seinen wesentlichenWobhnsitz
bat. Sollte derselbe seine wesentliche Wohnung in einem druten Lande
gehabt haben, und die Beitreibung der Kosten dort mit Schwierigkeiten
verbunden seyn, so wird es angesehen, als ob er kein hinreichendes cige-
nes Vermögen besttze. T.

Jahegans 1822. Ee 4) Den

(Ausgegeben zu Berlin den 2 Asten Auzust 1822,)



4) Den bei den Kriminal-Untersuchungen zu sistirenden Zengen und andern
sabzuhörenden Personen sollen die Reise= und Zehrungskosten nebst der we-

gen ihrer Versäumniß ihnen gebührenden Vergütung, bei erfolgter wirk-
licher Sistirung vom requrirenden Gericht sbfort verabricht werden.
Sofern sie deswegen eines Vorschusses bedürfen, wird das requirirte Ge-
richt zwar die Auslage davon übernehmen; es soll delbige jedoch vom requi-
rirenden Gericht auf die erhaltene Benachrichtigung, dem requirirten Ge
richt ungefäumt wieder erstarket werdeen.

Diese, im Namen Seiner Majestät des Königs von Preußen ausgefer-
tigte, von dem Ministerio der auswärtigen Angelegenheiten unterzeichnete Erklch-
rung soll, nach erfolgtem Austausche gegen eine gleichlautende Erklärung der
Herzoglich-Anhalt-Dessau'schen Regierung, gesetzliche Kraft und Wirksamkeit
baben und öffentlich bekannt gemacht werden.

Berlin, den 2 usten Juni 1822.

(. S.)
Königlich-Preußisches Ministerium der auswärtigen Angolegenheiten.

v. Bernskorff.

(No. 746.) Allerhöchste Kabineksorder von: 25sten Juli 1822., wegen Verlängerung der
Hopotheken= Fristen für die eximirten Grundslücke des Herzegthums

dien in dem Suricoterer“ nßndes-Gerichts zu
Naumburg und des Kammergerichts.

J. uin auf Ihren Bericht vom aten Juli d. J., die in der Verordnung, we-
gen Einrichtung des Hyporheken-Wesens, in dem Herzogthum Sachsen, vom
16ten Juni 1820., ün F. 7. zur Anfertigung der Hypotheken-Tabellen, be-
stimmte Frist, in Bezug auf die, zu den Jurisdiktions-Bezirken des Ober-
Landes-GerichtszuNaumburgund des Kammergerichts gehbrigen, erimir-
hten Grundslücke, bis zum letzten Dezember d. J., hierdurch verlängern. Vom
Isten Januar, bis zum letzten Februar 1823. sieht es allen Interessenten frei,
die angefertigten Tabellen einzusehen, und ihre Erinnerungen dagegen der
Hypothekenbehörde anzuzeigen. Nach Ablauf dieser Zeit können keine Erin-
nerungen mehr vorgebracht werden. Sie haben hiemach das Erferderliche
zu verfügen.
Berlin, den Kösien Juli 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats= und Justizminister v. Kircheisen.

(No. 747.)
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(No. 747.) Allerhöchste Kadinetsorder vom üsten August 1822., wegen eines Praklusiw-
Termins für die Umschreibung der Lieferungsscheine in Staatsschuldscheine.

D. die Umschreibung der durch das Edikt vom Zten Junius 1814.
Gesetzsammlung No. 230.

kreirten Lieferungsscheine in Staats-Schuldscheine bereits in der
anderweiten Verordnung wegen Vergütung der Kriegesleistungen vom
Isten März 1815.

Gesetzsammlung No. 265. Artikel IV.
frei gegeben ist und die baare Auszahlung derselben nach dem Loose schon seit Mei-
nen Orders vom Viten Mai 1818. und 2osten April 1820.

Gesetzsammlung No. 508.
fortfallt: so bestimme Ich auf den Antrag der Haupt-Verwaltung der Staaks-
Schulden, daß dergleichen Lieferungsscheine künftig nicht weiter in das Publikum
gebracht, sondern unmittelbar nach der Ausfertigung an die Haupt-Verwaltung
der Staats-Schulden zur Umschreibung in Staats-Schuldscheine abgegeben wer-
den sollen. Ich habe hiernach das Schatzministerium mit den nöthigen Anwei-
sungen versehen und autorisire nunmehr in Gefolge dessen die Haupt-Verwaltung
der Staats-Schulden diejenigen Lieferungsscheine, welche in Gemäßheit des
frühern Verfahrens zirkuliren, zur Umschreibung in Staats-Schuldscheine einzu-
fordern, des Endes einen dreimonatlichen Präklusiv-Termin anzusetzen, und die-
sen unter der Berwarnung bekannt zu machen, daß mit Ablauf desselben alle
Ansprache aus den nicht eingereichten oder wenigstens bis dahin gehbrig anzu-
meldenden Lieferungsscheinen erlöschen. Berlin, den lsien August 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

die Haupt-Verwaltung der Staats-Schulden.

(No. 248.) Subhastations-Ordnung für die Rheinprovinzen. Vom 1st#en August 1322.

W. Fricdrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Lbmig von
Mreußen rc. 1.

Da es ein dringendes Bedürfnig ist, den Mängeln der Rheinischen Prozeß-
Ordnung, in Bezug auf dasSubhastationsverfahren jetzt schon abzuhelfen und
daffelbe zu vereiufachen; so verordnen Wir auf den, imEinverständnisse mit dem
Justizminister, von Unserm Staatskanzler vorgelegten, von der Justiz-Abthei-
lung Unse r# Staatsraths mitberathenen Antrag: 4rm—

6. 1. Bei dem Subhastationsverfahren sollen kunftig die Friedensrichter
als beständige Kommissarien der bandgerchte handeln. Die Subhostation 7*e 2
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schieht von dem Friedensrichter, in dessen Gerichtsbezirke die zu veraußerndenIm-
mobilien liegen; es sey denn, das der Glaubiger oder der Schuldner, wegen der
besonderen Natur des zu veraußernden Grundstucks oder wegen anderer Verhalt-
nisse ein Anderes begehren, in welchem Falle das Landgericht das Verfahren bei
sich selbst durch einen Deputirten leiten lassen kann.

Wenn die Immobilien, deren Beschlagnahme beabsichtigt wird, in ver-
schiedenen friedensgerichtlichen Bezirken liegen; so wird auf den Antrag des Gläu-
bigers von dem Landgerichte derjenige Friedensrichter ernannt, vor welchem die
Subhasiation siatt haben soll.

#. 2. JedemBeschlage zum Verkaufe der Immbbllien mußeine Aufforde-
rung zur Zahlung (Zahlungsbefehl) vorhergehen, welche mit der Abschrift der
Urkunde, worauf sie sich gründet, dem Schuldner in den, fur die Vorladung
allgemein bestellten Formen zugesiellt wird. Sie enthält von Seiten des Gläubi-
gers die Erklärung, daß im Nichtzahlungsfalle zur Beschlagnahme der Immobi-
lien des Schuldners geschritten werden solle. Ist der Gläubiger in dem Bezirke
des Friedensgerichts, vor welchem die Subhasiation geschehen soll, nicht wohnhaft;
so muß er in der enwähnten Aufforderung zur Zahlung, einen Wohnort in diesem
Bezirke wählen.

Ist nachder Bestir 1 ung des vorigen Paragraphen von mehreren Friedens-
richtern Einer von dem Landgerichte bestimmt, oder hat das Landgericht die Lei-
tung des Verfahrens durch einen Deputirten aus seiner Mitte verordnet, so wird
der deöfallsige Beschluß, gleichzeilig mit der Aufforderung zur Zahlung dem
Schuldner zugesiellt.

§. 3. Die Beschlagnahme der Immobilien kann nicht eher als nach Ab-
lauf eines Monates vom Tage des Zahlungsbefehls erfolgen. Läßt der Gläubi-
ger, von diesem Tage an, mehr als drei Monate verstreichen, so wird der Zah-
lungsbefehl als nicht existirend betrachtet und muß zum Zwecke der Beschlagnahme
wiederholt werden.

§. 4. Will der Glaubiger zur Beschlagnahme schreiten, so überreicht er
dem Friedensrichter oder dem Oeputirten des Landgerichts (F. I.) persönlich oder
durch einen Bevollmächtigten:

1) die Urkunde oder das Urkheil in erekutorischer Form und den Zahlungsbefechl
in Urschrift;
eine Beschreibung der zu verduternden Gegenstände, ihrer Natur, des ohn-
gefähren Flächen-Inhalts und ihrer Lage mit Angabe des Kreises und der
Gemeinde darin, ferner die Bezeichnung derallenfalls dazu Lehörigen Ge-
bulichkeiten, und wenn das zu veräußernde Grundsiück in einem Hause
besteher, auch eine Beschreibung des Aeußern desselben und dieBezeichnungder
Straße, in welcher es allenfalls gelegen ist, mit Angabe des etwanigen
Miethers oder Pächters; "
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3) einen beglaubigten Auszug aus der Steuerrolle;
4) einen beglaubigten Auszug aus dem Hypothekenbuche über die auf den

Immobilien lastenden Hypotheben;
5) die von ihm entworfenen Kaufbedingungen;

die Erklärung eines von ihm selbst gemachten Gebots auf das Grundsück.
Sellten mehrere besondere Grundstücke zusammen subhastirt werden, so muß
jene Erklärung für jedes ein besonderes Gebot erhalten.

Bei einzelnen ländlichen Grundstücken müssen wenigsltens zwei Grenznach=
baren angegeben werden.
. 5. In der hierüber sogleich, mit Angabe der Stunde, des Tages,

Monates und Jahres aufzunehmenden Verhandlung hat der Friedensrichter oder
der Deputirte des Landgerichts die Beobachtung der Vorschriften des vorhergehen-
den Paragraphen genau zu konsiatiren; er verfügt sodann den Beschlag zum 3wecke
der Subhastarion und verordnet dessen Eintragung in die Hypothekenregister, so
wie die Zustellung dieser Verfügung und der ihr zu Grunde liegenden Verhandlung
anden Schuldner, in den für die Vorladungen vorgeschriebenen gesetzlichen Formen.

&amp;. 0. Diese Zusiellung dient als förmliche Beschlagnahme, jedoch treten
deren Wirkungen gegen einen Dritten erst von dem Tage der Eintragung in das
Hypothekenbuch (F.S.) ein. Diese Eintragung wird auf der, zu diesem Zweck er-
theilten Ausfertigung der Verhandlung bescheinige und dieselbe den Akten beigefügt.

§. 7. Die Anmeldung eines zweiten auf die nämlichen Immobilien,
oder einen Theil derselben Bezug habenden Subhasiationsgesuches, ist der Frie-
densrichter oder Depuirte, nach den (S#. 1. und 5.) vorgeschriebenen Formen,
zwar aufzunehmen verbunden, jedoch ist unter mehreren Konkurrenten derjenige,
dessen Anmeldung zuerst aufgenommen worden, als Erkrahent der Subhastation
zu betrachten, und diese auf dessen Namen fortzusetzen.

&amp;. 8. Sind die mit Beschlag belegten Immobilien nicht vermiethet oder
verpachtet, so bleibt der, gegen welchen der Beschlag ausgewirkt worden, bis
zum Verkaufe als gerichtlicher Sequesier im Besitze, sofern nicht der Friedensrichter
oder der Deputirte, auf Ansuchen, eines oder. mehrerer Gläubiger ein Anderes ver-
ordnet. Doch können die Gläubiger die vom Boden noch nicht abgesoderten
Früchte einernten und verkaufen, und die, nach der Eintragung derBeschlag=
nahme ins Hypothekenbuch verfallenen Miethen oder Pachte mit Arrest belegen
lassen. Solche Früchte). Miethen oder Pächte werden den unbeweglichen Gütern
darin gleich geachtet, daß der Betrag derselben nach Ordnung der Hypötheken
vertheill wird.

§. O. Derjenige, gegen welchen derBeschlag ausgewirkt worden, darf
den Werth der Immobilien auf keine Art vermindern, und daher auch kein Holz
auf demselben fällen) er wird, im Fall einer Zuwiderhandlung, zur vollsiändigen
Entschädigung verurtheilt und isi deshalb dempersönlichen Arresie unterwoffen.

" 9. 10.
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#. 10. Wenn der Schuldner nach erfolgter Einkragung der Beschlag-
nahme in das Hypothekenbuch die Immobilien verußert; so ist diese Handlung
in Beziehung auf die Gläubigernichtig, ohne daß es hierzu eines besonderen Er-
kenntnisses bedarf. Doch behält eine solche Berdußerung ihre Krafr, wenn der
Erwerber eine zur Tilgung der eingeschriebenen Forderungen an Kapital, Zinsen
und Kosten hinreichende Summe vor dem Zuschlage deponirt, und den Beweis
darüber den eingeschriebenen Gläubigern insinuiren lätzt. Sind die auf biese Art
deponirten Gelder erborgt, so haben die Darleiher nur eine, den, zur Zeit der
Beräußerung eingetragenen Gläubigern nachstehende Hyppothek. Ist die Depo-
sition nicht vor dem Zuschlage geschehen, so darf dieser unter keinem Vorwande
ausgesetzt werden.

. 1I. Sobald der Friedensrichter oder Deputirte die Beweise äber die
Erfüllung der Vorschriften, wegen Zustellung und Eintragung der Beschlagnahme
C§. ö. ö.) in Händen hat, entwirft er sogleich, auf den Grund der nach §. S. auf-
genommenen Verhandlung, das Subhastationspatent und verordnet dessen Be-
kanntmachung.

#&amp;#. 12. Das Subhastationspatent muß enthalten:
1) Namen, Gewerbe und Wohnort des extrahirenden Glaubigers und des

Schuldners;
2) die Bezeichmmg der zur Veraußerung bestimmten Immobilien, wie solche

im K. u. Nr. 2. vorgeschrieben ist, mit Angabe der Grundsieuer und des
ersten Gebots des Glaubigers;
die Anzeige, daß der vollständige Auszug der Steuerrolle nebst den Kaufbe=
dingungen auf der Gerichtsschreiberei des Friedensgerichts oder des Landge-
richts, wenn dieses einen Deputirten aus seiner Mitte ermannt hat, einzu-
sehen ist;
die Bestimmung des Tages und des Orks, an welchen die Versteigerung
und der Juschlag an den Meisibietenden erfolgen sollen.

13. Der Termin muß wenigstens von zwei Monaten seyn, wenn
die jihriiche Grundsteuer weniger als 4 Rthlr. beträgt, von drei Monaken bei
einer jährlichen Grundstener von J Rthlr. bis 100 Rrhlr. ausschließlich, und von
vier Monaten, wenn die Grundsteuer 160 Rethlr. oder mehr beträge.

§. 14. Die Bekanntmachung des Subhastations-Patents geschiehe:
I. Wenn die jährliche Grundsteuer weniger als 4 Rehlr. beträgt, burch An-

schlag gedruckter Exemplare desselben in der Gemeinde, wo die Immobilien
liegen, in dem Hauptorte der Bürgermeisterei, wozu diese Gemeinde ge-
hört und an der dußern Thüre des Geschäfts-Lokals des Friedensrichters.
Liegen die Immobilien in mehreren friedensgerichtlichen Bezirken, so ge-
schieht die Anheftung an dem Geschäfts-Lokale eines jeden der berreffendon
Frkedensrichter. Ist aber für bas Subhastations-Verfahren ein Deputir##

des
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besLandgerichts ernannt, so geschiehet auch der Anschlag außerdem noch
an dem Gebdude, wo das Landgericht seine Sitzung hält. Diese Anhef-
kuns geschiehet durch einen Gerichtsboten, welcher solche durch Urkunden
in gesetzlicher Form konftatirt. =

N. Wenn die jährliche Grundsteuer 4 Rthlr. oder mehr beträgt, außer den
s ub I. verordneten Anschlagen durcheine dreimalige, nach möglichst gleichen

Zelerdumen zu bewirkende Emrückung des Eubhastationspatents in den
Mfentlichen Anzeiger des Reglerungsbezirks.

Den Betheiligten ist es in allen Fällen unbenommen, auf ihre Kosten noch
jede andere Bekanntmachung zu veranlassen.
§. 15. Die im §&amp; 13. vorgeschriebenen Fristen werden, wenn keine Be-

kan##twachung des Patents durch den öffentlichen Anzeiger nörhig isi CG. 14. 1.),
dom Tage der zuletzt geschehenen Anheftung sonst aber G. 14. II.) vom Tage der
eisen Einrückung in den öffentlichen Anzeiger, gerechnet.

F. 16. In den ersten 14 Tagender nach den Bestimmungen des vorigen
Paragraphen zu berechnenden Frist muß jedem der eingetragenen Gläubiger in
dem, bei der Eintragung der Forderung ins Hypothekenbuch gewählten Wohnorte,
#o wie dem Schuldner, in den für die Vorladungen vorgeschriebenen Formen ei
gedrucktes Exemplar des Subhafiationspatents zugestellt und zugleich in der Zu-
stellungsurkunde bemerkt werden, daß und an welchen Tagen die Anheftung des
Matents und die erste Einrückung desselben in den öffentlichen Anzeiger, wenn sie
nöthig iUl, geschehen sind.

§. 17. Der Gläubiger, auf dessen Namen die Subhastation betrieben
wird, muß in dem Lizitationskermine personlich oder durch einen Bevollmächtigten
auf die Versteigerung antragen. Geschieht dieses nicht, so wird das Verfahren
aufgehoben, es sey denn, daß ein anderer Glaubiger, welcher sein Subhastations=
gesuch ebenfalls schon angemeldet hat C#. 7.), die Forrsetzung der Liziration ver-
langt, in welchem Falle dieser in die Stelle des ersten Extrahenten tritt und die
ezzitation sialt sindet, jedoch nur hinsichtlich der Immobilien, auf welche sich dessen
Anmeldung bezogen hat. "„

. 18. Das Lizitationsverfahren muß öffemlich und an ordentlicher Ge-
richtsslelle geschehen. Es wird eröffnet nach vorausgegangenem Antrage des Gläu-
bizers G. 17.) durch Vorlegungder durch gegenwärtiges Gesetz vorgeschriebenen
Verhandlungen, der Urkunden der Gerichtsboten über die geschehenen Zusicllungen
und Anheftungen, so wie der Exemplare des öffentlichen Anzeigers, in welche das
Subhaslationspatent eingerückt worden ist.

§. 0.Alle Eiareden gegen die Zulässigkeit oder Gültigkeit des bis zu
demLizitations= Temmin stalt gehabten Berfahrens müssen hierauf, bei Verlust
derselben, zu Prokokoll gegeben werden. Dem Extrahenten stehr es alsdann frei,
der angebrachten Einreden ungeachtet, auf die Fortsetzung der Lizitation zu beste-
hen, oder in deren Aufhebung zu willigen. Geschieht das Letztere, so -

I#
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Lizitation mr siatt finden, wenn nach Anleitung des K. 17.einandererGlaubiger
die Fortsetzung der Lizitation, hinsichtlich der von ihm bei Anmeldung seines
Subhastations-Gesuchs (§. 7.) bezeichneten Immobilien begehrt, welches als-
dann in dem Protokolle zu bemerken ist.

#. 20. Wenn ein Dritter, welcher auf die in Beschlag genommenen
Immobilien Ansprüche zu haben glaubt, schon vor dem Verkaufe derselhen sie
geltend machen undsichdem Verkaufe widerfetzen will, so muß er spatestene bei
Eröffnung des Lizitations-Termins dem, mit der Subhestation beauftragsss Frie-
densrichter oder Deputirten davon die Anzeige zu Protofoll machen, und die in
Händen habenden, zum Beweise dienenden Urkunden demselben übergebene.. Das
Prokokoll wird alsdann nebst den Beweisstücken, beim Anfange des Lizitations=
Termins den Interessenten vorgelegt, und dieses in dem, über die Lizitationz#
führenden" Protokolle bemerkt. Hinsichtlich der Lizitation selbst, treten alsdann
die nämlichen Besiimmungen ein, welche in dem F. 10. in Bezug auf die, gegen
die Gleichgültigkeit des Verfahrens angebrachten Einreden, enthalten sind.

§. 21. MWenn bei Erbffnungdes Lizitations-Termins keine EinredenodI
Ansprüche (FF. 10. 20.) vorgebracht werden, oder wenn, derselben ungsachtet,
auf die Fortsetzung des Verfahrens bestanden wird, so wird zur Vorlesong der
Bedingungen und demnächst auf den Grund des von dem Gläuhiger gemachten
ersten Gebots zur Lizitation geschritten und dabei zugleich der wahrscheinliche, dem
Meisibietenden zur Last fallende Kosienbetrag angegeben.

#. 22. Dem Deputirten des Landgerichts oder dem Friedensrichter,, dem
bei der Liziralion zu#zogenen Gerichtsschretber und dem Gerichtsboten, dessen
man sich in den Terminen zum Ausrufe der Gebote edient, ist, bei Vermeidung
der in den Gesetzen ausgesprochenen Disziplinar-Mhaßregeln, verboten, bei der
Lizitation mitzubieten. Der Zuschlag, welcher ihnen unmittelbar oder mitlelbar
in der Person eines Dritten ertheilt wird, ist nichtig.

Unbekannte, Nichtangesessenc oder nokorisch Zahlungsunfähige werden zum
Mitbieten nur zugelassen, wenn sie sich durch Stellung eines als Selbsischuldner
haftenden zahlungsfahigen Burgen oder als Mandatar einer zahlungsfähigen
Person durch Vorlegung einer Vollmacht dazu qualisziren. Die vorgelegte Voll-
macht wird zu den Akten genommen. "

5.23.DieVeksteigemnggeschiehtbeibrennetideanrzcnsahn-Akk-
daß der Zuschlag erfolgt, sobald bei einem Gebote drei Kerzen, deren jede wenig-
siens eine Minute brennt, erloschen sind, ohne dag ein Mehrgebot erfolgt ist.

§. 21. Wird das von dem extrahirenden Gläubiger gemachte erste Gebot
nichtüberboten, so wird diesem oder iin Falle der S. 17. 10. 20. dem, in die
Stelle des ersien Extrahenten getretenen Gläubiger der Zuschlag ertheilt.

Ein Nachgebot ist niemals zulässig.
§. 25. Wer fur sich selbst als Mcistbietender den Zuschlag erhält, kann

in den ersten drei Tagen nach dem Zuschlage, den Namen eines Dritten, fur welchen
er



er gekauft hat, bei dem Fri. ensrichter oder Deputirten zu Protokoll erklaren,
er bleibt aber dessen ungeachtet personlich und solidarisch mit diefem Dritten fur
die Erfullung aller Bedingungen verantwortlich.

Der Meistbietende muß, wenn er nicht in dem Bezirke des Friedensrichters,
wo die Liziration statt hatte, wohnhaft ist, soglrich nach dem Zuschlage einen
Wohnor indiesem Bezirke wählen. Wenn das Verfahren vor einem Dep#tirten des
Landgerichts slatt hatte, so muß er in dem Hauptorte, wo dieses Gericht seinen Sitz
hat, einen solchen Wohnort wählen, wenn er auch in dem Bezirke dieses Gerichts

wohnen sollte. Thut er es nicht, so könmen alle, auf das Lizikalionsgeschäft Bezug
habende Zustellun zen ihm auf der Kanzellei des Landgerichts gemacht werden.

#. 20. Das von dem Friedensrichter über die Leziration aufzunehmende
Protokoll muß enthalten:

I. Die Namen, Gewerbe und Wohnotnt des die Subhastation betreibenden
Gläutigers und des Schuldners, die Angabe des Titels, in dessen Ge-
mäßheit die Subbastation statt hat, der Zahlungs-Aufforderung und der
Beschlaanahme, das Datum des Subhastations-Patents und der verschie-
denen Bekanntmachungen desselben und Erwähnungen, daß sämmtliche
Verhandlungen bei Eröffnung des Termins zur Einsicht der Interessenten
offen gelegt worden sind.

II. Die gegen die Gültigkeit des bis zum Tage der Lizitation statt gehabten
Verfahrens vorgebrachten Einreden, die auf die verdüßerten Gürer ange-
brachten Ansprüche und jeden andern zu Protokoll gegebenen Einspruch,
so wie die hierauf erfolgten Ereldrungen und Anträge.
Die Kaufbedingungen und Errwähnung, daß solche bei dem Anfange der
Liziration vorgelesen worden sind.

IV. Die genaue Bezeichnung der Immobilien, das erste vom Gläubiger ge-
machte Gebot, so wie das Meistgebot, Benennung des Meistbierenden,
Ertheilung des Zuschlags und Erwähnung, dag bei demselben die vorge-
schriebene Form (S. 23.) brobachtet worden.

V. Den vom Meistbictenden gewählten Wobnort und seine etwa sogleich ge-
machte Erklärung, daß er für einen Andern geboten hat.

Wird diese Erklärung eines andern Ankäufers nach dem Ligitations-Te
mine abgegeben (F. 25.), so wird das daräber abzuhalt###nde Protokoll in der Art
aufgenommen, dah es als eine Forlsetzung des über den vizirations-Termin abge-
haltenen Prokokolls angesehen wird.

§. 27. Sind in Gefolge des §. 0. gegen die Zulässsgkeit oder Regel-
mäßigkeit des bis zum Lizitallons-Termine statt gehabten Verfahrens Einreden
vorgebracht worden, so verweiset der Friedensrichter oder Deputirre am Schlusse
des Protokolls die Partheien an das Landgericht und bestimmt ihnen einen der
Sitzungs-Tage, welche das Landgericht ei mal für allemal zur Erledigung solcher
Gegenstände festzusetzen hat. Diese Bestimmung des Tages dient als förmliche
Ladung für alle Partheien. Der Friedensrichter oder Deputirte überreicht zugleich
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die vollständige Verhandlung in Urschrift dem Landgerichte, welches an dem be-
stimmten Tage, wenn auch die Interessenten nicht erscheinen, auf den Vortrag
eines Mitgliedes des Gerichts und nach Anhörung der Staatsbehörde über die
zu Potokoll gegebenen Cinreden erkennt.

" d&amp;#. 28. Wenn im Falle des vorhergehenden Paragraphen, wegen der,
gegen das Verfahren bis zum Lizitations-Termin angebrachten Einreden die Par-
kheien an das Landgericht verwiesen worden, so müssen diese in dei nämlichen
Termin gleichzeitig mit jenen auch alle Einreden vorbringen, welche sie gegen die
Verhandlungen im Lizitations-Termine und beim Zuschlage geltend machen wol-
len und zwar bei Verlust derselben. .

g.29.SindabekgegendasBerfahrenbiszudemLizitationssTennin
keine Einreden vorgebracht worden, so mussen die Einreden gegen die Regelmaßig-
keit des Verfahrens im Lizitations-Termin und beim Zuschlage binnen 14 Tagen
vom Tage des Zuschlags angebracht werden. Dieses geschieht durch eine Ladung
zu einem besiimmten Sitzungs-Tage des Landgerichts, welche dem die Lizitation
betreibenden Gläubiger, dem Meisibietenden und den Hypotheken-Gläubigern in

ihren wirklichen oder gewählten Wohnorten zugestellt wird, und worin die Ein-
reden angeführt sind. Dem Friedensrichter oder Deputisten ist hiervon die Anzeige
zu machen, und diese sind alsdann verpflichtet, die vollständigen Verhandlungen
sogleich an das Landgericht abzugeben.

h. 30. Oerjenige, welcher auf die in Beschlag genommenen Immobilien
Ansprüche zu haben glaubt, und solche nach der Vorschrift des §. 20. angemeldet

hat, mu, wenn zur Lizitation geschritten worden ist, bei Verlust seiner Ansprüche,
binnen 14 Tagen nack dem Zuschlage, den ertrahirenden Gläubiger, den Schuldner

und den Ansteigerer in ihrem wirklichen dder gewählten Wohnorte vor das Land-
gericht laden, um über seine Ansprüuche erkennen zu lassen.

&amp;. 3I. Das Verfahren über alle oben angeführte Incidentpunkte ist sum-
marisch. Die Berufung muß, bei deren Verlustigung, in 14 Tagen, vom Tage
der an die Parthei gemachten Insinnation des Urkels, eingelegt und kann dem bei
dem Landgericht aufgetretenen Anwald zugestellt werden.

t. 32. Eine Zuwiderhandlung oder Nichtbeobachtung der Vorschriften der
#. 2. und 3. zieht die Nichtigkeit des ganzen Verfahrens nach sich. Wenn der
Worschrift des F. S. nicht nachgekommen ist, und die Eintragung in die Oypotheken-
Register, so wie die Zustellung an den Schuldner nicht gesetzlich geschehen sind, so“
bleibt der Zahlungsbefehl zwar gültig, die darauf folgenden Verhandlungen sind
aber nichtig. Die Nichtbeobachtung oder Zuwiderhaudlung gegen die Vorschriften
der GW. 12. 13. 14 IS. 16. 17. 18. 23. zieht die Nichtigkeit des Subhastations-
Patents und des ganzen darauf gefolgten Verfahrens nach sich.

K. 33. Dasnach §. 26. zu führende Protokoll verkrittdieStelleeineswirklichen
Adjudikations-Urtheils und wird zu diesem Zwecke in der für die Urtheile vorgeschrie-
benen erekutorischen Form ausgefertigt. Eine solche AusfertigungdarfaberdemMeist-
bietenden nur dann gegeben werden, wenn er die Quitrung über die Zahlung der ihm
zur Last fallenden Kosten und den Beweis, daß er den bis dahin zu erfüllenden Kauf-
bedingungen nachgekommen ist, beigebracht hat. Die Quittungen werden der Ur-
schrift des Versteigerungsprotokolls beigeheftet und mit demselben ausgefertigt.

F. 34.



Cl. 34. Der Schuldner ist, sobald ihm das Versteigerungsprotokoll zuge-stellt wird, zur Räumung der verdußerten Immobilien berpschters und kann dazu
durch jedes gesetzliche Zwangsmittel, selbst durch Personalarrest, angehalten werden.

. Durch den ihm ertheilten Zuschlag erwirbt der Meistbietende auf die
verkauften Immobilien keine großeren Rechte, als der Schuldner zur Zeit des Zu-
schlags hatte. Seine Rechte gegen die allenfallsigen Miether oder Pächter werden
nach den allgemeinen Bestimmungen des Zidil-Gesetzbuchs und mit Berücksichti-
gung des Umstandes, ob die Miekh= oder Pachtverträge zur Zeit des Zahlungsbe-

ehls ein gewisses Datum hacten und ob sie für den Fall des Verkaufes besondere
Bestimmungen enthalten, beurtheilt.

K. 36. Wenn die gegen die Lizikation vorgebrachten Einreden und An-
Hrüche (S. 10. 20. 27. 28. 20. 30.) durch rechtskräftige Urtheile beseitigt sind, so
kann jeder Betheifigte den Meistbietenden (§. 2 5.) und zwar auf dessen Kosten zur
Erfüllung der Kaufbedingungen auffordern. Der Ankäufer ist alsdann gehalten,
in den ersten drei Wochen vom Tage der Aufforderung dem Friedensrichter oder dem
Deputirten die Quittungen und Beweise einzureichen, welche nach §. 32. erforder-
lich sind, um die Auêfertigung des Lizitationsprotokolls in erekulorischer Form er-
halten zu konnen. Geschiehet dieses nicht, so kann unbeschadet aller gesetzlichen
Zwangsmittel, der Wiederverkauf der subhastirten Immobilien von den Inreres-

senten gefordert werden.
. 37. Das dahin zielende Gesuch wird bei dem Friedensrichter oder dem

Deputirten zu Protokoll gegeben, welcher nach Einsicht der vorgelegten Urkunde und
Beweile den Wiederverkanf verordnet und das Subhastationspatent zu diesem Zwecke
in der vorgeschriebenenForm(8.12.)entwirft. Abschrift der den Wiederverkauf
verordnenden Verfügung wird in den darauf folgenden 4 Tagen dem Meistbieten=

den in seinem wirklichen oder gewählten Wohnorle (I. 2S.) zugestellt. Der Termin
zur Lizitation kann auf die Hälfte der im K. 13. bestimmten Fristen verkürzt werden,
die Bekanntmachung geschiehet durch Anschlag nach Vorschrift des F. 14. I., wo aber
die Einrückung in den öffentlichen Anzeiger nöthig ist, geschiehet dieselbe beim Wie-
derverkauf nur Einmal. Alle übrigen Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes über

das Verfahren sind auch bei dem Wiederverkaufe zu beobachten; Alles unter Strafe
der Nichtigkeit, wie solches im §. 32. bestimmt ist. Der Wiederverkauf hat jedoch
nicht statt, wenn vor dem Zuschlage der erste Käufer die Erfüllung der Vorschriften

des vorhergehenden Paragraphen nachweiset, und einc, von dem Friedensrichter zu
bestimmende Summe zur Deckung der, durch das erneuerte Verfahren verursachten
Rosten deponirt.

§. 38. Sollte bei dem Wiederverkaufe das Gebok, für welches dem ersten
Anykäufer der Zuschlag war ertheilt worden, nicht erreicht werden, so ist dieser zur
Ergäanzung desselben gegen die Gläubiger, oder, nach deren Befriedigung, gegen
den Schuldner verpflichtet und zu deren Leistung dem Personalarreste unterworfen,
unbeschadet jedes andern gesetzlichen Zwangomitrels.

% #. 30. Wenn alle, bei dem Sudbhastarionsverfahren betheiligte Personen
vollijährig sind, und die freie Oisposuion uber ihr Vermögen haben, so stehr es
ihnen frei, das Subhastationsverfanren injeder Lage aufzuheben und sich über eine
andere Art der Veräußerung zu vereinigen.

§. 10. Der Friedenörichter, sein Gerichtsschreiber und die Gerichtsboten
„erhalten die in der Anlage festgesetzten Gebühren. Findet das Subhastationsverfah-

ren bei einem Landgerichte stalt G. 1.), so hat der Deputir#e des Gerichts dei ebühren



bühren zu beziehen, und es bleibt hinsichtlich des Gerichlsschreibers lei den alle-
meinen Sätzen, wie sie in den Gesetzen regulirt sind.

KAl. Der I2t6e und 13te Titel des fünften Buchs des ersten Theils der
Rbeinischen Gerichtsordnung und die damit in Verbindung stehenden sräkeren Ge-
setze sind vom Tage der Bekannemachung des gegemwärtigen Gesetzes aufgehoben.Die an diesem Tage nach Worschrift der genanntenGerichsordnung bereits einge-
leiteten Subhastationen, sollen, in sofern die für den praparatorischen Zuschlag vor-

eschriebenen Bekanntmachungen noch nicht statt gefunden haben, nach den Be-
immungen des gegemwärtigen Gesetzes fortgesetzt werden, in der Art, daß der

Friedensrichter oder Deputirte auf den Grund der, nach Art. 675, der rheinischen
Prozeßordnung geschehenen Beschlagnahme das Weitere verfügt.

Hinsichtlich der Subhastationen, bei welchen die für den präparatorischen
uschlag vorgeschriebenen Bekanntmachungen bereits gescheben sind, stehl es dem
läubiger frei, das bisherige Verfahren aufzuheben, und solches nach der Vor-

schrift des gegenwärtigen Gesetzes einzuleiten.
 . Z. Die Artikel 2210. und 2211. des Zivilgesetzbuches werden dabin

modifizirt, daß die dort über die Bezirke oder Arrondissements aegebenen Bestim-
mungen von den jetzt bestehenden landrätblichen Kreisen zu verstehen üind.

Urkundlich unter Unserer Allerhöchsten Unterschrift und mit Beidrückung
Unsers Königlichen Insiegels. Gegeben Berlin, den Isten August 1822.

(I. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürst v. Hardenberg. v. Kircheisen.

Wen die Grundsleuer beträgt
Vler Ueber

TdalerVier bis Ueber

Gebühren Taxc. EEL—
Der Friedensrichter hat zu beziehen: Rtl Es. IRtl. Sg. liti.Ss.

a) sur die Aufnahme des Antrages auf Beschlagnahme . -i151 1. 1.15
1) Verfugung der Beschlagnahme ... .—-10—2ot—-
chürdieAkfassungdeöSubhastationkpatents...1—2—3—
chfürdäeAdhaltungdesLizitationskcnnins1:nddieAb-

fassung des Protokolls daruber
Im Falle einer gegen den ersten Ansteigerer einzulei-

tenden Resubhastation (J. 3F. der Verordnung) werden die
namlichen Gebühren, wie oben bemerkt, be illigt.

Der Gerichtsschreiber beziehr die Erpeditionsgebühren
nach Vorschrift des Art. O. des Dekretébem 10. Febr. 180#.

Die Gerichtsboten beziehen für die #n ihnen gemachten Akte, Zustellungen,
Anheftungen r2c. die Gebühren, wie solche um Art. 20. des Dekrets vom loten Fe-
bruar 1807. bestimmt sind, sowohl binsichtlich der Originalien als der Abschriften
der Akte selbst und der zugleich abschriftlich mit signifizirten Urkunden.

Hinsichtlich der Reiregebühren bleibt es ebenfalls bei der Vorschrift des
Nrt. 60. des angeführten Dekreies.

23142
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(To. 749.) Allerhochsie Kabineksorder vom 30sten Juli 1822., wegen eines Pröklusso-
Termins etwamiger Ansprüche auf Gehalts-, Wartegeld= und Pensions-=
Entschädigung ausden Allerhöchsten Kabinetsorders #sten August 1817
und Zten Juli 1818., so wie aus den Godesberger Verhandlungen für
dierheinisch, westph#lischenProvinzen im Jahre 1817.

A- den unterm I 8ten Juli d. J. an Mich erstatteten Bericht genehmige Ich
daß für die, aus den Kabinetsorders vomAsten August 1817. und zten Juli 18 18.nr
so wie aus den, von den Oberpräsidenten der rheinisch-westphälischen Provin;en
bei den Verhandlungen in Godesberg im Jahre 1817. vorgeschlagenen und von
dem Staatskanzler Herrn Fürsten von Hardenberg genehmigten Pensions-
grundsätzen, herrührenden Gehalts-, Wartegeld= und Penssons-Enrschädigungs-
Forderungen, ein Präklusivtermin angeordnet werde, und will solchen hiermit
auf den Isien Dezember d. J. dergestalt festsetzen, daß diejenigen, welche noch
unbefriedigte Ansprüche zu machen haben, sich bis dahin bei der vorgesetzten Be-
herde zu melden, nach Ablauf dieses Termins aber keine weitere Berücksichti-
gung zu erwarten haben, wobei zwischen schon früher angemeldeten, mithin ber
kannten und unbekannten Ansprüchen kein Unterschied zu machen ist.

Uebrigens verstehet es sich von selbst, daß dieser Praklusivtermin auf die
durch den Reichsdeputations-Schluß vom 25sien Februar 1803., oder durch Ver-
träge mit andern Mächten begründete Pensions-Ansprüche, welche jetzt noch ru-
hen, und erst bei einer dereinstigen Versetzung in den Ruhesiand erwachen, keine
Anwendung sinden kann, sondern den betreffenden Beamten ihre desfallsigen
Rechte vorbehalten bleiben müssen.

Ich überlasse dem Staatsminislerium, diese Bestimmungen zur öffentlichen
Kenntniß zu bringen, und zur Auführung derselben das sonst Erforderliche zu
veranlassen.

Potsdam, den zosten Juli 1822.
Friedrich Wilhelm.

n

das Staatsminisierium.

Jabegang 1822. Gg Xo. 750.)

(Ausgegeben zu Berlin den 20sien Sextember 122.)



Jo. 750.) Mlerhöchste Kabinetsorder vom 2ten August 1822., betreffend die Verneb-
mung der Militair= Jeugen in Untersuchungen gegen Jivilpersonen in den
Rheinprovinzen.

D. die Worschriften der Kriminal-Ordnung vom Jahre 1805. für den gan-
zen Militairstand, ohne Unterschied der Provinzen, gultigsind, so muß auchin
den Rheinprovinzen, bei Vernehmung der Militair-Zeugen in Untersuchungen
gegen Zivilpersonen, nach §. 352. der Kriminal-Ordnung verfahren werden,
die Vernehmung der Offiziere, so weit sie in Kriminalsachen den Milikairgerichts-
stand haben, also jedesmal vor dem Militairgericht erfolgen. Machen besondere
Umsiände, nach dem Crmessen des Zivilgerichts, die Vernehmung eines Offi-
ziers vor dem Zivilrichter nolhwendig oder rathsam, so geschieht solche vor dem
Instruktionsrichter. In jedem Fall werden die aufgenommenen Vernehmungs-
Protkokolle in der öffentlichen Sitzung vorgelesen, und diese Vorlesung vertritt die
Stelle der Abhörung der Zeugen, in Gegenwart des versammelten Gerichts. Alle
Militairpersonen, welche nicht Offiziersrang haben, sind dagegen in Folge des
§. 352. der Kriminal-Ordnung, in den Rheinprovinzen, in der öffenklichen
Sitzung der Gerichte als Zeugen zu vernehmen und die Militairbehörden verpflich-
tet, solche auf ergangene Requisition zu gestellen.

Berlin, den 2ten August 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staats= und Justizminister von Kircheisen und
den Kriegsminister Generallieutenant von Hake.

(No. 751.) Auszug aus der Allerhdchsten Order vom 25ten August 1822., die Beschräne
kung der &amp;#. 21. und 39. der Städteordnung betreffeid.

U# soll die nach den 9#. 21. und 30. der Städteordnung den Stadtver-
ordneten zustehende Befugniß der Ausschliesung von dem schon gewonnenen Bür-
gerrecht auf den Gewerbsbetrieb und Grundbesitz von keinem Einflusse seyn, son-
dern die Folgen dieser A.sschließung sich nur auf den Verlust der durch die Städre=
ordnung verliehenen Chrenrechte, namentlich des Rechts der Theilnahme an den

Wah-
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Wahlen und Berathungen der Bürgerschaft, ungleichen der Wählbarkeit zu Kom-
munaldmtern erstrecken.

Toplitz, den 25sten August 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

den Staatsminister von Schuckmann.

—————.-

o. 752.) Allerhdchste Kabineksorder vom 18ten September 1822., über einige einstwei-
lige Bestimmungen, betreffend die Ausführung des Gesetzes vom 25rsten
September 1820. wegen der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhält-
nisse in den vormals zum Königreich Wesiphalen, zum Großherzogthum
Berg, oder zu den franzdsisch-hanseatischen Departements gehdrenden
Landestheilen.

D. Ich dem Staatsrath die Berathung über einige Bedenken, welche bei der
Ausführung des Gesetzes vom 2 östen September 1820., die Berichtigung der
gutsherrlichen und baucrlichen Verhält#nisse in den darin benannten Provinzen be-
nmeffend, und der Ablösungsordnung vom V#en Juni 1821. angeregt worden sind,
befoblen habe, so besiimme Ich hierdurch einsiweilen:
) Die Anordnung §V. 20. 30. des Gesetzes vom 25sten September ##820.

wegen des den Zehentpflichrigen gesiatteten Fünfrel-Abzuges, soll in denje-
nigen Landestheilen, welche zu dem ehemaligen Königreich Wesiphalen ge-
hört haben, nur vorläufig zur Anwendung kommen und einem anderweiri-
gen Gesenze soll es vorbehalten bleiben, sowobl wegen dieses Fünftel-Ab-
zuges oder eines stalt dessen von dem Berechrigten zu leisienden Ersatzes
selbst, als auch wegen der etwanigen Ausgleichung über den vorläufig nach
Inhalt des Gesetzes vom 2°5 sten September 1820. regulirten Abzug die
naheren Bestimmungen zu treffen.

Alle in den vorbenannten Landestheilen wegen des Fünftel-Abzuges bei
Zehentleisiungen anhängige Prozesse, sollen sofork fülire, und wenndie Par-
theien sich wegen des Abzuges von denlaufenden Zehenten nicht gütlich ver-
einigen, soll auf Anrusen des einen oder des andern Theils durch die Genc-
ral= Kommisston in Anwendung des Gesetzes vom 25hen September 1820.
cein In: iskikum festgesetzt werden.

2) Ue-
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2) Ueberall, wo das Gesetz vom 25sten September 1820. zur Anwendung
kommt, soll wegen der von einem oder dem andern Theil in Antrag gebrach-
tenAblösungen von Diensten, Zehenten und andern Naturalleistungen mit
der Einleitung, namentlich mit der Feststellung der auszugleichenden Rechte
und derenWerhhschätzung nach Inhalt des Gesetzes zwar verfahren, jedoch
der Entscheidung darüber bis zu weiterer Bestimmung Anstand gegeben wer-
den, falls die Interessenten sich nicht in der Güte vereinigen.
Die betreffenden Ministerien haben hiernach, jedes in seine i -

kreise, das Nothige zu veranlassen, gleichzeitig aber auchSorge 4 saen *
Seiten der Verwaltungsbehörden die zur Vorbereitung der Verhandlungen des
Staatsraths noch erforderlich gefundenen Maaßregeln beschleunigt werden.

Berlin, den 18ten September 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

das Staatsminisierium.
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o. 753.) Allerhöchste Kabinetsorder vom Aten Junl 1822., die Vollstreckung der Ext-
kution aus Zivil-Erkenntnissen gegen Militair-Personen betreffend.

A-. die Anfrage: wie nach der veränderten Organisation der Gendarmerie,
die Erekution aus Zivil-Erkenntnissen gegen Personen zu vollstrecken sey, bei wel-
chen bisher Militair= Erekution statt fand bestimme Ich: daß diese Erekution,
so weit sie nicht Gehaltsabzüge betrifft, künftig von dem Landes-Justizkollegium
der Provinz, in der der Schuldner sich aufhält, durch die dazu angestellten Be-
amten zu vollstrecken, der Schuldner aber durch das Militairgericht mit der Wei-
sung davon zu benachrichtigen ist, sich bei Vermeidung der gesetzlichen Folgen,
nach der Verfügung des Zivilgerichts zu achten. Ich trage Ihnen auf, diese
Besiimmung bekannt zu machen.

Potsdam, den #ten Juni 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

die Staatsminisier von Kircheisen und von Hake.

(No. 7 4.) Allrhechste Kobinetsorder vom sten September 1822., wegen Vollstreckung
der Exekution aus Zivil-Erkenntnissen gegen Militair-Personen in den.
Provinzen, wo das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtsord-
nung noch nicht eingeführt sind.

D. Meinen Kabinetsbefehl vom #ten Juni dieses Jahres ist bereics die
Anordnung getroffen worden, daß die Erekuion aus Zivil-Erkenntnissen gegen
Personen, bei welchen bisher Militair-Erekution stalt fand, so weil diese nicht
Gehaltsabzüge betrifft, durch die Justizbehörden, vor welchen die Schuldner in
Zioil-Prozeßsachen ihren Gerichtsstand haben,vollstreckt werden sollen. Damit
mm dunch die Ausführung dieses Befehls in den Provinzen, wo das Allgemeine

Jabtgang 1836. Hh Land-

(Ausgegeben zu Berlin den sten Oktober 1322.)
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Landrecht und die Allgemeine Gerichtsordnung noch nicht eingefuhrt sind, keine
Verschiedenheit im Rechtsverhaltniß der Militairpersonen zu den Glaubigern her-
vorgebracht werde; so verordne Ich, daß die Zivilgerichte in den vorbezeichneten

Tireinden bei Vollstreckmg der Exekutionen die Vorschriften des Anhanges zurgemeinen Gerichtsordnung im §. 155. und in den §#. 105. bis 170. ein-
schließlich, beobachten sollen.

Ich beauftrage Sie, Meinen Kabmmetsbefehl vom #ten Juni dieses Jah-
##s, und den gegenwürrigen, nebst einem Ertrakr aus dem Anhange zur Allge-
meinen Gerichtsordnung, welcher die 9#9. 155. und 165. bis 170. enthälr,
darch die Allgemeine Gesetzsammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen.

Berlin, den gten September 1822.
Friedrich Wilhelm.

An
die Staatsminister von Kircheisen und von Hakec.

Extrakt
aus dem Anhange zur Allgemcinen Gerichtsordnung.

. -155·
Das Mobiliare diensithuender 5 welches sich an dem Orte befindet,
woselbst der Schuldner in Garnison siehet, kann keiner Erekution oder Auspfän-
dung unterworfen werden. Dieses gilt auch von dem Mobiliare der auf halken
Sold slehenden Offiziere, wenn sie sich an Orten aufhalten, welche ihnen zum
Genuß von Servis und Brod angewiesen, und die also gewissermaaßen als
ihre Garnison zu betrachten sind.

Aussichende Forderungen, öffentliche Papiere, imgleichen baares Geld,
goldene, silberne und andere Medaillen, Juwelen und Kleinodien, welche ein
Offizier besitzt, sind in keinem Falle von der Erekution und Auspfandung be-
freiet. Jedoch muß der Schuldner darüber, ob er dergleichen besitze, vorher
vernommen, und bei vorhandenem Zweifel zum Manifestationseide verslatter
werden.

. 165.
Wegen der Abzüge von den Gehältern der Offizierc, sinden folgende Vor-

schriften statt:
1) Sämmtlichen Generalen, Kommandeurs, Kommandanten, Staabs-Offl=

zieren, und den Kompagnie= und Eskadrons-Chefs muüssen, bei Gehalts-
abzü-
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abzügen zur Befriedigung der Glaubiger, von ihtem jahrlichen Gehalte
400 Rthlr. frei bleiben, und nur von dem, den Betrag von 400 Rthlr.
übersteigenden Gehalte, kann die Hälfte von den Gläubigern in Beschlag
genommen werden. Einer Anfrage bei Seiner Königlichen Majestat über
diese Abzüge, bedarf es in keinem Falle.

2) Eben dies findet auch bei allen Offizieren, welche Pension oder Warte-
geld genleßen, oder auf halbes Gehalt gesetzt sind, statt.

3) Was die den Subaltern-Offizieren zu machenden Gehaltsabzuge betrifft,
so können bei der Infanterie einem Fähnrich und Sekonde-Lieutenank nicht
mehr als 2 Réhlr., einem Premier-Lieutenant aber 3 Rohlr., und bei der
Kavallerie einem Kornet und Sekonde-Lieutenant 3 Rehlr., und einem
Premier-Lieutenant böchsiens 4 Rlhlr. monatlich abgezogen werden.

9. 166.
Die Abzuge, welche einem Offizier zur Deckung und Wiedererstattung der

ihm aus den Regiments= und Bataillonskassen gesetzmäßig vorgeschossenen Equi-
pagegelder gemacht werden, haben vor allen ubrigen selbst fruher kontrahirten
Schulden den Vorzug, und mussen ungetheilt den Darleihern verabfolgt werden.

9. 167.
Bei den Generalen und andern Offizieren hoheren Ranges, mussen die

ihnen für ihre Dienstverhältnisse bewilligten sogenannten Tafelgelder und sonsti-
gen Zulagen, welche nicht mit zum eigentlichen Gehalte gehören, von den Ab-
zügen behufs der Bezahlung von Schulden ausgeschlossen werden. Eben so
bleibt in Absicht sämmtlicher Offiziere der Servis, weil solcher statt der Natural-
Einquartierung gezahlt wird, von den Abzügen ausgeschlossen.

g. 1608.
Sowohl Militairpersonen, als Zivilbeamte und Pensionisten, mussen sich

Abzuge bis zur Halfte ihres ganzen Gehalts, Wartegelds oder Pension ohne
Unterschied des Betrages gefallen lassen, wenn es auf Entrichtung laufender
Alimente ankommt.

F. 1609.
Die in Absicht der Beschlagnahme von Besoldungen und Penstonen vor-

geschriebenen Einschränkungen, sinden bei solchen Schulden keine Anwendung,
welche aus unerlaubten Handlungen entstanden sind; ielmehr soll bei Schulden
dieser Art, der Schuldner sey eine Militairperson oder ein Zivilbeamter, die Exe-
kution ohne Rücksicht auf einen dem Schuldner sonst zu seiner Subsistenz zu be-
lassenden Theil seines Einkommens vollstreckt werden.

9. 170.
Kurrente offentliche Abgaben, sind ohne Unterschied der höhern oder nie-

drigern Besoldung oder Pension, durch deren Beschlagnahme von Miluanonen
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sonen und Zivilbeamten oder Pensionisten einzuziehen. Wenn aber andere Glau-
biger auf solche Besoldungen und Pensionen schon Beschlag gelegt haben, so
wird nur die eine Halfte der zu entrichtenden Abgaben von dem freien Antheil
des Besoldeten oder Pensionisten, die andere Hälfte aber von dem den Glaubi-
gern angewiesenen Antheil dergestalt erhoben, daß letztere bis zur Tilgung der
öffentlichen Abgaben zurückstehen müssen.

(Jo. 755.) Tarif zur Erhebung der Kanal-Gefälle bei der Bielawer-, Gromader,der
Bromberger Stadt= und den Bromberger Kanal-Schleusen. Vom tbten
September 1822.

Rthll. Sgr. Pf.

rl V. einem beladenen Kahn für jede Schleusssee 25—
2) Von einem unbeladenen Kahn für jede Schleuse 7 6

Fischerkähne, Anhänge, Handkähne rc. sollen frei
durchpassiren, wenn sie mit größeren Kähnen zu-
gleich schleusen; verlangen sie einen besonderen Auf-
zug, so zahlt jeder für die Schleuse — 716

3) Holz in Flößen, es sey nun in Boden, Tafeln, Pletzen,
Karinen oder auf irgend eine andere Weise verbun-
den, jedes Stück für jede Schleuse — —

———

Diese Kanal-Abgabe wird nach der Besiimmung des Edikts vom IIten
Juni 1816. F. ö. allein vom Schiffer entrichtet, ohne daß er dafür dem Eigen-
thümer der Waaren nach beendigter Fahrt etwas anrechnen kann, indem es ihm
ubrigens unbenommen bleibt, sich dieserhalb mit dem Befrachter bei Bedingung
der Fracht zu einigen.

Berlin, den L6ten September 1822.

(L. S.) Friedrich Wilhelm.
C. Fürsi von Hardenberg. von Bölow.
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(No. 756.) Allerbdchsie Kablnetsorder vom 18ten September 1822., betreffend die vier-
jährige Verjöhrungsfrist bei den zu smmtlichen Staatsschuldscheinen aus-
gereicht werdenden Zins-Coupons.

A. den Antrag der Hauptverwaltung der Staatsschulden bestimme Ich hiermit,
daß alle von derselben zu Staats-Schuldverschreibungen auszufertigende Zins-
Coupons mit einem Vermerke zu versehen sind, in welchem die Inhaber derselben,
von der in Meiner Verordnung vom I#n Jannar 1820. vorgeschriebenen vier-
jährigen Verjährungsfrist unterrichtet werden, und der Tag mit welchem die
rechtlichen Folgen derselben eintreten, angegeben wird.

Die Worschrift des Gesetzes vom 16ten Juni 1810.
wonach ein offentliches Aufgebot und gerichtliches Amortisations-Ver-
fahren, wegen verlorner oder vernichteter Zins-Coupons eben so unzu-
lässig ist, als eine Klage auf Zusiellung anderer Coupons an die Stelle
der verlornen oder vernichteten,

erstreckt sich nicht blos auf die darin, und in dem Gesetze vom 7ten Juni 1821.
bezeichneten Staatspapiere, sondern auch uberhaupt auf alle solche, zu welchen,
von der Hauptverwaltung der Staatsschulden, Zins-Coupons bereits ausgegeben
sind, oder noch künftig ausgefertigt werden.

Berlin, den 1 Sten September 1822.

Friedrich Wilbelm.

An
die Hauptverwaltung der Staatsschulden.

—.———.— —

2 +½ E#Fargang 1822. Ji

(Ausgegeben zu Berlin den 'ten N
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No. 757.) Allerhbchste Kabinetsorder, vom 18ten September 1823.#% betreffend die Er-
nennung des Staateministers von Voß zum Viceprsibent des Staats-
raths und des Staatsministeril.

G
Ich hab beschlossen, den Staatsminister von Voß wiederum in Aktivitat
als wirklichen Staatsminisier zu setzen und demselben Sitz und Stimme im Staats-
raih und im Staatsministerium zu geben. Er wird diesemnach beide Stellen
sofort antreten und zwar vorerst ohne ein besonderes Departement im Staats-
ministerium, wogegen er sich der Leitung des Geschäftsganges bei beiden Be-
hörden, nach seinem Dienstalter als Vicepräsident, unterziehen wird, da der
Staatskanzler Fürst von Hardenberg in der Regel von den Sitzungen dispensier
ist, und es von seinem Gutbefinden abhängk, solchen nach den Umständen bei-
zuwohnen und die Präsidial-Funktionen darin auszuüben.

Berlin, den 18ten September 1822.

Friedrich Wilhelm.

An
den Sctaatsrath.

(Jo. 738.)
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(Ne. 256.) Aerhochste Kabinetsorder vom 18ten September 1822., wegen Ernennung
des Feldmarschall Grafen Kleist von Nollendorf, Ober-Berg-Haupt-
mann Gerhard und Reglerungs-Chef-Präffdene von Schdnberg als
Mitglieder des Staatsraths.

5l. "
Jch habe beschlossen, den Feldmarschall Grafen Kleist von Nollendorf,
den Ober-Berghauptmann Gerhard und den Regierungs-Chef-Präsidenten.
von Schönberg zu Mitgliedern des Staatsraths zu ernennen, und will, daß
selbige bei Eröffnung der nächsten Sitzungen eingefühm werden.

Berlin, den 18gten September 1822.

Friedrich Wilhelm.

An
den Staatsrath.

(No. 755.)
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(No. 759.) Allerhbchste Deklaration vom Zosten Oktober 1833., den 5. 604. der Kriminal-
Ordnung oder die Verpflichtung, zur Untersuchung gezogene Seltenver-
wandte zu verpflegen, betreffend.

D das Gutachten der ehemaligen Gesetzkommission vom 22sten April 1803.
und die darauf gegründete Verfügung des Justizdeparkements vom 2ten Mai 1803.,
ist es in den Gerichtsgebrauch eingeführt und die Besitimmung im H. 604. der
Kriminalordnung wird dahin gedeutet, daß die Pflicht zur Verpflegung hülf-
loser Berwandten auch auf die Verpflegung solcher Seitenverwandten auszudeh-
nen sey, welche wegen eines Verbrechens und in Folge eines Straf-Erkenntnisses
ihrer Freiheit beraubt und dadurch außer Stande gesetzt sind, sich selbst zu er-
nahren.

Ich finde diese Verpflichtung der Seitenverwandten im Landrechte nicht
begrundet, und trete Ihrer, des Justizministers, Mei ung bei, daß sich das
Gutachten der ehemaligen Gesetzkommission nicht rechtfertigen lasse. Ich hebe
daher die Verfugung des Justizdepartements vom 2ten Mai 1803. hiedurch auf
und setze fest, daß Seitenverwandte nicht verpflichtet seyn sollen, ihre wegen
eines Verbrechens zur Untersuchung gezogene und richterlich bestrafte Seitenver=
wandten wahrend der Untersuchung und am Straforte zu verpflegen.

Hiernach soll auch die Vorschrift im §. 60J. der Kriminalordnung ange-
wondet werden.

Verona, den 20sten Oktober 1822.

Friedrich Wilhelm.

An
das Staatsminisicrin
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([No. 760.) Erklärung wegen der zwischen der Konulglich-Preußischen und der Fürfklich-
Waldeckschen Regierung verabredeten Maaßregeln zur Verbütung der
Forstfrevel in den Grenzwaldungen. Vom Pten November 1822.

N. die Königlich-Preußische Regierung mit der Fürstlich-Waldeckschen
Regierung übereingekommen ist, wirksamere Maaßregeln zur Verhütung der
Forslfrevel in den Grenzwaldungen gegenseitig zu treffen; erklären beide Regie-
rungen Folgendes: "

1) Es verpfschtet sich sowohl die Königlich-Preußische, als die Fürstlich-
Waldecksche Regierung, die Forsifrevel, welche ihre Unterthanen in den Wal-
dungen des anderen Gebiets verübt haben möchten, sobald sie davon Kenntniß
erhält, nach denselben Gesetzen zu untersuchen und zu befirafen, nach welchen sie
untersucht und besiraft werden würden, wenn siei inländischen Forsten begangen
worden würen.

2) Von den beiderseitigen Behörden soll, zur Entdeckung der Frerler, alle
mögliche Hülfe geleisiet werden, und namentlich wird geslattet, daß die Spur
der Forsifreoler, durch die Försier oder Waldwärter 2c. bis in das fremde Gebiet
verfolgt, und Haussuchungen, ohne vorherige Anfrage bei den landräthlichen Be-
hörden und Aemtern, auf der Stelle, jedoch in Gegenwart und nach der Anord-
nung des zu diesem Behufe mündlich zu requirirenden Bürgermeisters., oder Orts-
Schultheissen, vorgenommen werden.

3) Bei diesen Haussuchungen muß der Ortsvorstand sogleich ein Proto-
koll aufnehmen, und ein Exemplar dem requirirenden Angeber einhändigen, ein
zweites Exemplar aber seiner vorgesetzten Behörde (Landrath oder Beamten)
übersenden, bei Vermeidung einer Polizeistrafe von 1 bis 5 Rthlr. für denjeni-
gen Ortsvorsiand, welcher der Requisition nicht Genüge leistet. Auch kann der
Angeber verlangen, daß der Förster, oder in dessen Abwesenheit der Waldwär-
ter des Orts, worin die Haussuchungen vorgenommen werden sollen, dabei zu-
zezogen werde.

Jabrgang 1222. KI 4) Des

(Ausgegeben zu Berlin den Zosten Norember 1822.)
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4) Den unterfuchenden und bestrafenden Behördenin den Königlich-Pren-
Fischen und Fürstlich-WaldeckschenStaaten, wird zur Mlicht gemacht, die Un-
tersuchung und Bestrafung der Forstfrevel in jedem einzelnen Falle so schleunig
vorzunehmen, als es nach der Verfassung des Landes nur irgend möglich seyn wird.

5) Gegenwärtige, im Namen Seiner Majeslat des Königs von Preußen,
und Seiner Durchlaucht des Fürsten von Waldeck zweimal gleichlautend aus-
gefertigte Erklärung soll, nach erfolgter gegenseitiger Auswechselung, Kraft und
Wirksamkeit in den beiderseitigen Landen haben, und öffentlich bekannt gemacht
werden.

Berlin, den cten November 1832.

(L.S.)
Koniglich-Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

Graf von Lottum.
In Abwesenheit des Staatsministers Grafen von Bernsterff.

(30. 761.)
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Elo. 761.) Erklarung wegen der zwischen der Koniglich-Preußischen und der Furstlich-
Schwarzburg-RudolstadtischenRegierung verabredeten Maaßregeln zur
Verhutung der Forstfrevel in den Grenzwaldungen. Vom 13ten No-
vember 1822.

N. die Königlich-Preußische Regierung mit der Fürsllich-Schwarzburg-=
Rudolstädrischen Regierung übereingekommen ist, wirksamere Maaßregeln zur
Verhütung der Forstfrevel in den Grenzwaldungen gegenseitig zu treffen; so er-
klären beide Theile Folgendes:

1) Es verpflichtet sich sowobl die Königlich-Preußische Regierung als
die Fürstlich-Schwarzburg-Rudolslädtische Regierung, die Forstfrevel, welche die
beiderseitigen Unterthanen in den Waldungen des andern Gebiets verübt haben
möchten, sobald man davon Kenntniß erhält, nach denselben Gesetzen zu unter-
suchen und zu bestrafen, nach welchen sie untersucht und bestraft werden würden,
wenn sie in inländischen Forsten begangen worden wären.

2) Von den beiderseitigen Behörden soll zur Entdeckung der Freoler alle
mögliche Hülfe geleistet werden, und namentlich wird gestatter, daß die Spur
derForstfreoler bis auf eine Stunde Entfernung von der Grenze verfolgt und Haus-
suchung, ohne vorherige Anfrage bei den landräthlichen Behörden und Aemtern,
auf der Stelle, jedoch nur in Gegenwart und nach der Anordnung des zu diesem
Behufe mündlich zu requirirenden Bürgermeisters oder Ortsschultheissen, vorge-
nommen werden.

3) Bei diesen Haussuchungen muß der Ortsvorstand sogleich ein Protokoll
aufnehmen, und ein Erxemplar dem requirirenden Angeber einhändigen, ein
zweites Exemplar aber seiner vorgesetzten Behörde (Landrath oder Beamten) über-
senden, bei Vermeidung einer Polizeistrafe von 1 bis S Thaler für denjenigen
Ortsvorstand, welcher der Requisition nicht Genüge leistet. Auch kann der An-
geber verlangen, daß der Förster, oder in dessen Abwesenheit der Waldwärter
des Orts, worin die Haussuchungen vorgenommen werden sollen, dabei zuge-
zogen werde.

4) Die Einziehung des Betrages der Strafe und der erwa siatt gehabren
Gerichrskosien soll demjenigen Staate verbleiben, in welchem der verurtheilte
Frepler wohnet, und in welchem das Erkenntniß statt gefunden hat, und nur
der Betrag des Schaden-Ersatzes und der Pfandgebühren an die betreffende Kasse
desjenigen Staats abgeführt werden, in welchem der Frevel verübt worden ist.

5) Den untersuchenden undbesirafenden Behörden in den Königlich-Prcußi-
schen und in den Furktlich-Schwarzburg-Rudolstädtischen Staaten wird zur Pflicht
gemacht, die Umersuchung und Bestrafung der Forsifrevel in jedem einzelnen Falle

so
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so schleunig vorzunehmen, als es nach der Verfassung des Landes nur irgenb
moglich seyn wird.

6) Gegenwartige, im Namen Seiner Majestat des Konigs von Preußen
und Seiner Durchlaucht des Fürsten von Schwarzburg-Rudolstadt zweimal gleich-
lautend ausgefertigte Erklärung soll, nach erfolgter gegenseitiger Auswechselung,
Kraft und Wirksamkeit in den beiderseitigen Landen haben, und öffentlich be-
kannt gemacht werden.

Berlin, den 1 Zten November 1822.

*
Königlich-Preußisches Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.

Graf von Lottum.
In Abwesenheit des Staatsministers Grafen von Bernstorff.
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Gesetz--Sammlung
fur die

Königlichen Preußischen Staaten.

—— No. 21. —

Co. 762.) Allerhdchste Genehmigung vom 20sten August 1822., wegen elnes mit Fest-
setzung einer präklussvischen Frist zu erlassenden Aufrufs zur Anmeldung
aller aus den Jahren 1806. bis 1819. noch rückständigen Forderungen
an die Servis= und Garnison-Administration.

A- Ihren Ankrag vom 31sten v. M. will Ich gestatten, daß zur Anmeldung
und Nachweisung aller aus den Jahren 1806. bis 1810. noch rücksiändigen For-
derungen an die Servis= und Garnison-Administration nach den von Ihnen
festgestellten Kathegorien, ein öffentlicher Aufruf erlassen und darin eine präklu-
(iwische Frist von sechs Monaten festgestellt werde, nach deren Ablauf alle wei-
teren Ansprüche dieser Art für erloschen zu erklären sind.

Toplitz, den 20len August 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

die Stantsminister von Schuckmann, von Lottum,
von Klewiz und von Hake.

Jabrgang 1822. e1 (No. 763.)

(Ausgegeben zu Verlin den 1 Aten Dezember 1822.)
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(No. 763.) Aufruf vom ZJ1st#en Oktober 1822. wegen der, innerhalb einer sechsmonat-
lichen Prallusivfrist anzumeldenden Forderungen ans den Jahren 1806.
bis 18319. an die Servis= und Garnison-Administration.

D.. Königs Majestät haben mittelst Allerhöchster Kabinetsorder vom 2osten
August d. J. zu bestimmen geruhet, daß zur Anmeldung und Nachweisung aller
aus den Jahren 1806. bis 1810. noch rückständigen Forderungen an die Serois-
und Garnison-Administrarion ein öffentlicher Aufruf erlassen und darin eine prä-
kluswische Frist von 6 Monaten festgestellt werde, nach deren Ablauf alle wei-
teren Ansprüche dieser Art für erloschen zu erklären seyen.

Die in diese Kat. orie gehörenden Ansprüche betreffen:
1I) Die Servis= und Brodgelder für die Soldaten-Frauen und Kinder vom

Isten November 1806. bis ull. März 1810.
2) Die Servis-, Holz= und Brodgelder für die Soldaten-Frauen und Kinder

vom Isten April 1810. bis ult. Dezember 1819.
3) Alle sonsiigen Anspruche aus der Servis-- und Garnisonverwaltung hin-

sichtlich der Periode bis ult. Marz 1810. und vom Isten April 1810.
bis ult. Dezember 1819.
Eine gleiche praklusivische Frist ist endlich

4) Hinsichtlich der Kinder-Pflegegelder aus der Periode vom Isten Novem-
ber 1806. bis ull. Dezember 1810. bestimmt worden.
Indem dieser Allerhöchste Befehl hierdurch zur böffentlichen Kunde gebracht

wird, werden gleichzeitig alle Interessenten, event. deren Erben, welche noch
unberichtigte Forderungen von der einen oder andern der bezeichneten Kathego-
rien nach Maaßgabe der darüber ergangenen Gesetze, Vorschriften und Bestim-
mungen, und mit Rücksicht auf die Termine, von wo ab die gedachten Leistun-
gen in den wieder vereinigten und neuen Provinzen fällig waren oder begonnen
hatten, zu haben vermeinen, hiermit aufgefordert, ihre Liquidationen und Le-
gitimationen innerhalb der oben bemerkten Frist vom Dato der ersien Bekannt-
machung dieses Publikandi an gerechnet, zur Prüfung und Fesisiellung anzumel-
den, mit der Verwarnung, daß nach Ablauf der besiimmten praäklussoischen Frist
alle weiteren Ansprüche, ohne Rücksicht darauf, ob solche früher schon irgendwe
angemeldet worden, ohne Weiteres und ohne Ausnahme für immer erlöschen.

Die Ansprüche aus den ad 1. 2. und 3. gedachten Kathegorien werden
bei den betreffenden Königlichen Regierungen, und die ad 4. gedachten Kinder-
Mlegegelder bei den Intendanturen der resp. Königlichen General-Kommandos
angemeldet.

Zur Begründung der Ansprüche auf Kinder-BPflegegelder sind folgende
Juflifkkatorien nöthig:

I) Die



1) Die Trau- und Kopulationsscheine der Eltern.
2) Die Taufscheine der Kinder.
3) Ein Attest des betreffenden Truppenthells, daß der Vater der Kinder in der

Zeit, welche der Ruckstand umfaßt, sich stets im aktiven Militairdienst be-
funden, und daß er in dieser Zeit das Kinder Pflegegeld nicht erhalten habe;
oder daß er im Laufe des Krieges vor dem Feinde geblieben, oder sonst
im Dienste verstorben sey.

4) Ein dergleichen Aktest, daß die Kinder das Pflegegeld und bis zu welchem
Monat bezogen haben.

5) Ein Attest, daß die Kinder in der Zeit der Rückstandsperiode sich stets in
der Garnison des Vaters aufgehalten, am Leben befunden, und das Pfle-
gegeld auch von der Ortsbehörde nicht erhalten haben, im Fall sie aber in
der Zeit versiorben sind, ist ein Todtenschein beizufügen und

6) ein Dürftigkeits-Attest.
Die Liquidationen hierüber müssen in duplo eingereicht werden, und fol-

gende Rubriken enthallen:
1) Vor= und Zuname des Vaters;
2) Truppentheil, bei dem derselbe in der Zeit des Rückstandes diente;
3) Namen der Kinder, welche schon früher im Genuß der Kinder-Pflegegel-

der gewesen;
4) Geburtstag und Jahr derselben-
5) das Mlegegeld ist früher gezahlt bis—
60) Zeit für welche der Rückstand liquidirt wird;
7) Betragder Forderung.

Für- Kinder, welche früher noch nicht im Genusse einer solchen Unter-
stützung gewesen sind, darf auch kein Rückstand liquidirt werden. Solche un-
begründete Ansprüche, so wie diesenigen Forderungen, welche nicht in der vor-
bemerkten Art justifizirt erscheinen, werden die Königlichen Intendanturen ohne
Weiteres zurückweisen.

Berlin, den 31sten Oktober 1822.

Der Minister des Innern. Der Minister des Schatzes. Der Minister der Finanzen.
v. Schuckmann. v. Lottum. v. Klewig.

Der Kriegeminister.
v. Hake.

(No. 764.)
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MNo. 764.) Bekanntmachung des Geheimen Staatsministerii vom Aten Dezember 1822.,
in Bezug auf das Edikt vom 11ten Marz 1812. wegen nicht ferner Statt
findender Zulassung der Juden zu akademischen Lehr= und Schulämtern.

S'r#- Majestät der König haben durch Höchste Kabinetsorder vom 18ten Au-
gust d. J. die Bestimmung des Ediktes vom IIten März 1812., §. 7. und 3.,

wonach die für Einländer zu achtenden Juden zu akademischen Lehr-
und Schmämtern, zu welchen sie sich geschickt gemacht haben, zugelassen
werden sollen,

wegen der bei der Ausführung sich zeigenden Mißverhältnisse, aufgehoben, wel-
ches hierdurch bekannt gemacht wird.

Berlin, den ##ten Dezember 1822.

Konigliches Geheimes Staats-Ministerium.
v. Voß. v. Altenstein. v. Kircheisen, v. Bülow. v. Schuckmann.

v. Lottum. v. Klewiz. o. Hake.

— —
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Gesetz-Sammlung
für die

Königlichen Preußischen Staaten.
 No0. 22. ——0%

(No. 765.) Vertrag wegen der Gefälle, welche an der Grenze des Khniglich-Hreußischen
Gebicts von dem Verkehr des darin eingeschlossenen Theils der Fürstlich-
Schwarzburg-Rudolstädtischen souveralnen Besitzungen erhoben werden.
Vom 24sten Junl 1822.; ratiftzirt am 2 sßten Oktober b. J.

D. die Gefälle, welche dem Königlich-Preußischen Gesetze vom 206flen Mai 1818.
gemäß, auf den dußern Grenzen des Staats erhoben werden, auch mehrere
in demselben eingeschlossene souveraine Besitzungen deutscher Bundesstaaten tref-
fen, Seine Majestät der König von Preußen aber geneigt sind, dasjenige Ein-
kommen, welches Ihren Kassen in Folge dieses besondern Verhältnisses zufliegt,
den landesherrlichen Kassen gedachter Staaten für den Fall überweisen zu
lassen, daß eine gemeinschaftliche billige Uebereinkunft deshalb getroffen werden
könnte; so haben Seine Durchlaucht der Fürst zu Schwarzburg-Rudolstadt Sich
zu einer solchen Uebereinkunft in Rücksicht Ihrer, in dem 4ußern Umfange
der Preußischen Staaten eingeschlossenen souverainen Besitzungen, unbeschadet
Ihrer landesherrlichen Hoheitsrechte, bereit erklärt, und es ist hierauf zwischen
den Bevollmachtigten beider Theile, nachstehender Vertrag verabredet, und unter
Vorbehalt der beiderseitigen landesherrlichen Genehmigung abgeschlossen worden.

Erster Artikel.
Der Betrag des aus den Königlich-Preußischen Kassen nach gegenwärit-

gem Vertrage an Seine Durchlaucht den Fürsten zu Schwarzburg-Rudolstadt zu
Uberweisenden Einkommens soll von drei zu drei Jahren in gemeinsamer Ueberein-
kunft festgesetzt werden. Zur Grundlage dieser Uebereinkunft soll der jedesmalige
letzkdreijaihrige Ertrag des Einkommens an Verbrauchssteuer bei den Königlichen
Zoll= und Steuer-Aemtern in den sseben östlichen Provinzen des Preußischen
Staats dergestalt dienen, daß der Antheil Seiner Durchlaucht des Fürsien von
Schwarzburg-Rudolstadt daran nach dem Verhältnisse der Bevölkerung der ge-
dachten sieben Preußischen Provinzen zu der Bevölkerung des eingeschlossenen
Theils der Fürstlichen souverainen Besitzungen, berechnet wird. «

Es wird dabei, um die Schwierigkeit der Sonderung der Zollgefalle von
der Verbrauchssteuer zu beseitigen, welche letztere nach der dermaligen Erhebungs-
rolle unter den Eingangs-Abgaben mit begriffen ist, angenommen, daß die Ver-
brauchssteuer fünf Achtel des Einkommens an Eingangs-, Ausgangs= und
Durchgangs-Abgaben zusammengenommen betrage.

Jabrgang 1822. Mm Zwei-
(A#usgegeben zu Berlin den 196en Dezember 1822.)
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Zweiter Artikel.
Mit Rücksicht auf die Bestimmungen im ersten Artikel, ist die Summe,

welche Se. Firsicche Durchlaucht bis zum 31sten Dezember 1824. erheben lassenwerden, auf
„FünftausendsiebenhundertThalerPreußisches Silbergeld“

jährlich festgesetzt, welche in gleichen Quartal-Raten in den Monaten März,
Juni, September und Dezember jedesmal mit Eintausend vierhundert fünf und
zwanzig Thalern bei der Königlichen Regierungs- Haupkkasse zu Erfurt zur Ver-
fügung Gr. Durchlaucht bereit stehen soll. .

Die bei Abschluß dieses Vertrags fällige Zahlung wird innerhalb vier
Wochen, nach erfolgter Genehmigung desselben, durch die General-Staatskasse
zu Berlin, geleistet.

Dritter Artikel.
Imn Fall eine Fürliliche Hofhaltrung zu Frankenhausen seyn sollte, werden

von denjenigen Waaren, welche mit Fürstlichen Kammer-Attecken für die Hof-
haltung Sr. Durchlaucht dingehen, die Gefalle, so weit es durch gedachte Atteste
verlangt wird, nicht beim Eingange erhoben, sondern blos notirt, und bei per

nachsten Quartal= Hebung statt baaren Geldesin Zahlung angerechnet.
Vierter Artikel.

In Räcksicht der von den mit der Post ankommenden sleuerpflichtigen Waa-
ren einzuziehenden Gefälle, soll es bis auf anderweite Uebereinkunft dabei blei-
ben, wie es seit dem I#sten Januar 1810. bis jetzt gehalten worden.

Fünfter Artikel.
Diejenige Freiheit der Durchfuhr durch das Königlich-Preußische Gebier,

welche durch den achten Artikel des zwischen Seiner Majestät dem Könige und
Seiner Durchlaucht dem Fürsten untenn loten Juni 1816. abgeschlossenen
Staats-Vertrags festgesetzt worden ist, wird unverkürzt aufrecht erhalten.

In Rücksicht der Erzeugnisse der landesherrlichen Berg= und Hüttenwerke,
worauf sich derselbe bezieht, wollen beide Theile die Durchfuhrfreiheit, jedoch zu
Vermeidung von Mißbräuchen, ausdrücklich auf solche Gegenstände beziehen,
welche mit Furstlichen Ministerial-Artesien aus Sr. Durchlaucht gehbrigen Berg-
und Hüttenwerke in Furstliche Niederlagen gehen.

Sechster Artikel.
Se. Majesiät der König und Se. Durchlaucht der Fürst versichern Ihren

Unterthanen gegenseitig den völlig freien und ungestörten Verkehr zwischen den in-
nerhalb der Preußischen Jolllinie an den dußern Grenzen des Seaars belegenen
Königlich-Preußischen und Fürsilich-Schwarzburg-Rudolstädtischen Landern der-
gesialt, daß die von den beiderseitigen Unterlhanen innerhalb ves gedachren Be-
zirks zu verführenden Waaren und Exrzeugnisse aller Art, überall den eigenen in-
ländischen völlig gleich behandelt werden sollen.

Sie-



Siebenter Artikel.
In Folge des vorstehenden Artikels werden auch solche inlandische Erzeug-

nisse, welche in dem Königlich-Preußischen oder in dem Furstlich-Schwarzburg=
Rudolstadtischen Gebiete innerhalb der Preußischen Joll-Linie mit besondern Ver-
brauchssteuern zur Zeit belegt sind, oder künfrig belegt werden möchten, in sofern
in völlig freiem Umlaufe seyn, als in beiden Ländern dem Landesherre gleiche
Abgaben davon entrichtet werden. Wo aber eine solche Gleichheit nicht statt
findet, kann in dem Gebiete, welches den höhern Sceuersatz hat, das Fehlende
nacherhoben werden.

Wiewohl hiernach (außer dem Salze und den Spielkarten, wovon der
folgende Artikel besonders handelt) nur beim Brannwein, Bier und Tabak,
sofern die Umstände es erfordern sollten, beide letztere Gegensiände zu beachten,
der freie Uebergang in den Preußischen Staat Hindernisse findet, so bleibt es
doch für den wechselseitigen Verkehr der Unterthanen mit ihren Erxzeugnissen
wünschenswerth, solche immer mehr zu beseitigen, daher Se. Durchlaucht der
Fürst zu Schwarzburg-Rudolstadt den Zins der Branntweinbrenner, oder die
Auflage auf den Branntwein, welcher in ihrem enklavirten Lande erzeugt wird,
alsbald dergestalt erhöhen wollen, daß solche der Preußischen Abgabe vom in-
ländischen Branntwein, völlig gleich kommt.

Achter Artikel.
Da das Salz und die Spielkarten, welche in dem Preußischen Staate

von den eigenen Unterthanen desselben verfertigt werden, im Preußischen Ge-
biete nicht freien Umlauf haben, sondern nur von den dazu bestimmten Anstalten
verkauft werden können, so werden in Folge der festgesetzten Gleichheit, auch
Salz und Spielkarten, wenn diese in den Fürsilichen Landen verfertigt seyn möch-
ten, in den Königlichen Landen nicht freien Umlauf haben können, sondern da-
selbst den gleichen Beschränkungen, vorbehaltlich jedoch der im fünften Am#kel
besickigten Durchfuhrfreiheit, unterworfen sepn.

Neunter Artikel.
Beide Landesregierungen werden in den zur Sicherung Ihrer landesherr-

lichen Gefälle und Aufrechthaltung der Gewerbe Ihrer Unterthanen nothwendigen
Maaßregeln einander gegenseitig freundschaftlich unterstützen.

Se. Durchlaucht der Fürst zu Schwarzburg-Rudolstadt wollen namentlich
gestatten, daß die Königlichen Zollbeamten die Spuren begangener Unterschleife
auch in Ihr Gebiet verfolgen und mit Zuziehung der Orts-Obrigkeiten sich des
Thatbestandes versichern.

Wenn auch zu dessen Feststellung, oder Sicherung der Gefälle und Strafen,
Visitationen, Beschlagnahme und Vorkehrungen von den Königlichen Jollbedien=
ten bei den Fürstlichen Landes= oder Ortsbehörden in Antrag gebracht werden,
sollen diese, nachdem sie sich von der Zulässigkeit den Umständen nach überzeugt
haben, solche alsbald willig und zweckmäßig veranstalten.

Mm2 Se.



Se. Durchlauche wollen ferner in Ihrem Lande verordnen und darauf hal-
blen lassen:

1) daß alle Fürstliche Unterthanen und Andere, die sich im Fürstlichen Gebiete
aufhalten, welche Waaren ohne die an den Preußischen ollstellen zu erhebenden
Gefälle,—woranSe.DurchlauchtfürdenimPreugzischenStaateeingeschlos-
senen Theil Ihrer Besitzungen Selbst Antheil haben,—unterschleiflich über
die dußere Preußische Grenze eingeführt haben, oder welche sonst Handlungen
begehen, welche gegen das Preußische Steuergesetz und Ordnung vom
26sten Mai 1818. laufen, nach der Strenge dieser Gesetze, deren Kenntniß
bei ihnen vorausgesetzt wird, auch von den Schwarzburgischen Gerichten, wenn
von diesen die Untersuchung und Ueberführung erfolgt, bestraft werden sollen;
daß diejenigen, welche auch innerhalb der Grenzen des Fürslenthums Hand-
lumgen begehen, wodurch vorsätzlich oder wissentlich die Kontrebande mit
Salz und Spielkarten, oder Defraude mit andern Waaren, welche einer Ver-
brauchssteuer unterworfen sind, befördert wird, um den doppelten Betrag
des dadurch gesuchten Vortheils befiraft werden. Es soll jeden Falls dieser
Vortheil mindesiens dem Betrage der Abgabe gleich geachtet werden, womit
die Waare im Preußischen belegt ist.

Zehnter Artikel.
In Berücksichtigung sowohl der von Sr. Durchlaucht gewünschten Erleichte-

mng und Erhaltung des Verkehrs zwischen ihren abgesondert gelegenen Landen,
als auch des gestarreten völlig freien Absatzes aller Erzeugnisse des Preußischen
Scaats in den Fürstlichen, nicht vom Preußischen Gebiete eingeschlossenen Landen,
ist vereinbart, daß grobe Eisen= und Stahlwaaren, Glas, Töpferwaaren, Leinen-=
zeug und Tuch aus Rudolstadt auf gehbrige von der dazu bestellten Fürsllichen
Behbrde ausgestellte Bescheinigung, ihres dortigen Ursprungs in den Preußischen
Staat, über ein dazu am besten gelegenes Haupt-Zollamt in soweit frei eingehen
sollen, als die Abgaben, welche nach dem Tarif darauf ruhen, aber frei geschrie-
ben werden, Vierhundert Thaler im Laufe eines Jahres nicht übersteigen.

Der in dem herrsschaftlichen Weinberge zu Frankenhausen erbauete und zur
Fürstlichen Hofhaltung nach Rudolstadr abzusendende Wein, kann, wie dies dei
jedem andern Produkt, welches mit keinem Ausgangszoll im Preußischen Tarif
betroffen ist, statt findet, ohne alle Abgabe durch das Preußische durchgeführt werden.

Eilfter Artikel.
Gegenwärtiger Vertrag soll unvergüglich zur landesherrlichen Ratifikarion

vorgelegt, und nach Auswechselung der Ratifikations-Urkunden sofort zur Vollzie-
hung gebracht werden.

Des zu Urkund ist derselbe von den beiderseitigen Bevollmächtigten unter Bei-
drückung ihres Siegels unterzeichnet worden. Berlin, den 24#ten Juni 1822.

Maaßen. Hoffmann. von L'Estocq.
(L. S.) (L. S.) (L. S.)

2“

Die-



Dieser Vertrag ist zu Verona am 2gsten Oktober d. J. von Sr. Majestat
dem Konige ratifizirt und die Ratifikations--Urkunden sind demnachst am gosten
November zu Berlin ausgewechselt worden. Berlin, den öten Dezember 1822.

Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten.
von Lottum.

[o. 766.) Allerhöchste Kabineksorder vom 2ten November 1822., wegen Regulirung des
von der Hauptverwaltung der Staatsschulden übernommenen Provinzial-
Staatsschuldenwesens.

N.# die Verwaltung des Provinzial-Staatsschuldenwesens, in Ge-
matheit Meiner Verordnung vom 171en Januar 1820. F. 10. Gesetzsammlung
No.577., nunmehr von der Hauptverwaltung der Staatsschulden übernommen
it## s#o bestimme Ich zur Regulirung dieser Angelegenheit wie folgt:

§. I. Zuvbrderst hat es bei demjenigen sein Bewenden, was wegen
Amortisation des übernommenen Antheils von den vormals Sächsischen Zentral-
Steuer-Obligationen, Steuer= und Kammer-Kredit-Kassenscheinen und andern
einzelnen Gaftungen von Provinzialschulden bereits angeordnet ist.

## 2. Die gegemwärtige Verordnung betrifft die übrigen in den Etats
der Provinzial-Staatsschulden aufgeführten Passiva, namentlich diejenigen,
welche aus der Einziehung geistlicher Gücer nach dem Edikte vom Zosten Okto-
ber 1810. Gesetzsammlung No. 4 entstanden, und durch Friedensschlüsse, Trak-
late oder Konventionen mit neuen Provinzen, als Landesschulden übernommen
sind.

&amp;# 3., Da diesen Kapitalien in Meiner Verordnung vom 17ten Jannar
1820. eine allgemeine Sicherheit verschrieben ist; so fallen alle Anspruche auf
Einraumung einer besondern oder Verbesserung der bestellten Sicherheit, in sofern
sie bei Verkundigung dieser Verordnung nicht durch hypothekarische Eintragung
oder Uebergabe bereits realisirt sind, fort.

K. 4. Die Zinsen werden regelmaßig bezahlt. Es sindet aber weder eine
Erböbung, noch eine Herabsetzung des bereits festsiehenden Zinssatzes siatt. Stebt
derselbe noch nicht fest: so beträgt er nach Meiner Verordnung vom 27ften Ok-
tobe#r 1810. Gesetzsammlung No. 3. jährlich Vier vom Hunderk.

s. 5. Die Feststellung noch nicht anerkannter oder noch illiquider Provin-
zial-Staatsschulden, sowohl in Betreff ihrer Qualitat, als der Verbindlichkeit
des Staats zur Zahlung des Betrags und des Zinssatzes gebuhrt der Hauptver-
waltung der Staatsschulden. Fehlende Verbriefungen erfolgen, wo es nöthig ist,
auf ihre Verfugung bei den betreffenden Regierungen. Dieselbe ist berechtigt,
überall wo sie es nöthig sindet, sowohl wegen einzelner Schuldposlen, als ganzer

Klassen derselben, die erforderlichen Verisikationen anzuordnen. .6
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#. 6. Von der Amortisation sind zur Zeit ausgeschlossen, die auf dem
Grundeigenthum des Staatshaftenden Pfandbriefsschulden, desgleichen alle nicht
au porteur gestellten Kapitalforderungen der geistlichen Fundationen undderStrif-
tungen zu milden, wissenschaftlichen oder andern ähnlichen Zwecken, ohne Rück-
sicht, ob eine Sicherheit dafür bestellt ist, oder nicht, weil zur Erfüllung ihrer Be-
stimmung eine regelmäßige Zinszahlung hinreicht.

§. 7. Sollte der Fall eintreten, daß eine Stiftung, zu ihrer Erhaltung,
des Kapitals oder eines Theils desselben durchaus nothwendig bedürfte; so soll
Mir, nach zuvor erfolgter Untersuchung der Sache, von dem die Oberaufsicht über
die Stiftung führenden Ministerium und der Hauptverwaltung der Staaksschulden,
zu Meiner Verfügung Bericht erstattet werden.

§. 8. Ferner scheiden von der Amortisation aus, die unablöslichen Paffiv=
Kapitalien, deren Renten nach Meiner der Hauptverwaltung der Staatsschulden be-
reit# früher ertheilten Vorbescheidung auf die Domainen-Etats zu übernehmen sind.

§. 9. Alle übrigen Provinzial-Passiv-Kapitalien zerfallen, was die
Amortisation betrifft, in 3 Klassen, nämlich:

a) vom Staate zu vertretende Kautionen und Deposita,
b) mit den neuen Provinzen durch Staatsverträge übernommene Schulden aus

Anleihen vormaliger Landesherren, über welche auf jeden Inhaber laurende
Partial-Berschreibungen ausgestellt sind, und

c) sonstige Provinzial-Sctaatsschulden.
g. 10. Die Kautionen sind den legitimirten Eigenthumern baar auszuzahlen,

sobald das Amtsverhaltniß, fur welche sie bestellt waren, geloset, und der Be-
weis gefuhrt ist, daß die Verbindlichkeiten, wofur sie bestellt wurden, erfullt sind.

S. II. Die zu den Provinzial-Staatsschulden gehörenden Deposita verlieren
durch diese Benennung nicht ihre Qualitär, und werden daher, gleich den übrigen
in diese allgemeine Kathegorie gehörenden Kapitalien von der Hauptverwaltung der
Staatsschulden verwaltet. Dieselbe ist indessen verbunden, diese Passiva ihrem De-
positalfonds zu überweisen, und wie die übrigen dorthin gehörigen Gegenstände
anzulegen, aus demselben aber Kapical oder Zinsen ganz oder zum Theil baar her-
aus uzahlen, sobald die rechtliche Veranlassung zur Deposition ganz oder zum Dheilfortfälle, und die kompetente Justiz= oder Vormundschaftsbehörde nicht allein dar-
über entschieden, sondern auch festgestellt hat, welchen Individuen, als Eigenthü-
mern, in Gemäßheit dieser Entscheidung, Zahlung zu leisten ist.

C. 12. Diese Bestimmung des §. II. erstreckt sich auch auf die unter den Provin-
zial-Staatsschulden ad I. befindlichen, namentlich auf dic von Sachsen übernomme-
nen Deposita. Was vondbiesen Depositis F. 11. und 12. herrenlos wird, ist als Er-
lbarnis bei den Provinzial-Staatsschulden zu betrachten, ohne daß weder die Justiz-ffizianten-Wittwenkasse, noch eine andere auf Kapital oder Zinsen daran Ansprüche
zu machen hat.

§. 13. Die mit den neuen Provinzen durch Staatsverträge übernommenen
Schulden aus Anleihen vormaliger Landesherren §.. Lit. b., so wie die sonstigen

Pro-
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Provinzial-Staatsschulden sub Lit. c. daselbst, hat die Hauptverwaltung der Staats-
schulden durch Ankauf unter dem Nominalwerthe zu amortisiren. Erst wenn der-
gleichen Kapitalien nicht mehr unter dem Nominalwerkhe zu haben sind, erfolgt
die weitere Tilgung nach dem Loose.

XI4. Zur Amortisation bestimme Ich jährlich von dem ganzen Kapitals-
betrage

1) der mit den neuen Pro-#inzen durch Staaksverträge übernommenen Schulden,
aus Anleihen vormaliger Candesherren con-. S. O. Lit. b., über welche auf jeden

Inhaber lautende Partialverschreibungen ausgeseelt sind, Zwei Prozent, und2) der sonstigen Provinzial-Staatsschulden conf. S. 0. Lit. C. Ein Prozent.
. 15. Zur Erleichterung der Amortisation sollen alle zum Provinzial-

Staatsschulden-GEtat gehörenden:
a) auf dem Grundeigenthume des Staats noch haftenden Pfandbriefsschulden,
b) die darauf hoypothekarisch eingerragenen Summen, und
c) endlich diejenigen Kapitalien, welchen gesetzlich ein dingliches Recht darauf

zusteht, bei eintretenden VBeräußerungen den Acquirenten, auf Rechnung
der Kaufgelder, unter der Verbindlichkeit den Staat deshalb ex nexu zu
setzen, überwiesen werden.

S. 16. Unter diesen Voraussetzungen und Beschränkungen bleibt es zwar
bei der Bestimmung des §F. 20. Meiner Verordnung vom I7ten Januar 1820., wo-
nach keine Kündigung von Seiten der Glaubiger angenommen werden kann, jedoch
will Ich zum Besten der so eben F. 15. unter b. und c. bezeichneten Real= oder
hypothekarischen Provinzial-Staaks-Gläubiger eine Ausnabme in der Art bewilli-
gen, daß die Kündigung ihrer solchergestalt bevorrechteren Kapiralien, jedoch nur
in soweit anzunehmen ist, als es die Kräfte des Tilgungs-Fonds der Kathegorie,
zu welcher sie gehdren, verstakten.

.17. Was die Jahlungsmittel betrifft, so ist zuvörderst der Zinsenbedarf auf
die Staatseinkünfte übernommen, die zu verzinsende Summe wird nach der Analogie
Meiner Verordnung d. d. Berlin den 17ten Januar 1820.F. S. von zehn zu zehn Jah-
ren zunächst also wieder für die Periode vom isten Jannar 1833. bis einschließ-
lich 1842. nach dem beim Eintritt derselben jedesmal durch die Amortisation erma-
ßigten Betrage der Schulden, regulirr. ·

H.18.WasdieukAmoktIsanonekfokderltchenFonbsbetkisst,fosindfükdic
Provinzialschulden, im Etat der Stagtsschulden, Gesetzsammlung Nro. 577. Jahr-

ang 1820.S. 17. vor der Linie überhauptangesetzt 25,014,694 Rthlr 7 Gr. Pf.
von gehen ab auf die Kathegorie §. 1. 13,840, 110 — 12 - 7—

es bleiben also auf die Kathegorie §. 2. —————
Von dieser Summe bewillige Ich aus den Staats-Einkünften jährlich Ein Prozent
und zwar unverkürzt bis zur gänzlichen Tilgung des Gesammt-Betrages der §. 2.
bezeichneten Provinzial-Staaksschulden. **1

. 10. Dem hieraus zu bildenden Amortisations-Fonds sollen zuwachsen,
alle Zinsersparnisse, welche innerhalb der zehnjahrigen Verzinsungsperioden

1) durch die fortschreitende Tilgung,
2) ber der Berifikation noch nicht feststehender Provinzial-Staatsschulden K. ö.,
3) durch das Ausscheiden herrenloser DepPosita §. 11, derch

M dur
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d) durch Ueberweisung der auf dem Grund-Eigenkhum des Staats haftenden und
vom Erwerber derselben übernommenen Kapitalien K. 15.

ehen.entst 20. Zum Betriebs-Fonds uberweise Ich der Hauptverwaltung der
Staatsschulden *

a) die auf den Provinzial= Etaks stehenden, rund sonst noch ausgemittelten oder
überhaupt dahin gehörigen Aktiv-Kapitalien und deren Zinsen;

) die bis zum usten Januar 1823. sich bei dem Provinzial-Staatsschuldemwesen
überhaupt etwa ergebenden Ersparnisse,

aus welchen beiden vorzugsweise
1) die besonderen Verwaltungskosten des Provinzial-Staatsschulden-Wesens;
25 demnechst das durch die im F. 18. bewilligten Zahlungemittel etwa nicht zu

deckende Bedürfniß für die nach F. 10. und II.zu leistenden Zahlungen und fur
die nach J. 14. anzuordnenden Amortisations-Fonds zu bestreiten;

3) endlich aber der Tilgung überall, wo es nöthig ist, durch Vorschüsse und auster-
ordentlichen Ankauf von Provinzial-Schuldforderungen zur Hülfe zu lommen ist.

S. 2I. Dieser Betriebsfonds hae dieselben Rechte, welche Ich dem der konso-
lidirten Staatsschulden durch besondere Bestimmungen beigelegt habe, und wird esbei der Rechnungslegung darüber eben so wie dort gehalten. D## Rechnungen über
die Zinsen der Provinzial-Staaksschulden werden ferner wie bisher von den Regierun-
gen gelege, und von der Ober-Rechnungskammer geprüft. Im übrigen b#i
der Rechnungslegung über das Provinzial-Staatsschuldenwesendie Verschriften Mei-
ner Verordnung vom 1Iten Januar 1820. S. 13. und 14. und Meinespäteren sch
darauf beziehendenDepemmemzen. wornach mit der gerichtlichen Nicderlegungder über die getilgten Passinva sprechenden Dokumente alljäehrlich bis zur gänzcchen
Amortisation aller Provinzial-Scaaksschulden zu verfahren ist.

C. 22. Endlich behalre Ich Mir vor, einzelne auf den Ekats der Provinzial-
Staatsschulden stehende Passiva, wegender Verbindung, in welcher sie mit der all-
gemeinen Staatsschuld stehen, aufdenErat derselben, so wie umgekehrr einzelne auf
dem letztern stehende Passiva, weßen ihrer nähern Beziehung zu den provinziellStaatschulden, unter diese aufnehmen, und übertragen zu Asen soweit dadurch
die in Meiner Verordnung vom 171en Januar 1820. ð. 1. auf 180,001,720 Rthir.
19 gGr. 1 Pf festgestellte Summe der verzinslichen allgemein und die K. 10. auf
25,014,004 Rthlr. 7 (Gr. angegebene Summe der provinziellen Staaksschulden
beider Erate in ihrer Gesammtheit nicht überschrirten wird.

S. 23. Nach diesen Bestimmungen, welche auf dem gesetzlichen Wege zur
öffemlichen Kenntniß zu bringen sind, hat die Hauptverwaltung der Staaksschulden
vom isten Januar 1823. ab, bei der Verwaltung des Provinzial-Staasschuldenwe-
sens zu verfahren, und die dazu erforderliche nähere Anordnung nach Meiner ihr heute
ertheilten besondern Instruktion zu treffen.

Verona, den 2ten November 1822.

Friedrich Wilhelm.
An

die Hauptverwaltung der Staatsschulden.
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	(No. 742.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 18ten Juli 1822.,  die Ausschreibung der  Prinzessinnen-Steuern betreffend.
	(No. 743.)  Erklärung wegen der zwischen der Königlich-Preußischen und der Fürstlich-Schwarzburg-Sondershausenschen Regierung verabredeten Maaßregeln zur Verhütung der Forstfrevel in den Grenzwaldungen.  Vom 16ten Juli 1822.
	(No. 744.)  Erklärung wegen der zwischen der Königlich-Preußischen und der Fürstlich-Lippeschen Regierung verabredeten Maaßregeln zur Verhütung der Forstfrevel in den Grenzwaldungen.  Vom 31sten Juli 1822.

	Stück No. 16.
	(No. 745.)  Erklärung wegen der mit der Herzoglich-Dessau'schen Regierung getroffenen Uebereinkunft,  daß gegenseitig bei vorkommenden Kriminal-Untersuchungen nur die baaren Auslagen erstattet werden sollen.  Vom 22sten Juni 1822.
	(No. 746.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 25sten Juli 1822.,  wegen Verlängerung der Hypotheken-Fristen für die eximirten Grundstücke des Herzogthums Sachsen in dem Jurisdiktions-Bezirk des Ober-Landes-Gerichts zu Naumburg und des Kammergerichts.
	(No. 747.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 1sten August 1822.,  wegen eines Präklusiv-Termins für die Umschreibung der Lieferungsscheine in Staatsschuldscheine.
	(No. 748.)  Subhastations-Ordnung für die Rheinprovinzen.  Vom 1sten August 1822.
	Gebühren Taxe.


	Stück No. 17.
	(No. 749.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 30sten Juli 1822.,  wegen eines Präklusiv-Termins etwaiger Ansprüche auf Gehalts-, Wartegeld- und Pensions-Entschädigung  aus den Allerhöchsten Kabinetsorders vom 1sten August 1817.  und 3ten Juli 1818.,  so wie aus den Godesberger Verhandlungen für die rheinisch-westphälischen Provinzen im Jahre 1817.
	(No. 750.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 2ten August 1822.,  betreffend die Vernehmung der Militair-Zeugen in Untersuchungen gegen Zivilpersonen in den Rheinprovinzen.
	(No. 751.)  Auszug aus der Allerhöchsten Order vom 25sten August 1822.,  die Beschränkung der §§. 21. und 39. der Städteordnung betreffend.
	(No. 752.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 18ten September 1822.,  über einige einstweilige Bestimmungen,  betreffend die Ausführung des Gesetzes vom 25sten September 1820.  wegen der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse in den vormals zum Königreich Westphalen, zum Großherzogthum Berg, oder zu den französisch-hanseatischen Departements gehörenden Landestheilen.

	Stück No. 18.
	(No. 753.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 4ten Juni 1822.,  die Vollstreckung der Exekution aus Zivil-Erkenntnissen gegen Militair-Personen betreffend.
	(No. 754.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 8ten September 1822.,  wegen Vollstreckung der Exekution aus Zivil-Erkenntnissen gegen Militair-Personen in den Provinzen, wo das Allgemeine Landrecht und die Allgemeine Gerichtsordnung noch nicht eingeführt sind.
	Extrakt aus dem Anhange zur Allgemeinen Gerichtsordnung.

	(No. 755.)  Tarif zur Erhebung der Kanal-Gefälle bei der Bielawer-, Gromader-, der Bromberger Stadt- und den Bromberger Kanal-Schleusen.  Vom 16ten September 1822.

	Stück No. 19.
	(No. 756.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 18ten September 1822.,  betreffend die vierjährige  Verjährungsfrist bei den zu sämmtlichen Staatsschuldscheinen ausgereicht werdenden Zins-Coupons.
	(No. 757.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 18ten September 1822.,  betreffend die Ernennung des Staatsministers  von Voß  zum Vicepräsident des Staatsraths und des Staatsministerii.
	(No. 758.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 18ten September 1822.,  wegen Ernennung des Feldmarschall Grafen Kleist von Nollendorf,  Ober-Berg-Hauptmann  Gerhard  und Regierungs-Chef-Präsident  von Schönberg  als Mitglieder des Staatsraths.
	(No. 759.)  Allerhöchste Deklaration vom 20sten Oktober 1822.,  den §. 604.  der Kriminal-Ordnung  oder die Verpflichtung,  zur Untersuchung gezogene Seitenverwandte zu verpflegen, betreffend.

	Stück No. 20.
	(No. 760.)  Erklärung wegen der zwischen der Königlich-Preußischen und der Fürstlich-Waldeckschen Regierung verabredeten Maaßregeln zur Verhütung der Forstfrevel in den Grenzwaldungen.  Vom 9ten November 1822.
	(No. 761.)  Erklärung wegen der zwischen der Königlich-Preußischen und der Fürstlich-Schwarzburg-Rudolstädtischen Regierung verabredeten Maaßregeln zur Verhütung der Forstfrevel in den Grenzwaldungen.  Vom 13ten November 1822.

	Stück No. 21.
	(No. 762.)  Allerhöchste Genehmigung vom 20sten August 1822.,  wegen eines mit Festsetzung einer präklusivischen Frist zu erlassenden Aufrufs zur Anmeldung aller aus den Jahren 1806. bis 1819. noch rückständigen Forderungen an die Servis- und Garnison-Administration.
	(No. 763.)  Aufruf vom 31sten Oktober 1822.  wegen der,  innerhalb einer sechsmonatlichen Präklusivfrist anzumeldenden Forderungen aus den Jahren 1806. bis 1819. an die Servis- und Garnison-Administration.
	(No. 764.)  Bekanntmachung des Geheimen Staatsministerii vom 4ten Dezember 1822.,  in Bezug auf das Edikt vom 11ten März 1812.  wegen nicht ferner Statt findender Zulassung der Juden zu akademischen Lehr- und Schulämtern.

	Stück No. 22.
	(No. 765.)  Vertrag wegen der Gefälle,  welche an der Grenze des Königlich-Preußischen Gebiets von dem Verkehr des darin eingeschlossenen Theils der Fürstlich-Schwarzburg-Rudolstädtischen souverainen Besitzungen erhoben werden.  Vom 24sten Juni 1822.;  ratifizirt am 28sten Oktober d. J.
	(No. 766.)  Allerhöchste Kabinetsorder vom 2ten November 1822.,  wegen Regulirung des von der Hauptverwaltung der Staatsschulden übernommenen Provinzial-Staatsschuldenwesens.



